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Vorwort 

Das Hochschulfreiheitsgesetz ist das Herzstück der 
neuen Hochschulpolitik in Nordrhein-Westfalen. In die-
ser Broschüre sind das neue Hochschulgesetz und 
weitere aktuelle einschlägige Gesetzes- und Verord-
nungstexte sowie Gesetzesbegründungen zu einem 
systematischen Überblick über das nordrhein-west-
fälische Hochschulrecht zusammengefasst. Mit dem 
Hochschulfreiheitsgesetz haben die nordrhein-west-
fälischen Universitäten und Fachhochschulen Autono-
mie in einer neuen, bundesweit einzigartigen Dimensi-
on erhalten. Für die Hochschulen wurde ein neuer 
flexibler Rechtsrahmen gestaltet, der sie von allen 
hemmenden Regularien und überflüssigen Vorschriften 
befreit. Ziel der Reform ist es, stimulierende Bedingun-
gen für die Entfaltung von Kreativität und Kompetenz 
zu schaffen, um im nationalen und internationalen 
Wettbewerb bestehen zu können.  

Das neue Hochschulrecht in Nordrhein-Westfalen be-
reitet den Boden für einen tiefgreifenden kulturellen 
Wandel in den Hochschulen und schafft die Voraus-
setzung für seine Hochschulen, sich im Zentrum der 
Gesellschaft als Motor wissenschaftsgeleiteter Verän-
derungen positionieren zu können. Dabei setzt das  
Gesetz auf die Bereitschaft der Menschen in den 
Hochschulen, Autonomie und neue Verantwortung an-
zunehmen. Das Credo des Gesetzes ist, dass Qualität 
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dort entsteht, wo diejenigen über Profil, Programm und 
Strategie einer Hochschule entscheiden, die davon am 
meisten verstehen: die Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrer, die Hochschulleitungen, die Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter und – im partnerschaftlichen Dia-
log eingebunden – auch die Studierenden. 

Das Hochschulfreiheitsgesetz ist für die Hochschulen 
in Nordrhein-Westfalen ein Signal zum Aufbruch: Sie 
erhalten Freiheit und das Land sichert ihre Gestal-
tungskraft, aus dieser Freiheit tatsächlich etwas zu ma-
chen. Das ist Chance und Herausforderung für alle 
handelnden Akteure. Wenn wir gemeinsam diese Her-
ausforderung annehmen, haben wir die Aussicht, als 
Schrittmacher im Wettbewerb um die besten Lösungen 
Zukunft zu gestalten. 

 
Prof. Dr. Andreas Pinkwart 
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§ 1 Geltungsbereich (1) 1Dieses Gesetz gilt für die Hoch-
schulen des Landes Nordrhein-Westfalen und nach Maßgabe des 
neunten Abschnittes für die staatlich anerkannten Hochschulen 
und für den Betrieb nichtstaatlicher Hochschulen in Nordrhein-
Westfalen. 2Für die Verleihung und Führung von Graden gilt die-
ses Gesetz nach Maßgabe des § 69. 

(2) 1Folgende Hochschulen sind im Sinne dieses Gesetzes Uni-
versitäten: 
  1. die Technische Hochschule Aachen, 
  2. die Universität Bielefeld, 
  3. die Universität Bochum, 
  4. die Universität Bonn, 
  5. die Universität Dortmund, 
  6. die Universität Düsseldorf, 
  7. die Universität Duisburg-Essen, 
  8. die Fernuniversität in Hagen, 
  9. die Universität Köln, 
10. die Deutsche Sporthochschule Köln, 
11. die Universität Münster, 
12. die Universität Paderborn, 
13. die Universität Siegen und  
14. die Universität Wuppertal. 

2Folgende Hochschulen sind im Sinne dieses Gesetzes 
Fachhochschulen:  
  1. die Fachhochschule Aachen,  
  2. die Fachhochschule Bielefeld,  
  3. die Fachhochschule Bochum,  
  4. die Fachhochschule Dortmund, 
  5. die Fachhochschule Düsseldorf,  
  6. die Fachhochschule Gelsenkirchen, 
  7. die Fachhochschule Südwestfalen in Iserlohn, 
  8. die Fachhochschule Köln,  
  9. die Fachhochschule Lippe und Höxter in Lemgo,  
10. die Fachhochschule Münster, 
11. die Fachhochschule Niederrhein in Krefeld und 

Mönchengladbach und 
12. die Fachhochschule Bonn-Rhein-Sieg in Sankt Augustin. 

(3) 1Es bestehen Standorte der Fachhochschule Aachen in Jü-
lich, der Fachhochschule Bielefeld in Minden, der Fachhochschu-
le Gelsenkirchen in Bocholt und Recklinghausen, der Fachhoch-
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schule Südwestfalen in Hagen, Meschede und Soest, der Fach-
hochschule Köln in Gummersbach, der Fachhochschule Lippe 
und Höxter in Detmold und Höxter, der Fachhochschule Münster 
in Steinfurt sowie der Fachhochschule Bonn-Rhein-Sieg in Rhein-
bach und Hennef. 2Die Grundordnungen dieser Hochschulen kön-
nen bestimmen, dass auch am Sitz der Hochschule nach Absatz 
2 ein Standort besteht. 3Die Grundordnung kann bestimmen, dass 
in den Standorten aus den Professorinnen und Professoren des 
Standorts für eine Zeit von vier Jahren eine Sprecherin oder ein 
Sprecher dieses Standorts gewählt wird. 4Der Sitz der Fachhoch-
schule Niederrhein im Sinne der Vorschriften über den Gerichts-
stand ist Krefeld. 

(4) 1Dieses Gesetz gilt nicht für die Hochschule für Musik Det-
mold, die Kunstakademie Düsseldorf, die Robert-Schumann 
Hochschule Düsseldorf, die Folkwang Hochschule im Ruhrgebiet, 
die Hochschule für Musik Köln, die Kunsthochschule für Medien 
Köln, die Kunstakademie Münster, die staatlich anerkannten 
Kunsthochschulen und für die Anerkennung als Kunsthochschule 
sowie für Fachhochschulen des Landes, die ausschließlich Aus-
bildungsgänge für den öffentlichen Dienst anbieten. 

Erster Abschnitt 
Rechtsstellung, Aufgaben, Finanzierung und Steuerung 

der Hochschulen 

§ 2 Rechtsstellung (1) 1Die Hochschulen nach § 1 Abs. 2 
sind vom Land getragene, rechtsfähige Körperschaften des öf-
fentlichen Rechts. 2Durch Gesetz können sie auch in anderer 
Rechtsform errichtet oder in eine andere Rechtsform umgewan-
delt oder in die Trägerschaft einer Stiftung überführt werden. 3Sie 
haben das Recht der Selbstverwaltung im Rahmen der Gesetze 
(Artikel 16 Abs. 1 der Verfassung für das Land Nordrhein-
Westfalen). 

(2) 1Die Hochschulen nehmen die ihnen obliegenden Aufgaben 
als Selbstverwaltungsangelegenheiten wahr. 2Soweit dieses Ge-
setz nichts anderes zulässt, erledigen sie ihre Aufgaben in For-
schung, Entwicklung und Kunst, Lehre und Studium in öffentlich-
rechtlicher Weise. 

(3) 1Das Personal steht im Dienst der jeweiligen Hochschule. 
2Die Hochschulen besitzen das Recht, Beamte zu haben. 3Das 
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Land stellt nach Maßgabe des Landeshaushalts die Mittel zur 
Durchführung der Aufgaben der Hochschulen bereit. 

(4) 1Die Hochschulen erlassen die zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
erforderlichen Ordnungen sowie nach Maßgabe dieses Gesetzes 
und ausschließlich zur Regelung der dort bestimmten Fälle ihre 
Grundordnung. 2Alle Ordnungen sowie zu veröffentlichenden Be-
schlüsse gibt die Hochschule in einem Verkündungsblatt bekannt, 
dessen Erscheinungsweise in der Grundordnung festzulegen ist. 
3Dort regelt sie auch das Verfahren und den Zeitpunkt des In-
Kraft-Tretens der Ordnungen. 4Prüfungsordnungen sind vor ihrer 
Veröffentlichung vom Präsidium auf ihre Rechtmäßigkeit ein-
schließlich ihrer Vereinbarkeit mit dem Hochschulentwicklungs-
plan zu überprüfen. 

(5) 1Die Hochschulen können sich in ihrer Grundordnung eige-
ne Namen geben und Wappen und Siegel führen; die Fachhoch-
schulen können zudem ihrer gesetzlichen Bezeichnung nach § 1 
Abs. 2 Satz 2 die Bezeichnung "Hochschule für angewandte Wis-
senschaften" hinzufügen. 2Hochschulen ohne eigene Wappen 
und Siegel führen das Landeswappen und das kleine Landessie-
gel. 

§ 3 Aufgaben (1) 1Die Universitäten dienen der Gewinnung 
wissenschaftlicher Erkenntnisse sowie der Pflege und Entwick-
lung der Wissenschaften durch Forschung, Lehre, Studium, För-
derung des wissenschaftlichen Nachwuchses und Wissenstransfer 
(insbesondere wissenschaftliche Weiterbildung, Technologie-
transfer). 2Sie bereiten auf berufliche Tätigkeiten im In- und Aus-
land vor, die die Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse und 
Methoden erfordern. 3Die Sätze 1 und 2 gelten für die Kunst ent-
sprechend, soweit sie zu den Aufgaben der Universitäten gehört. 

(2)  1Die Fachhochschulen bereiten durch anwendungsbezoge-
ne Lehre und Studium auf berufliche Tätigkeiten im In- und Aus-
land vor, die die Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse und 
Methoden oder die Fähigkeit zu künstlerischer Gestaltung erfor-
dern. 2Sie nehmen Forschungs- und Entwicklungsaufgaben, 
künstlerisch-gestalterische Aufgaben sowie Aufgaben des Wis-
senstransfers (insbesondere wissenschaftliche Weiterbildung, 
Technologietransfer) wahr. 

(3)  1Die Hochschulen fördern die Entwicklung und den Einsatz 
des Fern- und Verbundstudiums und können dabei und beim 
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Wissenstransfer sich privatrechtlicher Formen bedienen und mit 
Dritten zusammenarbeiten. 

(4) 1Die Hochschulen fördern bei der Wahrnehmung ihrer Auf-
gaben die tatsächliche Durchsetzung der Gleichberechtigung von 
Frauen und Männern in der Hochschule und wirken auf die Besei-
tigung der für Frauen bestehenden Nachteile hin. 2Bei allen Vor-
schlägen und Entscheidungen sind die geschlechtsspezifischen 
Auswirkungen zu beachten (Gender Mainstreaming). 

(5) 1Die Hochschulen wirken an der sozialen Förderung der 
Studierenden mit. 2Sie berücksichtigen die besonderen Bedürf-
nisse behinderter und chronisch kranker Studierender und Be-
schäftigter sowie der Studierenden und Beschäftigten mit Kin-
dern. 3Sie setzen sich für eine angemessene Betreuung dieser 
Kinder ein. 4Sie nehmen die Aufgaben der Berufsbildung nach 
dem Berufsbildungsgesetz wahr. 5Sie fördern in ihrem Bereich 
Sport und Kultur. 

(6)  1Die Grundordnung kann weitere Hochschulaufgaben vor-
sehen, soweit diese mit den gesetzlich bestimmten Aufgaben zu-
sammenhängen und deren Erfüllung durch die Wahrnehmung der 
weiteren Aufgaben nicht beeinträchtigt wird. 

§ 4 Freiheit in Wissenschaft, Forschung, Lehre und Studi-
um (1) 1Das Land und die Hochschulen stellen sicher, dass die 
Mitglieder der Hochschule bei der Erfüllung ihrer Aufgaben die 
durch Artikel 5 Abs. 3 Satz 1 des Grundgesetzes und durch die-
ses Gesetz verbürgten Rechte in Lehre und Forschung wahrneh-
men können. 2Die Hochschulen gewährleisten insbesondere die 
Freiheit, wissenschaftliche Meinungen zu verbreiten und auszu-
tauschen. 

(2) 1Die Freiheit der Forschung umfasst insbesondere Frage-
stellung, Methodik sowie Bewertung des Forschungsergebnisses 
und seine Verbreitung. 2Die Freiheit der Lehre umfasst insbeson-
dere die Durchführung von Lehrveranstaltungen im Rahmen der 
zu erfüllenden Lehraufgaben und deren inhaltliche und methodi-
sche Gestaltung sowie das Recht auf Äußerung wissenschaftli-
cher oder künstlerischer Lehrmeinungen. 3Die Freiheit des Studi-
ums umfasst, unbeschadet der Studien- und Prüfungsordnungen, 
insbesondere die freie Wahl von Lehrveranstaltungen, das Recht, 
innerhalb eines Studienganges Schwerpunkte nach eigener Wahl 
zu setzen, sowie die Erarbeitung und Äußerung wissenschaftli-
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cher oder künstlerischer Meinungen auch zu Inhalt, Gestaltung 
und Durchführung von Lehrveranstaltungen. 

(3) 1Die Freiheit der Forschung, der Lehre, der Kunstausübung 
und des Studiums entbindet nicht von der Treue zur Verfassung. 
2Entscheidungen der zuständigen Hochschulorgane sind zulässig, 
soweit sie sich auf die Organisation des Forschungsbetriebs  
sowie des Lehr- und Studienbetriebs sowie dessen ordnungsge-
mäße Durchführung beziehen. 3Darüber hinaus sind sie zulässig, 
soweit sie sich auf die Förderung und Abstimmung von For-
schungsvorhaben, die Bildung von Forschungsschwerpunkten 
und auf die Bewertung der Forschung gemäß § 7 Abs. 2, auf die 
Aufstellung und Einhaltung von Studien- und Prüfungsordnungen, 
die Erfüllung des Weiterbildungsauftrages und auf die Bewertung 
der Lehre gemäß § 7 Abs. 2 sowie auf die Gewährleistung eines 
ordnungsgemäßen Studiums beziehen. 4Entscheidungen nach 
den Sätzen 2 und 3 dürfen die Freiheit der Forschung und der 
Lehre nicht beeinträchtigen. Sätze 1 bis 4 gelten für die Kunst 
entsprechend. 

§ 5 Finanzierung und Wirtschaftsführung (1) 1Die staatli-
che Finanzierung der Hochschulen orientiert sich an ihren Aufga-
ben, den vereinbarten Zielen und den erbrachten Leistungen. 

(2) 1Die Mittel im Sinne des § 2 Abs. 3 Satz 3 werden in Form 
von Zuschüssen für den laufenden Betrieb und für Investitionen 
zur Verfügung gestellt. 2Die haushaltsrechtliche Behandlung die-
ser Zuschüsse und des Körperschaftsvermögens richtet sich aus-
schließlich nach dem Hochschulgesetz und den aufgrund dieses 
Gesetzes erlassenen Vorschriften. 3Die Hochschulen führen ihren 
Haushalt auf der Grundlage eines ganzheitlichen Controllings, 
das die Kosten- und Leistungsrechnung, eine Kennzahlsteuerung 
und ein Berichtswesen umfasst. 4Sie haben ihre Wirtschaftsfüh-
rung so zu planen und durchzuführen, dass die stetige Erfüllung 
ihrer Aufgaben gesichert ist. 5Bei ihrer Wirtschaftsführung berück-
sichtigen sie den Grundsatz der wirtschaftlichen und effektiven 
Verwendung ihrer Mittel. 

(3) 1Die Zuschüsse nach Absatz 2 fallen in das Vermögen der 
Hochschule, zu dem auch die Erträge sowie das Vermögen der 
rechtlich unselbständigen Stiftungen gehören. 
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(4) 1Nach Ablauf des Haushaltsjahres ist ein Jahresabschluss 
zu erstellen. 2Seine Prüfung erfolgt nach Maßgabe der Grundord-
nung der Hochschule. 3Der Hochschulrat erteilt die Entlastung.  

(5) 1Die Aufnahme von Krediten zur Deckung der Ausgaben ist 
nur dann zulässig, wenn die Hochschule in Wirtschaftsführung 
und Rechnungswesen kaufmännischen Grundsätzen folgt und ein 
testierter Jahresabschluss vorliegt. 2Die Kredite dürfen insgesamt 
den vom Ministerium im Einvernehmen mit dem Finanzministeri-
um festgelegten Kreditrahmen nicht überschreiten. 3Aus Kreditge-
schäften der Hochschule kann das Land nicht verpflichtet werden. 
4Sätze 1 bis 3 gelten entsprechend für die Übernahme von Bürg-
schaften und Garantien. 

(6) 1Das Ministerium bestellt im Einvernehmen mit dem Fi-
nanzministerium im Falle der eingetretenen oder drohenden Zah-
lungsunfähigkeit der Hochschule eine staatliche Beauftragte oder 
einen staatlichen Beauftragten oder mehrere staatliche Beauftrag-
te, die die Befugnisse der Gremien, einzelner Mitglieder von Gre-
mien oder von Funktionsträgerinnen oder Funktionsträgern der 
Hochschule an deren Stelle ausüben; das Gleiche gilt im Falle der 
eingetretenen Zahlungsunfähigkeit auf Antrag eines Gläubigers. 
2Der Hochschule steht hinsichtlich der Bestellung ein Anhörungs-
recht zu. 3Das Ministerium kann im Einvernehmen mit dem Fi-
nanzministerium der Hochschule im Falle ihrer drohenden oder 
eingetretenen Zahlungsunfähigkeit als verbindlichen Rahmen für 
ihre Wirtschaftsführung auch ein Haushaltssicherungskonzept 
vorgeben, welches dem Ziel dient, im Rahmen einer geordneten 
Haushaltswirtschaft die künftige, dauerhafte Leistungsfähigkeit 
der Hochschule zu erreichen; im Falle einer derartigen Vorgabe 
kann auf die Bestellung nach Satz 1 verzichtet werden. 4Wird die 
Hochschule zahlungsunfähig, haftet das Land für die Forderun-
gen der Beamtinnen und Beamten aus Besoldung, Versorgung 
und sonstigen Leistungen, die die Hochschule ihren Beamtinnen 
und Beamten zu erbringen hat. 5Das Gleiche gilt hinsichtlich der 
Lohn-, Gehalts- oder Vergütungsforderungen der Personen, die 
am 1. Januar 2007 an der Hochschule beschäftigt sind oder aus-
gebildet werden. 6Soweit das Land Forderungen im Sinne der 
Sätze 4 und 5 befriedigt, gehen sie auf das Land über. 7Die Maß-
nahmen nach den Sätzen 1 und 3 werden durch die Haftung nach 
den Sätzen 4 und 5 nicht ausgeschlossen. 8Wird die Hochschule 
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zahlungsunfähig, stellt das Land zudem sicher, dass ihre Studie-
renden ihr Studium beenden können. 

(7) 1Die Hochschulen dürfen ungeachtet der Rechtsform wirt-
schaftliche Unternehmen nur errichten, übernehmen, wesentlich 
erweitern oder sich daran beteiligen (unternehmerische Hoch-
schultätigkeit), wenn 
1. Zwecke von Forschung und Lehre, des Wissenstransfer, der 

Verwertung von Forschungsergebnissen oder sonstige Zwe-
cke im Umfeld der Aufgaben nach § 3 dies rechtfertigen, 

2. das Unternehmen nach Art und Umfang in einem angemes-
senen Verhältnis zur Leistungsfähigkeit der Hochschule und 
zum voraussichtlichen Bedarf steht, 

3. die Hochschule einen angemessenen Einfluss in den Organen 
des Unternehmens erhält und 

4. die Einlage aus freien Rücklagen der Hochschule erfolgt und 
die Einlageverpflichtung und die Haftung der Hochschule auf 
einen bestimmten und ihrer Leistungsfähigkeit angemessenen 
Betrag begrenzt werden. 

2Eine unternehmerische Hochschultätigkeit für sonstige Zwecke 
im Umfeld der Aufgaben nach § 3 ist darüber hinaus nur zulässig, 
wenn dieser Zweck durch andere Unternehmen nicht ebenso gut 
und wirtschaftlich erfüllt werden kann. 3Die unternehmerische 
Hochschultätigkeit muss darauf gerichtet sein, dass der Zweck 
nach Satz 1 Nr. 1 erfüllt wird. 4Die haushaltsrechtliche Behand-
lung der unternehmerischen Hochschultätigkeit richtet sich aus-
schließlich nach dem Hochschulgesetz und den aufgrund dieses 
Gesetzes erlassenen Vorschriften; Absatz 9 Satz 3 gilt entspre-
chend. 5Gehört der Hochschule oder dieser zusammen mit einer 
oder mehreren juristischen Personen des öffentlichen Rechts die 
Mehrheit der Anteile, werden der Jahresabschluss, der Lagebe-
richt und die Wirtschaftsführung von einer Wirtschaftsprüferin  
oder einem Wirtschaftsprüfer geprüft. 6Die Prüfung erfolgt auch 
nach den für die Beteiligung der Gebietskörperschaften an privat-
rechtlichen Unternehmen geltenden besonderen Prüfungsbe-
stimmungen des § 53 Abs. 1 des Haushaltsgrundsätzegesetzes. 

(8) 1Bei der Verteilung der Einnahmen aus den Studienbeiträ-
gen können die Vertreterinnen und Vertreter der Gruppe der Stu-
dierenden im Senat hinsichtlich der Verteilung der Einnahmen 
durch das Präsidium und die Vertreterinnen und Vertreter der 
Gruppe der Studierenden im Fachbereichsrat hinsichtlich der Ver-
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teilung des dem Fachbereich zugewiesenen Anteils der Einnah-
men durch die Dekanin oder den Dekan Empfehlungen und Stel-
lungnahmen abgeben. 

(9) 1Das Ministerium regelt durch Rechtsverordnung im Einver-
nehmen mit dem Finanzministerium das Nähere zur haushalts-
rechtlichen Behandlung der staatlichen Zuschüsse und des Hoch-
schulvermögens, zur Aufnahme von Krediten, der Übernahme 
von Bürgschaften und Garantien sowie für den Fall der drohen-
den oder eingetretenen Zahlungsunfähigkeit. 2Im Einvernehmen 
mit dem Finanzministerium erlässt das Ministerium Verwaltungs-
vorschriften zur Wirtschaftsführung und zum Rechnungswesen, 
zum Nachweis der sachgerechten Verwendung der Mittel sowie 
zum Jahresabschluss. 3Der Landesrechnungshof prüft die Wirt-
schaftsführung. 

§ 6 Ziel- und Leistungsvereinbarungen (1) 1Zur Steuerung 
des Hochschulwesens entwickelt das Land strategische Ziele und 
kommt damit seiner Verantwortung für ein angemessenes An-
gebot an Hochschulleistungen nach. 2Auf der Grundlage dieser 
strategischen Ziele werden die hochschulübergreifenden Auf-
gabenverteilungen und Schwerpunktsetzungen und die hoch-
schulindividuelle Profilbildung abgestimmt. 3Die Hochschulen  
gewährleisten gemeinsam mit der Landesregierung eine Leh-
rerausbildung, die die Bedürfnisse der Schulen berücksichtigt. 

(2) 1Das Ministerium schließt mit jeder Hochschule Vereinba-
rungen für mehrere Jahre über strategische Entwicklungsziele 
sowie konkrete Leistungsziele. 2Die Ziel- und Leistungsvereinba-
rungen beinhalten auch Festlegungen über die Finanzierung der 
Hochschulen nach Maßgabe des Haushalts; insbesondere kann 
ein Teil des Landeszuschusses an die Hochschulen nach Maß-
gabe der Zielerreichung zur Verfügung gestellt werden. 3Der Ab-
schluss der Vereinbarung unterliegt seitens des Ministeriums den 
haushaltsrechtlichen Bestimmungen. 

(3) 1Wenn und soweit eine Ziel- und Leistungsvereinbarung 
nicht zustande kommt, kann das Ministerium nach Anhörung der 
Hochschule und im Benehmen mit dem Hochschulrat Zielvorga-
ben zu den von der Hochschule zu erbringenden Leistungen fest-
legen, sofern dies zur Sicherstellung der Landesverantwortung, 
insbesondere eines angemessenen Studienangebotes erforder-
lich ist. 
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§ 7 Qualitätssicherung durch Akkreditierung und Evaluati-
on (1) 1Die Studiengänge sind nach den geltenden Regelungen 
zu akkreditieren und zu reakkreditieren. 2Die Aufnahme des Stu-
dienbetriebs setzt den erfolgreichen Abschluss der Akkreditierung 
voraus; die aus dem Akkreditierungsverfahren resultierenden Auf-
lagen sind umzusetzen. 3Die Akkreditierung erfolgt durch Agentu-
ren, die ihrerseits akkreditiert worden sind. 4Ausnahmen von den 
Sätzen 1 bis 3 bedürfen der Genehmigung durch das Ministerium. 

(2) 1Zur Qualitätsentwicklung und -sicherung überprüfen und 
bewerten die Hochschulen regelmäßig die Erfüllung ihrer Aufga-
ben, insbesondere im Bereich der Lehre. 2Die Evaluationsverfah-
ren regeln die Hochschulen in Ordnungen, die auch Bestimmun-
gen über Art, Umfang und Behandlung der zu erhebenden, zu 
verarbeitenden und zu veröffentlichenden personenbezogenen 
Daten der Mitglieder und Angehörigen enthalten, die zur Bewer-
tung notwendig sind. 3Die Evaluation soll auf der Basis ge-
schlechtsdifferenzierter Daten erfolgen. 4Die Ergebnisse der Eva-
luation sind zu veröffentlichen. 

(3) 1Das Ministerium kann hochschulübergreifende, verglei-
chende Begutachtungen der Qualitätssicherungssysteme der 
Hochschulen (Informed Peer Review) sowie Struktur- und For-
schungsevaluationen veranlassen. 2Die Evaluationsberichte wer-
den veröffentlicht. 

(4) 1Alle Mitglieder und Angehörigen der Hochschule haben die 
Pflicht, an Akkreditierung und Evaluation mitzuwirken. 

§ 8 Berichtswesen, Datenschutz, Datenverarbeitung   
(1) 1Das Ministerium kann insbesondere für Zwecke des Control-
lings, der Finanzierung, der Planung, der Evaluierung und der 
Statistik anonymisierte Daten bei den Hochschulen anfordern. 
2Personenbezogene Daten der Studierenden und des Hochschul-
personals dürfen nach Maßgabe des Datenschutzgesetzes Nord-
rhein-Westfalen angefordert werden. 3§ 76 Abs. 4 bleibt jeweils 
unberührt. 

(2) 1Daten, die Hochschulen an andere Einrichtungen übermit-
teln, und Daten mit Hochschulbezug, die andere Einrichtungen 
des Landes, insbesondere Staatliche Prüfungsämter, direkt erhe-
ben, sind auf Anforderung auch dem Ministerium zur Verfügung 
zu stellen. 2Soweit die Daten an Einrichtungen des Landes über-
mittelt werden und dort bearbeitet oder aufbereitet werden, sind 
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die diesbezüglichen Ergebnisse von diesen Einrichtungen eben-
falls uneingeschränkt und, soweit der Bearbeitung kein beson-
derer Auftrag des Ministeriums zugrunde lag, kostenfrei dem  
Ministerium zur Verfügung zu stellen. 3Absatz 1 Satz 2 gilt ent-
sprechend. 

(3) 1Das Ministerium ist berechtigt, von den Hochschulen oder 
anderen Einrichtungen nach Absatz 1 und 2 zur Verfügung ge-
stellte Daten selbst oder durch Beauftragte weiterzuverarbeiten. 

(4) 1Zur Berechnung und Festlegung von Aufnahmekapazitäten 
und zu allgemeinen Planungszwecken kann das Ministerium von 
den Hochschulen insbesondere Daten zum Lehrangebot und zur 
Lehrnachfrage anfordern. 2Das Nähere kann das Ministerium 
durch Rechtsverordnung regeln; diese kann insbesondere Vorga-
ben für die Bestimmung des Lehrangebots und der Lehrnachfra-
ge, für die Berechnung der Aufnahmekapazität und für das übrige 
Verfahren enthalten. 

(5) 1Im Übrigen gelten die allgemeinen datenschutzrechtlichen 
Vorschriften. 

Zweiter Abschnitt 
Mitgliedschaft und Mitwirkung  

§ 9 Mitglieder und Angehörige (1) 1Mitglieder der Hoch-
schule sind die Mitglieder des Präsidiums und des Hochschulrates, 
die Dekaninnen oder die Dekane, das an ihr nicht nur vorüberge-
hend oder gastweise hauptberuflich tätige Hochschulpersonal, die 
Doktorandinnen und Doktoranden und die eingeschriebenen Stu-
dierenden. 

(2) 1Einer Person, die die Einstellungsvoraussetzungen einer 
Professorin oder eines Professors nach § 36 erfüllt, kann die 
Hochschule die mitgliedschaftliche Rechtsstellung einer Professo-
rin oder eines Professors einräumen, wenn sie Aufgaben der 
Hochschule in Forschung und Lehre selbständig wahrnimmt. 2Ist 
diese Person außerhalb der Hochschule tätig, wird hierdurch kein 
Dienstverhältnis begründet. 

(3) 1Professorenvertreterinnen oder Professorenvertreter (§ 39 
Abs. 2) und Professorinnen oder Professoren, die an der Hoch-
schule Lehrveranstaltungen mit einem Anteil ihrer Lehrverpflich-
tungen gemäß § 35 Abs. 2 Satz 4 abhalten, nehmen die mit der 
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Aufgabe verbundenen Rechte und Pflichten eines Mitglieds wahr. 
2Sie nehmen an Wahlen nicht teil. 

(4) 1Ohne Mitglieder zu sein, gehören der Hochschule die ne-
benberuflichen Professorinnen und Professoren, die entpflichte-
ten oder in den Ruhestand versetzten Professorinnen und Pro-
fessoren, die außerplanmäßigen Professorinnen und Professoren, 
die Honorarprofessorinnen und Honorarprofessoren, die neben-
beruflich, vorübergehend oder gastweise an der Hochschule Täti-
gen, die Privatdozentinnen und Privatdozenten und wissenschaft-
lichen Hilfskräfte, sofern sie nicht Mitglieder nach den Absätzen 1 
oder 2 sind, die Ehrenbürgerinnen und Ehrenbürger, Ehrensena-
torinnen und Ehrensenatoren sowie die Zweithörerinnen und 
Zweithörer und Gasthörerinnen und Gasthörer an. 2Sie nehmen 
an Wahlen nicht teil. 3Die Grundordnung kann weitere Personen, 
insbesondere ehemalige Studierende, zu Angehörigen bestim-
men. 

§ 10 Rechte und Pflichten der Mitglieder und Angehörigen   
(1) 1Die Mitwirkung an der Selbstverwaltung der Hochschule ge-
hört zu den Rechten und Pflichten der Mitglieder. 2Die Übernah-
me einer Funktion in der Selbstverwaltung kann nur aus wichti-
gem Grund abgelehnt werden. 3Entsprechendes gilt für den 
Rücktritt. 4Die Inhaberinnen und Inhaber von Ämtern oder Funkti-
onen in der Selbstverwaltung mit Leitungsfunktion sind im Falle 
ihres Rücktritts oder nach Ablauf oder nach einer sonstigen Be-
endigung ihrer Amtszeit verpflichtet, ihr Amt oder ihre Funktion bis 
zur Ernennung oder Bestellung einer Nachfolgerin oder eines 
Nachfolgers weiterzuführen, es sei denn, das Gremium, welches 
sie oder ihn gewählt hat, bittet darum, von der Weiterführung ab-
zusehen. 5Die Tätigkeit in der Selbstverwaltung ist ehrenamtlich, 
soweit nicht gesetzlich etwas anderes bestimmt ist. 6Während ei-
ner Beurlaubung für mehr als sechs Monate ruhen die Mitglied-
schaftsrechte und -pflichten. 7Bei der Beurlaubung von Professo-
rinnen und Professoren für die Tätigkeit an außerhalb der 
Hochschule stehenden Forschungseinrichtungen bleiben deren 
Mitgliedschaftsrechte mit Ausnahme des Wahlrechts bestehen. 

(2) 1Die Mitglieder der Hochschule dürfen wegen ihrer Tätigkeit 
in der Selbstverwaltung nicht benachteiligt werden. 2Die gewähl-
ten Mitglieder sind als solche an Weisungen nicht gebunden. 
3Mitglieder der Hochschule, die Aufgaben der Personalvertretung 
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wahrnehmen, können nicht die Funktion der Gleichstellungsbe-
auftragten wahrnehmen; im Senat oder im Fachbereichsrat haben 
sie in Personalangelegenheiten kein Stimmrecht. 4Mitglieder des 
Hochschulrates können nicht Mitglieder des Präsidiums, des Se-
nats oder des Fachbereichsrates sein oder die Funktion der De-
kanin oder des Dekans wahrnehmen. 5Mitglieder des Präsidiums 
können nicht die Funktion der Dekanin oder des Dekans wahr-
nehmen. 

(3) 1Die Mitglieder der Hochschule sind zur Verschwiegenheit in 
Angelegenheiten verpflichtet, die ihnen als Trägerin oder Träger 
eines Amtes oder einer Funktion bekannt geworden sind und de-
ren Vertraulichkeit sich aus Rechtsvorschriften, auf Grund beson-
derer Beschlussfassung des zuständigen Gremiums oder aus der 
Natur des Gegenstandes ergibt. 

(4) 1Die Rechte und Pflichten der Angehörigen der Hochschule 
regelt die Hochschule. 2Die Grundordnung kann bestimmen, dass 
sich Hochschulmitglieder der Gruppen nach § 11 Abs. 1 zur 
Wahrnehmung ihrer Angelegenheiten zusammenschließen und 
Sprecherinnen oder Sprecher wählen. 

(5) 1Verletzen Mitglieder oder Angehörige der Hochschule ihre 
Pflichten nach den Absätzen 3 oder 4, kann die Hochschule 
Maßnahmen zur Wiederherstellung der Ordnung treffen. 2Das 
Nähere regelt die Hochschule durch eine Ordnung. 

§ 11 Zusammensetzung der Gremien (1) 1Für die Vertretung 
in den Gremien bilden 
1. die Professorinnen und Professoren, Juniorprofessorinnen 

und Juniorprofessoren (Gruppe der Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrer), 

2. die wissenschaftlichen und künstlerischen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter an Universitäten und an Fachhochschulen so-
wie die Lehrkräfte für besondere Aufgaben (Gruppe der aka-
demischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter), 

3. die weiteren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie die haupt-
beruflich an der Hochschule tätigen Personen mit ärztlichen, 
zahnärztlichen oder tierärztlichen Aufgaben, die aufgrund ihrer 
dienstrechtlichen Stellung nicht zur Gruppe nach Satz 1 Num-
mer 1 oder 2 zählen (Gruppe der weiteren Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter) und 
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4. die Doktorandinnen und Doktoranden, soweit sie nicht Be-
schäftigte im Sinne Nummer 2 oder 3 sind, und die Studieren-
den (Gruppe der Studierenden) 

jeweils eine Gruppe. 2Soweit in einem Gremium als Vertreterin-
nen und Vertreter der Gruppe nach Satz 1 Nr. 2 ausschließlich 
Lehrkräfte für besondere Aufgaben und wissenschaftliche Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter an Fachhochschulen vertreten sein 
können, soll die Zahl der jeweiligen Vertreterinnen und Vertreter 
in einem angemessenen Verhältnis stehen. 

(2) 1Soweit dieses Gesetz keine andere Regelung enthält, müs-
sen in den Gremien mit Entscheidungsbefugnissen alle Mitglie-
dergruppen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 4 vertreten sein; sie 
wirken nach Maßgabe des Satzes 2 grundsätzlich stimmberech-
tigt an den Entscheidungen der Gremien mit. 2Art und Umfang der 
Mitwirkung der einzelnen Mitgliedergruppen und innerhalb dieser 
Mitgliedergruppen der Hochschule sowie die zahlenmäßige Zu-
sammensetzung der Gremien bestimmen sich nach deren Aufga-
be sowie nach der fachlichen Gliederung der Hochschule und der 
Qualifikation, Funktion, Verantwortung und Betroffenheit der Mit-
glieder der Hochschule; die Grundordnung kann die Bildung von 
Untergruppen vorsehen. 3In Gremien mit Entscheidungsbefugnis-
sen in Angelegenheiten, die die Lehre mit Ausnahme ihrer Bewer-
tung (§ 7 Abs. 2) unmittelbar betreffen, verfügen die Vertreterin-
nen oder Vertreter der Gruppe nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 
mindestens über die Hälfte der Stimmen, in Angelegenheiten, die 
die Forschung, Kunst und Berufung von Professorinnen und Pro-
fessoren unmittelbar betreffen, über die Mehrheit der Stimmen; in 
Gremien mit Beratungsbefugnissen bedarf es dieser Stimmenver-
hältnisse in der Regel nicht. 4Soweit dieses Gesetz nichts ande-
res bestimmt, sind die entsprechenden Regelungen durch die 
Grundordnung oder nach Maßgabe der Grundordnung zu treffen. 

(3) 1In Angelegenheiten der Lehre, Forschung und Kunst mit 
Ausnahme der Berufung von Professorinnen und Professoren 
haben die einem Gremium angehörenden Mitglieder der Gruppe 
der weiteren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter Stimmrecht, soweit 
sie entsprechende Funktionen in der Hochschule wahrnehmen 
und über besondere Erfahrungen im jeweiligen Bereich verfügen. 
2Über das Vorliegen der Voraussetzungen nach Satz 1 entschei-
det die oder der Vorsitzende des Gremiums zu Beginn der Amts-
zeit des Gremienmitgliedes und in Zweifelsfällen das Präsidium. 
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§ 12 Verfahrensgrundsätze (1) 1Die Organe haben Entschei-
dungsbefugnisse. 2Sonstige Gremien, Funktionsträgerinnen und 
Funktionsträger haben Entscheidungsbefugnisse nur, soweit es in 
diesem Gesetz bestimmt ist. 3Gremien, Funktionsträgerinnen und 
Funktionsträger mit Entscheidungsbefugnissen können zu ihrer 
Unterstützung beratende Gremien (Kommissionen) bilden. 4Gre-
mien mit Entscheidungsbefugnissen können darüber hinaus Un-
tergremien mit jederzeit widerruflichen Entscheidungsbefugnissen 
für bestimmte Aufgaben (Ausschüsse) einrichten; dem Ausschuss 
mit Entscheidungsbefugnissen in Angelegenheiten des Verbund-
studiums dürfen auch Mitglieder des Fachbereichs angehören, 
die nicht Mitglieder des Fachbereichsrats sind. 5Die stimmberech-
tigten Mitglieder eines Ausschusses werden nach Gruppen ge-
trennt von ihren jeweiligen Vertreterinnen oder Vertretern im 
Gremium aus dessen Mitte gewählt. 6Die Grundordnung kann 
Kommissionen und Ausschüsse vorsehen. 7Bei der Wahrneh-
mung von Entscheidungsbefugnissen ist § 4 zu beachten. 

(2) 1Die Sitzungen des Senats und des Fachbereichsrates sind 
grundsätzlich öffentlich. 2Das Nähere bestimmen die jeweiligen 
Geschäftsordnungen. 3Personalangelegenheiten und Prüfungs-
sachen sowie Habilitationsleistungen werden in nichtöffentlicher 
Sitzung behandelt. 4Entscheidungen in Personalangelegenheiten 
erfolgen in geheimer Abstimmung. 5Die übrigen Gremien tagen 
grundsätzlich nichtöffentlich. 

(3) 1Jedes überstimmte Mitglied kann einen abweichenden 
Standpunkt in einem schriftlichen Sondervotum darlegen, sofern 
dieses in der Sitzung vorbehalten worden ist. 2Das Sondervotum 
ist in die Niederschrift aufzunehmen. 3Beschlüssen, die anderen 
Stellen vorzulegen sind, ist das Sondervotum beizufügen. 

(4) 1Sitzungen der Gremien finden in regelmäßigen Abständen 
und nach Bedarf auch innerhalb der vorlesungsfreien Zeiten statt. 
2In unaufschiebbaren Angelegenheiten, in denen ein Beschluss 
des an sich zuständigen Gremiums nicht rechtzeitig herbeigeführt 
werden kann, entscheidet die oder der Vorsitzende des Gremi-
ums. 3Das gilt nicht für Wahlen. 4Die oder der Vorsitzende des 
Gremiums hat dem Gremium unverzüglich die Gründe für die ge-
troffene Entscheidung und die Art der Erledigung mitzuteilen. 

(5) 1Zur Gewährleistung einer sachgerechten Transparenz in-
nerhalb der Hochschule stellt sie sicher, dass ihre Mitglieder und 
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Angehörigen in angemessenem Umfang über die Tätigkeit der 
Gremien unterrichtet werden. 

§ 13 Wahlen zu den Gremien (1) 1Die Vertreterinnen und Ver-
treter der Mitgliedergruppen im Senat und im Fachbereichsrat 
werden in unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl von 
den jeweiligen Mitgliedergruppen getrennt gewählt. 2Das Nähere 
zur Wahl und zur Stellvertretung der gewählten Vertreterinnen 
und Vertreter regelt die Wahlordnung. 

(2) 1Treffen bei einem Mitglied eines Gremiums Wahlmandat 
und Amtsmandat zusammen, so ruht für die Amtszeit das Wahl-
mandat. 2Während dieser Zeit finden die Stellvertretungsregeln 
für Wahlmitglieder entsprechende Anwendung. 

(3) 1Ist bei Ablauf einer Amts- oder Wahlzeit noch kein neues 
Mitglied bestimmt, so übt das bisherige Mitglied sein Amt oder 
seine Funktion weiter aus. 2Das Ende der Amtszeit des nachträg-
lich gewählten Mitgliedes bestimmt sich so, als ob es sein Amt 
rechtzeitig angetreten hätte. 

(4) 1Wird die Wahl eines Gremiums oder einzelner Mitglieder 
eines Gremiums nach Amtsantritt für ungültig erklärt, so berührt 
dieses nicht die Rechtswirksamkeit der vorher gefassten Be-
schlüsse des Gremiums, soweit diese vollzogen sind. 

Dritter Abschnitt 
Aufbau und Organisation der Hochschule  

1. Die zentrale Organisation der Hochschule  

§ 14 Zentrale Organe (1) 1Zentrale Organe der Hochschule 
sind 
1. das Präsidium, 
2. die Präsidentin oder der Präsident, 
3. der Hochschulrat, 
4. der Senat. 

(2) 1Sofern die Grundordnung bestimmt, dass die Hochschule 
an Stelle des Präsidiums von einem Rektorat geleitet wird, gelten 
die in diesem Gesetz getroffenen Bestimmungen über die Präsi-
dentin oder den Präsidenten für die Rektorin oder den Rektor, 
über das Präsidium für das Rektorat, über die Vizepräsidentin  
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oder den Vizepräsidenten für den Bereich der Wirtschafts- und 
Personalverwaltung für die Kanzlerin oder den Kanzler und über 
die sonstigen Vizepräsidentinnen und Vizepräsidenten für die 
Prorektorinnen und Prorektoren entsprechend. 

§ 15 Präsidium  (1) 1Dem Präsidium gehören an 

1. hauptberuflich die Präsidentin oder der Präsident als Vor-
sitzende oder Vorsitzender, die Vizepräsidentin oder der Vi-
zepräsident für den Bereich der Wirtschafts- und Personal-
verwaltung und nach Maßgabe der Grundordnung weitere 
Vizepräsidentinnen oder Vizepräsidenten sowie 

2. nichthauptberuflich die sonstigen Vizepräsidentinnen oder Vi-
zepräsidenten, deren Anzahl der Hochschulrat bestimmt. 

(2) 1Die Grundordnung kann vorsehen, 
1. dass die Präsidentin oder der Präsident unbeschadet des § 19 

die Richtlinien für die Erledigung der Aufgaben des Präsidi-
ums festlegen kann, 

2. dass das Präsidium auf Vorschlag der Präsidentin oder des 
Präsidenten eine ständige Vertretung und feste Geschäftsbe-
reiche für seine Mitglieder bestimmen kann, in denen sie die 
Geschäfte der laufenden Verwaltung in eigener Zuständigkeit 
erledigen, 

3. dass Beschlüsse des Präsidiums nicht gegen die Stimme der 
Präsidentin oder des Präsidenten gefasst werden können. 

§ 16 Aufgaben und Befugnisse des Präsidiums (1) 1Das 
Präsidium leitet die Hochschule. 2In Ausübung dieser Aufgabe ob-
liegen ihm alle Angelegenheiten und Entscheidungen der Hoch-
schule, für die in diesem Gesetz nicht ausdrücklich eine andere 
Zuständigkeit festgelegt ist. 3Bei Stimmengleichheit gibt die Stim-
me der Präsidentin oder des Präsidenten den Ausschlag. 4Das 
Präsidium entscheidet in Zweifelsfällen über die Zuständigkeit der 
Gremien, Funktionsträgerinnen und Funktionsträger. 5Das Präsi-
dium entwirft unter Berücksichtigung der Entwicklungspläne der 
Fachbereiche den Hochschulentwicklungsplan einschließlich des 
Studienangebots, der Forschungsschwerpunkte sowie der Hoch-
schulorganisation als verbindlichen Rahmen für die Entscheidun-
gen der übrigen Gremien, Funktionsträgerinnen und Funktions-
träger. 6Es ist für die Durchführung der Evaluation nach § 7 Abs. 2 
und 3 und für die Ausführung des Hochschulentwicklungsplans 
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verantwortlich. 7Es ist im Benehmen mit dem Senat für den Ab-
schluss von Zielvereinbarungen gemäß § 6 Abs. 2 zuständig. 8Es 
bereitet die Sitzungen des Senats vor und führt dessen Beschlüs-
se und die Beschlüsse des Hochschulrates aus. 

(2) 1Das Präsidium ist dem Hochschulrat und dem Senat ge-
genüber auskunftspflichtig und hinsichtlich der Ausführung von 
Beschlüssen des Hochschulrats und des Senats diesen Gremien 
jeweils rechenschaftspflichtig. 

(3) 1Das Präsidium wirkt darauf hin, dass die übrigen Organe, 
Gremien, Funktionsträgerinnen und Funktionsträger ihre Aufga-
ben wahrnehmen und die Mitglieder und die Angehörigen der 
Hochschule ihre Pflichten erfüllen. 2Es legt dem Hochschulrat 
jährlich Rechenschaft über die Erfüllung der Aufgaben der Hoch-
schule ab; dem Senat erstattet es einen jährlichen Bericht. 3Der 
Rechenschaftsbericht wird veröffentlicht. 

(4) 1Hält das Präsidium Beschlüsse, Maßnahmen oder Unter-
lassungen der übrigen Organe, Gremien, Funktionsträgerinnen 
und Funktionsträger mit Ausnahme des Hochschulrates für 
rechtswidrig oder nach den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit für 
nicht vertretbar, hat es diese zu beanstanden und auf Abhilfe zu 
dringen. 2Die Beanstandung hat aufschiebende Wirkung. 3Wird 
keine Abhilfe geschaffen, ist der Hochschulrat zu beteiligen. 
4Lässt sich auch nach Beteiligung des Hochschulrates keine Lö-
sung finden, hat das Präsidium das Ministerium zu unterrichten. 

(5) 1Die übrigen Organe, Gremien, Funktionsträgerinnen und 
Funktionsträger haben dem Präsidium Auskunft zu erteilen. 2Die 
Mitglieder des Präsidiums können an allen Sitzungen der übrigen 
Organe und Gremien mit beratender Stimme teilnehmen und sich 
jederzeit über deren Arbeit unterrichten; im Einzelfall können sie 
sich dabei durch vom Präsidium benannte Mitglieder der Hoch-
schule vertreten lassen. 3Das Präsidium kann von allen übrigen 
Organen, Gremien, Funktionsträgerinnen und Funktionsträgern 
verlangen, dass sie innerhalb einer angemessenen Frist über be-
stimmte Angelegenheiten im Rahmen ihrer Zuständigkeit beraten 
und entscheiden. 4Das Präsidium gibt den Vertreterinnen oder 
Vertretern der Gruppe der Studierenden im Senat einmal im Se-
mester Gelegenheit zur Information und Beratung in Angelegen-
heiten des Studiums. 5Die Sätze 1 bis 3 finden hinsichtlich des 
Hochschulrates keine Anwendung. 



Hochschulgesetz NRW 

32 

§ 17 Die Wahl der Mitglieder des Präsidiums (1) 1Die haupt-
beruflichen Mitglieder des Präsidiums werden vom Hochschulrat 
mit der Mehrheit der Stimmen des Gremiums gewählt. 2Sie müs-
sen eine abgeschlossene Hochschulausbildung und eine der Auf-
gabenstellung angemessene Leitungserfahrung besitzen. 3Die 
Wahl der hauptberuflichen Vizepräsidentinnen oder Vizepräsiden-
ten erfolgt auf Vorschlag der designierten Präsidentin oder des 
designierten Präsidenten; dies gilt nicht für die Vizepräsidentin 
oder den Vizepräsidenten für den Bereich der Wirtschafts- und 
Personalverwaltung. 

(2) 1Die nichthauptberuflichen Vizepräsidentinnen oder Vize-
präsidenten werden vom Hochschulrat auf Vorschlag der desig-
nierten Präsidentin oder des designierten Präsidenten mit der 
Mehrheit der Stimmen des Gremiums aus dem Kreis der Profes-
sorinnen und Professoren innerhalb der Gruppe der Hochschul-
lehrerinnen und Hochschullehrer gewählt und von der Präsidentin 
oder vom Präsidenten bestellt. 2Die Grundordnung kann bestim-
men, dass eine Vizepräsidentin oder ein Vizepräsident aus dem 
Kreis der Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren oder aus 
der Gruppe der akademischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
gewählt werden kann. 

(3) 1Die Wahlen nach Absatz 1 und 2 werden durch eine paritä-
tisch von Mitgliedern des Hochschulrates und des Senats besetz-
te Findungskommission vorbereitet und bedürfen jeweils der Be-
stätigung durch den Senat mit der Mehrheit seiner Stimmen. 
2Wird eine Wahl innerhalb einer von der Grundordnung bestimm-
ten Frist vom Senat nicht bestätigt, kann der Hochschulrat mit der 
Mehrheit von drei Vierteln seiner Stimmen die Bestätigung erset-
zen; soweit Mitglieder der Hochschule Mitglieder des Hochschul-
rates sind, reicht eine Mehrheit von zwei Dritteln seiner Stimmen 
hin. 3Das Nähere zu den Wahlen und zur Findungskommission 
bestimmt der Hochschulrat im Benehmen mit dem Senat in seiner 
Geschäftsordnung. 

(4) 1Der Hochschulrat kann nach Anhörung des Senats jedes 
Mitglied des Präsidiums mit der Mehrheit von zwei Dritteln seiner 
Stimmen abwählen; mit der Abwahl ist die Amtszeit des abge-
wählten Mitglieds des Präsidiums beendet. 2Die Wahl eines neu-
en Mitglieds nach den Absätzen 1 oder 2 und seine Bestätigung 
nach Absatz 3 sollen unverzüglich unter Mitwirkung der Fin-
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dungskommission erfolgen. 3Das Verfahren zur Wahl und zur 
Abwahl regelt der Hochschulrat in seiner Geschäftsordnung. 

(5) 1Soweit die Grundordnung keine längeren Amtszeiten vor-
sieht, betragen die erste Amtszeit der Mitglieder des Präsidiums 
mindestens sechs Jahre und weitere Amtszeiten mindestens vier 
Jahre. 2Wiederwahl ist zulässig. 3Die Grundordnung kann vorse-
hen, dass die Amtszeit der nichthauptberuflichen Vizepräsidentin-
nen oder Vizepräsidenten spätestens mit der Amtszeit der Präsi-
dentin oder des Präsidenten endet. 

§ 18 Die Präsidentin oder der Präsident (1) 1Die Präsidentin 
oder der Präsident vertritt die Hochschule nach außen. 2Sie oder 
er wird durch eine oder mehrere Vizepräsidentinnen oder einen 
oder mehrere Vizepräsidenten vertreten. 3In Rechts- und Verwal-
tungsangelegenheiten wird sie oder er durch die Vizepräsidentin 
oder den Vizepräsidenten für den Bereich der Wirtschafts- und 
Personalverwaltung vertreten. 4Die Präsidentin oder der Präsident 
übt das Hausrecht aus. 5Sie oder er kann die Ausübung dieser 
Befugnis nach Maßgabe der Grundordnung anderen Mitgliedern 
oder Angehörigen der Hochschule übertragen. 

(2) 1Die Präsidentin oder der Präsident oder ein von ihr oder 
ihm beauftragtes sonstiges Mitglied des Präsidiums wirkt über die 
Dekanin oder den Dekan darauf hin, dass die zur Lehre verpflich-
teten Personen ihre Lehr- und Prüfungsverpflichtungen ord-
nungsgemäß erfüllen; ihr oder ihm steht insoweit gegenüber der 
Dekanin oder dem Dekan ein Aufsichts- und Weisungsrecht zu. 

(3) 1Der Hochschulrat ernennt oder bestellt die Präsidentin oder 
den Präsidenten. 2Sie oder er ernennt oder bestellt die sonstigen 
Mitglieder des Präsidiums. 

§ 19 Die Vizepräsidentin oder der Vizepräsident für den Be-
reich der Wirtschafts- und Personalverwaltung (1) 1Die  
Bewirtschaftung der Haushaltsmittel obliegt der Vizepräsidentin 
oder dem Vizepräsidenten für den Bereich der Wirtschafts- und 
Personalverwaltung; sie oder er kann die Bewirtschaftung auf die 
Fachbereiche, zentralen wissenschaftlichen Einrichtungen und 
zentralen Betriebseinheiten unbeschadet ihrer oder seiner Ver-
antwortung nach den einschlägigen landesrechtlichen Bestim-
mungen übertragen. 
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(2) 1Sie oder er kann hinsichtlich der Wirtschaftsführung Ent-
scheidungen des Präsidiums mit aufschiebender Wirkung wider-
sprechen. 2Kommt keine Einigung zustande, so berichtet das Prä-
sidium dem Hochschulrat, welcher eine Entscheidung herbeiführt. 

§ 20 Die Rechtsstellung der hauptberuflichen Mitglieder des 
Präsidiums (1) 1Hauptberufliche Mitglieder des Präsidiums 
können in ein Beamtenverhältnis auf Zeit berufen oder in einem 
befristeten privatrechtlichen Dienstverhältnis beschäftigt werden.  

(2) 1Steht die Gewählte oder der Gewählte in einem Beamten-
verhältnis auf Lebenszeit zu einer der Hochschulen nach § 1 
Abs. 2 oder zum Land, ruhen die Rechte und Pflichten aus dem 
Beamtenverhältnis auf Lebenszeit; die Berechtigung zur For-
schung und Lehre bleibt unberührt. 2Steht sie oder er in einem 
unbefristeten privatrechtlichen Dienstverhältnis zu einer der 
Hochschulen nach § 1 Abs. 2 oder zum Land, dauert auch dieses 
Beschäftigungsverhältnis fort; § 10 Abs. 4 Landesbeamtengesetz 
ist nicht anwendbar. 3Die Rechte und Pflichten aus dem privat-
rechtlichen Dienstverhältnis ruhen; Satz 1 Halbsatz 2 findet ent-
sprechende Anwendung. 

(3) 1Das hauptberufliche Präsidiumsmitglied, das zugleich in ei-
nem Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder in einem unbefriste-
ten privatrechtrechtlichen Dienstverhältnis gemäß Absatz 2 steht, 
ist mit Ablauf seiner Amtszeit, mit seiner Abwahl oder mit der Be-
endigung seines Beamtenverhältnisses auf Lebenszeit oder sei-
nes unbefristeten privatrechtlichen Dienstverhältnisses aus dem 
Beamtenverhältnis auf Zeit entlassen. 2Steht das hauptberufliche 
Präsidiumsmitglied nicht zugleich in einem Beamtenverhältnis auf 
Lebenszeit oder in einem unbefristeten Beschäftigungsverhältnis 
gemäß Absatz 2, gilt § 44 Abs. 2 Satz 2 Landesbeamtengesetz 
auch für den Fall der Beendigung der Amtszeit durch Abwahl. 
3Das privatrechtliche Dienstverhältnis, in dem die Rechte und 
Pflichten als hauptamtliches Präsidiumsmitglied geregelt sind, ist 
im Fall der Abwahl zu kündigen. 

(4) 1Die Hochschule kann insbesondere diejenigen, die als 
hauptberufliche Präsidiumsmitglieder nicht zugleich in einem 
Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder einem unbefristeten pri-
vatrechtlichen Dienstverhältnis gemäß Absatz 2 stehen, nach Be-
endigung der Amtszeit in den Hochschuldienst übernehmen. 
2Dies kann auch Gegenstand einer Zusage vor Amtsantritt sein. 
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§ 21 Hochschulrat (1) 1Der Hochschulrat berät das Präsidium 
und übt die Aufsicht über dessen Geschäftsführung aus. 2Zu sei-
nen Aufgaben gehören insbesondere: 
1. die Wahl der Mitglieder des Präsidiums nach § 17 Abs. 1 und 

2 und ihre Abwahl nach § 17 Abs. 4; 
2. die Zustimmung zum Hochschulentwicklungsplan nach § 16 

Abs. 1 Satz 5 und zum Entwurf der Zielvereinbarung nach § 6 
Abs. 2; 

3. die Zustimmung zum Wirtschaftsplan, zur unternehmerischen 
Hochschultätigkeit nach § 5 Abs. 7 und zu einer Übernahme 
weiterer Aufgaben nach § 3 Abs. 6; 

4. die Stellungnahme zum Rechenschaftsbericht des Präsidiums 
nach § 16 Abs. 3 und zu den Evaluationsberichten nach § 7 
Abs. 2 und 3; 

5. Stellungnahmen in Angelegenheiten der Forschung, Kunst, 
Lehre und des Studiums, die die gesamte Hochschule oder 
zentrale Einrichtungen betreffen oder von grundsätzlicher Be-
deutung sind; 

6. die Entlastung des Präsidiums. 

(2) 1Der Hochschulrat kann alle Unterlagen der Hochschule 
einsehen und prüfen. 2Die Wahrnehmung dieser Befugnis kann 
der Hochschulrat einzelnen Hochschulratsmitgliedern oder sons-
tigen sachverständigen Personen übertragen. 3Das Präsidium hat 
dem Hochschulrat mindestens viermal im Jahr im Überblick über 
die Entwicklung der Haushalts- und Wirtschaftslage schriftlich zu 
berichten. 4Ergeben sich im Rahmen der Beaufsichtigung des 
Präsidiums Beanstandungen, wirkt der Hochschulrat auf eine 
hochschulinterne Klärung hin. 5Bei schwerwiegenden Beanstan-
dungen unterrichtet er das Ministerium. 

(3) 1Der Hochschulrat besteht nach Maßgabe der Grundord-
nung aus sechs, acht oder zehn Mitgliedern, die in verantwor-
tungsvollen Positionen in der Gesellschaft, insbesondere der Wis-
senschaft, Kultur oder Wirtschaft tätig sind oder waren und auf 
Grund ihrer hervorragenden Kenntnisse und Erfahrungen einen 
Beitrag zur Erreichung der Ziele und Aufgaben der Hochschule 
leisten können. 2Die Grundordnung regelt, dass entweder 
1. sämtliche seiner Mitglieder Externe sind 

oder dass 
2. mindestens die Hälfte seiner Mitglieder Externe sind. 
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3Die Mitglieder des Hochschulrates werden vom Ministerium für 
eine Amtszeit von fünf Jahren bestellt. 

(4) 1Zur Auswahl der Mitglieder des Hochschulrats wird ein 
Auswahlgremium gebildet, dem zwei Vertreterinnen oder Vertreter 
des Senats, die nicht dem Präsidium angehören, zwei Vertrete-
rinnen oder Vertreter des bisherigen Hochschulrats und eine 
Vertreterin oder ein Vertreter des Landes mit zwei Stimmen an-
gehören. 2Das Auswahlgremium erarbeitet einvernehmlich eine 
Liste. 3Lässt sich im Gremium kein Einvernehmen über eine Liste 
erzielen, unterbreiten die Vertreterinnen oder Vertreter des Se-
nats und die Vertreterin oder der Vertreter des Landes dem Gre-
mium eigene Vorschläge für jeweils die Hälfte der Mitglieder. 4Das 
Auswahlgremium beschließt sodann die Liste mit der Mehrheit 
von zwei Dritteln seiner Stimmen. 5Die Liste insgesamt bedarf der 
Bestätigung durch den Senat mit Stimmenmehrheit sowie sodann 
der Zustimmung durch das Ministerium. 6Im Falle des Rücktritts 
oder der sonstigen Beendigung der Funktion eines Mitglieds des 
Hochschulrates gelten für die Auswahl des ihm nachfolgenden 
Mitglieds die Sätze 1 bis 5 entsprechend. 

(5) Der Hochschulrat ist mindestens viermal im Jahr einzuberu-
fen und immer dann, wenn mindestens die Hälfte seiner Mitglie-
der dies verlangt. 2Die Mitglieder des Präsidiums nehmen an den 
Sitzungen des Hochschulrats beratend teil; sie unterliegen im 
Rahmen einer angemessenen Berichterstattung keiner Ver-
schwiegenheitspflicht. 3Verletzt ein Hochschulratsmitglied seine 
Pflichten, findet § 84 Landesbeamtengesetz sinngemäß Anwen-
dung. 

(6) 1Der Hochschulrat wählt seine Vorsitzende oder seinen Vor-
sitzenden aus dem Personenkreis der Externen im Sinne des  
Absatzes 3 sowie ihre oder seine Stellvertretung; das Nähere  
zur Wahl regelt die Grundordnung. 2Bei Abstimmungen gibt bei 
Stimmengleichheit die Stimme der oder des Vorsitzenden den 
Ausschlag. 3Der Hochschulrat gibt sich eine Geschäftsordnung. 
4Die Tätigkeit als Mitglied des Hochschulrates ist ehrenamtlich. 
5Die Geschäftsordnung kann eine angemessene Aufwandsent-
schädigung der Mitglieder vorsehen. 6Die Gesamtsumme der 
Aufwandsentschädigungen ist zu veröffentlichen. 

(7) 1Die Hochschulverwaltung unterstützt den Hochschulrat bei 
der Erfüllung seiner Aufgaben. 
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(8) 1Externe im Sinne des Absatzes 3 sind solche Personen, die 
weder Mitglieder noch Angehörige der Hochschule sind. 2Mit-
glieder des Hochschulrates, die im Zeitpunkt der Bestätigung 
nach Absatz 4 Satz 5 Externe waren, gelten für weitere Auswahl-
verfahren nach Absatz 4 als Externe, es sei denn, sie sind auch 
abgesehen von ihrer Mitgliedschaft im Hochschulrat Mitglieder 
oder Angehörige der Hochschule. 3Ehrenbürgerinnen und Ehren-
bürger sowie Ehrensenatorinnen und Ehrensenatoren und ehe-
malige Studierende, die die Hochschule nach § 9 Abs. 4 Satz 3 
zu ihren Angehörigen bestimmt hat, gelten als Externe. 

§ 22 Senat (1) 1Der Senat ist für die nachfolgend aufgeführten 
Angelegenheiten zuständig: 
1. Bestätigung der Wahl der Mitglieder des Präsidiums und mit 

einer Mehrheit von drei Vierteln der Stimmen Empfehlung ih-
rer Abwahl nach § 17 Abs. 4 gegenüber dem Hochschulrat; 

2. Stellungnahme zum jährlichen Bericht des Präsidiums; 
3. Erlass und Änderung der Grundordnung, von Rahmenordnun-

gen und Ordnungen der Hochschule, soweit dieses Gesetz 
nichts anderes bestimmt; 

4. Empfehlungen und Stellungnahmen zum Entwurf des Hoch-
schulentwicklungsplans nach § 16 Abs. 1 Satz 5 und der Ziel-
vereinbarung nach § 6 Abs. 2, zu den Evaluationsberichten 
nach § 7 Abs. 2 und 3, zum Wirtschaftsplan, zu den 
Grundsätzen der Verteilung der Stellen und Mittel auf die 
Fachbereiche, zentralen wissenschaftlichen Einrichtungen,  
zentralen Betriebseinheiten und der Medizinischen Einrichtun-
gen. 

2Die Grundordnung wird mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der 
Stimmen beschlossen. 

(2) 1Das Nähere zur Zusammensetzung, zur Amtszeit und zum 
Vorsitz regelt die Grundordnung. 2Nichtstimmberechtigte Mitglie-
der des Senats sind die Präsidentin oder der Präsident, die Vize-
präsidentinnen oder Vizepräsidenten, die Dekaninnen oder Deka-
ne, die Vertrauensperson der schwerbehinderten Menschen, die 
oder der Vorsitzende des Personalrats und des Personalrats nach 
§ 111 Landespersonalvertretungsgesetz und die oder der Vorsit-
zende des Allgemeinen Studierendenausschusses sowie nach 
Maßgabe der Grundordnung weitere nichtstimmberechtigte Mit-
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glieder, die zudem ein Stimmrecht der Dekaninnen und Dekane 
vorsehen kann. 

(3) 1Soweit der Senat nach diesem Gesetz an Entscheidungen 
des Präsidiums mitwirkt, können die dem Senat angehörenden 
Vertreterinnen oder Vertreter einer Gruppe gemäß § 11 Abs. 1 
dem Präsidium ein vom Senatsbeschluss abweichendes einstim-
miges Votum vorlegen, über welches das Präsidium vor seiner 
Entscheidung zu beraten hat. 2Auf Verlangen ist das Votum ge-
meinsam mündlich zu erörtern. 

§ 23 Fachbereichskonferenz (1) 1Die Grundordnung kann ei-
ne Fachbereichskonferenz vorsehen. 2Sie muss eine solche Kon-
ferenz vorsehen, wenn sie zugleich nach § 21 Abs. 3 Satz 2 Nr. 1 
regelt, dass sämtliche Mitglieder des Hochschulrates Externe 
sind. 

(2) 1Die Fachbereichskonferenz berät das Präsidium und den 
Hochschulrat in Angelegenheiten der Forschung, Kunst, Lehre 
und des Studiums, die die gesamte Hochschule oder zentrale Ein-
richtungen betreffen oder von grundsätzlicher Bedeutung sind. 

(3) 1Die Mitglieder der Fachbereichskonferenz sind die Deka-
ninnen und die Dekane der Fachbereiche. 

§ 24 Gleichstellungsbeauftragte (1) 1Die Gleichstellungsbe-
auftragte hat die Belange der Frauen, die Mitglieder oder Angehö-
rige der Hochschule sind, wahrzunehmen. 2Sie wirkt auf die  
Einbeziehung frauenrelevanter Aspekte bei der Erfüllung der Auf-
gaben der Hochschule hin, insbesondere bei der wissenschaftli-
chen Arbeit, bei der Entwicklungsplanung und bei der leistungs-
orientierten Mittelvergabe. 3Sie kann hierzu an den Sitzungen des 
Senats, des Präsidiums, der Fachbereichsräte, der Berufungs-
kommissionen und anderer Gremien mit Antrags- und Rederecht 
teilnehmen; sie ist wie ein Mitglied zu laden und zu informieren. 
4Die Gleichstellungsbeauftragte des Fachbereichs ist in den Beru-
fungskommissionen Mitglied mit beratender Stimme. 5Die Grund-
ordnung regelt insbesondere Wahl, Bestellung und Amtszeit der 
Gleichstellungsbeauftragten und ihrer Stellvertretung. 6Wählbar 
sind Hochschullehrerinnen und weibliche Mitglieder der Gruppen 
nach § 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 sowie Nr. 3, wenn sie ein Hoch-
schulstudium abgeschlossen haben; von dem Erfordernis des ab-
geschlossenen Hochschulstudiums sind die Stellvertreterinnen 
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der Gleichstellungsbeauftragten ausgenommen. 7Die Funktion ist 
hochschulöffentlich auszuschreiben. 

(2) 1Im Übrigen finden die Vorschriften des Landesgleichstel-
lungsgesetzes Anwendung. 2Das Nähere zur Gleichstellungs-
kommission regelt die Hochschule in ihrer Grundordnung. 

§ 25 Hochschulverwaltung (1) 1Die Hochschulverwaltung sorgt 
für die Erfüllung der Aufgaben der Hochschule in Planung, Ver-
waltung und Rechtsangelegenheiten. 2Dabei hat sie auf eine wirt-
schaftliche Verwendung der Haushaltsmittel und auf eine wirt-
schaftliche Nutzung der Hochschuleinrichtungen hinzuwirken. 
3Auch die Verwaltungsangelegenheiten der Organe und Gremien 
der Hochschule werden ausschließlich durch die Hochschulver-
waltung wahrgenommen. 4Sie unterstützt insbesondere die Mit-
glieder des Präsidiums sowie die Dekaninnen und Dekane bei ih-
ren Aufgaben. 

(2) 1Als Mitglied des Präsidiums leitet die Vizepräsidentin oder 
der Vizepräsident für den Bereich der Wirtschafts- und Personal-
verwaltung die Hochschulverwaltung, an der Universität Bochum 
einschließlich der Verwaltung der Medizinischen Einrichtungen. 
2In Angelegenheiten der Hochschulverwaltung von grundsätzli-
cher Bedeutung kann das Präsidium entscheiden; das Nähere re-
gelt die Geschäftsordnung des Präsidiums. 3Falls das Präsidium 
auf der Grundlage einer Regelung nach § 15 Abs. 2 Nr. 2 feste 
Geschäftsbereiche für seine Mitglieder bestimmt hat, kann die 
Geschäftsordnung insbesondere vorsehen, dass und in welcher 
Weise die Hochschulverwaltung sicherstellt, dass die Verantwor-
tung der Mitglieder des Präsidiums für ihre Geschäftsbereiche 
wahrgenommen werden kann. 

2. Die dezentrale Organisation der Hochschule  

§ 26 Die Binneneinheiten der Hochschule (1) 1Die Hochschu-
le gliedert sich vorbehaltlich einer anderweitigen Regelung nach 
Absatz 5 in Fachbereiche. 2Diese sind die organisatorischen 
Grundeinheiten der Hochschule. 

(2) 1Der Fachbereich erfüllt unbeschadet der Gesamtverantwor-
tung der Hochschule und der Zuständigkeiten der zentralen 
Hochschulorgane und Gremien für sein Gebiet die Aufgaben der 
Hochschule. 2Er hat die Vollständigkeit und Ordnung des Lehran-
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gebots sowie die Wahrnehmung der innerhalb der Hochschule zu 
erfüllenden weiteren Aufgaben zu gewährleisten. 3Fachbereiche 
fördern die interdisziplinäre Zusammenarbeit und stimmen ihre 
Forschungsvorhaben und ihr Lehrangebot untereinander ab. 4Der 
Fachbereich kann eines seiner Mitglieder mit der Wahrnehmung 
von Aufgaben insbesondere im Bereich der Studienorganisation, 
der Studienplanung und der berufspraktischen Tätigkeiten beauf-
tragen. 

(3) 1Organe des Fachbereichs sind die Dekanin oder der Dekan 
und der Fachbereichsrat. 2Der Fachbereich regelt seine Organisa-
tion durch eine Fachbereichsordnung und erlässt die sonstigen 
zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderlichen Ordnungen. 

(4) 1Mitglieder des Fachbereichs sind die Dekanin oder der De-
kan, das hauptberufliche Hochschulpersonal, das überwiegend im 
Fachbereich tätig ist, und die Studierenden, die für einen vom 
Fachbereich angebotenen Studiengang eingeschrieben sind. 2§ 9 
Abs. 3 gilt entsprechend. 3Mitglieder der Gruppen nach § 11 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 können mit Zustimmung der betroffenen 
Fachbereiche Mitglied in mehreren Fachbereichen sein. 

(5) 1Die Grundordnung kann regeln, dass Aufgaben der Fach-
bereiche auf zentrale Organe verlagert oder eine von den Absät-
zen 1 bis 4 abweichende Gliederung der Hochschule in Organisa-
tionseinheiten und eine von den Vorschriften dieses Gesetzes 
abweichende Zuordnung von Aufgaben und Befugnissen an diese 
Einheiten und ihre Organe erfolgt. 2Für die Einheit gilt Absatz 3 
Satz 2 sowie § 11 Abs. 2 entsprechend. Absatz 2 Satz 2 gilt für 
die Einheit oder die zentralen Organe entsprechend, falls sie für 
die Hochschule Aufgaben in Lehre und Studium erfüllen. 

§ 27 Dekanin oder Dekan (1) 1Die Dekanin oder der Dekan 
leitet den Fachbereich und vertritt ihn innerhalb der Hochschule. 
2Sie oder er erstellt im Benehmen mit dem Fachbereichsrat den 
Entwicklungsplan des Fachbereichs als Beitrag zum Hochschul-
entwicklungsplan und ist insbesondere verantwortlich für die 
Durchführung der Evaluation nach § 7 Abs. 2 und 3, für die Voll-
ständigkeit des Lehrangebotes und die Einhaltung der Lehrver-
pflichtungen sowie für die Studien- und Prüfungsorganisation; sie 
oder er gibt die hierfür erforderlichen Weisungen. 3Sie oder er ver-
teilt die Stellen und Mittel innerhalb des Fachbereichs auf der 
Grundlage der im Benehmen mit dem Fachbereichsrat von ihr 
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oder ihm festgelegten Grundsätzen der Verteilung, entscheidet 
über den Einsatz der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Fach-
bereichs und wirkt unbeschadet der Aufsichtsrechte des Präsidi-
ums darauf hin, dass die Funktionsträgerinnen und Funktionsträ-
ger, die Gremien und Einrichtungen des Fachbereichs ihre 
Aufgaben wahrnehmen und die Mitglieder und Angehörigen des 
Fachbereichs ihre Pflichten erfüllen. 4Hält sie oder er einen Be-
schluss für rechtswidrig, so führt sie oder er eine nochmalige Be-
ratung und Beschlussfassung herbei; das Verlangen nach noch-
maliger Beratung und Beschlussfassung hat aufschiebende 
Wirkung. 5Wird keine Abhilfe geschaffen, so unterrichtet sie oder 
er unverzüglich das Präsidium. 6Sie oder er erstellt die Entwürfe 
der Studien- und Prüfungsordnungen. 7Sie oder er bereitet die 
Sitzungen des Fachbereichsrates vor und führt dessen Beschlüs-
se aus. 8Hinsichtlich der Ausführung von Beschlüssen des Fach-
bereichsrates ist sie oder er diesem gegenüber rechenschafts-
pflichtig. 9Der Dekanin oder dem Dekan können durch die 
Grundordnung oder durch Beschluss des Fachbereichsrates wei-
tere Aufgaben übertragen werden. 

(2) 1Die Dekanin oder der Dekan wird durch die Prodekanin  
oder den Prodekan vertreten. 

(3) 1Die Dekanin oder der Dekan gibt den Vertreterinnen oder 
Vertretern der Gruppe der Studierenden im Fachbereichsrat ein-
mal im Semester Gelegenheit zur Information und zur Beratung in 
Angelegenheiten des Studiums. 

(4) 1Die Dekanin oder der Dekan und die Prodekanin oder der 
Prodekan werden vom Fachbereichsrat aus dem Kreis der Pro-
fessorinnen und Professoren innerhalb der Gruppe der Hoch-
schullehrerinnen und Hochschullehrer mit der Mehrheit der Stim-
men des Gremiums gewählt. 2Zur Dekanin oder zum Dekan kann 
ebenfalls gewählt werden, wer kein Mitglied des Fachbereichs ist, 
jedoch die Voraussetzungen nach § 17 Abs. 1 Satz 2 erfüllt. 3Die 
Wahl nach Satz 1 und 2 bedarf der Bestätigung durch die Präsi-
dentin oder den Präsidenten. 4Die Grundordnung kann vorsehen, 
dass die Dekanin oder der Dekan nach Ablauf ihrer oder seiner 
Amtszeit Prodekanin oder Prodekan wird. 5Die Amtszeit der De-
kanin oder des Dekans und der Prodekanin oder des Prodekans 
beträgt vier Jahre, soweit die Grundordnung keine längere Amts-
zeit vorsieht. 6Wiederwahl ist zulässig. 7Das Präsidium kann im 
Benehmen mit dem Fachbereichsrat vorsehen, dass die Dekanin 
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oder der Dekan hauptberuflich tätig ist. 8In diesem Falle wird für 
die Dauer der Amtszeit ein privatrechtliches Dienstverhältnis be-
gründet. 9Wird mit einer Professorin oder einem Professor einer 
der Hochschulen nach § 1 Abs. 2 ein privatrechtliches Dienstver-
hältnis nach Satz 8 begründet, ruhen die Rechte und Pflichten 
aus dem Amt als Professorin oder Professor. 10Entsprechendes 
gilt für eine Professorin oder einen Professor, die oder der in ei-
nem privatrechtlichen Dienstverhältnis steht. 11Die Berechtigung 
zur Forschung und Lehre bleibt davon unberührt. 

(5) 1Die Dekanin oder der Dekan wird mit einer Mehrheit von 
drei Viertel der Mitglieder des Fachbereichsrates abgewählt, wenn 
zugleich gemäß Satz 1 eine neue Dekanin oder ein neuer Dekan 
gewählt und die oder der Gewählte durch die Präsidentin oder 
den Präsidenten bestätigt wird. 2Die Ladungsfrist zur Abwahl be-
trägt mindestens zehn Werktage. 3Das Verfahren zur Abwahl re-
gelt die Fachbereichsordnung. 

(6) 1Die Grundordnung kann zulassen oder vorsehen, dass die 
Aufgaben und Befugnisse der Dekanin oder des Dekans von ei-
nem Dekanat wahrgenommen werden, welches aus einer Deka-
nin oder einem Dekan sowie einer in der Grundordnung festge-
legten Anzahl von Prodekaninnen oder Prodekanen besteht. 2Von 
den Mitgliedern des Dekanats vertritt die Dekanin oder der Dekan 
den Fachbereich innerhalb der Hochschule; Beschlüsse des De-
kanats können nicht gegen die Stimme der Dekanin oder des De-
kans gefasst werden. 3Die Dekanin oder der Dekan und die Pro-
dekanin oder der Prodekan, die oder der die Dekanin oder den 
Dekan vertritt, müssen dem Kreis der Professorinnen und Profes-
soren innerhalb der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrer angehören. 4Die Grundordnung kann bestimmen, 
dass höchstens die Hälfte der Prodekaninnen oder Prodekane 
anderen Gruppen im Sinne des § 11 Abs. 1 angehört. 5Soweit die 
Grundordnung ein Dekanat vorsieht, übernimmt eine Prodekanin 
oder ein Prodekan die Aufgaben nach § 26 Abs. 2 Satz 5 (Stu-
diendekanin oder Studiendekan). 6Die Mitglieder des Dekanats 
werden vom Fachbereichsrat mit der Mehrheit der Stimmen des 
Gremiums gewählt. 7Die Amtszeit der Mitglieder des Dekanats 
beträgt vier Jahre, sofern die Grundordnung keine längere Amts-
zeit vorsieht; die Amtszeit für ein Mitglied aus der Gruppe der 
Studierenden beträgt ein Jahr. 8Die Grundordnung kann vorse-
hen, dass die Dekanin oder der Dekan sowie die Stellvertreterin 
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oder der Stellvertreter zu unterschiedlichen Zeitpunkten gewählt 
werden, so dass sich die Amtszeiten überlappen. 

§ 28 Fachbereichsrat (1) 1Dem Fachbereichsrat obliegt die 
Beschlussfassung über die Angelegenheiten des Fachbereichs, 
für die nicht die Zuständigkeit der Dekanin oder des Dekans  
oder eine andere Zuständigkeit bestimmt ist. 2Er ist insoweit in 
allen Forschung, Kunst und Lehre betreffenden Angelegenhei-
ten und für die Beschlussfassung über die Fachbereichsordnung 
und die sonstigen Ordnungen für den Fachbereich zuständig. 
3Er nimmt die Berichte der Dekanin oder des Dekans entgegen 
und kann über die Angelegenheiten des Fachbereichs Auskunft 
verlangen.  

(2) 1Stimmberechtigte Mitglieder des Fachbereichsrats sind ins-
gesamt höchstens 15 Vertreterinnen oder Vertreter der Gruppen 
im Sinne des § 11 Abs. 1 nach Maßgabe der Grundordnung, die 
auch die Amtszeit bestimmt. 

(3) 1Nichtstimmberechtigte Mitglieder des Fachbereichsrates 
sind die Dekanin oder der Dekan und die Prodekanin oder der 
Prodekan, im Fall des § 27 Abs. 6 das Dekanat. 

(4) 1Die Grundordnung regelt den Vorsitz im Fachbereichsrat. 

(5) 1Bei der Beratung über Berufungsvorschläge von Professo-
rinnen und Professoren sind alle Professorinnen und Professoren 
innerhalb der Mitglieder der Gruppe der Hochschullehrerinnen 
und Hochschullehrer, die Mitglieder des Fachbereichs sind, ohne 
Stimmrecht teilnahmeberechtigt; Gleiches gilt für alle Mitglieder 
der Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer bei 
der Beratung über sonstige Berufungsvorschläge und über Pro-
motionsordnungen. 2§ 38 Abs. 4 bleibt unberührt.  

(6) 1Für die Entscheidung bestimmter Angelegenheiten, die 
mehrere Fachbereiche berühren und eine aufeinander abge-
stimmte Wahrnehmung erfordern, sollen die beteiligten Fachbe-
reichsräte gemeinsame Ausschüsse bilden. 2Absatz 5 und § 12 
Abs. 1 Satz 4 und 5 gelten entsprechend. 

(7) 1§ 22 Abs. 3 gilt entsprechend. 
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§ 29 Wissenschaftliche Einrichtungen und Betriebseinheiten; 
Bibliotheksgebühren; Einrichtungen an der Hochschule  
(1) 1Unter der Verantwortung eines Fachbereichs oder mehrerer 
Fachbereiche können wissenschaftliche Einrichtungen errichtet 
werden, soweit dies zweckmäßig ist. 2Soweit die Zuordnung zu 
Fachbereichen nicht zweckmäßig ist, können zentrale wissen-
schaftliche Einrichtungen errichtet werden. 

(2) 1Für Dienstleistungen, insbesondere in den Bereichen Me-
dien-, Informations- und Kommunikationsmanagement und -tech-
nik, für die in größerem Umfang Personal und Sachmittel ständig 
bereitgestellt werden müssen, können Betriebseinheiten errichtet 
werden, soweit dies zweckmäßig ist. 2Betriebseinheiten können 
im Rahmen ihrer Fachaufgaben mit Dritten auch in privatrechtli-
cher Form zusammenarbeiten. 

(3) 1Der Leitung einer wissenschaftlichen Einrichtung müssen 
mehrheitlich an ihr tätige Vertreterinnen oder Vertreter der Gruppe 
der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer angehören. 2Die 
wissenschaftlichen Einrichtungen und Betriebseinheiten entschei-
den über den Einsatz ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, so-
weit sie nicht einer Hochschullehrerin oder einem Hochschullehrer 
zugeordnet sind, und über die Verwendung der ihnen zugewiese-
nen Mittel. 

(4) 1Für Verwaltungstätigkeiten und Arten der Benutzung der 
Einrichtungen für medien-, informations- oder kommunikations-
technische Dienstleistungen nach Absatz 2 können Gebühren er-
hoben werden. 2Besondere Auslagen sind zu erstatten. 3Das Mi-
nisterium kann im Einvernehmen mit dem Finanzministerium für 
Verwaltungstätigkeiten und Benutzungsarten nach Satz 1 die Ge-
bührentatbestände, die Gebührensätze sowie Ermäßigungs- und 
Erlasstatbestände durch Rechtsverordnung regeln. 4Das Ministe-
rium kann im Einvernehmen mit dem Finanzministerium durch 
Rechtsverordnung die Hochschulen ermächtigen, durch eigene 
Gebührenordnungen Gebührentatbestände, Gebührensätze so-
wie Ermäßigungs- und Erlasstatbestände zu regeln. 5Für die 
Rechtsverordnung nach den Sätzen 2 und 3 und die Gebühren-
ordnungen nach Satz 3 finden die §§ 3 bis 22, 25 Abs. 1 und 26 
bis 28 des Gebührengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
entsprechende Anwendung, soweit gesetzlich oder in der Rechts-
verordnung nichts anderes bestimmt ist. 6Die Sätze 1 bis 4 gelten 
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auch für zentrale Einrichtungen im Geschäftsbereich des Ministe-
riums. 

(5) 1Das Präsidium kann eine außerhalb der Hochschule befind-
liche Einrichtung, die wissenschaftliche Aufgaben erfüllt, als Ein-
richtung an der Hochschule anerkennen. 2Die Anerkennung soll 
nur ausgesprochen werden, wenn die Aufgaben nicht von einer 
Einrichtung der Hochschule erfüllt werden können. 3Die anerkann-
te Einrichtung wirkt mit der Hochschule zusammen. 4Die rechtli-
che Selbständigkeit der Einrichtung und die Rechtsstellung der 
Bediensteten in der Einrichtung werden dadurch nicht berührt. 

§ 30 Lehrerbildung, Studienzentren (1) 1Für die Lehrerbildung 
einschließlich ihrer Evaluation tragen die beteiligten Fachbereiche 
gemeinsam Verantwortung und arbeiten zur Förderung und Koor-
dinierung von Lehre und Studium zusammen. 2Sie sichern die in-
haltliche und zeitliche Abstimmung des Lehrangebots im erzie-
hungswissenschaftlichen Studium, in der Fachdidaktik sowie in 
der Fachwissenschaft und wirken bei der Gestaltung der Praxis-
phasen mit. 3Soweit die Aufgaben nicht einem Ausschuss des 
Senats (§ 12 Abs. 1) zugewiesen sind, bilden sie hierzu einen 
gemeinsamen beschließenden Ausschuss, dessen Mitglieder aus 
der Mitte des jeweiligen Fachbereichs gewählt werden müssen 
und in den nicht jeder Fachbereich Mitglieder der Gruppen im 
Sinne § 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 4 entsenden muss. 4Zu ihrer 
Unterstützung werden an lehrerbildenden Universitäten Zentren 
für die Lehrerbildung als wissenschaftliche Einrichtungen errich-
tet. 5Die Hochschule kann anstelle dieser Zentren nach Maßgabe 
einer Regelung nach § 26 Abs. 5 zur Wahrnehmung von Aufga-
ben der Lehrerbildung eigene Organisationseinheiten errichten. 
6Die betreffenden Einrichtungen arbeiten mit den staatlichen Stu-
dienseminaren für Lehrämter an Schulen zusammen. 

(2) 1Die Fernuniversität in Hagen erfüllt die ihr obliegende Auf-
gabe des Fernstudiums auch an Studienzentren, über deren Er-
richtung, Änderung oder Aufhebung und grundsätzliche Organisa-
tion das Präsidium beschließt. 2Andere Hochschulen in der 
Trägerschaft des Landes können vom Ministerium verpflichtet 
werden, nach Maßgabe des verfügbaren Raumes Studienzentren 
ganzjährig oder, zur Durchführung von Ferienkursen oder Prakti-
ka, während der dafür vorgesehenen Zeiten in ihre Räume aufzu-
nehmen. 3Die betroffenen Hochschulen sind vorher zu hören. 
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4Mentorinnen und Mentoren der Studienzentren sind bei der 
Wahrnehmung ihrer Rechte und Pflichten in der Selbstverwaltung 
den wissenschaftlichen Hilfskräften im Sinne des § 46 gleichge-
stellt. 

3. Hochschulmedizin  

§ 31 Hochschulmedizin (1) 1Die Universitätskliniken sind An-
stalten des öffentlichen Rechts mit eigener Rechtspersönlichkeit; 
für sie gilt § 34 Abs. 1 entsprechend. 2Sie können durch Rechts-
verordnung auch in anderer Rechtsform errichtet oder in eine an-
dere Rechtsform umgewandelt werden. 3Die Rechtsverordnung 
bedarf des Einvernehmens mit dem Finanzministerium und dem 
Innenministerium und der Zustimmung des Ausschusses für Inno-
vation, Wissenschaft, Forschung und Technologie des Landtags.  

(2) 1In der Rechtsverordnung sind insbesondere Regelungen zu 
treffen über 
1. die Leitungsstrukturen, 
2. die Wirtschaftsführung nach kaufmännischen Grundsätzen; 

dabei kann vorgesehen werden, dass die Landeshaushalts-
ordnung mit Ausnahme von § 111 Landeshaushaltsordnung 
keine Anwendung findet, 

3. im Falle einer Umwandlung in eine andere Rechtsform nach 
Absatz 1 Satz 2 die Rechtsnachfolge und den Vermögens-
übergang, 

4. die Dienstherrenfähigkeit, soweit die Universitätskliniken in öf-
fentlich-rechtlicher Rechtsform betrieben werden, und die 
Rechtsverhältnisse der Beschäftigten, 

5. die Beteiligung des Personals im Aufsichtsgremium, 
6. die Grundzüge des Zusammenwirkens zwischen dem Univer-

sitätsklinikum und der Hochschule. 

(3) 1Das Land stellt dem Fachbereich Medizin und dem Univer-
sitätsklinikum Zuschüsse nach Maßgabe des Landeshaushalts 
zur Verfügung. 2Die Zuschüsse für den laufenden Betrieb werden 
als Festbeträge gewährt; ihre haushaltsrechtliche Behandlung 
richtet sich ausschließlich nach diesem Gesetz und den aufgrund 
dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften. 3§ 6 Abs. 2 findet An-
wendung. 

(4) 1Das Ministerium wird ermächtigt, nach Anhörung der Hoch-
schule mit Zustimmung des Ausschusses für Innovation, Wissen-
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schaft, Forschung und Technologie des Landtages durch Rechts-
verordnung für die Organisation des Fachbereichs Medizin, seine 
Organe und ihre Aufgaben von den für die Fachbereiche im Übri-
gen geltenden Vorschriften abweichende Regelungen zu treffen. 

(5) 1Der Fachbereich Medizin der Universität Bochum bildet zu-
sammen mit den zentralen Dienstleistungseinrichtungen und den 
technischen Betrieben die Medizinischen Einrichtungen der Uni-
versität Bochum; sie dienen der Forschung und Lehre sowie der 
Krankenversorgung und besonderen Aufgaben des öffentlichen 
Gesundheitswesens. 2Die Medizinischen Einrichtungen sind eine 
besondere Betriebseinheit der Hochschule und haben eine ein-
heitliche Personal- und Wirtschaftsverwaltung. 3Sie werden von 
den Organen des Fachbereichs Medizin nach Maßgabe der §§ 27 
und 28 geleitet. 4An der Erfüllung der Aufgaben des Fachbereichs 
Medizin in Forschung und Lehre wirken auf vertraglicher Grundla-
ge besonders qualifizierte Krankenhäuser der Region mit. 5Die in 
den Medizinischen Einrichtungen tätigen Bediensteten sind Mit-
glieder des Fachbereichs Medizin nach Maßgabe des § 26 
Abs. 4. 6Die Krankenversorgung sowie die sonstigen den Medizi-
nischen Einrichtungen auf dem Gebiet des öffentlichen Gesund-
heitswesens obliegenden Aufgaben sind Selbstverwaltungsange-
legenheit der Universität Bochum. 

§ 32 Medizinische Einrichtungen außerhalb der Hochschule  
(1) 1Geeignete medizinische Einrichtungen außerhalb der Hoch-
schule können nach Maßgabe vertraglicher Vereinbarungen mit 
deren Trägern für Zwecke der Forschung und Lehre genutzt wer-
den. 2Die Einzelheiten über die mit der Nutzung zusammenhän-
genden personellen und sächlichen Folgen sind in der Vereinba-
rung zu bestimmen. 

(2) 1Die Hochschule kann mit Zustimmung des Ministeriums ei-
ner Einrichtung nach Absatz 1 das Recht verleihen, sich als Hoch-
schuleinrichtung zu bezeichnen, wenn sie den an eine Hoch-
schuleinrichtung zu stellenden Anforderungen in Forschung und 
Lehre genügt. 2Dient eine Einrichtung außerhalb der Hochschule 
nur der praktischen Ausbildung nach Maßgabe der Approbations-
ordnung für Ärztinnen und Ärzte, so kann ihr die Hochschule eine 
geeignete Bezeichnung, im Falle eines Krankenhauses die Be-
zeichnung "Akademisches Lehrkrankenhaus", verleihen. 3§ 29 
Abs. 4 Satz 4 gilt für Satz 1 und 2 entsprechend. 
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(3) 1Für die Organisation des Studiums in Einrichtungen nach 
Absatz 1 ist eine Fachbereichskommission zu bilden, in der in ei-
nem ausgeglichenen Verhältnis zu den übrigen Mitgliedern Hoch-
schulmitglieder aus diesen Einrichtungen vertreten sind. 2Vor-
sitzende oder Vorsitzender der Kommission ist das nach § 26 
Abs. 2 Satz 5 beauftragte Mitglied des Fachbereichs. 3Satz 1 gilt 
außer für Einrichtungen im Sinne von Absatz 2 Satz 2 auch, wenn 
Prüfungskommissionen oder entsprechende Kommissionen für 
die Promotion und Habilitation gebildet und Angehörige der Ein-
richtungen betroffen sind. 

Vierter Abschnitt 
Das Hochschulpersonal  

1. Allgemeine dienstrechtliche Regelungen  

§ 33 Beamtinnen und Beamte der Hochschule (1) 1Auf das 
beamtete Hochschulpersonal finden die Vorschriften des Landes-
beamtengesetzes und dieses Gesetzes Anwendung. 

(2) 1Die Präsidentin oder der Präsident ernennt die Professorin-
nen und Professoren, die Juniorprofessorinnen und Juniorprofes-
soren, die wissenschaftlichen und künstlerischen Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter an Universitäten und Fachhochschulen sowie die 
Lehrkräfte für besondere Aufgaben. 2Die Vizepräsidentin oder der 
Vizepräsident für den Bereich der Wirtschafts- und Personalver-
waltung ernennt andere als die in Satz 1 genannten Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter. 3Oberste Dienstbehörde im Sinne von § 3 
Abs. 1 Ziff. 3 Landesbeamtengesetz ist der Hochschulrat. 

(3) 1Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetzter der hauptberufli-
chen Präsidiumsmitglieder ist die Vorsitzende oder der Vorsitzen-
de des Hochschulrats. 2Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetz-
ter der Professorinnen und Professoren, der Juniorprofessorinnen 
und Juniorprofessoren, der Dekaninnen und der Dekane, der wis-
senschaftlichen und künstlerischen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter an Universitäten und Fachhochschulen, der Lehrkräfte für be-
sondere Aufgaben, der wissenschaftlichen Hilfskräfte und der 
Beamtinnen und Beamten gemäß § 78 Abs. 1 und 3 ist die Präsi-
dentin oder der Präsident. 3Dienstvorgesetzte oder Dienstvorge-
setzter anderer als der in Satz 1 genannten Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter ist die Vizepräsidentin oder der Vizepräsident für den 
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Bereich der Wirtschafts- und Personalverwaltung. 4Für die Beam-
tinnen und Beamten der Hochschulen trifft die Dienstvorgesetzte 
oder der Dienstvorgesetzte die beamtenrechtlichen Entscheidungen 
über die persönlichen Angelegenheiten der ihm nachgeordneten 
Beamtinnen und Beamten. 5Außerdem stehen der Dienstvorge-
setzten oder dem Dienstvorgesetzten die im Landesdisziplinarge-
setz bezeichneten Befugnisse der dienstvorgesetzten Stelle zu. 

(4) 1Beamtinnen und Beamte der Hochschulen dürfen Einrich-
tungen und Angebote des Landes im gleichen Umfang und zu 
den gleichen Bedingungen in Anspruch nehmen wie Beamtinnen 
und Beamte des Landes. 

(5) 1Das Ministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
zu regeln, in welchem Umfang hauptberufliches Personal im Rah-
men seiner Dienstaufgaben zur Lehrtätigkeit verpflichtet ist (indi-
viduelle Lehrverpflichtung). 2In der Rechtsverordnung kann auch 
die Möglichkeit vorgesehen werden, die Regellehrverpflichtung 
einer Gruppe von Professorinnen und Professoren zusammenzu-
fassen und nach Entscheidung der Dekanin oder des Dekans 
abweichend von der Regellehrverpflichtung des Einzelnen zu ver-
teilen (institutionelle Lehrverpflichtung). 

§ 34 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der Hochschule   
(1) 1Die Hochschulen treten dem Arbeitgeberverband des Landes 
bei. 2Für die Arbeitnehmerinnen, Arbeitnehmer und Auszubilden-
den der Hochschulen finden bis zum Abschluss entsprechend 
neuer Tarifverträge durch diesen Verband die für die Arbeitneh-
merinnen, Arbeitnehmer und Auszubildenden des Landes gelten-
den Tarifverträge Anwendung. 

(2) 1Die bei einer Hochschule in einem Beamten-, Arbeits- oder 
Ausbildungsverhältnis zurückgelegten Zeiten werden bei einer 
Neueinstellung in den Landesdienst so angerechnet, als ob sie 
beim Land zurückgelegt worden wären. 2Die beim Land oder ei-
ner anderen Hochschule in einem Beamten-, Arbeits- oder Aus-
bildungsverhältnis zurückgelegten Zeiten werden bei einer Neu-
einstellung in den Dienst einer Hochschule so angerechnet, wie 
wenn sie bei dieser Hochschule zurückgelegt worden wären. 

(3) 1§ 33 Abs. 4 und 5 gilt für die Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer der Hochschulen entsprechend. 
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2. Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer  

§ 35 Dienstaufgaben der Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrer (1) 1Die Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer 
nehmen die ihrer Hochschule obliegenden Aufgaben in For-
schung, Kunst, Lehre und Weiterbildung nach näherer Ausgestal-
tung ihres Dienstverhältnisses in ihren Fächern selbständig wahr 
und wirken an der Studienberatung mit. 2Zu ihren hauptberufli-
chen Aufgaben gehört es auch, an der Verwaltung der Hochschu-
le mitzuwirken, Prüfungen abzunehmen und weitere Aufgaben ih-
rer Hochschule nach § 3 wahrzunehmen, im Bereich der Medizin 
auch durch Tätigkeiten in der Krankenversorgung. 3Die Wahr-
nehmung von Aufgaben in Einrichtungen der Wissenschaftsförde-
rung, die überwiegend aus staatlichen Mitteln finanziert werden, 
soll auf Antrag der Hochschullehrerin oder des Hochschullehrers 
zur Dienstaufgabe erklärt werden, wenn es mit der Erfüllung ihrer 
oder seiner übrigen Aufgaben vereinbar ist. 

(2) 1Die Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer sind im 
Rahmen der für ihr Dienstverhältnis geltenden Regelungen be-
rechtigt und verpflichtet, in ihren Fächern in allen Studiengängen 
und Studienabschnitten zu lehren und Prüfungen abzunehmen. 
2Zur Lehre zählen auch die Erfüllung des Weiterbildungsauftrages 
und die Beteiligung an den in der Prüfungsordnung vorgesehenen 
berufspraktischen Studienphasen. 3Die Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrer sind im Rahmen der Sätze 1 und 2 verpflichtet, 
Entscheidungen des Fachbereichs, die zur Sicherstellung und 
Abstimmung des Lehrangebots gefasst werden, auszuführen. 4Mit 
Zustimmung des Fachbereichs können sie Lehrveranstaltungen in 
ihren Fächern zu einem Anteil ihrer Lehrverpflichtungen auch an 
einer anderen Hochschule des Landes abhalten und die entspre-
chenden Prüfungen abnehmen. 

(3) 1Die Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer an Univer-
sitäten sind nach Maßgabe der Ausgestaltung ihres Dienstver-
hältnisses berechtigt und verpflichtet, in ihren Fächern zu for-
schen und die Forschungsergebnisse unbeschadet des § 4 
öffentlich zugänglich zu machen; für die Kunstausübung gilt Halb-
satz 1 entsprechend. 2Die Professorinnen und Professoren an 
Fachhochschulen sind zur Wahrnehmung von Forschungs- und 
Entwicklungsaufgaben und künstlerisch-gestalterischen Aufgaben 
berechtigt und verpflichtet; im Übrigen gilt Satz 1 Halbsatz 1. 
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(4) 1Art und Umfang der Aufgaben einer Hochschullehrerin oder 
eines Hochschullehrers bestimmen sich unbeschadet einer 
Rechtsverordnung gemäß § 33 Abs. 5 nach der Regelung, die die 
zuständige Stelle bei der Ernennung schriftlich getroffen hat. 2Die 
Aufgabenbestimmung steht unter dem Vorbehalt einer Überprü-
fung in angemessenen Abständen. 

§ 36 Einstellungsvoraussetzungen für Hochschullehrerinnen 
und Hochschullehrer (1) 1Einstellungsvoraussetzungen für 
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer sind neben den all-
gemeinen dienstrechtlichen Voraussetzungen: 
1. Abgeschlossenes Hochschulstudium; 
2. pädagogische Eignung, die durch eine entsprechende Vorbil-

dung nachgewiesen oder ausnahmsweise im Berufungsver-
fahren festgestellt wird; § 201 Abs. 3 des Landesbeamtenge-
setzes bleibt unberührt; 

3. besondere Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit, die in der 
Regel durch die Qualität einer Promotion nachgewiesen wird; 

4. für Professorinnen und Professoren an Universitäten darüber 
hinaus zusätzliche wissenschaftliche Leistungen, die aus-
schließlich und umfassend im Berufungsverfahren bewertet 
werden; diese Leistungen werden im Rahmen einer Juniorpro-
fessur, einer Habilitation oder einer Tätigkeit als wissenschaft-
liche Mitarbeiterin oder als wissenschaftlicher Mitarbeiter an 
einer Hochschule oder einer außeruniversitären Forschungs-
einrichtung oder im Rahmen einer wissenschaftlichen Tätig-
keit in Wirtschaft, Verwaltung oder in einem anderen gesell-
schaftlichen Bereich im In- oder Ausland erbracht; Halbsatz 2 
gilt nur bei der Berufung in ein erstes Professorenamt; 

5. für Professorinnen und Professoren an Fachhochschulen da-
rüber hinaus besondere Leistungen bei der Anwendung oder 
Entwicklung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Methoden, 
die während einer fünfjährigen berufspraktischen Tätigkeit, 
von denen mindestens drei Jahre außerhalb des Hochschul-
bereichs ausgeübt worden sein müssen, auf einem Gebiet er-
bracht wurden, das ihren Fächern entspricht; soweit es in be-
sonderen Ausnahmefällen der Eigenart des Faches und den 
Anforderungen der Stelle entspricht, können an die Stelle die-
ser Voraussetzungen zusätzliche wissenschaftliche Leistun-
gen gemäß Nummer 4 treten; 
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6. für Professorinnen und Professoren mit ärztlichen oder zahn-
ärztlichen Aufgaben darüber hinaus die Anerkennung als Ge-
bietsärztin oder Gebietsarzt oder Gebietszahnärztin oder Ge-
bietszahnarzt, soweit für das betreffende Fachgebiet nach den 
gesetzlichen Vorschriften eine entsprechende Weiterbildung 
vorgesehen ist; Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren 
sollen die Vorbildungen nach Halbsatz 1 nachweisen. 

(2) 1In künstlerischen Fächern kann abweichend von Absatz 1 
Nr. 3 bis 5 als Professorin oder Professor eingestellt werden, wer 
eine besondere Befähigung zu künstlerischer Arbeit und zusätzli-
che künstlerische Leistungen nachweist. 2Der Nachweis der zu-
sätzlichen künstlerischen Leistungen wird in der Regel durch be-
sondere Leistungen während einer fünfjährigen künstlerischen 
Tätigkeit erbracht, von der mindestens drei Jahre außerhalb des 
Hochschulbereichs ausgeübt worden sein müssen. 

(3) 1Soweit es der Eigenart des Faches und den Anforderungen 
der Stelle entspricht, kann abweichend von Absatz 1 Nr. 1, 3 bis 5 
auch eingestellt werden, wer hervorragende fachbezogene Leis-
tungen in der Praxis nachweist. 

(4) 1Bei Bewerberinnen und Bewerbern, die am 1. April 2000 
bereits Professorinnen oder Professoren an Fachhochschulen 
des Landes sind, gelten die Voraussetzungen des Absatzes 1 
Nr. 3 und Nr. 5 Halbsatz 1 als erfüllt. 

§ 37 Berufung von Hochschullehrerinnen und Hochschulleh-
rern (1) 1Die Präsidentin oder der Präsident beruft die Hoch-
schullehrerinnen und Hochschullehrer auf Vorschlag des Fachbe-
reichs. 2Sie oder er kann eine Professorin oder einen Professor 
abweichend von der Reihenfolge des Vorschlages des Fachbe-
reichs berufen oder einen neuen Vorschlag anfordern. 3Ohne 
Vorschlag des Fachbereichs kann sie oder er eine Professorin 
oder einen Professor berufen, wenn der Fachbereich acht Monate 
nach Einrichtung, Zuweisung oder Freiwerden der Stelle, bei 
Freiwerden durch Erreichen der Altersgrenze drei Monate nach 
dem Freiwerden der Stelle, keinen Vorschlag vorgelegt hat, wenn 
er der Aufforderung zur Vorlage eines neuen Vorschlages bis zum 
Ablauf von sechs Monaten nicht nachgekommen ist oder wenn in 
dem neuen Vorschlag keine geeigneten Personen benannt sind, 
deren Qualifikation den Anforderungen der Stelle entspricht. 4In 
den Fällen der Sätze 2 und 3 ist der Fachbereich zu hören.  
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(2) 1Bei der Berufung auf eine Professur können Juniorprofes-
sorinnen oder Juniorprofessoren der eigenen Hochschule nur  
berücksichtigt werden, wenn sie nach ihrer Promotion die Hoch-
schule gewechselt haben oder mindestens zwei Jahre außerhalb 
der berufenden Hochschule wissenschaftlich tätig waren. 2Wis-
senschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der eigenen 
Hochschule und das in § 78 Abs. 3 genannte Personal der eige-
nen Hochschule können nur in begründeten Ausnahmefällen und 
wenn zusätzlich die Voraussetzungen des Satzes 1 vorliegen, be-
rücksichtigt werden. 

(3) 1Bei einer Berufung dürfen Zusagen über die Ausstattung 
des vorgesehenen Aufgabenbereiches nur befristet im Rahmen 
bereiter Haushaltsmittel erteilt werden. 

§ 38 Berufungsverfahren (1) 1Die Stellen für Hochschullehre-
rinnen und Hochschullehrer sind vom Präsidium auf Vorschlag 
des Fachbereichs öffentlich auszuschreiben. 2Die Ausschreibung 
muss Art und Umfang der zu erfüllenden Aufgaben angeben. 
3Von der Ausschreibung einer Professur kann abgesehen wer-
den, wenn eine Professorin oder ein Professor in einem Beam-
tenverhältnis auf Zeit oder einem befristeten Beschäftigungsver-
hältnis auf eine Professur in einem Beamtenverhältnis auf 
Lebenszeit oder einem unbefristeten Beschäftigungsverhältnis 
berufen werden soll; von einer Ausschreibung kann in begründe-
ten Fällen auch dann abgesehen werden, wenn eine Juniorpro-
fessorin oder ein Juniorprofessor auf eine Professur in einem 
Beamtenverhältnis auf Lebenszeit oder einem unbefristeten Be-
schäftigungsverhältnis berufen werden soll. 4Darüber hinaus kann 
in Ausnahmefällen auf die Ausschreibung einer Professur verzich-
tet werden, wenn durch das Angebot dieser Stelle die Abwande-
rung einer Professorin oder eines Professors verhindert werden 
kann. 5Dies setzt voraus, dass ein mindestens gleichwertiger Ruf 
einer anderen Hochschule vorliegt. 6Die Entscheidung über den 
Verzicht auf die Ausschreibung nach Satz 3 und 4 trifft das Präsi-
dium auf Vorschlag des Fachbereichs und nach Anhörung der 
Gleichstellungsbeauftragten. 7In den Fällen der Wiederbesetzung 
entscheidet das Präsidium nach Anhörung der betroffenen Fach-
bereiche, ob die Aufgabenumschreibung der Stelle geändert, die 
Stelle einem anderen Fachbereich zugewiesen oder nicht wieder 
besetzt werden soll. 
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(2) 1Der Fachbereich hat der Präsidentin oder dem Präsidenten 
seinen Berufungsvorschlag zum frühestmöglichen Zeitpunkt, spä-
testens innerhalb der in § 37 Abs. 1 Satz 3 genannten Fristen, 
vorzulegen. 2Wird eine Stelle frei, weil die Inhaberin oder der In-
haber die Altersgrenze erreicht, soll der Berufungsvorschlag spä-
testens sechs Monate vor diesem Zeitpunkt vorgelegt werden. 

(3) 1Der Berufungsvorschlag zur Besetzung einer Professur soll 
drei Einzelvorschläge in bestimmter Reihenfolge enthalten und 
muss diese insbesondere im Hinblick auf die von der Stellenin-
haberin oder dem Stelleninhaber zu erfüllenden Lehr- und  
Forschungsaufgaben ausreichend begründen. 2Dem Berufungs-
vorschlag sollen zwei vergleichende Gutachten auswärtiger Pro-
fessorinnen oder Professoren beigefügt werden. 

(4) 1Das Verfahren zur Vorbereitung der Berufungsvorschläge 
zur Besetzung einer Professur einschließlich der Hinzuziehung 
auswärtiger Sachverständiger sowie das Verfahren zur Berufung 
der Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren regelt die vom 
Senat zu erlassende Berufungsordnung; die Schwerbehinderten-
vertretung ist zu beteiligen. 2Die Berufungsordnung soll hierbei 
zur Qualitätssicherung nach Satz 1 insbesondere Regelungen 
über Verfahrensfristen, über die Art und Weise der Ausschrei-
bung, über die Funktion der oder des Berufungsbeauftragten,  
über die Zusammensetzung der Berufungskommissionen ein-
schließlich auswärtiger Gutachterinnen und Gutachter, über die 
Entscheidungskriterien einschließlich der Leistungsbewertung in 
den Bereichen Lehre und Forschung sowie über den vertrauli-
chen Umgang mit Bewerbungsunterlagen treffen. 3Der Berufungs-
kommission sollen möglichst auswärtige Mitglieder angehören. 
4Die Präsidentin oder der Präsident kann der Berufungskommis-
sion Vorschläge unterbreiten. 5Die Berufung von Nichtbewerbe-
rinnen und -bewerbern ist zulässig. 

(5) 1Die Bewerberin oder der Bewerber hat kein Recht auf Ein-
sicht in die Akten des Berufungsverfahrens, soweit sie Gutachten 
über die fachliche Eignung enthalten oder wiedergeben. 

§ 39 Dienstrechtliche Stellung der Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrer (1) 1Professorinnen und Professoren können, 
Professorinnen und Professoren, die auch in der Krankenversor-
gung tätig sind, sollen in einem privatrechtlichen Dienstverhältnis 
beschäftigt werden. 2In diesem Falle gelten § 200 Abs. 2, § 201 
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Abs. 2 und 3, § 202 Abs. 1 Sätze 1 bis 3 und Abs. 2, 3 und 5 so-
wie § 206 des Landesbeamtengesetzes und die Vorschriften über 
den Sonderurlaub entsprechend. 

(2) 1Die Hochschule kann übergangsweise bis zur Besetzung 
der Stelle für eine Professorin oder einen Professor eine Vertrete-
rin oder einen Vertreter, die oder der die Einstellungsvorausset-
zungen einer Professorin oder eines Professors nach § 36 erfüllt, 
mit der Wahrnehmung der Aufgaben aus der Stelle beauftragen. 
2Die Professurvertretung ist ein öffentlich-rechtliches Rechtsver-
hältnis eigener Art; sie begründet kein Dienstverhältnis. 

(3) 1Professorinnen und Professoren können im Zusammen-
hang mit dem Hauptamt stehende Lehrtätigkeiten im Bereich der 
Weiterbildung als Tätigkeit im Nebenamt übertragen werden, 
wenn die entsprechende Lehrtätigkeit der Professorin oder des 
Professors nicht auf ihre oder seine Lehrverpflichtung angerech-
net wird. 2Die Hochschulen setzen die Höhe der Vergütung für 
Lehraufgaben nach Satz 1 im Rahmen der erzielten Einnahmen 
aus Gebühren und privatrechtlichen Entgelten fest. 

(4) 1Wird eine Professorin oder ein Professor zur Ärztlichen Di-
rektorin oder zum Ärztlichen Direktor eines Universitätsklinikums 
bestellt, so ist sie oder er mit dem Tage der Aufnahme der Tätig-
keit als Ärztliche Direktorin oder Ärztlicher Direktor aus dem Amt 
als Professorin oder Professor beurlaubt. 2Die Mitgliedschafts-
rechte mit Ausnahme des Wahlrechts bestehen fort. 3Die Berech-
tigung zur Forschung und Lehre bleibt unberührt. 

(5) 1Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren werden für die 
Dauer von drei Jahren zu Beamtinnen oder Beamten auf Zeit er-
nannt. 2Das Beamtenverhältnis der Juniorprofessorin oder des 
Juniorprofessors soll mit ihrer oder seiner Zustimmung im Laufe 
des dritten Jahres um weitere drei Jahre verlängert werden, wenn 
sie oder er sich als Hochschullehrerin oder Hochschullehrer be-
währt hat; anderenfalls kann das Beamtenverhältnis mit Zustim-
mung der Juniorprofessorin oder des Juniorprofessors um bis zu 
ein Jahr verlängert werden. 3Im Laufe des sechsten Jahres kann 
das Beamtenverhältnis der Juniorprofessorin oder des Juniorpro-
fessors mit ihrer oder seiner Zustimmung um ein Jahr verlängert 
werden, wenn sie oder er sich als Hochschullehrerin oder als 
Hochschullehrer bewährt hat. 4Juniorprofessorinnen und Junior-
professoren können auch in einem privatrechtlichen Dienstver-
hältnis beschäftigt werden. 5In diesem Falle gelten Sätze 1 bis 3 
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sowie § 200 Abs. 2, § 203 Abs. 1 Sätze 2 und 3 und Abs. 2, § 206 
des Landesbeamtengesetzes und die Vorschriften über den Son-
derurlaub entsprechend. 

(6) 1Personen mit der Qualifikation einer Professorin oder eines 
Professors nach § 36 können nebenberuflich als Professorinnen 
oder Professoren in einem privatrechtlichen Beschäftigungsver-
hältnis eingestellt werden. 2Auf sie finden die für die Einstellung, 
die Dienstaufgaben und die sonstigen für hauptberufliche Profes-
sorinnen und Professoren geltenden Regelungen Anwendung. 
3Eine Nebenberuflichkeit liegt nur vor, wenn der Professorin oder 
dem Professor weniger als die Hälfte der regelmäßigen Dienst-
aufgaben einer vollbeschäftigten Professorin oder eines vollbe-
schäftigten Professors übertragen wird. 4Die Einstellung ist nicht 
zulässig, wenn die Professorin oder der Professor bereits haupt-
beruflich an einer Hochschule tätig ist. 5Die für die Teilzeitbe-
schäftigung allgemein geltenden Vorschriften bleiben unberührt. 

§ 40 Freistellung und Beurlaubung (1) 1Die Hochschule kann 
Professorinnen und Professoren von ihren Aufgaben in der Lehre 
und der Verwaltung zugunsten der Dienstaufgaben in der For-
schung oder in der Durchführung künstlerischer Entwicklungsvor-
haben freistellen, wenn die ordnungsgemäße Vertretung des Fa-
ches in der Lehre während dieser Zeit gewährleistet ist. 2Der 
Hochschule sollen keine zusätzlichen Kosten aus der Freistellung 
entstehen. 

(2) 1Die Hochschule kann Professorinnen und Professoren für 
die Anwendung und Erprobung künstlerischer oder wissenschaft-
licher Erkenntnisse und Methoden in der beruflichen Praxis sowie 
zur Gewinnung oder Erhaltung berufspraktischer Erfahrungen au-
ßerhalb der Hochschule beurlauben; Absatz 1 gilt im Übrigen ent-
sprechend. 

3. Das sonstige Hochschulpersonal  

§ 41 Außerplanmäßige Professorinnen und Professoren, Ho-
norarprofessorinnen und Honorarprofessoren (1) 1Die Be-
zeichnung "außerplanmäßige Professorin" oder "außerplanmäßi-
ger Professor" kann von Universitäten an Personen verliehen 
werden, die die Einstellungsvoraussetzungen einer Professorin 
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oder eines Professors nach § 36 erfüllen und in Forschung und 
Lehre hervorragende Leistungen erbringen. 

(2) 1Die Bezeichnung "Honorarprofessorin" oder "Honorarpro-
fessor" kann Personen verliehen werden, die auf einem an der 
Hochschule vertretenen Fachgebiet hervorragende Leistungen in 
der beruflichen Praxis bei der Anwendung oder Entwicklung wis-
senschaftlicher Erkenntnisse und Methoden oder hervorragende 
Leistungen in Forschung, Kunst und Lehre, künstlerischen Ent-
wicklungsvorhaben und Kunstausübung erbringen, die den Anfor-
derungen für hauptberufliche Professorinnen und Professoren 
entsprechen. 

(3) 1Die Bezeichnungen werden von der Hochschule verliehen. 
2Die Verleihung setzt eine in der Regel fünfjährige erfolgreiche 
selbständige Lehrtätigkeit voraus, die durch ein Gutachten nach-
zuweisen ist. 3Im Falle des Absatzes 1 beginnt die Frist erst, 
wenn die Einstellungsvoraussetzungen einer Professorin oder ei-
nes Professors nach § 36 vorliegen. 4Die Bezeichnungen begrün-
den weder ein Dienstverhältnis noch den Anspruch auf Übertra-
gung eines Amtes. 

(4) 1Das Recht zur Führung der Bezeichnungen ruht, wenn die 
oder der Berechtigte die Bezeichnung "Professorin" oder "Profes-
sor" aus einem sonstigen Grund führen kann. 2Rücknahme und 
Widerruf der Bezeichnungen regelt die Hochschule. 

§ 42 Lehrkräfte für besondere Aufgaben (1) 1Lehrkräfte für 
besondere Aufgaben werden ausschließlich oder überwiegend 
mit Aufgaben in der Lehre beschäftigt; ihnen obliegt die Vermitt-
lung von Fähigkeiten und Kenntnissen, die nicht die Einstellungs-
voraussetzungen für Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer 
erfordert. 2Ihnen können darüber hinaus durch die Dekanin oder 
den Dekan andere Dienstleistungen übertragen werden. 3Die für 
diese Aufgaben an die Hochschule abgeordneten Beamtinnen 
und Beamten, Richterinnen und Richter und anderen Angehöri-
gen des öffentlichen Dienstes sind Lehrkräfte für besondere Auf-
gaben. 4§ 39 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(2)  1An Fachhochschulen kann ein Teil der Stellen für Lehrkräf-
te für besondere Aufgaben für Aufgaben oder Dienstleistungen, 
die zugleich der Weiterbildung der Lehrkraft für besondere Aufga-
ben dienen sollen, bestimmt werden; diese Stellen sind entspre-
chend auszubringen. 
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(3) 1Im Übrigen gilt § 44 Abs. 2 und 3 entsprechend. Lehrkräften 
für besondere Aufgaben, denen nach Maßgabe des § 44 Abs. 2 
Satz 2 Lehraufgaben zur selbständigen Wahrnehmung übertra-
gen worden sind, kann vom Fachbereichsrat die akademische 
Bezeichnung „Lecturer“ verliehen werden. 

§ 43 Lehrbeauftragte 1Lehraufträge können für einen durch 
hauptberufliche Kräfte nicht gedeckten Lehrbedarf erteilt werden. 
2Die Lehrbeauftragten nehmen ihre Lehraufgaben selbständig 
wahr. 3Der Lehrauftrag ist ein öffentlich-rechtliches Rechtsver-
hältnis eigener Art; er begründet kein Dienstverhältnis. 

§ 44 Wissenschaftliche und künstlerische Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter an Universitäten (1) 1Wissenschaftliche Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter an Universitäten sind die den Fachbe-
reichen, den wissenschaftlichen Einrichtungen oder den Betriebs-
einheiten der Universitäten zugeordneten Beamtinnen, Beamten 
und Angestellte, denen nach Maßgabe ihres Dienstverhältnisses 
wissenschaftliche Dienstleistungen in Forschung, Lehre und 
Krankenversorgung obliegen. 2Soweit die wissenschaftlichen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter an Universitäten dem Aufgabenbe-
reich einer Professorin oder eines Professors zugewiesen sind, ist 
diese oder dieser weisungsbefugt. 3Zu den Dienstleistungen ge-
hört auch die Tätigkeit in der Verwaltung der wissenschaftlichen 
Einrichtungen oder Betriebseinheiten, in der Studien- und Prü-
fungsorganisation, der Studienberatung und in anderen Aufgaben 
der Hochschule. 4Die wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter an Universitäten haben als Dienstleistung die Aufga-
be, Studierenden Fachwissen und praktische Fertigkeiten zu ver-
mitteln und sie in der Anwendung wissenschaftlicher Methoden zu 
unterweisen, soweit dies zur Gewährleistung des Lehrangebots 
erforderlich ist.  5Ihnen soll ausreichend Gelegenheit zum Erwerb 
weiterer didaktischer und sonstiger Qualifikationen gegeben wer-
den. 6Der Fachbereichsrat kann im Benehmen mit den fachlich 
zuständigen Professorinnen und Professoren wissenschaftlichen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern an Universitäten auf deren An-
trag bestimmte Forschungsaufgaben zur selbständigen Erledi-
gung übertragen. 

(2) 1Lehraufgaben der wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter an Universitäten gemäß Absatz 1 sind nach Gegen-
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stand und Inhalt mit den für das Fach zuständigen Professorinnen 
und Professoren abzustimmen und stehen unbeschadet des 
Rechts auf Äußerung der eigenen Lehrmeinung unter der fachli-
chen Verantwortung einer Professorin oder eines Professors. 
2Lehraufgaben dürfen wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern an Universitäten zur selbständigen Wahrnehmung in 
begründeten Fällen durch den Fachbereichsrat im Benehmen mit 
den fachlich zuständigen Professorinnen und Professoren über-
tragen werden; sie gelten als Erfüllung der Lehrverpflichtung. 
3§ 39 Abs. 3 gilt entsprechend. 

(3) 1Die wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an 
Universitäten können im Beamtenverhältnis oder im privatrechtli-
chen Dienstverhältnis beschäftigt werden. 2Wissenschaftlichen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern an Universitäten soll im Rah-
men ihrer Dienstaufgaben auch Gelegenheit zur Vorbereitung auf 
eine weitere wissenschaftliche Qualifikation gegeben werden, 
wenn sie befristet beschäftigt sind. 

(4) 1Einstellungsvoraussetzungen für wissenschaftliche Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter an Universitäten sind neben den all-
gemeinen dienstrechtlichen Voraussetzungen bei der Einstellung 
in das Beamtenverhältnis auf Probe oder auf Lebenszeit oder in 
ein unbefristetes Angestelltenverhältnis ein den Anforderungen 
der dienstlichen Aufgaben entsprechendes abgeschlossenes 
Hochschulstudium in einem Studiengang mit einer Regelstudien-
zeit von mindestens sechs Semestern und, soweit die Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter nicht in Betriebseinheiten tätig werden, die 
Promotion oder ausnahmsweise eine gleichwertige wissenschaft-
liche Leistung; unter Berücksichtigung der Anforderungen der 
Stelle kann eine zweite Staatsprüfung an die Stelle der Promotion 
treten oder ausnahmsweise auf die Promotion verzichtet werden; 
in künstlerischen Fächern wird eine Promotion nicht vorausge-
setzt. 2Das Laufbahnrecht bleibt unberührt. 

(5) 1Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, denen 
Aufgaben übertragen werden, die auch der Vorbereitung einer 
Promotion förderlich sind, werden in einem befristeten privatrecht-
lichen Dienstverhältnis beschäftigt. 2Ihre Einstellung setzt neben 
den allgemeinen dienstrechtlichen Voraussetzungen ein den An-
forderungen der dienstlichen Aufgaben entsprechendes abge-
schlossenes Hochschulstudium in einem Studiengang mit einer 
Regelstudienzeit von mindestens sechs Semestern voraus. 
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(6) 1Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, denen 
Aufgaben übertragen werden, die auch der Erbringung zusätzli-
cher wissenschaftlicher Leistungen förderlich sind, können in ein 
Beamtenverhältnis auf Zeit als Akademische Rätin oder Akademi-
scher Rat oder als Akademische Oberrätin oder Oberrat berufen 
werden oder in einem befristeten privatrechtlichen Dienstverhält-
nis beschäftigt werden. 

(7) 1Zur Akademischen Rätin oder zum Akademischen Rat im 
Beamtenverhältnis auf Zeit kann ernannt werden, wer die Voraus-
setzungen des § 66 b Laufbahnverordnung, mit Ausnahme von 
dessen Absatz 1 Nr. 3, erfüllt. 2Zur Akademischen Oberrätin oder 
zum Akademischen Oberrat im Beamtenverhältnis auf Zeit kann 
ernannt werden, wer die Einstellungsvoraussetzungen für Profes-
sorinnen und Professoren an Universitäten nachweist. 

(8) 1Die Akademischen Rätinnen und die Akademischen Räte 
im Beamtenverhältnis auf Zeit werden für die Dauer von drei, die 
Akademischen Oberrätinnen und Akademischen Oberräte im 
Beamtenverhältnis auf Zeit für die Dauer von bis zu vier Jahren 
ernannt. 2Das Beamtenverhältnis eines Akademischen Rats oder 
einer Akademischen Rätin auf Zeit kann um weitere drei Jahre 
verlängert werden. 3§ 201 Abs. 2 Sätze 3 bis 8 Landesbeamten-
gesetz gelten entsprechend. 4Eine Akademische Rätin oder ein 
Akademischer Rat im Beamtenverhältnis auf Zeit kann nach Ab-
lauf der Amtszeit zur Akademischen Oberrätin oder zum Akade-
mischen Oberrat im Beamtenverhältnis auf Zeit ernannt werden. 
5Eine erneute Ernennung zur Akademischen Rätin, zum Akade-
mischen Rat, zur Akademischen Oberrätin oder zum Akademi-
schen Oberrat im Beamtenverhältnis auf Zeit ist ausgeschlossen. 
6Mit Ablauf der Amtszeit ist die Beamtin oder der Beamte entlas-
sen, § 44 Abs. 2 Satz 2 Landesbeamtengesetz findet keine An-
wendung. 7Die Vorschriften über die Laufbahnen, den einstweili-
gen Ruhestand und die Probezeit sind nicht anwendbar. 

(9) 1Für die Beschäftigung als wissenschaftliche Mitarbeiterin 
oder als wissenschaftlicher Mitarbeiter im Sinne des Absatzes 6 in 
einem privatrechtlichen Dienstverhältnis gelten Absatz 7 und Ab-
satz 8 entsprechend. 2Darüber hinaus gelten §§ 200 Abs. 2, 206 
Abs. 2 und 3 Landesbeamtengesetz und die Vorschriften über 
den Sonderurlaub entsprechend. 
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(10) 1Soweit künstlerische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an 
Universitäten beschäftigt werden, gelten die Absätze 1 bis 9 sinn-
gemäß. 

§ 45 Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an 
Fachhochschulen (1) 1Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter an Fachhochschulen sind die den Fachbereichen, wis-
senschaftlichen Einrichtungen oder Betriebseinheiten der Fach-
hochschulen zugeordneten Bediensteten, denen nach Maßgabe 
ihres Dienstverhältnisses wissenschaftliche Dienstleistungen in 
der Lehre und in Forschungs- und Entwicklungsvorhaben oblie-
gen. 

(2) 1Die wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an 
Fachhochschulen haben als Dienstleistung die Aufgabe, die Stu-
dierenden zu betreuen und anzuleiten, insbesondere im Rahmen 
von Projekten, Praktika und praktischen Übungen fachliche 
Kenntnisse und Fertigkeiten zu vermitteln. 2Ihnen soll ausreichend 
Gelegenheit zum Erwerb weiterer didaktischer und sonstiger Qua-
lifikationen gegeben werden. 3Zu ihren Dienstleistungen gehört 
auch die Tätigkeit in der Verwaltung der wissenschaftlichen Ein-
richtungen oder Betriebseinheiten einschließlich der Betreuung 
der Ausstattung. 4Soweit die wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen 
oder Mitarbeiter an Fachhochschulen dem Aufgabenbereich einer 
Professorin oder eines Professors zugewiesen sind, ist diese oder 
dieser weisungsbefugt. 

(3) 1Einstellungsvoraussetzung für die wissenschaftlichen Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter an Fachhochschulen ist ein den  
vorgesehenen Aufgaben entsprechender Abschluss eines Hoch-
schulstudiums. 2Soweit es den Anforderungen der Stelle ent-
spricht, können weitere Voraussetzungen, insbesondere Erfah-
rungen in einer beruflichen Tätigkeit außerhalb der Hochschule 
gefordert werden. 

(4) 1Ein Teil der Stellen für wissenschaftliche Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter an Fachhochschulen kann für befristete Beschäfti-
gungsverhältnisse gemäß §§ 57 a und 57 b Hochschulrahmenge-
setz eingerichtet werden, insbesondere zum Zwecke der Weiter-
bildung sowie zur Mitarbeit in Forschungs- und Entwicklungsvor-
haben. 

(5) 1Im Übrigen richten sich die Aufgaben, die Einstellungsvor-
aussetzungen und die dienstrechtliche Stellung der Mitarbeiterin-
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nen und Mitarbeiter nach den allgemeinen dienstrechtlichen Vor-
schriften. 

§ 46 Wissenschaftliche und künstlerische Hilfskräfte  
(1) 1Die wissenschaftlichen Hilfskräfte erfüllen in den Fachberei-
chen, den wissenschaftlichen Einrichtungen oder Betriebseinhei-
ten Dienstleistungen in Forschung und Lehre sowie hiermit  
zusammenhängende Verwaltungstätigkeiten unter der Verantwor-
tung einer Hochschullehrerin oder eines Hochschullehrers, einer 
anderen Person mit selbständigen Lehraufgaben oder einer wis-
senschaftlichen Mitarbeiterin oder eines wissenschaftlichen Mitar-
beiters. 2Ihnen kann die Aufgabe übertragen werden, als Tutorin 
oder Tutor Studierende und studentische Arbeitsgruppen in ihrem 
Studium zu unterstützen. 

(2) 1Die Bestellung als wissenschaftliche Hilfskraft erfolgt im 
Einvernehmen mit der Person, unter deren Verantwortung sie ste-
hen. 2Sie werden mit weniger als der Hälfte der regelmäßigen Ar-
beitszeit des öffentlichen Dienstes beschäftigt. 

(3) 1Soweit künstlerische Hilfskräfte an den Hochschulen be-
schäftigt werden, gelten die Absätze 1 und 2 sinngemäß. 

§ 47 Weitere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter (1) 1Die weiteren 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind die in der Hochschulverwaltung, 
den Fachbereichen, den wissenschaftlichen oder künstlerischen Ein-
richtungen oder den Betriebseinheiten tätigen Beamtinnen und Be-
amten, Angestellten oder Arbeiterinnen und Arbeiter, denen andere 
als wissenschaftliche Dienstleistungen obliegen. 

(2) 1Die Einstellungsvoraussetzungen und die dienstrechtliche 
Stellung der weiteren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter bestimmen 
sich nach den allgemeinen dienstrechtlichen Vorschriften. 

Fünfter Abschnitt 
Studierende und Studierendenschaft  

1. Zugang und Einschreibung  

§ 48 Einschreibung (1) 1Eine Studienbewerberin oder ein 
Studienbewerber wird für einen oder mehrere Studiengänge ein-
geschrieben, wenn sie oder er die hierfür erforderliche Qualifikati-
on und die sonstigen Zugangsvoraussetzungen nachweist und 
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kein Einschreibungshindernis vorliegt. 2Die Einschreibung wird in 
der Einschreibungsordnung geregelt. 3Darin trifft die Hochschule 
auch Bestimmungen über Art, Umfang und Behandlung der zu 
erhebenden und zu verarbeitenden personenbezogenen Daten, 
die zur Erfüllung ihrer Aufgaben und insbesondere für einen mit 
maschinellen Verfahren und Datenträgern unterstützten Studie-
rendenausweis erforderlich sind; sie unterrichtet die Studierenden 
über die Einsatzmöglichkeiten des Studierendenausweises. 

(2) 1Eine Studienbewerberin oder ein Studienbewerber kann für 
mehrere Studiengänge, für die eine Zulassungsbeschränkung mit 
Auswahlverfahren besteht, durch das Studienbewerberinnen und 
Studienbewerber vom Erststudium ausgeschlossen werden, nur 
eingeschrieben werden, wenn dies wegen einer für den berufs-
qualifizierenden Abschluss vorgeschriebenen Studiengangkombi-
nation erforderlich ist. 

(3) 1Ist der von der Studienbewerberin oder dem Studienbewer-
ber gewählte Studiengang oder sind die gewählten Studiengänge 
mehreren Fachbereichen zugeordnet, so hat die Studienbewerbe-
rin oder der Studienbewerber bei der Einschreibung den Fachbe-
reich zu wählen, dem sie oder er angehören will. 2Wird zwischen 
Hochschulen ein gemeinsamer Studiengang im Sinne des § 77 
Abs. 1 Satz 3 vereinbart, so werden Studienbewerberinnen und 
Studienbewerber entsprechend der Vereinbarung an einer der be-
teiligten Hochschulen eingeschrieben. 

(4) 1Die Einschreibung kann befristet werden, wenn der gewähl-
te Studiengang an der Hochschule nur teilweise angeboten wird. 
2Entsprechendes gilt, wenn der gewählte Studiengang Zulas-
sungsbeschränkungen unterliegt und für einen Teil dieses Stu-
diengangs eine höhere Ausbildungskapazität als für einen späte-
ren Teil besteht. 

(5) 1Eine Studierende oder ein Studierender, die oder der nach 
Ablauf eines Semesters das Studium in demselben Studiengang 
fortsetzen will, hat sich innerhalb der vorgeschriebenen Fristen 
bei der Hochschule zurückzumelden. 2Auf Antrag können Studie-
rende aus wichtigem Grund vom Studium beurlaubt werden; die 
Einschreibungsordnung kann das Nähere regeln. 3Beurlaubte 
Studierende sind an der Hochschule, an der sie eingeschrieben 
oder als Zweithörerin oder Zweithörer im Sinne des § 52 Abs. 2 
zugelassen sind, nicht berechtigt, Studien- und Prüfungsleistun-
gen zu erbringen, Teilnahmevoraussetzungen im Sinne des § 64 
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Abs. 2 Nr. 2 oder Leistungspunkte zu erwerben oder Prüfungen 
abzulegen. 4Satz 3 gilt nicht für die Wiederholung von nicht be-
standenen Prüfungen und für Teilnahmevoraussetzungen, die 
Folge eines Auslands- oder Praxissemesters selbst sind, für das 
beurlaubt worden ist. 

(6) 1Schülerinnen oder Schüler, die nach dem einvernehmlichen 
Urteil von Schule und Hochschule besondere Begabungen auf-
weisen, können im Einzelfall als Jungstudierende außerhalb der 
Einschreibungsordnung zu Lehrveranstaltungen und Prüfungen 
zugelassen werden. 2Ihre Studien- und Prüfungsleistungen wer-
den auf Antrag bei einem späteren Studium angerechnet. 

(7) 1Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer an einer Vorbereitung 
nach § 66 Abs. 5 können während ihrer Teilnahme an der Vorbe-
reitung und der Prüfung nach Maßgabe der Einschreibungsord-
nung als Studierende eingeschrieben werden; sie nehmen an 
Wahlen nicht teil. 

§ 49 Qualifikation und sonstige Zugangsvoraussetzungen   
(1) 1Die Qualifikation für ein Hochschulstudium wird in der Regel 
durch den erfolgreichen Abschluss einer auf das Studium vorbe-
reitenden Schulbildung oder eine als gleichwertig anerkannte 
Vorbildung erworben. 2Zur Verbesserung des Studienerfolgs und 
des Übergangs zwischen Schule und Hochschule kann die Hoch-
schule in der Einschreibungsordnung bestimmen, dass Studien-
bewerberinnen und -bewerber vor der Einschreibung an einem 
Testverfahren teilnehmen müssen, in dem ihre Eignung für den 
gewählten Studiengang getestet wird. 

(2) 1Zugang zum Studium an Universitäten hat, wer die allge-
meine Hochschulreife oder die fachgebundene Hochschulreife 
nachweist. 2Die allgemeine Hochschulreife berechtigt uneinge-
schränkt zum Studium, die fachgebundene Hochschulreife nur 
zum Studium der im Zeugnis ausgewiesenen Studiengänge. 

(3) 1Zugang zum Studium an Fachhochschulen hat auch, wer 
die Fachhochschulreife nachweist. 

(4) 1Das Ministerium für Schule und Weiterbildung regelt im Ein-
vernehmen mit dem Ministerium durch Rechtsverordnung die Fest-
stellung der Gleichwertigkeit von Vorbildungsnachweisen nach den 
Absätzen 1 bis 3 sowie für Vorbildungsnachweise, die außerhalb 
des Geltungsbereichs dieses Gesetzes erworben werden. 
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(5) 1Die Prüfungsordnungen können bestimmen, dass neben 
der Qualifikation nach den Absätzen 1 bis 4 eine studiengangbe-
zogene besondere Vorbildung, künstlerische oder sonstige Eig-
nung oder praktische Tätigkeit nachzuweisen ist. 

(6) 1Zugang zu einem Hochschulstudium hat auch, wer sich in 
der beruflichen Bildung qualifiziert hat; die Voraussetzungen hier-
für regelt das Ministerium im Einvernehmen mit dem Ministerium 
für Schule und Weiterbildung durch Rechtsverordnung. 

(7) 1Zugang zu einem Studiengang, der mit einem Mastergrad 
abgeschlossen wird, hat, wer einen ersten berufsqualifizierenden 
Abschluss nachweist, auf dem der Masterstudiengang aufbaut. 
2Abschlüsse von akkreditierten Bachelorausbildungsgängen an 
Berufsakademien sind Bachelorabschlüssen von Hochschulen 
gleichgestellt. 3Die Prüfungsordnungen können bestimmen, dass 
für einen Studiengang nach Satz 1 ein vorangegangener qualifi-
zierter Abschluss nachzuweisen ist. 4In Ausnahmefällen kann die 
Hochschule zulassen, dass das Studium bereits vor dem Erwerb 
der Zugangsvoraussetzungen nach den Sätzen 1 bis 3 aufge-
nommen wird, wenn diese Zugangsvoraussetzungen spätestens 
innerhalb eines Jahres nach Aufnahme des Studiums nachgewie-
sen werden. 

(8) 1Die Prüfungsordnungen können bestimmen, dass für einen 
fremdsprachigen Studiengang die entsprechende Sprachkenntnis 
nachzuweisen ist; in einem Studiengang, der zu einem ersten be-
rufsqualifizierenden Abschluss führt, darf keine Sprachkenntnis 
gefordert werden, die über eine mögliche schulische Ausbildung 
gemäß Absatz 1 hinausgeht. 

(9) 1Die Ordnungen können bestimmen, dass eine Studienbe-
werberin oder ein Studienbewerber, die keine Deutsche oder der 
kein Deutscher ist und nicht einem anderen Mitgliedstaat der Eu-
ropäischen Union angehört, über die Qualifikation nach den Ab-
sätzen 1 bis 7 hinaus ihre oder seine Studierfähigkeit in einer be-
sonderen Prüfung nachweisen muss. 2Bei Studienbewerberinnen 
und Studienbewerbern mit einer deutschen Hochschulzugangsbe-
rechtigung ist eine besondere Prüfung nach Satz 1 nicht erforder-
lich. 

(10) 1Die Prüfungsordnungen können bestimmen, dass von der 
Qualifikation nach den Absätzen 1 bis 6, 8 und 9 ganz oder teil-
weise abgesehen werden kann, wenn Studienbewerberinnen oder 
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Studienbewerber eine studiengangbezogene besondere fachliche 
Eignung oder besondere künstlerisch-gestalterische Begabung 
und eine den Anforderungen der Hochschule entsprechende All-
gemeinbildung nachweisen. 2Studierende mit einer Qualifikation 
gemäß Satz 1, denen die Hochschule anhand von wenigstens der 
Hälfte aller in einem Studiengang geforderten Studien- und Prü-
fungsleistungen den erfolgreichen Studienverlauf bescheinigt hat, 
dürfen ihr Studium an einer anderen Hochschule desselben Typs 
und dort auch in einem verwandten Studiengang fortsetzen. 

(11) 1Kenntnisse und Fähigkeiten, die für ein erfolgreiches Stu-
dium erforderlich sind, aber in anderer Weise als durch ein Studi-
um erworben wurden, können in einer besonderen Hochschulprü-
fung (Einstufungsprüfung) nachgewiesen werden. 2Nach dem 
Ergebnis dieser Prüfung soll die Bewerberin oder der Bewerber in 
einem entsprechenden Abschnitt des Studienganges zum Studium 
zugelassen werden. 3Das Nähere regelt eine Prüfungsordnung, 
die für Studiengänge, die mit einer staatlichen Prüfung abge-
schlossen werden, im Einvernehmen mit den jeweils zuständigen 
Fachministerien erlassen wird. 

(12) 1Studienbewerberinnen und Studienbewerber, die ihre Stu-
dienqualifikation nicht an einer deutschsprachigen Einrichtung 
erworben haben, müssen die für ihren Studiengang erforderlichen 
Kenntnisse der deutschen Sprache besitzen. 2Das Nähere regelt 
eine Prüfungsordnung. 3Studienbewerberinnen und Studienbe-
werber, die einen Sprachkurs für den Hochschulzugang besuchen 
wollen, um den Nachweis nach Satz 1 zu erbringen oder die ein 
Studienkolleg besuchen wollen, um die Feststellungsprüfung ab-
zulegen, können bis zum Bestehen oder endgültigen Nichtbeste-
hen der Sprachprüfung oder der Feststellungsprüfung als Studie-
rende eingeschrieben werden. 4Mit dem Bestehen der Prüfung 
wird kein Anspruch auf Einschreibung in den Studiengang erwor-
ben. 

§ 50 Einschreibungshindernisse (1) 1Die Einschreibung ist 
außer im Falle der fehlenden Qualifikation oder fehlender Nach-
weise gemäß § 48 Abs. 1 zu versagen, 
a) wenn die Studienbewerberin oder der Studienbewerber in ei-

nem zulassungsbeschränkten Studiengang nicht zugelassen 
ist; 
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b) wenn die Studienbewerberin oder der Studienbewerber in 
dem gewählten Studiengang an einer Hochschule im Gel-
tungsbereich des Grundgesetzes eine nach der Prüfungsord-
nung erforderliche Prüfung endgültig nicht bestanden hat; dies 
gilt entsprechend für verwandte oder vergleichbare Studien-
gänge, soweit dies in Prüfungsordnungen bestimmt ist. 

(2) 1Die Einschreibung kann versagt werden, wenn die Studien-
bewerberin oder der Studienbewerber 
a) durch Krankheit die Gesundheit anderer Hochschulmitglieder 

gefährden oder den ordnungsgemäßen Studienbetrieb erheb-
lich beeinträchtigen würde, 

b) aufgrund einer psychischen Krankheit oder einer geistigen 
oder seelischen Behinderung unter Betreuung steht, 

c) die für die Einschreibung vorgeschriebenen Formen und Fris-
ten nicht beachtet hat, 

d) den Nachweis über die Zahlung der zu entrichtenden Gebüh-
ren oder Beiträge nicht erbringt. 

(3) 1Die Zulassung von Studienbewerberinnen und Studienbe-
werbern, die ein zeitlich begrenztes Studium ohne abschließende 
Prüfung durchführen wollen, kann von der Hochschule abwei-
chend von Absatz 1 Buchstabe a) geregelt werden. 

§ 51 Exmatrikulation (1) 1Eine Studierende oder ein Studie-
render ist zu exmatrikulieren, wenn 
a) sie oder er dies beantragt, 
b) die Einschreibung durch Zwang, arglistige Täuschung oder ei-

ne Straftat herbeigeführt wurde, 
c) sie oder er in dem Studiengang eine nach der Prüfungsord-

nung erforderliche Prüfung endgültig nicht bestanden hat oder 
zur Prüfung endgültig nicht mehr zugelassen werden kann, 

d) der Bescheid über die Zuweisung eines Studienplatzes wäh-
rend des Vergabeverfahrens von der für die Zuweisung zu-
ständigen Stelle zurückgenommen worden ist.  

(2) 1Soweit nicht eine weitere Hochschulausbildung das Weiter-
bestehen der Einschreibung erfordert, sind Studierende nach 
Aushändigung des Zeugnisses über den bestandenen Abschluss 
des Studiengangs zum Ende des laufenden Semesters zu exmat-
rikulieren. 
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(3) 1Eine Studierende oder ein Studierender kann exmatrikuliert 
werden, wenn 
a) nach der Einschreibung Tatsachen bekannt werden und noch 

fortbestehen oder eintreten, die zur Versagung der Einschrei-
bung hätten führen müssen oder die zur Versagung der Ein-
schreibung führen können, 

b) sie oder er das Studium nicht aufnimmt oder sich nicht zu-
rückmeldet, ohne beurlaubt worden zu sein, 

c) sie oder er die zu entrichtenden Gebühren oder Beiträge trotz 
Mahnung und Fristsetzung mit Androhung der Maßnahme 
nicht entrichtet, 

d) sie oder er die Erfüllung der Verpflichtungen nach dem Sozi-
algesetzbuch gegenüber der zuständigen Krankenkasse nicht 
nachweist, 

e) ein Fall des § 63 Abs. 5 Satz 6 gegeben ist, 
f) sie oder er ihren oder seinen Anspruch auf Teilnahme an ei-

ner nach der Prüfungsordnung erforderlichen Prüfung verloren 
hat, 

g) ihr oder sein Wohn- oder Aufenthaltsort nicht ermittelt werden 
kann. 

§ 52 Zweithörerinnen oder Zweithörer, Gasthörerinnen oder 
Gasthörer (1) 1Eingeschriebene und nicht beurlaubte Studie-
rende anderer Hochschulen können als Zweithörerinnen oder 
Zweithörer mit der Berechtigung zum Besuch von Lehrveranstal-
tungen und zur Ablegung studienbegleitender Prüfungen zuge-
lassen werden. 2Die Hochschule kann nach Maßgabe der Ein-
schreibungsordnung die Zulassung von Zweithörerinnen oder 
Zweithörern unter den in § 59 genannten Voraussetzungen be-
schränken. 

(2) 1Zweithörerinnen oder Zweithörer können bei Vorliegen der 
Voraussetzungen des § 48 Abs. 1 und 2 für das Studium eines wei-
teren Studienganges zugelassen werden; die Zulassung zu mehre-
ren Studiengängen ist im Rahmen des § 77 Abs. 1 Satz 3 möglich. 

(3) 1Bewerberinnen und Bewerber, die an einer Hochschule  
einzelne Lehrveranstaltungen besuchen wollen, können als Gast-
hörerinnen oder Gasthörer oder zur Weiterbildung auch auf privat-
rechtlicher Grundlage im Rahmen der vorhandenen Studienmög-
lichkeiten zugelassen werden. 2Der Nachweis der Qualifikation 
nach § 49 ist nicht erforderlich. 3§ 50 Abs. 2 gilt entsprechend. 
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4Von den Fällen der Teilnahme an Weiterbildung im Sinne des 
§ 62 Abs. 3 Satz 1 abgesehen, sind Gasthörerinnen und Gasthö-
rer nicht berechtigt, Prüfungen abzulegen. 5§ 62 Abs. 3 Satz 2 
bleibt unberührt. 

2. Studierendenschaft  

§ 53 Studierendenschaft (1) 1Die an der Hochschule einge-
schriebenen Studierenden bilden die Studierendenschaft. 2Die 
Studierendenschaft ist eine rechtsfähige Gliedkörperschaft der 
Hochschule. 

(2) 1Die Studierendenschaft verwaltet ihre Angelegenheiten 
selbst. 2Sie hat unbeschadet der Zuständigkeit der Hochschule 
und des Studentenwerks die folgenden Aufgaben: 
1. die Belange ihrer Mitglieder in Hochschule und Gesellschaft 

wahrzunehmen; 
2. die Interessen ihrer Mitglieder im Rahmen dieses Gesetzes zu 

vertreten; 
3. an der Erfüllung der Aufgaben der Hochschulen (§ 3), insbe-

sondere durch Stellungnahmen zu hochschul- oder wissen-
schaftspolitischen Fragen mitzuwirken; 

4. auf der Grundlage der verfassungsmäßigen Ordnung die poli-
tische Bildung, das staatsbürgerliche Verantwortungsbe-
wusstsein und die Bereitschaft zur aktiven Toleranz ihrer Mit-
glieder zu fördern; 

5. fachliche, wirtschaftliche und soziale Belange ihrer Mitglieder 
wahrzunehmen; dabei sind die besonderen Belange der Stu-
dierenden mit Kindern und der behinderten Studierenden zu 
berücksichtigen; 

6. kulturelle Belange ihrer Mitglieder wahrzunehmen; 
7. den Studierendensport zu fördern; 
8. überörtliche und internationale Studierendenbeziehungen zu 

pflegen. 
3Die Studierendenschaft und ihre Organe können für die genann-
ten Aufgaben Medien aller Art nutzen und in diesen Medien auch 
die Diskussion und Veröffentlichung zu allgemeinen gesell-
schaftspolitischen Fragen ermöglichen. 4Diskussionen und Veröf-
fentlichungen im Sinne des Satzes 3 sind von Verlautbarungen 
der Studierendenschaft und ihrer Organe deutlich abzugrenzen. 
5Die Verfasserin oder der Verfasser ist zu jedem Beitrag zu be-
nennen; presserechtliche Verantwortlichkeiten bleiben unberührt. 
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(3) 1Die studentischen Vereinigungen an der Hochschule tragen 
zur politischen Willensbildung bei. 

(4) 1Die Studierendenschaft gibt sich eine Satzung, die vom 
Studierendenparlament mit den Stimmen der Mehrheit seiner Mit-
glieder beschlossen und der Genehmigung des Präsidiums be-
darf. 2Die Genehmigung darf nur aus Rechtsgründen versagt 
werden. 3Für die Bekanntgabe der Satzung und der Ordnungen 
gilt § 2 Abs. 4 Satz 2 entsprechend; sie treten am Tage nach ihrer 
Veröffentlichung in Kraft. 4Die Satzung regelt insbesondere: 
1. die Zusammensetzung, die Wahl und Abwahl, die Einberu-

fung, den Vorsitz, die Ausschüsse, die Aufgaben und Befug-
nisse sowie die Beschlussfassung der Organe der Studieren-
denschaft, 

2. die Amtszeit der Mitglieder der Organe der Studierendenschaft, 
3. die Bekanntgabe der Organbeschlüsse, 
4. die Aufstellung und Ausführung des Haushaltsplans der Stu-

dierendenschaft, 
5. das Verfahren bei Vollversammlungen und die Dauer der Ab-

stimmung. 

(5) 1Organe der Studierendenschaft sind das Studierendenpar-
lament und der Allgemeine Studierendenausschuss. 2§ 10 Abs. 2 
gilt entsprechend. 3Die Satzung der Studierendenschaft kann eine 
schriftliche Urabstimmung unter allen Mitgliedern der Studieren-
denschaft vorsehen. 4Beschlüsse, die auf Urabstimmungen mit 
Mehrheit gefasst werden, binden die Organe der Studierenden-
schaft, wenn mindestens 30 vom Hundert der Mitglieder der Stu-
dierendenschaft zugestimmt haben. 

(6) 1Das Präsidium übt die Rechtsaufsicht über die Studieren-
denschaft aus. 2§ 76 Abs. 2 bis 4 findet entsprechende Anwen-
dung. 

§ 54 Studierendenparlament (1) 1Das Studierendenparlament 
ist das oberste beschlussfassende Organ der Studierendenschaft. 
2Seine Aufgaben werden vorbehaltlich besonderer Regelungen 
dieses Gesetzes durch die Satzung der Studierendenschaft be-
stimmt. 3Es wird von den Mitgliedern der Studierendenschaft in 
allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl 
gewählt. 
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(2) 1Als ständiger Ausschuss des Studierendenparlaments ist 
ein Haushaltsausschuss zu bilden, dessen Mitglieder nicht dem 
Allgemeinen Studierendenausschuss angehören dürfen. 2Das 
Nähere regelt die Satzung der Studierendenschaft. 

(3) 1Das Nähere über die Wahl zum Studierendenparlament 
und zum Allgemeinen Studierendenausschuss regelt die vom 
Studierendenparlament zu beschließende Wahlordnung, die der 
Genehmigung des Präsidiums bedarf; die Genehmigung darf nur 
aus Rechtsgründen versagt werden. 2Auf Antrag der Studieren-
denschaft leistet die Hochschulverwaltung Verwaltungshilfe bei 
der Durchführung der Wahl. 

§ 55 Allgemeiner Studierendenausschuss (1) 1Der Allgemei-
ne Studierendenausschuss vertritt die Studierendenschaft. 2Er 
führt die Beschlüsse des Studierendenparlaments aus und erle-
digt die Geschäfte der laufenden Verwaltung der Studierenden-
schaft. 

(2) 1Rechtsgeschäftliche Erklärungen, durch die die Studieren-
denschaft verpflichtet werden soll, bedürfen der Schriftform. 2Sie 
sind von mindestens zwei Mitgliedern des Allgemeinen Studie-
rendenausschusses zu unterzeichnen. 3Die Sätze 1 und 2 gelten 
nicht für einfache Geschäfte der laufenden Verwaltung sowie für 
solche Geschäfte, die eine oder ein für ein bestimmtes Geschäft 
oder einen Kreis von Geschäften ausdrücklich in Schriftform Be-
vollmächtigte oder Bevollmächtigter abschließt; die Satzung kann 
Wertgrenzen für Geschäfte nach Satz 3 Halbsatz 1 vorsehen. 

(3) 1Der Vorsitz des Allgemeinen Studierendenausschusses hat 
rechtswidrige Beschlüsse, Maßnahmen oder Unterlassungen des 
Studierendenparlaments und des Allgemeinen Studierendenaus-
schusses zu beanstanden. 2Die Beanstandung hat aufschiebende 
Wirkung. 3Wird keine Abhilfe geschaffen, so hat sie oder er das 
Präsidium zu unterrichten. 

§ 56 Fachschaften (1) 1Die Studierendenschaft kann sich 
nach Maßgabe ihrer Satzung in Fachschaften gliedern. 2Die Sat-
zung der Studierendenschaft trifft Rahmenregelungen für die 
Fachschaften einschließlich der Fachschaftsorgane und der 
Grundzüge der Mittelzuweisung an und der Mittelbewirtschaftung 
durch die Fachschaften. 
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(2) 1Die Fachschaften können Mittel nach Absatz 1 als Selbst-
bewirtschaftungsmittel erhalten und die Studierendenschaften im 
Rahmen der der Fachschaft zur Verfügung stehenden Mittel pri-
vatrechtsgeschäftlich vertreten. 2Das Nähere regelt die Satzung 
der Studierendenschaft. 

§ 57 Ordnung des Vermögens und des Haushalts (1) 1Die 
Studierendenschaft hat ein eigenes Vermögen. 2Die Hochschule 
und das Land haften nicht für Verbindlichkeiten der Studieren-
denschaft. 3Die Studierendenschaft erhebt von ihren Mitgliedern 
die unter Berücksichtigung ihrer sonstigen Einnahmen zur Erfül-
lung ihrer Aufgaben notwendigen Beiträge nach Maßgabe einer 
Beitragsordnung, die vom Studierendenparlament beschlossen 
wird und der Genehmigung des Präsidiums bedarf. 4Bei der Fest-
setzung der Beitragshöhe sind die sozialen Verhältnisse der Stu-
dierenden angemessen zu berücksichtigen. 5Die Beiträge werden 
von der Hochschule kostenfrei für die Studierendenschaft einge-
zogen. 6Die Studierendenschaft regelt durch Satzung, dass in den 
Fällen des § 50 Abs. 2 Buchstabe d) und des § 51 Abs. 3 Buch-
stabe c) für diese Beiträge Ausnahmen in sozialen Härtefällen zu-
lässig sind. 7Die Hochschule wirkt bei der Verwaltung von zweck-
gebundenen Beiträgen für die Bezahlung des Semestertickets 
mit. 

(2) 1Die Haushalts- und Wirtschaftsführung der Studierenden-
schaft bestimmt sich nach § 105 Abs. 1 Landeshaushaltsordnung, 
soweit dieses Gesetz nichts anderes vorsieht, und unterliegt der 
Prüfung durch den Landesrechnungshof. 2Das Ministerium kann 
unter Berücksichtigung der Aufgaben, der Rechtsstellung und der 
Organisation der Studierendenschaft im Einvernehmen mit dem 
Finanzministerium durch Rechtsverordnung Ausnahmen von 
§ 105 Abs. 1 Landeshaushaltsordnung zulassen oder abweichen-
de und ergänzende Regelungen treffen. 

(3) 1Der Haushaltsplan und etwaige Nachträge werden unter 
Berücksichtigung des zur Erfüllung der Aufgaben notwendigen 
Bedarfs durch den Allgemeinen Studierendenausschuss aufge-
stellt und vom Studierendenparlament unter vorheriger Stellung-
nahme durch den Haushaltsausschuss festgestellt. 2Das Nähere 
regelt die Satzung der Studierendenschaft. 3Der festgestellte 
Haushaltsplan ist dem Präsidium innerhalb von zwei Wochen vor-
zulegen; die Stellungnahme des Haushaltsausschusses und et-
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waige Sondervoten der Mitglieder des Haushaltsausschusses 
sind beizufügen. 

(4) 1Das Rechnungsergebnis ist mindestens einen Monat vor 
Beschlussfassung des Studierendenparlaments über die Entlas-
tung des Allgemeinen Studierendenausschusses dem Haus-
haltsausschuss zur Stellungnahme vorzulegen und mindestens 
zwei Wochen vor Beschlussfassung des Studierendenparlaments 
hochschulöffentlich bekannt zu geben. 

(5) 1Verletzt jemand als Mitglied eines Organs der Studieren-
denschaft oder einer Fachschaft vorsätzlich oder grob fahrlässig 
die ihm obliegenden Pflichten, so hat er der Studierendenschaft 
den ihr daraus entstehenden Schaden zu ersetzen. 

Sechster Abschnitt 
Lehre, Studium und Prüfungen  

1. Lehre und Studium  

§ 58 Ziel von Lehre und Studium, Lehrangebot, Studienbera-
tung (1) 1Lehre und Studium vermitteln den Studierenden unter 
Berücksichtigung der Anforderungen und Veränderungen in der 
Berufswelt und der fachübergreifenden Bezüge die erforderlichen 
fachlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Methoden dem jeweiligen 
Studiengang entsprechend so, dass sie zu wissenschaftlicher  
oder künstlerischer Arbeit, zur Anwendung wissenschaftlicher Er-
kenntnisse und Methoden in der beruflichen Praxis, zur kritischen 
Einordnung wissenschaftlicher Erkenntnis und zu verantwortli-
chem Handeln befähigt werden. 

(2) 1Die Hochschule stellt auf der Grundlage einer nach Ge-
genstand, Zeit und Ort abgestimmten jährlichen Studienplanung 
das Lehrangebot sicher, das zur Einhaltung der Prüfungsordnun-
gen und zur Erfüllung des Weiterbildungsauftrages erforderlich ist. 
2Dabei sind auch Möglichkeiten des Selbststudiums zu nutzen 
und Maßnahmen zu dessen Förderung zu treffen. 3Die Hochschu-
len fördern eine Verbindung von Berufsausbildung oder Berufstä-
tigkeit mit dem Studium. 4Sie sollen das Lehrangebot so organi-
sieren, dass das Studium auch als Teilzeitstudium erfolgen kann. 

(3) 1Die Hochschule stellt für jeden Studiengang einen Studien-
plan als Empfehlung an die Studierenden für einen sachgerech-
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ten Aufbau des Studiums auf. 2Sie wirkt darauf hin, dass der oder 
dem einzelnen Studierenden auf ihre oder seine Anforderung hin 
ein individueller Studienablaufplan erstellt wird. 

(4) 1Das Ministerium wird ermächtigt, im Benehmen mit den 
einzelnen Hochschulen Beginn und Ende der Vorlesungszeit zu 
bestimmen. 

(5) 1Die Hochschule berät ihre Studierenden sowie Studieninte-
ressentinnen und Studieninteressenten, Studienbewerberinnen 
und Studienbewerber in allen Fragen des Studiums. 

§ 59 Besuch von Lehrveranstaltungen (1) Das Recht zum 
Besuch von Lehrveranstaltungen außerhalb des gewählten Stu-
dienganges kann durch den Fachbereich beschränkt werden, 
wenn ohne die Beschränkung eine ordnungsgemäße Ausbildung 
der für einen Studiengang eingeschriebenen Studierenden nicht 
gewährleistet werden kann. 

(2) 1Ist bei einer Lehrveranstaltung wegen deren Art oder  
Zweck oder aus sonstigen Gründen von Forschung, künstleri-
schen Entwicklungsvorhaben, Lehre, Kunstausübung und Kran-
kenversorgung eine Begrenzung der Teilnehmerzahl erforderlich 
und übersteigt die Zahl der Bewerberinnen und Bewerber die 
Aufnahmefähigkeit, so regelt die in der Ordnung nach Satz 2 
Halbsatz 2 genannte Funktionsträgerin oder der dort genannte 
Funktionsträger die Teilnahme; die Hochschule kann in einer 
Ordnung die Zahl der möglichen Teilnahmen derselben oder des-
selben Studierenden an der gleichen Lehrveranstaltung und an 
ihren Prüfungen und ihren Teilnahmevoraussetzungen im Sinne 
des § 64 Abs. 2 Nr. 2 regeln. 2Studierende, die im Rahmen ihres 
Studienganges auf den Besuch einer Lehrveranstaltung zu die-
sem Zeitpunkt angewiesen sind, sind bei der Entscheidung nach 
Satz 1 Halbsatz 1 vorab zu berücksichtigen; der Fachbereichsrat 
regelt in der Prüfungsordnung oder in einer Ordnung die Kriterien 
für die Prioritäten; er stellt hierbei im Rahmen der zur Verfügung 
stehenden Mittel sicher, dass den Studierenden durch Beschrän-
kungen in der Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer nach 
Möglichkeit kein Zeitverlust entsteht.  

(3) 1Die Zulassung zu bestimmten Lehrveranstaltungen kann im 
Übrigen nur nach Maßgabe der Prüfungsordnungen einge-
schränkt werden. 
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§ 60 Studiengänge (1) 1Studiengänge im Sinne dieses Geset-
zes werden durch Prüfungsordnungen geregelt; Studiengänge, 
die mit einer staatlichen oder kirchlichen Prüfung abgeschlossen 
werden, können ergänzend auch durch Ordnungen geregelt wer-
den. 2Sie führen in der Regel zu einem berufsqualifizierenden Ab-
schluss. 3Als berufsqualifizierend im Sinne dieses Gesetzes gilt 
auch der Abschluss von Studiengängen, durch die die fachliche 
Eignung für einen beruflichen Vorbereitungsdienst oder eine be-
rufliche Einführung vermittelt wird; für diese Studiengänge gilt 
§ 66 Abs. 5 entsprechend. 

(2) 1Die Hochschulen können fremdsprachige Lehrveranstal-
tungen anbieten sowie fremdsprachige Studiengänge sowie ge-
meinsam mit ausländischen, insbesondere europäischen Partner-
hochschulen internationale Studiengänge entwickeln, in denen 
bestimmte Studienabschnitte und Prüfungen an der ausländi-
schen Hochschule erbracht werden. 

(3) 1Die Hochschulen strukturieren ihre Studiengänge in Modul-
form und führen ein landeseinheitliches Leistungspunktsystem 
ein. 2Das Ministerium kann Ausnahmen für künstlerische Studien-
gänge vorsehen. 

(4) 1Die Hochschulen stellen ihr bisheriges Angebot von Stu-
diengängen, die zu einem Diplomgrad, einem Magistergrad oder 
einem sonstigen Grad im Sinne des § 96 Abs. 1 Satz 3 Hoch-
schulgesetz vom 14. März 2000 (GV. NRW. S. 190) in der Fas-
sung des Gesetzes zur Sicherung der Finanzierungsgerechtigkeit 
im Hochschulwesen vom 21. März 2006 (GV. NRW. S. 119) füh-
ren, zu einem Angebot von Studiengängen um, welche zum Er-
werb eines Bachelorgrades oder eines Mastergrades führen. 

(5) 1Zum und ab dem Wintersemester 2007/2008 werden in den 
Studiengängen, die zu einem Diplomgrad, einem Magistergrad 
oder einem sonstigen Grad im Sinne des § 96 Abs. 1 Satz 3 
Hochschulgesetz vom 14. März 2000 (GV. NRW. S. 190) in der 
Fassung des Gesetzes zur Sicherung der Finanzierungsgerech-
tigkeit im Hochschulwesen vom 21. März 2006 (GV. NRW.  
S. 119) führen, keine Studienanfänger mehr aufgenommen. 2In 
begründeten Fällen kann das Ministerium die Frist nach Satz 1 
um bis zu einem Jahr verlängern. 3Zur Sicherung der Verantwor-
tung des Landes für ein angemessenes Angebot an Hochschul-
leistungen bestimmt das Ministerium insbesondere zum Verfahren 
der Umstellung das Nähere durch Rechtsverordnung. 4Diese 
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kann Ausnahmen für die Grade vorsehen, mit denen künstleri-
sche Studiengänge abgeschlossen werden. 5In der Rechtsver-
ordnung wird auch der Zeitpunkt bestimmt, bis zu dem das Studi-
um in den Studiengängen nach Satz 1 abgeschlossen sein muss. 

§ 61 Regelstudienzeit (1) 1Regelstudienzeit ist die Studienzeit, 
innerhalb der ein Studiengang abgeschlossen werden kann. 2Sie 
schließt integrierte Auslandssemester, Praxissemester und ande-
re berufspraktische Studienphasen sowie die Prüfungsleistungen 
ein. 3Sie ist maßgebend für die Gestaltung der Studiengänge 
durch die Hochschule, für die Sicherstellung des Lehrangebots, 
für die Gestaltung des Prüfungsverfahrens sowie für die Ermitt-
lung und Feststellung der Ausbildungskapazitäten und die Be-
rechnung von Studierendenzahlen bei der Hochschulplanung. 

(2) 1Die Regelstudienzeit in Studiengängen, die mit einem Ba-
chelorgrad abgeschlossen werden und zu einem ersten berufs-
qualifizierenden Abschluss führen, beträgt mindestens sechs und 
höchstens acht Semester. 2In Studiengängen, die mit einem Mas-
tergrad abgeschlossen werden und zu einem weiteren berufsqua-
lifizierenden Abschluss führen, beträgt die Regelstudienzeit min-
destens zwei und höchstens vier Semester; ihnen soll ein mit dem 
Bachelorgrad abgeschlossener Studiengang vorausgehen. 3Die 
Gesamtregelstudienzeit konsekutiver Studiengänge nach Satz 1 
und 2 beträgt höchstens zehn Semester. 4Hinsichtlich der Regel-
studienzeit in Studiengängen, die im Rahmen des Verbundstudi-
ums an Fachhochschulen durchgeführt werden, können in Ziel-
vereinbarungen von den Sätzen 1 bis 3 abweichende Regelungen 
getroffen werden. 

(3) 1Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für Studiengän-
ge, die mit einer durch Landesrecht geregelten staatlichen Prü-
fung abgeschlossen werden, soweit nicht landes- oder bundesge-
setzlich etwas anderes geregelt ist. 

§ 62 Wissenschaftliche und künstlerische Weiterbildung  
(1) 1Die Hochschulen bieten zur wissenschaftlichen oder künstle-
rischen Vertiefung und Ergänzung berufspraktischer Erfahrungen 
Weiterbildung in der Form des weiterbildenden Studiums und des 
weiterbildenden Masterstudienganges an. 2An Weiterbildung kann 
teilnehmen, wer ein Hochschulstudium erfolgreich abgeschlossen 
oder die erforderliche Eignung im Beruf erworben hat. 3Das Wei-
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terbildungsangebot ist mit den übrigen Lehrveranstaltungen ab-
zustimmen und soll berufspraktische Erfahrungen einbeziehen. 
4Die Hochschule regelt die Voraussetzungen und das Verfahren 
des Zugangs und der Zulassung. 5Sie kann die Zulassung insbe-
sondere beschränken, wenn wegen der Aufnahmefähigkeit oder 
der Art oder des Zwecks der Weiterbildung eine Begrenzung der 
Teilnehmerzahl erforderlich ist.  

(2) 1Wird die Weiterbildung in öffentlich-rechtlicher Weise ange-
boten, sind die Teilnehmerinnen und Teilnehmer an der Weiterbil-
dung Gasthörerinnen und Gasthörer. 2Die Hochschule kann Wei-
terbildung auch auf privatrechtlicher Grundlage anbieten oder mit 
Einrichtungen der Weiterbildung außerhalb des Hochschulbe-
reichs in privatrechtlicher Form zusammenarbeiten.  

(3) 1Ein weiterbildender Masterstudiengang ist ein Studiengang, 
der neben der Qualifikation nach § 49 das besondere Eignungser-
fordernis eines einschlägigen berufsqualifizierenden Studienab-
schlusses und das besondere Eignungserfordernis einer ein-
schlägigen Berufserfahrung voraussetzt. 2Die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer des weiterbildenden Studiums erhalten Weiterbil-
dungszertifikate. 3Das Nähere regelt die Prüfungsordnung.  

(4) 1Für die Inanspruchnahme öffentlich-rechtlich erbrachter 
Weiterbildungsangebote sind kostendeckende Gebühren festzu-
setzen und bei privatrechtlichen Weiterbildungsangeboten Entgel-
te zu erheben. 2Mitgliedern der Hochschule, die Aufgaben in der 
Weiterbildung übernehmen, kann dies nach Maßgabe der §§ 39 
Abs. 3, 42 Abs. 1 Satz 4, 44 Abs. 2 Satz 2 vergütet werden. 

2. Prüfungen  

§ 63 Prüfungen (1) 1Der Studienerfolg wird durch Hochschul-
prüfungen, staatliche oder kirchliche Prüfungen festgestellt, die 
studienbegleitend abgelegt werden sollen; während der Prüfun-
gen müssen die Studierenden eingeschrieben sein. 2Studien-
gänge, die mit dem Bachelorgrad oder dem Mastergrad abge-
schlossen werden, sind zu modularisieren und mit einem 
Leistungspunktesystem auszustatten, das das Europäische  
Credit-Transfer-System (ECTS) einschließt. 3Prüfungsleistungen 
im Rahmen eines Leistungspunktesystems werden benotet, mit 
Leistungspunkten versehen und um eine Note nach der ECTS-
Bewertungsskala ergänzt; diese Note nach der ECTS-Bewer-
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tungsskala kann auf die Vergabe der Gesamtnote beschränkt 
werden. 4Die Höhe der zu vergebenden Leistungspunkte geben 
den durchschnittlichen Arbeitsaufwand der Studierenden für alle 
zum Modul gehörenden Leistungen wieder. 

(2) 1Leistungen, die an einer anderen Hochschule im Geltungs-
bereich des Grundgesetzes in einem Studiengang erbracht wor-
den sind, werden in dem gleichen Studiengang an der Hochschu-
le von Amts wegen angerechnet. 2Leistungen in anderen 
Studiengängen oder an anderen Hochschulen sowie an staatli-
chen oder staatlich anerkannten Berufsakademien im Geltungs-
bereich des Grundgesetzes sind bei Gleichwertigkeit anzurech-
nen; dies gilt auf Antrag auch für Leistungen an Hochschulen 
außerhalb des Geltungsbereiches des Grundgesetzes. 3Auf An-
trag kann die Hochschule sonstige Kenntnisse und Qualifikatio-
nen auf der Grundlage vorgelegter Unterlagen auf einen Studien-
gang anrechnen. 

(3) 1Prüfungstermine sollen so angesetzt werden, dass infolge 
der Terminierung keine Lehrveranstaltungen ausfallen. 

(4) 1Studierenden des gleichen Studienganges soll bei mündli-
chen Prüfungen die Teilnahme als Zuhörerinnen und Zuhörer er-
möglicht werden, sofern nicht eine Kandidatin oder ein Kandidat 
widerspricht. 2Die Teilnahme erstreckt sich nicht auf die Beratung 
und Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses an die Kandidatinnen 
und Kandidaten. 3Das Nähere regelt die Prüfungsordnung. 

(5) 1Die Hochschulen und die staatlichen Prüfungsämter kön-
nen von den Prüflingen eine Versicherung an Eides Statt verlan-
gen und abnehmen, dass die Prüfungsleistung von ihnen selb-
ständig und ohne unzulässige fremde Hilfe erbracht worden ist. 
2Wer vorsätzlich 
a) gegen eine die Täuschung über Prüfungsleistungen betreffen-

de Regelung einer Hochschulprüfungsordnung oder 
b) gegen eine entsprechende Regelung einer staatlichen oder 

kirchlichen Prüfungsordnung 
verstößt, handelt ordnungswidrig. 3Die Ordnungswidrigkeit kann 
mit einer Geldbuße von bis zu 50.000 Euro geahndet werden. 
4Die Hochschulen können das Nähere in einer Ordnung regeln. 
5Zuständige Verwaltungsbehörde für die Verfolgung und Ahndung 
von Ordnungswidrigkeiten nach Satz 2 Buchstabe a) ist die Vize-
präsidentin oder der Vizepräsident für den Bereich der Wirt-
schafts- und Personalverwaltung sowie nach Satz 2 Buchstabe b) 
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das staatliche Prüfungsamt. 6Im Falle eines mehrfachen oder 
sonstigen schwerwiegenden Täuschungsversuches kann der 
Prüfling zudem exmatrikuliert werden. 

§ 64 Prüfungsordnungen (1) 1Hochschulprüfungen werden 
auf Grund von Prüfungsordnungen abgelegt, die nach Überprü-
fung durch das Präsidium vom Fachbereichsrat zu erlassen sind. 
2Bei Erarbeitung der Prüfungsordnungen sind die Studierenden 
zu beteiligen; das Nähere bestimmt die Fachbereichsordnung. 

(2) 1Hochschulprüfungsordnungen müssen insbesondere re-
geln: 
  1. Das Ziel des Studiums, den zu verleihenden Hochschulgrad 

und die Zahl der Module, 
  2. den Inhalt, das Qualifikationsziel, die Lehrform, die Teilnah-

mevoraussetzungen, die Arbeitsbelastung und die Dauer der 
Prüfungsleistungen der Module; für behinderte Studierende 
sind nachteilsausgleichende Regelungen zu treffen, 

  3. die Voraussetzungen der in den Studiengang integrierten 
Auslandssemester, Praxissemester oder anderen berufsprak-
tischen Studienphasen, 

  4. die Zahl und die Voraussetzungen für die Wiederholung von 
Prüfungsleistungen, 

  5. die Inanspruchnahme von Schutzbestimmungen entspre-
chend den §§ 3, 4, 6 und 8 des Mutterschutzgesetzes und 
entsprechend den Fristen des Bundeserziehungsgeldgeset-
zes über die Elternzeit sowie die Berücksichtigung von Aus-
fallzeiten durch die Pflege von Personen im Sinne von § 48 
Abs. 5 Satz 2 Nr. 5, 

  6. die Grundsätze der Bewertung einzelner Prüfungsleistungen 
einschließlich der Höchstfristen für die Mitteilung der Bewer-
tung von Prüfungen und die Anrechnung von in anderen Stu-
diengängen oder an anderen Hochschulen erbrachten Leis-
tungen, 

  7. die Prüfungsorgane und das Prüfungsverfahren, 
  8. die Folgen der Nichterbringung von Prüfungsleistungen und 

des Rücktritts von einer Prüfung sowie die Art und Weise, in 
der der Nachweis der krankheitsbedingten Prüfungsunfähig-
keit zu erbringen ist, 

  9. die Folgen von Verstößen gegen Prüfungsvorschriften, 
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10. die Einsicht in die Prüfungsakten nach den einzelnen Prüfun-
gen. 

(3) 1Die Hochschulen können durch Prüfungsordnung oder 
durch Ordnung regeln, dass die Anmeldung zum Erstversuch ei-
ner Prüfung spätestens drei Semester 
a) nach dem Semester, in dem der Besuch der Lehrveranstal-

tung, dem die Prüfung nach dem Studienplan oder dem Stu-
dienablaufplan zugeordnet ist, nach diesen Plänen vorgese-
hen war, oder 

b) nach dem Besuch dieser Lehrveranstaltung 
erfolgen muss; desgleichen können in der Prüfungsordnung oder 
in einer Ordnung Fristen für die Wiederholung der Prüfung festge-
setzt werden; für die Fristen gilt §  8 Abs. 3 Studienbeitrags- und 
Hochschulabgabengesetz entsprechend. 2In den Fällen des Sat-
zes 1 verlieren die Studierenden den Prüfungsanspruch, wenn sie 
nicht innerhalb des vorgegebenen Zeitraumes die Lehrveranstal-
tung besuchen oder sich zur Prüfung oder zur Wiederholungsprü-
fung melden, es sei denn, sie weisen nach, dass sie das Ver-
säumnis der Frist nicht zu vertreten haben. 3Vorbehaltlich 
anderweitiger staatlicher Regelungen oder Regelungen in Leis-
tungspunktsystemen können die Hochschulen in Hochschulprü-
fungsordnungen sowie für Studiengänge mit staatlichen oder 
kirchlichen Prüfungen in besonderen Ordnungen vorsehen, dass 
die Wiederholung von Teilnahmevoraussetzungen im Sinne des 
Absatzes 2 Nr. 2 beschränkt werden kann. 

(4) 1Vor dem Erlass staatlicher Prüfungsordnungen sind die be-
troffenen Hochschulen zu hören. 2Zu geltenden staatlichen Prü-
fungsordnungen können die betroffenen Hochschulen Ände-
rungsvorschläge vorlegen, die mit ihnen zu erörtern sind. 
3Ordnungen der Hochschule über Zwischenprüfungen oder sons-
tigen Prüfungen in Studiengängen, die mit einer staatlichen Prü-
fung abgeschlossen werden, bedürfen der Zustimmung des für 
die Prüfungsordnung zuständigen Fachministeriums im Einver-
nehmen mit dem Ministerium. 

§ 65 Prüferinnen und Prüfer (1) 1Zur Abnahme von Hoch-
schulprüfungen sind die an der Hochschule Lehrenden und in der 
beruflichen Praxis und Ausbildung erfahrene Personen, soweit 
dies zur Erreichung des Prüfungszweckes erforderlich oder sach-
gerecht ist, befugt. 2Prüfungsleistungen dürfen nur von Personen 
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bewertet werden, die selbst mindestens die durch die Prüfung 
festzustellende oder eine gleichwertige Qualifikation besitzen. 
3Die Prüferinnen und Prüfer sind in ihrer Prüfungstätigkeit unab-
hängig von Weisungen. 

(2) 1Prüfungsleistungen in schriftlichen oder mündlichen Prü-
fungen, mit denen ein Studiengang abgeschlossen wird, und in 
Wiederholungsprüfungen, bei deren endgültigem Nichtbestehen 
keine Ausgleichsmöglichkeit vorgesehen ist, sind von mindestens 
zwei Prüferinnen oder Prüfern im Sinne des Absatzes 1 zu bewer-
ten. 2Darüberhinaus sind mündliche Prüfungen stets von mehre-
ren Prüferinnen oder Prüfern oder von einer Prüferin oder einem 
Prüfer in Gegenwart einer sachkundigen Beisitzerin oder eines 
sachkundigen Beisitzers abzunehmen, wenn die Nachvollziehbar-
keit der mündlichen Prüfung nicht gesichert ist. 

Siebter Abschnitt 
Grade und Zeugnisse  

§ 66 Hochschulgrade, Leistungszeugnis (1) 1Die Hochschule 
verleiht auf Grund einer Hochschulprüfung, mit der ein Studienab-
schluss in einem Studiengang erworben wird, einen Bachelorgrad 
oder einen Mastergrad. 2Der Grad kann mit einem Zusatz verlie-
hen werden, der die verleihende Hochschule bezeichnet; er kann 
auch ohne diesen Zusatz geführt werden. 3Aufgrund einer Koope-
rationsvereinbarung mit einer ausländischen Hochschule kann die 
Hochschule deren Grad verleihen. 4Andere akademische Grade 
kann die Hochschule nur in besonderen Fällen verleihen. 

(2) 1Die Hochschule kann den Mastergrad auch auf Grund einer 
staatlichen oder einer kirchlichen Prüfung, mit der ein Studienab-
schluss erworben wird, verleihen. 

(3) 1Urkunden über Hochschulgrade können mehrsprachig aus-
gestellt werden; in diesem Fall gilt entsprechendes für das Führen 
des Grades. 

(4) 1Studierende, welche die Hochschule ohne Studienab-
schluss verlassen, erhalten auf Antrag ein Leistungszeugnis über 
die insgesamt erbrachten Studien- und Prüfungsleistungen. 

(5) 1Die Hochschule kann Grade nach Absatz 1 auch verleihen, 
wenn eine andere Bildungseinrichtung auf die Hochschulprüfung 
in gleichwertiger Weise vorbereitet hat (Franchising der Hoch-
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schulen in der Trägerschaft des Landes). 2Abgesehen von den 
Fällen des § 62 Abs. 3 darf Träger der Bildungseinrichtung nicht 
die Hochschule sein. 

§ 67 Promotion (1) 1Durch die Promotion wird an Universitä-
ten eine über das allgemeine Studienziel gemäß § 58 Abs. 1  
hinausgehende Befähigung zu selbständiger wissenschaftlicher 
Arbeit nachgewiesen. 2Die Befähigung wird auf Grund einer wis-
senschaftlich beachtlichen schriftlichen Arbeit (Dissertation) und 
weiterer Prüfungsleistungen festgestellt. 3Auf Grund der Promoti-
on wird der Doktorgrad verliehen; § 66 Abs. 3 und Abs. 5 Satz 1 
gelten entsprechend. 

(2) 1Im Promotionsstudium sollen die Hochschulen für ihre  
Doktorandinnen und Doktoranden forschungsorientierte Studien 
anbieten und ihnen den Erwerb von akademischen Schlüsselqua-
lifikationen ermöglichen. 2Das Promotionsstudium kann als Stu-
diengang gemäß § 60 Abs. 1 Satz 1 durchgeführt und in diesem 
Fall durch einen vorangehenden Masterabschluss gegliedert wer-
den; die Regelstudienzeit setzt das Ministerium fest. 3Die Hoch-
schulen wirken auf die wissenschaftliche Betreuung ihrer Dokto-
randinnen und Doktoranden hin. 

(3) 1Das Promotionsstudium wird vom Fachbereich durchge-
führt; § 26 Abs. 5 bleibt unberührt. 2Das Nähere regelt eine Prü-
fungsordnung (Promotionsordnung). 3§ 65 Abs. 1 Satz 2 gilt ent-
sprechend. 4Die Bewertung der Promotionsleistungen nach 
Absatz 1 Satz 2 soll spätestens sechs Monate nach Vorlage der 
Dissertation abgeschlossen sein. 5Die Promotionsordnung kann 
die Verleihung des Doktorgrades ehrenhalber vorsehen. 

(4) 1Zum Promotionsstudium hat Zugang, wer 
a) einen Abschluss nach einem einschlägigen Universitätsstudi-

um mit einer Regelstudienzeit von wenigstens acht Semes-
tern, für das ein anderer Grad als "Bachelor" verliehen wird, 
oder 

b) einen Abschluss nach einem einschlägigen Hochschulstudium 
mit einer Regelstudienzeit von wenigstens sechs Semestern 
und daran anschließende angemessene, auf die Promotion 
vorbereitende Studien in den Promotionsfächern oder 

c) einen Abschluss eines Masterstudiengangs im Sinne des § 61 
Abs. 2 Satz 2 
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nachweist. 2Die Promotionsordnung soll den Zugang vom Nach-
weis eines qualifizierten Abschlusses abhängig machen und kann 
den Nachweis weiterer Studienleistungen sowie sonstiger Leis-
tungen, die die Eignung für eine Promotion erkennen lassen, ver-
langen. 

(5) 1Zugangsberechtigte nach Abs. 4 werden als Doktorandin-
nen oder Doktoranden an der Hochschule eingeschrieben, an der 
sie promovieren wollen. 2Die Einschreibungsordnung kann die 
Einschreibung unter Berücksichtigung der Regelstudienzeit in an-
gemessenem Umfang befristen. 3Im Übrigen gelten §§ 48, 49 
Abs. 12, 50 und 51 entsprechend. 

(6) 1Die Universitäten entwickeln in Kooperation mit den Fach-
hochschulen Promotionsstudien im Sinne des Absatzes 4 Satz 1 
Buchstabe b), bei denen die Erbringung der Promotionsleistungen 
gemeinsam betreut wird. 

§ 68 Habilitation (1) 1Die Universität kann Gelegenheit zur 
Habilitation geben. 2Das Nähere regelt der jeweilige Fachbereich 
durch Satzung, die auch vorsehen kann, dass mit erfolgreicher 
Habilitation der Doktorgrad mit dem Zusatz „habilitatus“ oder ei-
nem ähnlichen Zusatz geführt werden kann. 

(2) 1Mit der Habilitation wird die Lehrbefähigung zuerkannt. 2Auf 
Antrag der oder des Habilitierten entscheidet die Hochschule über 
die Verleihung der Befugnis, in ihrem oder seinem Fach an der 
Hochschule Lehrveranstaltungen selbständig durchzuführen. 3Auf 
Grund der Verleihung der Befugnis zur Durchführung von Lehr-
veranstaltungen ist die oder der Habilitierte berechtigt, die Be-
zeichnung "Privatdozentin" oder "Privatdozent" zu führen. 4Ein 
Dienstverhältnis wird damit nicht begründet. 5Das Nähere zu den 
Sätzen 2 und 3 regelt die Hochschule. 

§ 69 Verleihung und Führung von Graden (1) 1Grade dürfen 
nur verliehen werden, wenn innerstaatliche Bestimmungen es 
vorsehen. 2Bezeichnungen, die Graden zum Verwechseln ähnlich 
sind, dürfen nicht vergeben werden. 

(2) 1Von einer staatlichen oder staatlich anerkannten Hochschu-
le in Deutschland oder in einem anderen Mitgliedstaat der Euro-
päischen Union einschließlich der Europäischen Hochschulen in 
Florenz und Brügge sowie der Päpstlichen Hochschulen in Rom 
verliehene Hochschulgrade sowie entsprechende staatliche Gra-
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de können im Geltungsbereich dieses Gesetzes in der verliehe-
nen Form geführt werden. 2Ein sonstiger ausländischer Hoch-
schulgrad, der auf Grund einer Prüfung im Anschluss an ein tat-
sächlich absolviertes Studium von einer nach dem Recht des 
Herkunftslandes anerkannten Hochschule ordnungsgemäß ver-
liehen wurde, kann in der verliehenen Form unter Angabe der ver-
leihenden Institution geführt werden. 3Die verliehene Form des 
Grades kann bei fremden Schriftarten in die lateinische Schrift 
übertragen werden; ferner kann die im Herkunftsland zugelasse-
ne oder dort nachweislich allgemein übliche Abkürzung geführt 
sowie eine wörtliche Übersetzung in Klammern hinzugefügt wer-
den. 4Die Sätze 2 und 3 gelten für ausländische staatliche und 
kirchliche Hochschulgrade entsprechend. 5Eine Umwandlung in 
einen entsprechenden inländischen Grad ist ausgeschlossen. 

(3) 1Ein ausländischer Ehrengrad, der von einer nach dem 
Recht des Herkunftslandes zur Verleihung berechtigten Hoch-
schule oder einer anderen zur Verleihung berechtigten Stelle ver-
liehen wurde, kann nach Maßgabe der für die Verleihung gelten-
den Rechtsvorschriften in der verliehenen Form unter Angabe der 
verleihenden Stelle geführt werden. 2Absatz 2 Sätze 3 bis 5 gel-
ten entsprechend. 

(4) 1Die Absätze 2 und 3 gelten für die Führung von Hochschul-
titeln und Hochschultätigkeitsbezeichnungen entsprechend. 

(5) 1Soweit Vereinbarungen und Abkommen der Bundesrepu-
blik Deutschland mit anderen Staaten über Gleichwertigkeiten im 
Hochschulbereich und Vereinbarungen der Länder der Bundesre-
publik Deutschland die Betroffenen gegenüber den Absätzen 2 
bis 4 begünstigen, gehen diese Regelungen vor. 

(6) 1Das Ministerium kann in begründeten Fällen durch Rechts-
verordnung für bestimmte Grade, Institutionen und Personen-
gruppen Ausnahmen regeln, die Betroffene gegenüber den Ab-
sätzen 2 bis 5 begünstigen. 2Das Ministerium kann ferner durch 
Rechtsverordnung für bestimmte Grade eine einheitliche 
Schreibweise in lateinischer Schrift sowie einheitliche deutsche 
Übersetzungen vorgeben. 

(7) 1Von den Absätzen 2 bis 6 abweichende Grade und Titel 
sowie durch Titelkauf erworbene Grade dürfen nicht geführt wer-
den. 2Wer einen Grad führt, hat auf Verlangen der zuständigen 
Behörden die Berechtigung hierzu urkundlich nachzuweisen. 
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3Eine von den Absätzen 2 bis 6 abweichende Grad- oder Titelfüh-
rung kann vom Ministerium oder einer von ihm beauftragten Be-
hörde untersagt werden. 4Wer vorsätzlich gegen Satz 1 oder eine 
Anordnung nach Satz 2 oder 3 verstößt, handelt ordnungswidrig. 
5Ordnungswidrig handelt ferner, wer vorsätzlich Urkunden aus-
stellt oder beschafft, in denen ein nach den Absätzen 1 bis 6 so-
wie Satz 1 nicht führbarer Grad verliehen wird. 6Die Ordnungswid-
rigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 500.000 Euro geahndet 
werden. 7Zuständige Verwaltungsbehörde für die Verfolgung und 
Ahndung von Ordnungswidrigkeiten nach Satz 4 und 5 ist das Mi-
nisterium oder eine von ihm beauftragte Behörde. 

(8) 1Die Landesregierung kann an Personen, die außerhalb der 
Hochschule wissenschaftliche, künstlerische oder kulturelle Leis-
tungen erbracht haben, die die Anforderungen nach § 36 Abs. 1 
Nr. 3 und 4, § 36 Abs. 1 Nr. 3 und 5, § 36 Abs. 2 oder § 36 Abs. 3 
erfüllen, den Titel einer Professorin oder eines Professors verleihen. 

Achter Abschnitt 
Forschung  

§ 70 Aufgaben und Koordinierung der Forschung, Veröffent-
lichung (1) 1Die Forschung dient der Gewinnung wissenschaft-
licher Erkenntnisse sowie der wissenschaftlichen Grundlegung 
und Weiterentwicklung von Lehre und Studium. 2Gegenstand der 
Forschung sind unter Berücksichtigung der Aufgabenstellung der 
Hochschule alle wissenschaftlichen Bereiche sowie die Anwen-
dung wissenschaftlicher Erkenntnisse in der Praxis einschließlich 
der Folgen, die sich aus der Anwendung wissenschaftlicher Er-
kenntnisse ergeben können. 

(2) 1Forschungsvorhaben und Forschungsschwerpunkte wer-
den von der Hochschule unter Berücksichtigung des Hochschul-
entwicklungsplans koordiniert. 2Zur gegenseitigen Abstimmung 
von Forschungsvorhaben und Forschungsschwerpunkten sowie 
zur Planung und Durchführung gemeinsamer Forschungsvor-
haben wirken die Hochschulen untereinander, mit den Kunst-
hochschulen, mit anderen Forschungseinrichtungen und mit Ein-
richtungen der überregionalen Forschungsplanung und For-
schungsförderung zusammen. 

(3) 1Die Ergebnisse von Forschungsvorhaben sollen in abseh-
barer Zeit nach Durchführung des Vorhabens veröffentlicht wer-
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den. 2Bei der Veröffentlichung von Forschungsergebnissen ist je-
de oder jeder, die oder der einen eigenen wissenschaftlichen oder 
wesentlichen sonstigen Beitrag geleistet hat, als Mitautorin oder 
Mitautor oder Mitarbeiterin oder Mitarbeiter zu nennen. 3Ihr oder 
sein Beitrag ist zu kennzeichnen. 

(4) 1Die Hochschule berichtet in regelmäßigen Zeitabständen 
über ihre Forschungsvorhaben und Forschungsschwerpunkte. 
2Die Mitglieder der Hochschule sind verpflichtet, bei der Erstellung 
des Berichts mitzuwirken. 

§ 71 Forschung mit Mitteln Dritter (1) 1Die in der Forschung 
tätigen Hochschulmitglieder sind berechtigt, im Rahmen ihrer 
dienstlichen Aufgaben auch solche Forschungsvorhaben durch-
zuführen, die nicht aus den der Hochschule zur Verfügung ste-
henden Haushaltsmitteln, sondern aus Mitteln Dritter finanziert 
werden. 2Mittel Dritter können auch zur Durchführung von For-
schungsvorhaben in den Universitätskliniken und im Bereich der 
Krankenversorgung der Universitätskliniken verwendet werden. 
3Die Verpflichtung der in der Forschung tätigen Hochschulmitglie-
der zur Erfüllung der übrigen Dienstaufgaben bleibt unberührt. 
4Die Durchführung von Vorhaben nach den Sätzen 1 und 2 ist Teil 
der Hochschulforschung. 

(2) 1Ein Hochschulmitglied ist berechtigt, ein Vorhaben nach 
Absatz 1 in der Hochschule durchzuführen, wenn die Erfüllung 
anderer Aufgaben der Hochschule sowie die Rechte und Pflichten 
anderer Personen dadurch nicht beeinträchtigt werden und ent-
stehende Folgelasten angemessen berücksichtigt sind; die For-
schungsergebnisse sind in der Regel in absehbarer Zeit zu veröf-
fentlichen. 

(3) 1Ein Forschungsvorhaben nach Absatz 1 ist dem Präsidium 
über die Dekanin oder den Dekan anzuzeigen. 2Die Inanspruch-
nahme von Personal, Sachmitteln und Einrichtungen der Hoch-
schule darf nur untersagt oder durch Auflagen beschränkt wer-
den, soweit die Voraussetzungen des Absatzes 2 dieses 
erfordern. 3Die Hochschule kann ein angemessenes Entgelt für 
die Inanspruchnahme ihres Personals, ihrer Sachmittel und ihrer 
Einrichtungen verlangen. 

(4) 1Die Mittel für Forschungsvorhaben, die in der Hochschule 
durchgeführt werden, sollen von der Hochschule verwaltet wer-
den. 2Die Mittel sind für den von der oder dem Dritten bestimmten 
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Zweck zu verwenden und nach deren oder dessen Bedingungen 
zu bewirtschaften, soweit gesetzliche Bestimmungen nicht entge-
genstehen. 3Treffen die Bedingungen keine Regelung, so gelten 
ergänzend das Hochschulgesetz und die aufgrund dieses Geset-
zes erlassenen Vorschriften. 4Auf Antrag des Hochschulmitglie-
des, das das Vorhaben durchführt, soll von der Verwaltung der 
Mittel durch die Hochschule abgesehen werden, sofern es mit den 
Bedingungen der oder des Dritten vereinbar ist; Satz 3 gilt in die-
sem Fall nicht. 

(5) 1Aus Mitteln Dritter bezahlte hauptberufliche Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter an Forschungsvorhaben, die in der Hoch-
schule durchgeführt werden, sollen vorbehaltlich des Satzes 3 als 
Personal der Hochschule im privatrechtlichen Dienstverhältnis 
eingestellt werden. 2Die Einstellung setzt voraus, dass die Mitar-
beiterin oder der Mitarbeiter von dem Hochschulmitglied, das das 
Vorhaben durchführt, vorgeschlagen wird. 3Sofern es mit den Be-
dingungen der oder des Dritten vereinbar ist, kann das Hoch-
schulmitglied in begründeten Fällen die Arbeitsverträge mit den 
Mitarbeiterinnen oder Mitarbeitern abschließen. 

(6) 1Finanzielle Erträge der Hochschule aus Forschungsvorha-
ben, die in der Hochschule durchgeführt werden, insbesondere 
aus Einnahmen, die der Hochschule als Entgelt für die Inan-
spruchnahme von Personal, Sachmitteln und Einrichtungen zu-
fließen, stehen der Hochschule für die Erfüllung ihrer Aufgaben 
zur Verfügung. 

(7) 1Die Absätze 1 bis 6 gelten für Entwicklungsvorhaben und 
Vorhaben zur Förderung des Wissenstransfers sinngemäß. 

Neunter Abschnitt 
Anerkennung als Hochschulen und Betrieb nichtstaatlicher 

Hochschulen  

§ 72 Anerkennung und Verlust der Anerkennung (1) 1Bil-
dungseinrichtungen, die nicht in der Trägerschaft des Landes 
stehen, können als Universitäten oder Fachhochschulen staatlich 
anerkannt werden, wenn gewährleistet ist, dass 
1. die Hochschule die Aufgaben nach § 3 Abs. 1 oder Abs. 2 

wahrnimmt, 
2. das Studium an dem in § 58 Abs. 1 genannten Ziel ausgerich-

tet ist, 
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3. eine Mehrzahl von nebeneinander bestehenden oder aufein-
ander folgenden und erfolgreich akkreditierten Studiengängen 
im Sinne des § 60 Abs. 1 an der Hochschule vorhanden oder 
im Rahmen einer Ausbauplanung vorgesehen ist; das gilt 
nicht, soweit innerhalb eines Faches die Einrichtung einer 
Mehrzahl von Studiengängen durch die wissenschaftliche 
Entwicklung oder die Bedürfnisse der beruflichen Praxis nicht 
nahegelegt wird, 

4. das Studium und die Abschlüsse auf Grund der Prüfungsord-
nungen und des tatsächlichen Lehrangebotes den wissen-
schaftlichen Maßstäben an Hochschulen in der Trägerschaft 
des Landes entsprechen, 

5. die Studienbewerberinnen und Studienbewerber die Voraus-
setzungen für die Aufnahme in eine entsprechende Hochschu-
le in der Trägerschaft des Landes erfüllen, 

6. die Lehraufgaben überwiegend von hauptberuflich Lehrenden 
der Hochschule mit den Einstellungsvoraussetzungen einer 
Professorin oder eines Professors nach § 36 wahrgenommen 
werden und alle Lehrenden die Einstellungsvoraussetzungen 
erfüllen, die für entsprechende Tätigkeiten an Hochschulen in 
der Trägerschaft des Landes gefordert werden, 

7. die Bestimmungen des § 65 Anwendung finden, 
8. die Mitglieder der Hochschule an der Gestaltung des Studi-

ums in sinngemäßer Anwendung der Grundsätze dieses Ge-
setzes mitwirken, 

9. der Bestand der Hochschule und des Studienbetriebs sowie 
die Stellung des Hochschulpersonals wirtschaftlich und recht-
lich dauerhaft gesichert sind und die Hochschule der alleinige 
Geschäftsbetrieb ihres Trägers ist. 

(2) 1Die staatliche Anerkennung durch das Ministerium bedarf 
eines schriftlichen Antrages. 2Die Anerkennung kann befristet 
ausgesprochen und mit Auflagen versehen werden, die der Erfül-
lung der Voraussetzungen des Absatzes 1 dienen. 3In dem Aner-
kennungsbescheid sind die Studiengänge einschließlich der 
Hochschulgrade, auf die sich die Anerkennung erstreckt, und die 
Bezeichnung der Hochschule festzulegen. 4Wenn die Hochschule 
die Ergebnisse der erfolgreichen Akkreditierung weiterer Studien-
gänge dem Ministerium anzeigt, kann die Anerkennung bei Erfül-
lung der Voraussetzungen des Absatzes 1 auf weitere Studien-
gänge erstreckt werden. 5Wenn die Hochschule als Einrichtung 
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erfolgreich akkreditiert worden ist, erstreckt sich die Anerkennung 
auf weitere Studiengänge, sofern und soweit diese erfolgreich 
akkreditiert worden sind; diese Studiengänge sind dem Ministeri-
um unverzüglich anzuzeigen. 6Die Akkreditierungen nach den 
Sätzen 4 und 5 sowie nach Absatz 1 Nr. 3 erfolgen nach den gel-
tenden Regelungen und durch Agenturen, die ihrerseits akkredi-
tiert worden sind. 7Wesentliche Veränderungen der Studiengänge 
sind dem Ministerium anzuzeigen. 

(3) 1Die Anerkennung erlischt, wenn die Hochschule nicht in-
nerhalb einer vom Ministerium zu bestimmenden Frist den Stu-
dienbetrieb aufnimmt oder wenn der Studienbetrieb ein Jahr ruht. 
2Die Anerkennung ist durch das Ministerium aufzuheben, wenn 
die Voraussetzungen des Absatzes 1 nicht gegeben waren, spä-
ter weggefallen sind oder Auflagen gemäß Absatzes 2 nicht erfüllt 
wurden und diesem Mangel trotz Beanstandung innerhalb einer 
zu bestimmenden Frist nicht abgeholfen wird. 3Die Anerkennung 
kann aufgehoben werden, wenn die Hochschule einen Studien-
gang anbietet, auf den sich die staatliche Anerkennung nicht er-
streckt. 4Den Studierenden ist die Beendigung des Studiums zu 
ermöglichen. 

§ 73 Folgen der Anerkennung (1) 1Das an einer staatlich an-
erkannten Hochschule abgeschlossene Studium ist ein abge-
schlossenes Studium im Sinne dieses Gesetzes. 

(2) 1Die staatlich anerkannten Hochschulen haben nach Maß-
gabe der Anerkennung das Recht, Hochschulprüfungen abzu-
nehmen, Hochschulgrade zu verleihen und Habilitationen durch-
zuführen. 2Die §§ 41 und 66 bis 68 gelten entsprechend. 

(3) 1Die Prüfungs- und Habilitationsordnungen bedürfen der 
Feststellung der Gleichwertigkeit mit den Ordnungen der Hoch-
schulen in der Trägerschaft des Landes durch das Ministerium. 
2§ 74 Abs. 3 bleibt unberührt. 

(4) 1Die Einstellung von Lehrenden und die Änderung der mit 
ihnen abgeschlossenen Verträge sind dem Ministerium anzuzei-
gen. 2Lehrende, zu deren Gehalt und Altersversorgung ein Zu-
schuss gemäß § 81 Abs. 2 geleistet oder denen im Falle der Auf-
lösung der staatlich anerkannten Fachhochschule die Übernahme 
in den Landesdienst zugesichert werden soll, bedürfen zur Aus-
übung der Tätigkeit an der staatlich anerkannten Fachhochschule 
der Genehmigung durch das Ministerium. 
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(5) 1Mit Zustimmung des Ministeriums kann die staatlich aner-
kannte Hochschule einem hauptberuflich Lehrenden bei Vorliegen 
der Einstellungsvoraussetzungen einer Professorin oder eines 
Professors nach § 36 für die Dauer der Tätigkeit an der Hoch-
schule das Recht verleihen, die Bezeichnung "Professorin" oder 
"Professor" oder "Universitätsprofessorin" oder "Universitätspro-
fessor" zu führen. 2§§ 92 Abs. 4 und 202 Abs. 5 des Landesbe-
amtengesetzes finden entsprechende Anwendung. 3Entspricht 
das Berufungsverfahren den Qualitätsmaßstäben der Hochschu-
len in staatlicher Trägerschaft nach § 38 Abs. 4, kann das Ministe-
rium allgemein oder im Einzelfall auf die Ausübung seiner Zu-
stimmung nach Satz 1 jederzeit widerruflich verzichten. 

(6) 1Mit Zustimmung des Ministeriums kann die staatlich aner-
kannte Hochschule einer medizinischen Einrichtung außerhalb 
der Hochschule das Recht verleihen, sich als Hochschuleinrich-
tung zu bezeichnen, wenn sie den an eine Hochschuleinrichtung 
zu stellenden Anforderungen in Forschung und Lehre genügt. 
2Dient eine Einrichtung außerhalb der Hochschule nur der prakti-
schen Ausbildung nach Maßgabe der Approbationsordnung für 
Ärztinnen und Ärzte, so kann ihr die Hochschule mit Erlaubnis des 
Ministeriums eine geeignete Bezeichnung, im Falle eines Kran-
kenhauses die Bezeichnung "Akademisches Lehrkrankenhaus", 
verleihen. 3Die staatlich anerkannte Hochschule hat die erforderli-
chen Nachweise beizubringen. 4Die Zustimmung kann befristet 
ausgesprochen und mit Auflagen versehen werden, die der Erfül-
lung der Voraussetzungen der Sätze 1 und 2 dienen. 

(7) 1Zur Wahrnehmung der dem Ministerium obliegenden Auf-
sichtspflichten ist es befugt, sich über die Angelegenheiten der 
staatlich anerkannten Hochschulen zu unterrichten. 2Eine staat-
lich Beauftragte oder ein staatlich Beauftragter kann zu Hoch-
schulprüfungen entsandt werden. 

(8) 1Auf Antrag ist eine staatlich anerkannte Hochschule in die 
zentrale Vergabe von Studienplätzen einzubeziehen. 2Staatlich 
anerkannte Hochschulen können mit Hochschulen in der Träger-
schaft des Landes, mit anderen staatlich anerkannten Hochschu-
len und mit staatlichen Hochschulen zusammenwirken. 

(9) 1Auf Verlangen des Ministeriums sind die bei der Erfüllung 
der Aufgaben erbrachten Leistungen zu bewerten. 2§ 7 Abs. 2 
und 3 gilt entsprechend. 3Die Kosten trägt die Hochschule. 
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§ 74 Kirchliche Hochschulen (1) 1Die Theologische Fakultät 
Paderborn und die Kirchliche Hochschule Wuppertal/Bethel sind 
staatlich anerkannte Hochschulen im Sinne dieses Gesetzes. 
2Andere kirchliche Bildungseinrichtungen können nach § 72 
Abs. 2 als Hochschulen anerkannt werden. 3Dabei können Aus-
nahmen von den Voraussetzungen des § 72 Abs. 1 Nr. 3 und 8 
zugelassen werden, wenn gewährleistet ist, dass das Studium an 
der kirchlichen Bildungseinrichtung dem Studium an einer Hoch-
schule in der Trägerschaft des Landes gleichwertig ist. 4Für Bil-
dungseinrichtungen, die durch eine Kirche mit der Rechtsstellung 
einer Körperschaft des öffentlichen Rechts betrieben werden, und 
für Ordenshochschulen gelten die Voraussetzungen des § 72 
Abs. 1 Nr. 9 als erfüllt. 5Die Hochschulplanung des Landes nach 
§ 72 Abs. 1 bleibt in Bezug auf kirchliche Bildungseinrichtungen 
außer Betracht. 

(2) 1Die staatlich anerkannten kirchlichen Hochschulen unter-
richten das Ministerium über die Hochschulsatzung und die Beru-
fung von Professorinnen und Professoren. 2§ 73 Abs. 4 Satz 1, 
Abs. 5, Abs. 7 und Abs. 9 findet keine Anwendung. 

(3) 1Für Studiengänge, die überwiegend der Aus- und Weiter-
bildung von Geistlichen oder für kirchliche Berufe dienen, gewähr-
leisten die Kirchen die Gleichwertigkeit nach § 72 Abs. 1 Nr. 4. 
2§ 73 Abs. 2 Satz 2 findet keine Anwendung. 

§ 75 Betrieb nichtstaatlicher Hochschulen (1) 1Bildungsein-
richtungen, die nicht in der Trägerschaft des Landes stehen und 
sich im Rechtsverkehr als Hochschule, Universität, Fachhoch-
schule oder Kunstakademie oder mit einem Namen bezeichnen, 
der die Gefahr einer Verwechslung mit einer der vorgenannten 
Bezeichnungen begründet, dürfen nur betrieben werden, wenn 
sie staatlich anerkannt oder die Voraussetzungen nach Absatz 2 
Satz 1 festgestellt sind.  

(2) 1Staatliche Hochschulen der anderen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union oder dort staatlich anerkannte Hochschulen 
dürfen betrieben werden, soweit sie ihre im Herkunftsstaat aner-
kannte Ausbildung im Geltungsbereich dieses Gesetzes anbieten 
und ihre im Herkunftsstaat anerkannten Grade auch nach einer 
Ausbildung in Nordrhein-Westfalen verleihen dürfen; die Hoch-
schule bringt die erforderlichen Nachweise bei, nach denen die 
Voraussetzungen nach Halbsatz 1 vorliegen. 2Satz 1 Halbsatz 1 
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gilt ebenfalls für Bildungseinrichtungen, die im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes auf einen Abschluss an einer Hochschule im 
Sinne des Satzes 1 oder auf die Verleihung eines Grades durch 
eine solche Hochschule vorbereiten (Franchising); die Bildungs-
einrichtung bringt eine Garantieerklärung der Hochschule bei, 
nach der die Voraussetzungen nach Halbsatz 1 vorliegen; die  
Bildungseinrichtung informiert die Personen, die an ihrem Bil-
dungsangebot teilnehmen, über Art, Umfang und Reichweite ihrer 
Ausbildungsleistung. 3Die Voraussetzungen der Sätze 1 und 2 
werden vor Aufnahme des Betriebs durch das Ministerium festge-
stellt. 4Die Sätze 1 bis 3 gelten entsprechend im Falle staatlich 
anerkannter Hochschulen anderer Bundesländer. 

(3) 1Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich entgegen den Ab-
sätzen 1 und 2 oder § 72 Abs. 2 Sätze 4 oder 5 ohne staatliche 
Anerkennung, Feststellung oder Anerkennungserstreckung eine 
Bildungseinrichtung oder eine Ausbildung als Studiengang be-
treibt. 2Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 
500.000 Euro geahndet werden. 3Zuständige Verwaltungsbehör-
de für die Verfolgung und Ahndung von Ordnungswidrigkeiten 
nach Satz 1 ist das Ministerium. 

Zehnter Abschnitt 
Ergänzende Vorschriften  

§ 76 Aufsicht (1) 1Die Hochschule nimmt ihre Aufgaben unter 
der Rechtsaufsicht des Ministeriums wahr. 2Der Erlass, die Ände-
rung oder die Aufhebung der Grundordnung ist dem Ministerium 
unverzüglich nach ihrem Erlass anzuzeigen. 

(2) 1Das Ministerium kann rechtswidrige Beschlüsse, Maßnah-
men und Unterlassungen der Gremien, Funktionsträgerinnen und 
Funktionsträger der Hochschule unbeschadet der Verantwortung 
des Präsidiums sowie der Dekanin oder des Dekans beanstanden 
und Abhilfe verlangen. 2Die Beanstandung hat aufschiebende 
Wirkung. 3Kommt die Hochschule einer Aufsichtsmaßnahme nach 
Satz 1 nicht nach, so kann das Ministerium die beanstandeten 
Beschlüsse oder Maßnahmen aufheben oder anstelle der Hoch-
schule das Erforderliche veranlassen. 

(3) 1Sind Gremien dauernd beschlussunfähig, so kann sie das 
Ministerium auflösen und ihre unverzügliche Neuwahl anordnen. 
2Sofern und solange die Befugnisse nach Absatz 2 nicht ausrei-
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chen, kann das Ministerium nach Anhörung der Hochschule Be-
auftragte bestellen, die die Befugnisse der Gremien oder ein-
zelner Mitglieder von Gremien in dem erforderlichen Umfang  
ausüben. 3Sätze 1 und 2 gelten für Funktionsträgerinnen und 
Funktionsträger entsprechend. 

(4) 1Das Ministerium kann sich jederzeit, auch durch Beauftrag-
te, über die Angelegenheiten der Hochschule informieren und an 
den Sitzungen des Hochschulrates teilnehmen. 

(5) 1Das Ministerium kann die Befugnisse nach den Absätzen 2 
und 3 auf die Präsidentin, den Präsidenten, das Präsidium oder 
den Hochschulrat jederzeit widerruflich übertragen. 

(6) 1Die Hochschule ist bei der Durchführung von Bundesgeset-
zen, die das Land im Auftrag des Bundes ausführt, an die Wei-
sungen des Fachministeriums gebunden. 2§ 13 Abs. 1 und 3 des 
Landesorganisationsgesetzes und Absätze 1 bis 4 gelten ent-
sprechend. 

§ 77 Zusammenwirken von Hochschulen (1) 1Zur gegensei-
tigen Abstimmung und besseren Nutzung ihrer Lehrangebote  
insbesondere durch gemeinsame Studiengänge und zur Verbes-
serung der Studienbedingungen wirken die Universitäten, Fach-
hochschulen und Kunsthochschulen zusammen. 2Das Nähere 
über das Zusammenwirken regeln die beteiligten Hochschulen 
durch Vereinbarung. 3Wird zwischen Hochschulen ein gemeinsa-
mer Studiengang vereinbart, so regeln die beteiligten Hochschu-
len insbesondere die mitgliedschaftliche Zuordnung der Studie-
renden des Studiengangs zu einer der beteiligten Hochschulen. 
4Staatliche Mitwirkungsrechte bleiben unberührt. 

(2) 1Mehrere Hochschulen können gemeinsame wissenschaftli-
che Einrichtungen und Betriebseinheiten sowie Verwaltungsein-
richtungen bei einer der beteiligten Hochschulen errichten oder 
Verwaltungsverbünde bilden, wenn es mit Rücksicht auf die Auf-
gaben, Größe und Ausstattung dieser Einrichtungen zweckmäßig 
ist. 2Über die Errichtung, Änderung und Aufhebung von gemein-
samen wissenschaftlichen Einrichtungen, Betriebseinheiten, Ver-
waltungseinrichtungen oder Verwaltungsverbünden entscheiden 
die beteiligten Hochschulen durch die jeweils zuständigen Orga-
ne. 3Mit der Errichtung und Änderung sind die erforderlichen Re-
gelungen über die Mitwirkung, Leitung, Organisationsstruktur, 
Verwaltung und Benutzung zu treffen. 4Staatliche Mitwirkungs-
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rechte bleiben unberührt. 5Nehmen die Verwaltungseinrichtung 
oder der Verwaltungsverbund Aufgaben der Personalverwaltung 
oder der Personalwirtschaft wahr, gilt hierfür Absatz 3 Satz 3 ent-
sprechend. 

(3) 1Die Hochschule kann andere Hochschulen des Landes, 
Behörden des Landes oder sonstige Stellen, die Aufgaben öffent-
licher Verwaltung wahrnehmen, im gegenseitigen Einvernehmen 
mit der Wahrnehmung ihrer Aufgaben im Bereich der Verwaltung 
beauftragen oder mit ihnen zur Erfüllung derartiger Aufgaben zu-
sammenarbeiten. 2Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend. 3Besteht die 
Aufgabe, deren Wahrnehmung übertragen oder zu deren Erfül-
lung zusammengearbeitet werden soll, in Aufgaben der Personal-
verwaltung oder der Personalwirtschaft, gelten für die Wahrneh-
mung oder Erledigung dieser Aufgabe die §§ 102 bis 102g 
Landesbeamtengesetz; dabei ist es abweichend von § 102d 
Abs. 1 Landesbeamtengesetz ohne Einwilligung der Beamtin oder 
des Beamten zulässig, für die Zwecke der Wahrnehmung oder Er-
füllung der Aufgaben nach Halbsatz 1 die Personalakte der in der 
Verwaltungsvereinbarung nach Satz 1 bestimmten Stelle vorzule-
gen; im Übrigen gilt für diese Stelle § 96 Abs. 5 Sätze 3, 5 und 6 
Landesbeamtengesetz entsprechend. 4Die Hochschule bestätigt 
die Übertragung oder Zusammenarbeit im Sinne des Satzes 3 in 
einer Ordnung. 

§ 78 Überleitung des wissenschaftlichen Personals (1) 1So-
weit Beamtinnen, Beamte und Angestellte nach dem Universitäts-
gesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. August 1993 
(GV. NRW. S. 532), zuletzt geändert durch Gesetz vom 14. De-
zember 1999 (GV. NRW. S. 670) oder dem Fachhochschulgesetz 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. August 1993 (GV. 
NRW. S. 564), zuletzt geändert durch Gesetz vom 9. November 
1999 (GV. NRW. S. 590, berichtigt S. 644) jeweils in der vor dem  
1. Januar 1990 geltenden Fassung nicht übernommen worden 
sind, verbleiben sie in ihrer bisherigen dienstrechtlichen Stellung. 
2Ihre Aufgaben bestimmen sich nach dem bisher für sie geltenden 
Recht; dienstrechtliche Zuordnungen zu bestimmten Hochschul-
mitgliedern entfallen. 3Mitgliedschaftsrechtlich sind sie an Fach-
hochschulen wie Lehrkräfte für besondere Aufgaben zu behan-
deln. 4Soweit an Fachhochschulen das einer solchen Lehrkraft für 
besondere Aufgaben übertragene Lehrgebiet nicht durch eine 
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Professorin oder einen Professor vertreten ist, übt sie ihre Lehrtä-
tigkeit selbständig aus. 

(2) 1Für Akademische Rätinnen und Räte und Akademische 
Oberrätinnen und Oberräte, die in ein neues Amt als wissen-
schaftliche Mitarbeiterin oder wissenschaftlicher Mitarbeiter oder 
Lehrkraft für besondere Aufgaben übernommen worden sind, gilt 
Artikel X § 5 Abs. 3 des Zweiten Gesetzes zur Vereinheitlichung 
und Neuregelung des Besoldungsrechts in Bund und Ländern 
entsprechend mit der Maßgabe, dass an die Stelle des Kolleg-
geldpauschales die Lehrvergütung auf Grund der Fußnoten 1 zu 
den Besoldungsgruppen H 1 und H 2 der Besoldungsordnung H 
(Hochschullehrer) tritt. 2Die Ausgleichszulage wird nur so lange 
gewährt, wie Lehraufgaben in dem bisherigen Umfange wahrge-
nommen werden. 3Die Ausgleichszulage wird nicht gewährt, wenn 
Lehraufgaben auf Grund eines Lehrauftrages wahrgenommen 
werden, der gemäß § 43 Abs. 2 zu vergüten ist. 

(3) 1Die am 1. Januar 2005 vorhandenen wissenschaftlichen 
und künstlerischen Assistentinnen und Assistenten, Oberassisten-
tinnen und Oberassistenten, Oberingenieurinnen und Oberingeni-
eure sowie Hochschuldozentinnen und Hochschuldozenten 
verbleiben in ihren bisherigen Dienstverhältnissen. 2Ihre mitglied-
schaftsrechtliche und dienstrechtliche Stellung bleibt unberührt. 
3Auf sie finden die sie betreffenden Vorschriften des Hochschul-
gesetzes in der Fassung des Gesetzes vom 14. März 2000 (GV. 
NRW. S. 190) weiterhin Anwendung. 

(4) 1Absatz 3 gilt nicht für beamtete wissenschaftliche Assisten-
tinnen und Assistenten, die seit dem 23. Februar 2002 ernannt 
worden sind und denen im Vorgriff auf die Einführung der Junior-
professur durch den Fachbereichsrat die selbständige Wahrneh-
mung von Aufgaben in Forschung und Lehre übertragen worden 
ist. 

§ 79 Mitgliedschaftsrechtliche Sonderregelungen (1) 1In Gre-
mien mit Entscheidungsbefugnissen in universitären Angelegen-
heiten, die Forschung, Kunst und Lehre oder die Berufung von 
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern unmittelbar berüh-
ren, verfügen die Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, die 
nicht ausschließlich in Fachhochschulstudiengängen tätig sind 
und nicht gemäß § 122 Abs. 2 des Universitätsgesetzes in seiner 
vor dem 1. Januar 1990 geltenden Fassung (Gesetz vom 20. Ok-
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tober 1987, GV. NRW. S. 366) übernommen worden sind, über 
die Mehrheit der Stimmen. 

(2) 1Der Leitung einer wissenschaftlichen Einrichtung, die Auf-
gaben in universitären Angelegenheiten erfüllt, müssen mehrheit-
lich an ihr tätige Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer an-
gehören, die nicht ausschließlich in Fachhochschulstudiengängen 
tätig sind. 

(3) 1In ein privatrechtliches Dienstverhältnis unter entsprechen-
der Anwendung der Grundsätze des § 122 Abs. 2 des Universitäts-
gesetzes in seiner vor dem 1. Januar 1990 geltenden Fassung 
(Gesetz vom 20. Oktober 1987, GV. NRW. S. 366) übernommene 
Professorinnen und Professoren stehen mitgliedschaftsrechtlich 
den gemäß dieser Vorschrift übernommenen Professorinnen und 
Professoren gleich. 

(4) 1Dozentinnen oder Dozenten im Beamtenverhältnis auf Wi-
derruf, die gemäß § 78 Abs. 1 in ihrer bisherigen dienstrechtlichen 
Stellung an Universitäten verbleiben, zählen mitgliedschaftsrecht-
lich zur Gruppe der Professorinnen und Professoren. 2Dieses gilt 
auch für die übrigen Beamtinnen, Beamten und Angestellten, die 
gemäß § 78 Abs. 1 in ihrer bisherigen dienstrechtlichen Stellung 
an Universitäten verbleiben, wenn sie im Rahmen ihrer hauptbe-
ruflichen Dienstaufgaben mindestens drei Jahre überwiegend 
selbständig in Forschung und Lehre im Sinne des § 35 tätig sind 
und die Einstellungsvoraussetzungen einer Professorin oder ei-
nes Professors nach § 36 erfüllen; der Nachweis dieser Tätigkeit 
und der Erfüllung der Einstellungsvoraussetzungen gilt als er-
bracht, wenn der Beamtin oder dem Beamten oder Angestellten 
an ihrer oder seiner Universität die Bezeichnung "außerplanmäßi-
ge Professorin" oder "außerplanmäßiger Professor" verliehen ist. 
3Sonstige Beamtinnen, Beamte und Angestellte, die gemäß § 78 
Abs. 1 in ihrer bisherigen dienstrechtlichen Stellung an Universitä-
ten verbleiben, zählen mitgliedschaftsrechtlich zur Gruppe der 
wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 

§ 80 Kirchenverträge, kirchliche Mitwirkung bei Stellenbe-
setzung und Studiengängen (1) 1Verträge mit den Kirchen 
werden durch dieses Gesetz nicht berührt. 

(2) 1Vor jeder Berufung in ein Professorenamt in evangelischer 
oder katholischer Theologie ist die Zustimmung der jeweils zu-
ständigen Kirche über das Ministerium herbeizuführen. 2Die Ab-
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setzung und die Umwidmung einer Professur in evangelischer 
oder katholischer Theologie bedürfen der Zustimmung des Minis-
teriums. 

(3) 1Bei der Besetzung von Stellen für Professorinnen oder Pro-
fessoren der evangelischen Theologie und der katholischen 
Theologie, die nicht einem Fachbereich für evangelische Theolo-
gie oder einem Fachbereich für katholische Theologie zugeordnet 
sind, gehören den Gremien, welche die Berufungsvorschläge 
vorbereiten, Professorinnen oder Professoren jeweils nur der  
evangelischen Theologie oder der katholischen Theologie an. 
2Die weiteren Mitglieder dieser Gremien müssen im Fach evange-
lische Theologie oder katholische Theologie als wissenschaftliche 
Mitarbeiterin oder Mitarbeiter tätig oder als Studierende einge-
schrieben sein und der jeweiligen Kirche angehören. 3Die Gre-
mien haben das Recht, sich mit den jeweils zuständigen kirchli-
chen Stellen ins Benehmen zu setzen. 

(4) 1Die Einführung, Änderung oder Aufhebung von Studien-
gängen in evangelischer oder katholischer Theologie oder in  
evangelischer oder katholischer Religionslehre und von Studien-
gängen, die den Erwerb der Befähigung zur Erteilung des Religi-
onsunterrichts ermöglichen, sowie Änderungen der Binnenorgani-
sation, soweit sie die bestehenden Fachbereiche für evangelische 
oder katholische Theologie betreffen, sind nur nach Abschluss 
der in den Verträgen mit den Kirchen vorgesehenen Verfahren 
zulässig. 2Dies gilt auch für den Erlass von Studien-, Prüfungs- 
und Habilitationsordnungen in evangelischer Theologie oder in 
katholischer Theologie. 3Beteiligte der Verfahren sind die zustän-
digen kirchlichen Stellen und das Ministerium. 

§ 81 Zuschüsse (1) 1Staatlich anerkannte Fachhochschulen, 
denen nach § 47 des Gesetzes über die Fachhochschulen im 
Lande Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 25. März 1975 (GV. NRW. S. 312) Zuschüsse gewährt wur-
den, erhalten zur Durchführung ihrer Aufgaben und zur Erfüllung 
ihrer Pflichten in Bildungsbereichen, die bisher nach dieser Vor-
schrift bezuschusst wurden, weiterhin Zuschüsse des Landes. 

(2) 1Die Zuschüsse sind zur Wahrnehmung der Aufgaben der 
staatlich anerkannten Fachhochschule nach § 3 sowie zur Siche-
rung der Gehälter und der Altersversorgung des Personals zu ver-
wenden. 
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(3) 1Die Höhe der Zuschüsse sowie das Verfahren der Berech-
nung und Festsetzung werden durch Vertrag mit dem Land gere-
gelt. 2Der Vertrag ist unter Beachtung der Vorschriften zur Ersatz-
schulfinanzierung des Schulgesetzes mit Ausnahme von dessen 
§ 106 Abs. 7 abzuschließen. 3In dem Vertrag ist zu vereinbaren, 
dass in dem Haushaltsplan der staatlich anerkannten Fachhoch-
schule fortdauernde Ausgaben nur in Höhe der entsprechenden 
Aufwendungen der Fachhochschulen in der Trägerschaft des 
Landes nach dem Verhältnis der Studierendenzahl veranschlagt 
werden dürfen. 4Der Vertrag soll die Festsetzung von Pauschal-
beträgen ermöglichen; die Pauschalierung darf sich auch auf sol-
che Ausgaben erstrecken, für die eine Pauschalierung nach dem 
Ersatzschulfinanzgesetz nicht vorgesehen ist. 

§ 82 Verwaltungsvorschriften, Ministerium, Geltung von Ge-
setzen (1) 1Die zur Ausführung dieses Gesetzes erforderlichen 
Verwaltungsvorschriften erlässt das Ministerium. 

(2) 1Ministerium im Sinne dieses Gesetzes ist das Ministerium 
für Innovation, Wissenschaft, Forschung und Technologie des 
Landes Nordrhein-Westfalen. 

(3) 1Für Amtshandlungen des Ministeriums können Gebühren 
erhoben werden. 2Das Ministerium wird ermächtigt, durch Rechts-
verordnung Gebührentatbestände festzulegen und die Gebühren-
sätze zu bestimmen. 3Die §§ 3 bis 22 des Gebührengesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen finden entsprechende Anwen-
dung, soweit gesetzlich oder in der Rechtsverordnung nichts an-
deres bestimmt ist. 4Hochschulen in der Trägerschaft des Landes 
sind von Gebühren nach Satz 1 befreit, sofern die Amtshandlung 
nicht ihre wirtschaftlichen Unternehmen betrifft. 

(4) 1Soweit das Fachhochschulgesetz öffentlicher Dienst vom 
29. Mai 1984 (GV. NRW. S. 303), zuletzt geändert durch Gesetz 
vom 1. März 2005 (GV. NRW. S. 168), auf Vorschriften des Hoch-
schulgesetzes verweist, bezieht es sich auf das Gesetz vom  
14. März 2000 (GV. NRW. S. 190) in der Fassung des Gesetzes 
vom 30. November 2004 (GV. NRW. S. 752), welches insoweit 
fortgilt. 

(5) 1Das Hochschulgesetz vom 14. März 2000 (GV. NRW.  
S. 190), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Sicherung der Fi-
nanzierungsgerechtigkeit im Hochschulwesen vom 21. März 2006 
(GV. NRW. S. 119) tritt außer Kraft. 
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§ 83 Berichtspflicht 1Die Landesregierung berichtet dem 
Landtag bis zum Ende des Jahres 2012 über die Notwendigkeit 
des Fortbestehens dieses Gesetzes.  
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Gesetz über weitere dienstrechtliche und sonstige 
Regelungen im Hochschulbereich 

– Artikel 7 Hochschulfreiheitsgesetz – HFG 

Abschnitt 1 
Dienstrechtliche Regelungen 

§ 1 Beamtenverhältnisse Die Hochschule übernimmt die an 
ihr tätigen Beamtinnen und Beamten. Die Hochschule verfügt un-
verzüglich nach Inkrafttreten dieses Gesetzes die Übernahme und 
ordnet die sofortige Vollziehung dieser Verfügung gemäß § 80 
Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung an. Das Ministerium für 
Innovation, Wissenschaft, Forschung und Technologie verfügt die 
Übernahme der Rektorin oder des Rektors; die Rektorin oder der 
Rektor verfügt die Übernahme der übrigen Beamtinnen und Be-
amten der Hochschule. Bis zur endgültigen Bestandskraft der  
Übernahme sind die Präsidentin oder der Präsident oder die Rek-
torin oder der Rektor Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetzter 
des übrigen Hochschulpersonals sowie Widerspruchsbehörde in 
den das Beamtenverhältnis betreffenden Angelegenheiten. 

§ 2 Arbeits- und Ausbildungsverhältnisse, Beschäftigungs-
sicherung (1) Die jeweilige Hochschule tritt im Rahmen der Ge-
samtrechtsnachfolge an die Stelle des Landes in die Rechte und 
Pflichten aus den im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Geset-
zes bestehenden Arbeits- und Ausbildungsverhältnissen mit Per-
sonen ein, die an der Hochschule beschäftigt sind oder ausgebil-
det werden. § 613a des Bürgerlichen Gesetzbuchs findet keine 
Anwendung. Betriebsbedingte Kündigungen aus Anlass der  
Verselbständigung der Hochschule als Körperschaft sind aus-
geschlossen. Eine Änderung der Vertragsbedingungen für die 
Wohnraumüberlassung aus Anlass der Verselbständigung als 
Körperschaft ist nicht zulässig. Für die Vordienstzeiten dieser Be-
schäftigten gilt § 34 Abs. 2 Satz 2 Hochschulgesetz in der gelten-
den Fassung entsprechend. 

(2) Betriebsbedingte Kündigungen von Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern, deren bestehende Arbeitsverhältnisse nach Maß-
gabe des Absatzes 1 Satz 1 von den Hochschulen übernommen 
worden sind, sind ausgeschlossen. Dies gilt nicht für Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer, die das Angebot 
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1. einer anderen Hochschule oder 
2. einer anderen Landesdienststelle 
auf eine vergleichbare Weiterbeschäftigung an demselben 
Dienstort einschließlich seines Einzugsgebietes endgültig ableh-
nen. Zum Zweck der Vermittlung von vergleichbaren Beschäfti-
gungsmöglichkeiten wirken die Hochschulen im Rahmen ihres 
Personalmanagements zusammen. 

(3) Für das Hochschulpersonal, das nicht vom Geltungsbereich 
der in § 34 Abs. 1 Hochschulgesetz in der geltenden Fassung be-
zeichneten Tarifverträge erfasst wird, gelten die für diesen Kreis 
geltenden Bestimmungen des Landes bis zum 1. Januar 2008 
fort, es sei denn, die Hochschule ändert diese Bestimmungen zu-
gunsten des Hochschulpersonals. 

(4) Die Hochschule ist verpflichtet, unverzüglich nach Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes eine Beteiligungsvereinbarung mit der Ver-
sorgungsanstalt des Bundes und der Länder (VBL) für alle nach 
deren Satzung versicherbaren Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer zu schließen und die für die Beteiligung erforderlichen 
rechtlichen und tatsächlichen Voraussetzungen zu schaffen und 
zu erhalten. Die Hochschule haftet für Verbindlichkeiten gegen-
über Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern der Hochschule, die 
daraus folgen, dass eine Beteiligungsvereinbarung zwischen der 
VBL und der Hochschule nicht zustande kommt. Der Umfang der 
Haftung ist höchstens auf die Höhe der Leistungen beschränkt, 
die die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Rahmen der 
Pflichtversicherung gegenüber der VBL hätten, wenn die Beteili-
gungsvereinbarung zwischen der Hochschule und der VBL zum 
1. Januar 2007 wirksam werden würde. Die Sätze 2 und 3 gelten 
entsprechend für den Zeitraum zwischen dem 31. Dezember 
2006 und dem Tag, der auf den Tag der rechtsgültigen Unter-
zeichnung der Beteiligungsvereinbarung folgt. 

Abschnitt 2 
Sonstige Regelungen 

§ 3 Gesamtrechtsnachfolge (1) Die dem Aufgabenbereich 
der jeweiligen Hochschule nach § 1 Abs. 2 Hochschulgesetz in 
der geltenden Fassung zuzurechnenden Rechte und Pflichten 
des Landes gehen mit dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes im 
Wege der Gesamtrechtsnachfolge auf die jeweilige Körperschaft 
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über. Hinsichtlich des unbeweglichen Vermögens des Landes fin-
det eine Gesamtrechtsnachfolge nicht statt. 

(2) Zur Sicherung der Klarheit im Rechtsverkehr, zur Erleichte-
rung des Verwaltungsmanagements im Zusammenhang mit der 
Verselbständigung der Hochschulen und zur vereinfachten Durch-
führung dieser Verselbständigung kann das Ministerium für Inno-
vation, Wissenschaft, Forschung und Technologie durch Rechts-
verordnung im Einvernehmen mit dem Finanzministerium das 
Nähere zur Gesamrechtsnachfolge regeln. 

§ 4 Regelungen betreffend die Finanzströme (1) Das Land 
erstattet den Hochschulen im Sinne des § 1 Abs. 2 Hochschulge-
setz in der geltenden Fassung 
1. die Versorgungsleistungen nach § 2 Beamtenversorgungsge-

setz einschließlich der Zahlung der Emeritenbezüge, 
2. die Ausgleichszahlungen nach § 107 b Beamtenversorgungs-

gesetz, 
3. die Zuführungen an das Sondervermögen „Versorgungsrück-

lage des Landes Nordrhein-Westfalen“; dieses Sondervermö-
gen ist auch Versorgungsrücklage für die Hochschulen im 
Sinne des § 1 Abs. 2 Hochschulgesetz in der geltenden Fas-
sung, 

4. die Zuführungen an das Sondervermögen „Versorgungsfonds 
des Landes Nordrhein-Westfalen“, 

5. die Beiträge zur Nachversicherung nach § 8 und §§ 181 bis 
186 Sozialgesetzbuch – Sechstes Buch (VI) – Gesetzliche 
Rentenversicherung. 

(2) Das Land erstattet den Hochschulen im Sinne des § 1 
Abs. 2 Hochschulgesetz in der geltenden Fassung die Beihilfe-
leistungen nach § 88 Landesbeamtengesetz und die Leistungen 
nach den entsprechenden tarifvertraglichen Bestimmungen sowie 
die sonstigen Leistungen nach dem Landesbeamtengesetz. Das 
Land trägt auch die Beihilfeleistungen für alle zum 31. Dezember 
2006 im Ruhestand befindlichen Beihilfeberechtigten. 

(3) Bemessungsgrundlage für die Erstattung nach den Absät-
zen 1 und 2 sowie für die Finanzierung der Hochschulen gemäß 
§ 5 Hochschulgesetz in der geltenden Fassung ist der Haushalt 
2007 und die in den Erläuterungen zum Zuschuss für den laufen-
den Betrieb enthaltene Stellenübersicht für Beamtinnen und Be-
amte und Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 
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(4) Veränderungen werden insoweit berücksichtigt, als sie auch 
ohne Überführung der Besoldungs-, Versorgungs- und Beihilfelast 
auf die Hochschulen für das Land entstanden wären. § 5 Abs. 2 
Hochschulgesetz bleibt unberührt. 

(5) Das Ministerium für Innovation, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie wird ermächtigt im Einvernehmen mit dem Finanzmi-
nisterium eine Rechtsverordnung zu erlassen, mit der insbesondere 
Verfahren zur Umsetzung der Maßgaben des Absatzes 4 sowie die 
technische Abwicklung der Bezügeverfahren und sonstiger Perso-
nalaufwendungen sowie Angelegenheiten des Kassenwesens ge-
regelt werden. Bis zum In-Kraft-Treten dieser Verordnung gelten 
die diesbezüglich bestehenden Regelungen so weiter, als ob die 
Beamtinnen und Beamten der Hochschule im Sinne des § 1 Abs. 2 
Hochschulgesetz in der geltenden Fassung und ihre Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer weiterhin Beschäftigte des Landes wären; 
die Inanspruchnahme des Landesamtes für Besoldung und Versor-
gung und der anderen zuständigen Stellen des Landes durch die 
Hochschulen im Sinne des § 1 Abs. 2 Hochschulgesetz in der gel-
tenden Fassung erfolgt hierbei unentgeltlich. 

§ 5 Regelungen betreffend die Zusammenarbeit im Bereich 
der Verwaltung Soweit dies zweckmäßig ist, kann das Ministe-
rium für Innovation, Wissenschaft, Forschung und Technologie 
regeln, dass Aufgaben im Bereich der Verwaltung der Einrichtun-
gen im Geschäftsbereich des Ministeriums, insbesondere der  
Universitätskliniken, von anderen Einrichtungen im Geschäftsbe-
reich des Ministeriums oder im Einvernehmen mit anderen Hoch-
schulen im Sinne des § 1 Abs. 2 Hochschulgesetz in der gelten-
den Fassung, Behörden des Landes oder sonstigen Stellen, die 
Aufgaben öffentlicher Verwaltung wahrnehmen, wahrgenommen 
werden, oder dass die Einrichtungen im Geschäftsbereich des 
Ministeriums zur Erfüllung dieser Aufgaben mit derartigen Stellen 
mit deren Einvernehmen zusammenarbeiten. Besteht die Aufga-
be, deren Wahrnehmung übertragen oder zu deren Erfüllung zu-
sammengearbeitet werden soll, in Aufgaben der Personalverwal-
tung oder der Personalwirtschaft, insbesondere in solchen der 
dienstherrenübergreifenden Bearbeitung oder Festsetzung der 
Beihilfe, gilt für die Wahrnehmung oder Erledigung dieser Aufga-
be § 77 Abs. 3 Satz 3 Hochschulgesetz in der geltenden Fassung 
entsprechend. 
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Artikel 8 Hochschulfreiheitsgesetz (HFG) 
Übergangsregelungen, In-Kraft-Treten 

  1. Auf Studiengänge, die mit einem Diplomgrad oder einem Ma-
gistergrad oder einem anderen Grad im Sinne des § 96 
Abs. 1 Satz 3 Hochschulgesetz vom 14. März 2000 (GV. 
NRW. S. 190) abgeschlossen werden, finden anstelle 
a) des § 48 Abs. 5 Sätze 3 und 4 Hochschulgesetz i. d. F. 

dieses Gesetzes die Vorschrift des § 65 Abs. 5 Sätze 3 
und 4 Hochschulgesetz i. d. F. des Gesetzes zur Siche-
rung der Finanzierungsgerechtigkeit im Hochschulwesen 
(Hochschulfinanzierungsgerechtigkeitsgesetz – HFGG) 
vom 21. März 2006 (GV. NRW. S. 119), 

b) des § 51 Abs. 2 Hochschulgesetz i. d. F. dieses Gesetzes 
die Vorschrift des § 70 Abs. 2 Hochschulgesetz i. d. F. des 
HFGG, 

c) des § 59 Abs. 2 Hochschulgesetz i. d. F. dieses Gesetzes 
die Vorschrift des § 82 Abs. 3 Hochschulgesetz i. d. F. des 
HFGG, 

d) des § 61 Hochschulgesetz  i. d. F. dieses Gesetzes die 
Vorschrift des § 85 Hochschulgesetz i. d. F. des HFGG, 

e) der §§ 63 bis 65 Hochschulgesetz i. d. F. dieses Geset-
zes die Vorschriften der §§ 92 bis 95 Hochschulgesetz  
i. d. F. des HFGG, 

f) des § 66 Abs. 1 und 3 Hochschulgesetz i. d. F. dieses 
Gesetzes die Vorschrift des § 96 Abs. 1 und 3 Hoch-
schulgesetz i. d. F. des HFGG 

weiterhin Anwendung. 
  2. Hinsichtlich der Hochschulordnungen, Gremien, Funktions-

trägerinnen und Funktionsträger der Universitäten und Fach-
hochschulen im Sinne des § 1 Abs. 2 Hochschulgesetz in der 
Fassung dieses Gesetzes gilt Folgendes: 
a. Die Hochschulordnungen sind unverzüglich den Bestim-

mungen des Hochschulgesetzes in der Fassung dieses 
Gesetzes sowie dieses Gesetzes anzupassen. Regelun-
gen in Grundordnungen treten zum 1. Januar 2008 außer 
Kraft, soweit sie dem Hochschulgesetz in der Fassung 
dieses Gesetzes oder diesem Gesetz widersprechen. 
Danach gelten die Vorschriften des Hochschulgesetzes 
in der Fassung dieses Gesetzes sowie dieses Gesetz 



Hochschulgesetz NRW 

105 

unmittelbar, solange die Hochschule keine Regelung 
nach Satz 1 getroffen hat. Soweit nach dem Gesetz aus-
füllende Regelungen der Hochschule notwendig sind, 
aber nicht getroffen werden, kann das Ministerium für In-
novation, Wissenschaft, Forschung und Technologie 
nach Anhörung der Hochschule entsprechende Regelun-
gen erlassen. 

b. Die Neubildung der Gremien und die Neubestellung der 
Funktionsträgerinnen und Funktionsträger auf der Grund-
lage des Hochschulgesetzes in der Fassung dieses Ge-
setzes erfolgen unverzüglich. Bis dahin nehmen die ent-
sprechenden bisherigen Gremien, Funktionsträgerinnen 
und Funktionsträger die im Hochschulgesetz in der Fas-
sung dieses Gesetzes vorgesehenen Aufgaben und Be-
fugnisse wahr. Endet ihre regelmäßige Amtszeit vor der 
Neubildung oder Neubestellung, ist sie verlängert; bei 
Kanzlerinnen und Kanzlern auf Zeit beträgt die Verlänge-
rung jeweils ein Jahr; Studierende werden nach ihrer re-
gelmäßigen Amtszeit nachgewählt. Der erweiterte Senat 
ist abgeschafft; seine Aufgaben und Befugnisse nimmt 
der Senat wahr. Bis zur Bildung des Hochschulrates 
nimmt das Ministerium für Innovation, Wissenschaft, For-
schung und Technologie dessen Aufgaben und Befug-
nisse wahr. Die Neuwahl der Präsidentin oder des Präsi-
denten oder der Rektorin oder des Rektors erfolgt erst 
nach der Bildung des Hochschulrates. 

c. Das Ministerium für Innovation, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie benennt die eine Hälfte der Vertreterin-
nen und Vertreter des bisherigen Hochschulrates in dem 
ersten Auswahlgremium im Sinne des § 21 Abs. 4 Hoch-
schulgesetz in der Fassung dieses Gesetzes und der 
Senat die andere Hälfte dieser Vertreterinnen und Vertre-
ter. 

d. Die Kanzlerin oder der Kanzler, die oder der vor In-Kraft-
Treten dieses Gesetzes für die Dauer von acht Jahren 
zur Beamtin oder zum Beamten auf Zeit ernannt worden 
ist, kann nicht vor Beendigung dieses Beamtenverhält-
nisses auf Zeit abgewählt werden. Für diesen Personen-
kreis gilt § 44 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 4 Hochschulgesetz 
vom 14. März 2000 (GV. NRW. S. 190) in der Fassung 
des Gesetzes zur Sicherung der Finanzierungsgerechtig-
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keit im Hochschulwesen (Hochschulfinanzierungsgerech-
tigkeitsgesetz – HFGG) vom 21. März 2006 (GV. NRW. 
S. 119) fort. 

  3. Artikel 13 Nr. 1 des Gesetzes zur Weiterentwicklung der 
Hochschulreform (Hochschulreformweiterentwicklungsgesetz 
– HRWG) vom 30. November 2004 (GV. NRW. S. 752) wird 
aufgehoben. Artikel 14 Nr. 6 Hochschulreformweiterentwick-
lungsgesetz wird zum Ablauf des 31. Dezember 2006 aufge-
hoben. 

  4. Soweit Berufungsvereinbarungen über die personelle und 
sächliche Ausstattung der Professuren von den durch dieses 
Gesetz herbeigeführten Änderungen betroffen sind, sind sie 
unter angemessener Berücksichtigung der beiderseitigen In-
teressen der neuen Rechtslage anzupassen. 

  5. Das Ministerium für Innovation, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie erprobt in einem Modellversuch mit ausgewähl-
ten Hochschulen die Übertragung der Hochschulliegenschaf-
ten aus dem Vermögen des Bau- und Liegenschaftsbetriebes 
des Landes auf die Hochschulen und kann hierzu das Nähere 
in einer Rechtsverordnung im Einvernehmen mit dem Fi-
nanzministerium und dem Ministerium für Bauen und Verkehr 
regeln. 

  6. Auf die bereits bestehenden Unternehmen und Unterneh-
mensbeteiligungen der Körperschaft Hochschule findet § 5 
Abs. 7 Hochschulgesetz i. d. F. dieses Gesetzes keine An-
wendung. 

  7. Agenturen, die vor dem 1. Januar 2007 durch den Akkreditie-
rungsrat akkreditiert worden sind, gelten nach Maßgabe des 
jeweiligen Akkreditats als akkreditiert im Sinne der §§ 7 Abs. 1 
Satz 3 und 72 Abs. 2 Hochschulgesetz i. d. F. dieses Geset-
zes. 

  8. Zielvereinbarungen, die vor dem 1. Januar 2007 zwischen 
dem Ministerium für Innovation, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie sowie den Universitäten und Fachhochschulen 
geschlossen worden sind, berechtigen und verpflichten nach 
dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes das Ministerium und die 
Hochschulen in der Trägerschaft des Landes. 

  9. Das Ministerium für Innovation, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie wird ermächtigt, das Studienbeitrags- und Hoch-
schulabgabengesetz unter Berücksichtigung der sich aus die-
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sem Gesetz ergebenden Änderungen bekannt zu machen 
und dabei redaktionelle Unstimmigkeiten zu beseitigen. 

10. Regelung betreffend die bestehenden Beihilfecluster: 
a) Bis zum In-Kraft-Treten abweichender Verwaltungsver-

einbarungen im Sinne des § 77 Abs. 2 oder 3 Hoch-
schulgesetz i. d. F. dieses Gesetzes oder bis zur Vor-
nahme einer abweichenden Regelung im Sinne des 
Artikel 2 § 1 Abs. 5 oder des Artikel 7 § 5 dieses Geset-
zes ist 
– für die Technische Hochschule Aachen, die Fach-

hochschule Aachen und die Fachhochschule Nie-
derrhein Beihilfefestsetzungsstelle die Technische 
Hochschule Aachen, 

– für die Universität Bielefeld (einschließlich Ober-
stufenkolleg), die Fachhochschule Bielefeld, die 
Fachhochschule Lippe und Höxter (ohne Abteilung 
Höxter) Beihilfefestsetzungsstelle die Universität Bie-
lefeld, 

– für die Universität Bochum, die Fachhochschule Bo-
chum, das Landesspracheninstitut und das Wissen-
schaftliche Sekretariat für die Studienreform Beihilfe-
festsetzungsstelle die Universität Bochum, 

– für die Universität Bonn, die Fachhochschule Bonn-
Rhein-Sieg, das Universitätsklinikum Bonn und das 
Zoologische Forschungsinstitut und Museum Ale-
xander Koenig Beihilfefestsetzungsstelle die Univer-
sität Bonn, 

– für die Universität Dortmund, die Fachhochschule 
Dortmund, die Zentralstelle für die Vergabe von Stu-
dienplätzen und das Landesinstitut Sozialforschungs-
stelle Beihilfefestsetzungsstelle die Universität Dort-
mund, 

– für die Universität Düsseldorf, die Fachhochschule 
Düsseldorf, die Robert-Schumann-Hochschule Düs-
seldorf und die Kunstakademie Düsseldorf Beihilfe-
festsetzungsstelle die Universität Düsseldorf, 

– für die Universität Duisburg-Essen, die Fachhoch-
schule Gelsenkirchen und die Folkwang-Hochschule 
Essen Beihilfefestsetzungsstelle die Universität Duis-
burg-Essen, 
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– für die Fernuniversität in Hagen, die Universität Sie-
gen, die Universität Wuppertal und die Fachhoch-
schule Südwestfalen Beihilfefestsetzungsstelle die 
Fernuniversität in Hagen, 

– für die Universität Köln, die Fachhochschule Köln, 
die Deutsche Sporthochschule Köln, die Kunsthoch-
schule für Medien Köln, die Hochschule für Musik 
Köln, das Universitätsklinikum Köln, das Hochschul-
bibliothekszentrum und die Deutsche Zentralbiblio-
thek für Medizin Beihilfefestsetzungsstelle die Uni-
versität Köln, 

– für die Universität Münster, die Fachhochschule 
Münster und die Kunstakademie Münster Beihilfe-
festsetzungsstelle die Universität Münster, 

– für die Universität Paderborn, die Fachhochschule 
Lippe und Höxter, Abteilung Höxter, und die Hoch-
schule für Musik Detmold Beihilfefestsetzungsstelle 
die Universität Paderborn 

– für die Emeriti und die Versorgungsempfänger der 
Hochschulen Beihilfefestsetzungsstelle das Lan-
desamt für Besoldung und Versorgung. 

Hinsichtlich der Einrichtungen des Landes gilt Satz 1 nur, 
soweit und solange diese Einrichtungen bestehen und 
soweit und solange das Ministerium für Innovation, Wis-
senschaft, Forschung und Technologie nicht etwas ande-
res bestimmt. 

b) Über die Beihilfeanträge im Sinne des Buchstaben a) 
entscheidet der jeweilige Dienstvorgesetzte der in diesem 
Buchstaben bestimmten beihilfefestsetzenden Hochschu-
le, der dabei die Funktion des Dienstvorgesetzten der 
Beamtinnen und Beamten der anderen Hochschule 
wahrnimmt. Die Zuordnung zum jeweiligen Dienstvorge-
setzten nach Satz 1 ist so vorzunehmen, als ob die oder 
der Beihilfeberechtigte bei der beihilfefestsetzenden Stel-
le beschäftigt wäre. Über die Beihilfeanträge der haupt-
beruflichen Mitglieder der Hochschulleitung sowie der 
Leiterinnen und Leiter der Einrichtungen im Geschäftsbe-
reich des Ministeriums für Innovation, Wissenschaft, For-
schung und Technologie entscheidet die Präsidentin oder 
der Präsident oder die Rektorin oder der Rektor der bei-
hilfefestsetzenden Hochschule. Über deren Anträge so-
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wie über die der sonstigen Beamtinnen und Beamten der 
Einrichtungen entscheidet die Vizepräsidentin oder der 
Vizepräsident für den Bereich der Wirtschaft- und Perso-
nalverwaltung oder die Kanzlerin oder der Kanzler. Über 
Widersprüche gegen Beihilfefestsetzungen entscheidet 
die beihilfefestsetzende Hochschule, die zugleich Klage-
gegner vor den Gerichten der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
ist. 

c) Für die dienstherrn übergreifenden Bearbeitung oder 
Festsetzung der Beihilfe nach Buchstabe b) gilt § 77 
Abs. 3 Satz 3 Hochschulgesetz i. d. F. dieses Gesetzes 
entsprechend. 

11. Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2007 in Kraft. 
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Hochschulgesetz 2005 (HSchG 2005) 

§ 1 Kunsthochschulen (1) Für die Hochschule für Musik 
Detmold, die Kunstakademie Düsseldorf, die Robert-Schumann 
Hochschule Düsseldorf, die Folkwang Hochschule im Ruhrgebiet, 
die Hochschule für Musik Köln, die Kunsthochschule für Medien 
Köln und die Kunstakademie Münster sowie für die Anerkennung 
als Kunsthochschule gilt das Gesetz über die Hochschulen  
des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom  
14. März 2000 (GV. NRW. S. 190) in der Fassung des Gesetzes 
zur Sicherung der Finanzierungsgerechtigkeit im Hochschulwesen 
vom 21. März 2006 (GV. NRW. S. 119) mit den folgenden Maß-
gaben: 
1. Das Gesetz gilt nicht für die Universitäten und Fachhochschu-

len des Landes. 
2. § 126 Abs. 2 bezieht sich auf das für Hochschulen zuständige 

Ministerium. 
3. Die Paragraphen des Hochschulgesetzes nach Satz 1 können 

mit der Kurzbezeichnung „Hochschulgesetz 2005“ oder mit 
der Abkürzung „HSchG 2005“ zitiert werden. 

(2) Zum und ab dem Wintersemester 2008/2009 werden in den 
Studiengängen, die zu einem Diplomgrad, einem Magistergrad 
oder einem sonstigen Grad im Sinne des § 96 Abs. 1 Satz 3 
Hochschulgesetz vom 14. März 2000 (GV. NRW. S. 190) in der 
Fassung des Gesetzes zur Sicherung der Finanzierungsgerech-
tigkeit im Hochschulwesen (Hochschulfinanzierungsgerechtig-
keitsgesetz – HFGG) vom 21. März 2006 (GV. NRW. S. 119) füh-
ren, keine Studienanfänger mehr aufgenommen; dies gilt nicht für 
den Bereich Freie Kunst. In begründeten Fällen kann das Ministe-
rium die Frist nach Satz 1 um bis zu einem Jahr verlängern. Zur 
Sicherung der Verantwortung des Landes für ein angemessenes 
Angebot an Hochschulleistungen bestimmt das Ministerium ins-
besondere zum Verfahren der Umstellung das Nähere durch 
Rechtsverordnung. Diese kann Ausnahmen für die Grade vorse-
hen, mit denen künstlerische Studiengänge abgeschlossen wer-
den. In der Rechtsverordnung wird auch der Zeitpunkt bestimmt, 
bis zu dem das Studium in den Studiengängen nach Satz 1 abge-
schlossen sein muss. 

(3) Die Ordnungen der Kunsthochschulen sind unverzüglich 
den Bestimmungen dieses Gesetzes anzupassen. 
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(4) Staatliche Prüfungsordnungen gelten in ihrem bisherigen 
Anwendungsbereich fort. Die Neubildung der Gremien der Kunst-
hochschule und die Neubestellung der Funktionsträgerinnen und 
Funktionsträger der Kunsthochschule auf der Grundlage dieses 
Gesetzes erfolgen unverzüglich. Bis dahin nehmen die entspre-
chenden bisherigen Gremien, Funktionsträgerinnen und Funkti-
onsträger der Kunsthochschule die in diesem Gesetz vorgesehe-
nen Aufgaben und Befugnisse wahr. Endet ihre regelmäßige 
Amtszeit vor der Neubildung, ist sie verlängert; Studierende wer-
den nach ihrer regelmäßigen Amtszeit nachgewählt. Bis zur Bil-
dung des erweiterten Senats nimmt der Senat dessen Aufgaben 
und Befugnisse wahr. Die Bestimmung der Grundordnung der 
Kunsthochschule, dass ein Präsidium die Kunsthochschule leitet, 
wird erst mit Ablauf der Amtszeit der Rektorin oder des Rektors 
wirksam. 

(5) Soweit dies zweckmäßig ist, kann das Ministerium für Inno-
vation, Wissenschaft, Forschung und Technologie regeln, dass 
Aufgaben im Bereich der Verwaltung der Kunsthochschule von 
anderen Einrichtungen im Geschäftsbereich des Ministeriums  
oder im Einvernehmen mit anderen Hochschulen des Landes, 
Behörden des Landes oder sonstigen Stellen, die Aufgaben öf-
fentlicher Verwaltung wahrnehmen, von diesen Stellen wahrge-
nommen werden, oder dass die Kunsthochschule zur Erfüllung 
dieser Aufgaben mit derartigen Stellen mit deren Einvernehmen 
zusammenarbeitet. Besteht die Aufgabe, deren Wahrnehmung 
übertragen oder zu deren Erfüllung zusammengearbeitet werden 
soll, in Aufgaben der Personalverwaltung oder der Personalwirt-
schaft, insbesondere in solchen der dienstherrenübergreifenden 
Bearbeitung oder Festsetzung der Beihilfe, gilt hierfür § 77 Abs. 3 
Satz 3 Hochschulgesetz in der geltenden Fassung entsprechend; 
die Kunsthochschule bestätigt die Übertragung oder Zusammen-
arbeit in einer Ordnung. 

§ 2 Fachbereich Musikhochschule der Universität Münster  
(1) Der Fachbereich Musikhochschule der Universität Münster 

nimmt die in § 3 Abs. 3 Hochschulgesetz in der Fassung des Ge-
setzes zur Sicherung der Finanzierungsgerechtigkeit im Hoch-
schulwesen (Hochschulfinanzierungsgerechtigkeitsgesetz – HFGG) 
vom 21. März 2006 (GV. NRW. S. 119) beschriebenen Aufgaben 
der Kunsthochschulen auf dem Gebiet der Musik wahr. Hinsicht-



Hochschulgesetz NRW 

112 

lich der Wahrnehmung dieser Aufgaben gelten für ihn daher die 
für die Kunsthochschulen geltenden Bestimmungen des Hoch-
schulgesetzes in der Fassung des Hochschulfinanzierungsge-
rechtigkeitsgesetzes. Hierzu gehören insbesondere die künstleri-
sche sowie die kunstpädagogische Ausbildung einschließlich des 
Zugangs und der Einschreibung in Bezug auf künstlerische Stu-
diengänge sowie der Ausübung des Promotionsrechts. Im Übri-
gen gelten für den Fachbereich Musikhochschule die Bestimmun-
gen des Hochschulgesetzes in der geltenden Fassung. Das gilt 
insbesondere hinsichtlich der Verteilung der Kompetenzen zwi-
schen den zentralen Organen der Universität und dem Fachbe-
reich Musikhochschule und für die Verteilung der Kompetenzen 
zwischen den Organen des Fachbereichs sowie hinsichtlich der 
staatlichen Finanzierung, des Verhältnisses zwischen dem Land 
und dem Fachbereich, hinsichtlich der Berufung der Professorin-
nen und Professoren, hinsichtlich der Haushaltsführung, hinsicht-
lich der hochschulinternen Mittelverteilung und hinsichtlich der un-
ternehmerischen Hochschultätigkeit. Einem Berufungsvorschlag 
für eine Stelle am Fachbereich Musikhochschule der Universität 
Münster sollen über die sonstigen Erfordernisse des § 38 Hoch-
schulgesetz in der geltenden Fassung hinaus für jeden Einzelvor-
schlag zwei Gutachten auswärtiger Professorinnen und Professo-
ren oder in geeigneten Fächern von künstlerisch ausgewiesenen 
Persönlichkeiten außerhalb des Hochschulbereichs beigefügt 
werden. 

(2) Für die Dienstaufgaben und die Einstellungsvorausset-
zungen des dem Fachbereich Musikhochschule zugeordneten 
wissenschaftlichen und künstlerischen Personals gelten die Be-
stimmungen des Hochschulgesetzes in der Fassung des Hoch-
schulfinanzierungsgerechtigkeitsgesetzes. Für die dienstrechtli-
che Stellung des Personals des Fachbereichs gelten im Übrigen 
die Bestimmungen des Hochschulgesetzes in der geltenden Fas-
sung. Dabei gilt zusätzlich zu den allgemeinen Regeln: Für Pro-
fessorinnen und Professoren am Fachbereich Musikhochschule 
der Universität Münster können im Dienstvertrag besondere Re-
gelungen über die Anwendung der allgemeinen Vorschriften über 
Nebentätigkeit und Sonderurlaub getroffen werden. 

(3) Die Lehrbeauftragten des Fachbereichs Musikhochschule 
sind als solche Mitglieder der Universität Münster. Sie gehören 
hinsichtlich der Vertretung in den Gremien der Gruppe der Mit-
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glieder nach § 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Hochschulgesetz in der gel-
tenden Fassung an. Innerhalb dieser Gruppe soll die Zahl der 
Lehrbeauftragten und der übrigen Vertreterinnen und Vertreter 
der Gruppe nach § 11 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Hochschulgesetz in der 
geltenden Fassung in einem angemessenen Verhältnis stehen. 
Die Grundordnung oder die Fachbereichsordnung kann vorsehen, 
dass die Mitglieder nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Hochschulgesetz 
in der geltenden Fassung mit den Mitgliedern nach § 11 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 3 Hochschulgesetz in der geltenden Fassung eine ge-
meinsame Gruppe bilden, wenn wegen ihrer geringen Anzahl die 
Bildung einer eigenen Gruppe nicht gerechtfertigt ist. 

§ 3 Berichtspflicht Die Landesregierung berichtet dem Land-
tag bis zum Ende des Jahres 2012 über die Notwendigkeit des 
Fortbestehens dieses Gesetzes. 
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Erster Abschnitt  
Entrichtung von Studienbeiträgen und Hochschulabgaben  

§ 1 Anwendungsbereich (1) Die Hochschulen im Sinne des 
§ 1 Abs. 2 des Hochschulgesetzes erheben Beiträge und Gebüh-
ren nach diesem Gesetz. 

(2) Auf die Erhebung von Beiträgen und Gebühren nach diesem 
Gesetz finden die §§ 3 bis 6, 9 bis 22, 25 Abs. 1 des Gebühren-
gesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen entsprechende An-
wendung, soweit in diesem Gesetz oder durch Rechtsverordnung 
nichts anderes bestimmt ist. 
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§ 2 Studienbeitrag (1) Die Hochschulen werden ermächtigt, 
durch Beitragssatzung für das Studium von Studierenden, die in 
einem Studiengang eingeschrieben oder die nach § 52 Abs. 2 
Hochschulgesetz oder § 71 Abs. 2 Hochschulgesetz 2005 für das 
Studium eines weiteren Studienganges zugelassen sind, für jedes 
Semester ihrer Einschreibung oder Zulassung einen Studienbei-
trag in Höhe von bis zu 500 Euro zu erheben. Bei der Festset-
zung der Höhe des Studienbeitrags müssen sich die Hochschulen 
insbesondere an den Zielen orientieren, mit Studienbeiträgen zu 
einem effizienten und hochwertigen Studium, zur Profilbildung der 
Hochschule und zum Wettbewerb unter den Hochschulen beizu-
tragen. 

(2) Die Einnahmen aus den Studienbeiträgen nach Absatz 1 
sind Mittel Dritter und von den Hochschulen zweckgebunden für 
die Verbesserung der Lehre und der Studienbedingungen sowie 
für die Ausgleichszahlungen an den Ausfallfonds nach § 17 
Abs. 3 Satz 3 zu verwenden; § 10 bleibt unberührt. Die Hochschu-
le kann einen geringfügigen Teil dieser Einnahmen einer Stiftung 
zur Verfügung stellen, die diese Einnahmen ihrerseits zeitnah 
zweckgebunden für die Verbesserung der Lehre und der Studien-
bedingungen an der Hochschule verausgabt und in der die Hoch-
schule unter Mitwirkung der Studierenden diesbezüglich einen 
beherrschenden Einfluss besitzt. 

(3) Studiengang im Sinne des Absatzes 1 sind nur solche Stu-
diengänge im Sinne des § 60 Abs. 1 Hochschulgesetz oder § 84 
Abs. 1 Hochschulgesetz 2005, die zu einem berufsqualifizieren-
den Abschluss führen. Als berufsqualifizierend in diesem Sinne 
gilt auch der Abschluss von Studiengängen, durch die die fachli-
che Eignung für einen beruflichen Vorbereitungsdienst oder eine 
berufliche Einführung vermittelt wird. 

(4) Für das Studium von Studierenden, die nur als Teilzeitstu-
dierende zu ein Halb eines Vollzeitstudiums ausschließlich in Stu-
diengängen des Fern- oder Verbundstudiums eingeschrieben 
sind, kann die Beitragssatzung vorsehen, dass die Hälfte der für 
das Vollzeitstudium vorgesehenen Studienbeiträge erhoben wird. 
Für das Studium von Studierenden, die nur in Studiengängen  
eingeschrieben sind, die ausschließlich als Teilzeitstudium orga-
nisiert sind, kann die Beitragssatzung einen gegenüber dem ent-
sprechenden Vollzeitstudiengang ermäßigten Studienbeitrag vor-
sehen. 
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(5) Falls Studierende zugleich an einer Hochschule einge-
schrieben und an einer anderen Hochschule nach § 52 Abs. 2 
Hochschulgesetz oder § 71 Abs. 2 Hochschulgesetz 2005 zuge-
lassen sind und falls in beiden Fällen eine Beitragspflicht entsteht, 
können die Hochschulen durch Vereinbarung nach § 77 Abs. 1 
Hochschulgesetz oder § 109 Satz 2 Hochschulgesetz 2005 re-
geln, dass nur ein Beitrag erhoben wird und wie das Beitragsauf-
kommen auf die beteiligten Hochschulen verteilt wird. Das Minis-
terium kann durch Rechtsverordnung die Beitragspflicht und die 
Verteilung des Beitragsaufkommens abweichend von Satz 1 re-
geln. 

§ 3 Allgemeiner und besonderer Gasthörerbeitrag, Zweit-
hörerbeitrag (1) Für das Studium von Gasthörerinnen und 
Gasthörern im Sinne des § 52 Abs. 3 Hochschulgesetz oder § 71 
Abs. 3 Hochschulgesetz 2005 wird ein allgemeiner Gasthörerbei-
trag pro Semester erhoben. Dies gilt nicht für die Fernuniversität 
in Hagen. 

(2) Für die Teilnahme an Weiterbildung im Sinne des § 62 
Hochschulgesetz oder § 90 Hochschulgesetz 2005 wird ein be-
sonderer Gasthörerbeitrag erhoben. 

(3) Für das Studium von Zweithörerinnen und Zweithörern im 
Sinne des § 52 Abs. 1 Hochschulgesetz oder § 71 Abs. 1 Hoch-
schulgesetz 2005 kann ein Zweithörerbeitrag erhoben werden. 

(4) Die Zulassung als Gasthörerin oder Gasthörer oder als 
Zweithörerin oder als Zweithörer kann vom Nachweis der Entrich-
tung des Beitrags abhängig gemacht werden. 

§ 4 Ausfertigungs- und Verspätungsgebühren (1) Anläss-
lich 
1. der Ausfertigung einer Zweitschrift des Studienausweises, des 

Gasthörerscheins, eines Prüfungszeugnisses oder einer Ur-
kunde über die Verleihung eines akademischen Grades, 

2. der verspätet beantragten Einschreibung oder Rückmeldung, 
des verspäteten Belegens, der nachträglichen Änderung des 
Belegens sowie der verspäteten Beitrags- oder Gebührenzah-
lung 

wird eine Gebühr erhoben. 
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(2) Die Hochschulen setzen die Höhe der Gebühren nach Ab-
satz 1 durch Satzung entsprechend ihrem Verwaltungsaufwand 
fest. 

§ 5 Betreuungs- und Studienkollegsbeitrag (1) Für die 
Teilnahme an einem Studienkolleg sowie für die Betreuung aus-
ländischer Studierender können Beiträge erhoben werden. Für 
die Auswahl ausländischer Studienbewerberinnen und -bewerber 
und die Auswahl der Studierenden von künstlerischen Studien-
gängen können Gebühren erhoben werden. Betreuungsbeiträge 
und Gebühren für die Auswahl ausländischer Studienbewerberin-
nen und -bewerber werden nicht von Studierenden oder Studien-
bewerberinnen und -bewerbern erhoben, die einem Mitgliedstaat 
der Europäischen Union oder einem anderen Vertragsstaat des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum angehören 
oder die eine deutsche Hochschulzugangsberechtigung besitzen. 
Hinsichtlich der Betreuung gilt § 8 Abs. 2 entsprechend; wird der 
Betreuungsbeitrag aufgrund eines Abkommens oder einer Ver-
einbarung im Sinne des § 8 Abs. 2 nicht entrichtet, entfällt der 
Anspruch auf Betreuung. 

(2) Die Teilnahme an dem Studienkolleg, an der Auswahl und 
an der Betreuung können vom Nachweis der Entrichtung des je-
weiligen Beitrags abhängig gemacht werden. 

§ 6 Gebühren beim Fern- und Verbundstudium Für die 
Aufbereitung und technische Umsetzung, den Vertrieb und den 
Bezug der Inhalte von Fern- und Verbundstudien werden Gebüh-
ren erhoben. Das Ministerium wird ermächtigt, durch Rechtsver-
ordnung Bestimmungen über die Erhebung und über die Höhe 
der Gebühren nach Satz 1 zu erlassen. § 19 Abs. 1 Satz 4 gilt 
entsprechend. 

§ 7 Entstehung und Fälligkeit der Studienbeiträge und 
Hochschulabgaben (1) Es entsteht die Pflicht zur Entrichtung 
1. des Studienbeitrags auf der Grundlage der Beitragssatzung 

nach § 2 Abs. 1 mit der Stellung des Antrags auf Immatrikula-
tion oder Rückmeldung, 

2. des allgemeinen oder des besonderen Gasthörerbeitrags so-
wie des Zweithörerbeitrags nach § 3 mit der Stellung des An-
trags auf Zulassung als Gasthörerin oder Gasthörer oder als 
Zweithörerin oder als Zweithörer, 
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3. der Ausfertigungsgebühren nach § 4 Abs. 1 Nr. 1 mit dem An-
trag auf Vornahme der Amtshandlung, 

4. der Verspätungsgebühren nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 mit dem Ab-
lauf der Fristen und Zahlungstermine, 

5. der Gebühr für eine nachträgliche Änderung des Belegens 
nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 mit dem Antrag auf Änderung der Bele-
gung, 

6. des Beitrags für die Teilnahme an einem Studienkolleg nach 
§ 5 Abs. 1 Satz 1 mit der Stellung des Antrags auf Zulassung 
zum Besuch des Studienkollegs oder mit dem in der Rechts-
verordnung nach § 19 Abs. 1 genannten Zeitpunkt, 

7. des Betreuungsbeitrags nach § 5 Abs. 1 Satz 1 mit der Stel-
lung des Antrags auf Immatrikulation oder Rückmeldung oder 
mit dem in der Rechtsverordnung nach § 19 Abs. 1 genannten 
Zeitpunkt, 

8. der Gebühr für das Auswahlverfahren nach § 5 Abs. 1 Satz 2 
mit dem Antrag auf Teilnahme an diesem Verfahren oder mit 
dem in der Rechtsverordnung nach § 19 Abs. 1 genannten 
Zeitpunkt. 

(2) Die Abgaben werden mit Entstehung der Abgabenpflicht fäl-
lig. Bei dem Versagen der Zulassung oder der Einschreibung  
oder bei einer Exmatrikulation vor Beginn der Vorlesungszeit wird 
ein etwaig erteilter Abgabenbescheid nach Absatz 1 Nr. 1, 2, 6 
und 7 gegenstandslos; eine bereits gezahlte Abgabe ist zu erstat-
ten. 

(3) Für den Fall, dass die Abgaben nicht bis zum Ablauf eines 
Fälligkeitstages entrichtet werden, können die Hochschulen durch 
Beitragssatzung vorsehen, dass ein Säumniszuschlag erhoben 
wird und dass Zinsen berechnet werden. 

§ 8 Ausnahmen von der Abgabenpflicht, Abgabenermäßi-
gung und Abgabenerlass (1) Von der Beitragspflicht auf der 
Grundlage der Beitragssatzung nach § 2 Abs. 1 ausgenommen 
sind Studierende, die 
1. gem. § 48 Abs. 5 Satz 2 Hochschulgesetz oder § 65 Abs. 5 

Satz 2 Hochschulgesetz 2005 beurlaubt sind; die Vorbereitung 
auf Abschlussprüfungen erfüllt keinen wichtigen Grund im 
Sinne des § 48 Abs. 5 Satz 2 Hochschulgesetz oder § 65 
Abs. 5 Satz 2 Nr. 8 Hochschulgesetz 2005, 

2. ein Praxis- oder Auslandssemester ableisten, 
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3. ein Praktisches Jahr nach der Approbationsordnung für Ärzte 
ableisten, 

4. ausschließlich als Doktorandin oder als Doktorand im Sinne 
des § 67 Abs. 5 Hochschulgesetz oder § 97 Abs. 5 Hoch-
schulgesetz 2005 eingeschrieben sind, soweit sie nicht gleich-
zeitig in einen anderen als den in § 67 Abs. 2 Satz 2 Hoch-
schulgesetz oder § 97 Abs. 2 Satz 2 Hochschulgesetz 2005 
genannten Studiengang eingeschrieben sind, die 

5. ausschließlich eingeschrieben sind als Studierende im Sinne 
des § 48 Abs. 7 Hochschulgesetz oder § 65 Abs. 7 Hoch-
schulgesetz 2005 oder die 

6. ausschließlich in einem Studiengang immatrikuliert sind, der 
nur mit Mitteln Dritter finanziert wird, dessen Träger nicht die 
Hochschule ist; das Ministerium stellt zuvor die Studiengänge 
im Sinne des Halbsatzes 1 fest. 

(2) Soweit Gegenseitigkeit besteht, sind von der Beitragspflicht 
auf der Grundlage der Beitragssatzung nach § 2 Abs. 1 auf  
Antrag ausgenommen ausländische Studierende, die einge-
schrieben sind im Rahmen von zwischenstaatlichen oder überna-
tionalen Abkommen oder von Hochschulvereinbarungen, die Ge-
bührenfreiheit garantieren. 

(3) Von der Beitragspflicht auf der Grundlage der Beitragssat-
zung nach § 2 Abs. 1 wird auf Antrag eine Befreiung oder Ermä-
ßigung gewährt für 
1. die Pflege und Erziehung von minderjährigen Kindern im Sin-

ne des § 25 Abs. 5 Bundesausbildungsförderungsgesetz, 
höchstens jedoch für drei Semester der Beitragspflicht in Hö-
he bis zum vollen Studienbeitrag, 

2. die Mitwirkung als gewählte Vertreterin oder gewählter Vertre-
ter in Organen der Hochschule, der Studierendenschaft, der 
Fachschaften der Studierendenschaft oder der Studentenwer-
ke, höchstens jedoch für zwei Semester der Beitragspflicht in 
Höhe bis zum vollen Studienbeitrag, 

3. die Wahrnehmung des Amtes der Frauen- und Gleichstel-
lungsbeauftragten, höchstens jedoch für zwei Semester der 
Beitragspflicht in Höhe bis zum vollen Studienbeitrag, 

4. die studienzeitverlängernden Auswirkungen einer Behinde-
rung oder einer schweren Erkrankung. 

Eine Befreiung oder Ermäßigung nach Satz 1 findet nicht statt, 
soweit und solange die oder der Studierende beurlaubt ist. Für 
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Studierende im Sinne des § 2 Abs. 5 verdoppelt sich die Anzahl 
möglicher Befreiungen oder Ermäßigungen. Die Beitragssatzung 
kann für die Fallgestaltungen im Sinne des Satzes 1 Nr. 1 bis 3 
über das dort genannte Maß hinaus für weitere Semester Befrei-
ungen oder Ermäßigungen von der Beitragspflicht vorsehen. In 
diesem Fall gelten Satz 2 und 3 entsprechend. 

(4) Der Studienbeitrag auf der Grundlage der Beitragssatzung 
nach § 2 Abs. 1 kann auf Antrag von der Hochschule teilweise 
oder ganz erlassen werden, wenn seine Einziehung aufgrund be-
sonderer und unabweisbarer Umstände des Einzelfalls zu einer 
unbilligen Härte führen würde, die die wirtschaftliche Existenz der 
oder des Beitragspflichtigen gefährden würde; bei der Entschei-
dung ist ein strenger Maßstab anzulegen. Das Vorliegen einer 
unbilligen Härte nach Satz 1 ist glaubhaft zu machen. 

§ 9 Auskunftspflicht, Datenschutz (1) Studienbewerberin-
nen und -bewerber sowie die Studierenden sind verpflichtet, Er-
klärungen abzugeben, die ihre Abgabenpflicht und die Ausnah-
men von dieser Pflicht nach § 8 Abs. 1 betreffen; soweit sie 
Ausnahmen oder Befreiungen von dieser Pflicht sowie eine Ab-
gabenermäßigung oder einen Abgabenerlass beanspruchen, sind 
sie ebenfalls zur Abgabe der erforderlichen Erklärungen verpflich-
tet. 

(2) Öffentliche Stellen, insbesondere die staatlichen Prüfungs-
ämter, haben an die Hochschule oder an die NRW.Bank auf An-
forderung des Empfängers diejenigen personenbezogenen Daten 
der Studierenden zu übermitteln, die die Hochschule oder die 
NRW.Bank zur rechtmäßigen Erfüllung ihrer ihnen nach diesem 
Gesetz obliegenden Aufgaben benötigen. 

Zweiter Abschnitt  
Sicherung der Leistungsgerechtigkeit in der Lehre und in der 

Studienbetreuung  

§ 10 Preise für die Qualität der Hochschullehre und der Stu-
dienbetreuung (1) Die Hochschule kann aus dem Studienbei-
tragsaufkommen Preise für die herausragende Qualität der Hoch-
schullehre und der Studienbetreuung ausloben. Das Preisgeld ist 
von den Geehrten zweckgebunden für ihre Lehre, Forschung, 
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Kunstausübung und künstlerischen Entwicklungsvorhaben zu ver-
wenden. 

(2) Ausgezeichnet werden kann das Hochschulpersonal der 
Hochschulen, soweit ihm Lehr- oder Studienbetreuungsaufgaben 
obliegen und soweit es ein besonderes persönliches Engagement 
oder eine beispielhafte Tätigkeit in der Lehre oder Studienbetreu-
ung gezeigt hat. 

(3) Das Nähere kann die Hochschule durch Satzung bestim-
men. 

§ 11 Sicherung der Qualität der Lehr- und Studienorganisa-
tion (1) Die Hochschule überprüft durch ein Prüfungsgremium 
die Qualität ihrer Lehr- und Studienorganisation. Das Prüfungs-
gremium wird im Wege der Selbstbefassung tätig. Stellt das Prü-
fungsgremium nicht bloß unerhebliche Mängel in der Qualität der 
Lehr- oder Studienorganisation fest, empfiehlt es der Hochschule 
Maßnahmen. Die Hochschule entscheidet, ob und inwieweit die 
Empfehlung umgesetzt wird. Die Empfehlung nach Satz 3 und ih-
re Umsetzung nach Satz 4 begründen keine eigenen Rechte der 
Mitglieder der Hochschule. 

(2) Die Hochschule bestimmt das Nähere zum Prüfungsgremi-
um, insbesondere seinen Vorsitz, seine Zusammensetzung und 
seine Amtszeit, in der Beitragssatzung. Mitglieder des Prüfungs-
gremiums können auch Personen sein, die weder Mitglieder noch 
Angehörige der Hochschule sind. Die Hälfte seiner stimmberech-
tigten Mitglieder besteht aus Studierenden. Zur oder zum Vorsit-
zenden soll eine Person gewählt werden, die weder Mitglied noch 
Angehöriger der Hochschule ist; bei Stimmengleichheit gibt die 
Stimme der oder des Vorsitzenden den Ausschlag. 

Dritter Abschnitt  
Nachlagerung  

§ 12 Gewährung von Studienbeitragsdarlehen (1) Studien-
beitragspflichtige Studierende haben gegen die NRW.Bank einen 
Anspruch auf Abschluss eines privatrechtlichen Vertrages über 
ein von der Auszahlung an verzinsliches Darlehen, mit dem die 
Entrichtung der Studienbeiträge auf der Grundlage der Beitrags-
satzung nach § 2 Abs. 1 sichergestellt werden kann. In den Zins-
satz werden nur die Kosten für die Geldbeschaffung und die Ver-
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waltungskosten eingerechnet. Die NRW.Bank ist verpflichtet, den 
Studienbewerberinnen und -bewerbern sowie den Studierenden 
ein Darlehen nach Satz 1 zu gewähren, wenn eine Mitteilung 
nach Absatz 3 Satz 1 vorliegt. Darlehensanträge können nur bei 
der Hochschule gestellt werden; die Abgabe des Darlehensan-
trags gilt als Nachweis der Zahlung des Studienbeitrags, wenn ei-
ne das Bestehen des Darlehensanspruchs feststellende Mittei-
lung nach Absatz 3 Satz 1 ergeht. Kommt ein Darlehensvertrag 
nicht zustande, widerruft oder kündigt die Studienbewerberin oder 
der Studienbewerber oder die oder der Studierende wirksam den 
Darlehensvertrag oder ist oder wird dieser unwirksam, kann sie 
oder er rückwirkend exmatrikuliert werden, wenn sie oder er trotz 
Mahnung und Fristsetzung mit Androhung der Maßnahme nicht 
nachweist, dass ihr oder sein Studienbeitrag entrichtet worden ist. 
In den Fällen des Satzes 5 gilt die Abgabe des Darlehensantrags 
nicht als Nachweis der Zahlung im Sinne des Satzes 4 Halbsatz 2. 

(2) Anspruchsberechtigt nach Absatz 1 sind nur die in § 8 
Abs. 1 und 2 Bundesausbildungsförderungsgesetz genannten 
studienbeitragspflichtigen Studierenden. Der Anspruch der oder 
des Studierenden nach Absatz 1 besteht für die Regelstudienzeit 
des Studiums, welches zu ihrem oder seinem ersten berufsquali-
fizierenden Abschluss führt, zuzüglich der Zeit von vier Semes-
tern. Bei einem Studiengangwechsel bis zum Beginn des dritten 
Hochschulsemesters werden auf die Zeit nach Satz 2 die bislang 
studierten Hochschulsemester nicht angerechnet; bei einem spä-
teren Studiengangwechsel erfolgt eine Anrechnung nach Maßga-
be der Rechtsverordnung nach § 19 Abs. 1. Für das Studium ei-
nes Studienganges, welcher aufbauend auf dem Erwerb des 
Bachelorgrades zu einem ersten Masterabschluss führt (konseku-
tiver Masterstudiengang), besteht der Anspruch nach Absatz 1 für 
die Regelstudienzeit des Masterstudienganges zuzüglich der Zeit 
von zwei Semestern. Semester, für die nach § 8 eine Ausnahme 
oder eine Befreiung von der Beitragsverpflichtung oder ein voll-
ständiger oder teilweiser Erlass des Studienbeitrags oder auf der 
Grundlage einer Umsetzung einer Empfehlung nach § 11 eine 
Befreiung oder Rückerstattung gewährt worden ist, werden nach 
Maßgabe der Rechtsverordnungen nach § 19 Abs. 1 auf die Zei-
ten nach den Sätzen 2 und 4 nicht angerechnet. Der Anspruch 
nach Absatz 1 besteht nur bis zu dem Semester, welches der 
Vollendung des 60. Lebensjahres der oder des Studierenden vo-
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rausgeht. Bei der Berechnung der Zeiten nach den Sätzen 1 bis 5 
werden auch Hochschulsemester herangezogen, die vor dem In-
Kraft-Treten dieses Gesetzes an einer inländischen oder einer 
ausländischen Hochschule oder im Rahmen einer Vorbereitung 
nach § 66 Abs. 5 Hochschulgesetz, nach § 75 Abs. 2 Satz 2 
Hochschulgesetz, nach § 96 Abs. 1 Satz 4 Hochschulgesetz 2005 
oder nach § 118 Abs. 2 Sätze 2 oder 4 Hochschulgesetz 2005 
studiert wurden. 

(3) Die Hochschulen teilen der NRW.Bank auf Antrag den An-
spruch der Studienbewerberin oder des Studienbewerbers oder 
der oder des Studierenden nach Absatz 1 mit. Die NRW.Bank 
zahlt die gewährten Studienbeitragsdarlehen unmittelbar an die 
Hochschule aus, an der die Beitragspflicht entsteht. 

(4) Bis zum Beginn der Rückzahlung wird die Zahlung der Zin-
sen gestundet. 

(5) Falls eine staatlich anerkannte Hochschule mit Sitz in Nord-
rhein-Westfalen Studienentgelte nach den entsprechend anzu-
wendenden Regeln des Ersten Abschnitts (§ 1 Abs. 2, § 2, § 7 bis 
§ 9) und der auf der Grundlage dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnung für das Studium von Studiengängen dieser 
Hochschule einführt, gewährt die NRW.Bank den Studierenden 
dieser Studiengänge Studienentgeltdarlehen entsprechend den 
Regeln des Dritten Abschnitts und der auf der Grundlage dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsverordnung. Dies gilt nur, wenn wirt-
schaftlich und rechtlich dauerhaft gesichert ist, dass der Träger 
der staatlich anerkannten Hochschule dem Land gegenüber un-
mittelbar für diejenigen Ansprüche der NRW.Bank nach § 17 
Abs. 1 Satz 3 haftet, die ausgefallene Studienentgeltdarlehen 
nach Satz 1 betreffen. 

§ 13 Rückzahlung der Studienbeitragsdarlehen Das Darle-
hen und die Zinsen sind zwei Jahre nach erfolgreichem Abschluss 
des Studiums, spätestens elf Jahre nach der Aufnahme des Stu-
diums in monatlichen Raten, mindestens solchen von 50 Euro zu-
rückzuzahlen. Nach Aufforderung durch die NRW.Bank sind die 
Raten für jeweils drei aufeinander folgende Monate in einer 
Summe zu entrichten. Das Darlehen kann ganz oder teilweise 
vorzeitig zurückgezahlt werden. Bei der Berechnung der Zeiten 
nach Satz 1 werden auch Hochschulsemester herangezogen, die 
vor dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes an einer inländischen 
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oder einer ausländischen Hochschule oder im Rahmen einer Vor-
bereitung nach § 66 Abs. 5 Hochschulgesetz, nach § 75 Abs. 2 
Satz 2 Hochschulgesetz, nach § 96 Abs. 1 Satz 4 Hochschulge-
setz 2005 oder nach § 118 Abs. 2 Sätze 2 oder 4 Hochschulge-
setz 2005 studiert wurden. 

§ 14 Freistellung von der Verpflichtung zur Rückzahlung der 
Studienbeitragsdarlehen (1) Von der Verpflichtung zur Rück-
zahlung kann die Darlehensnehmerin oder der Darlehensnehmer 
auf Antrag freigestellt werden, soweit ihr oder ihm nach Maßgabe 
der Rechtsverordnung nach § 19 Abs. 2 aufgrund eines zu gerin-
gen Einkommens eine Rückzahlung nicht zugemutet werden 
kann. 

(2) Die Darlehensnehmerin oder der Darlehensnehmer ist auf 
Antrag von der Verpflichtung zur Rückzahlung ebenfalls freizustel-
len, solange sie oder er Leistungen nach dem Bundesausbil-
dungsförderungsgesetz erhält oder solche Leistungen nur des-
halb nicht in Anspruch nimmt, weil ihr oder sein Studium durch ein 
Studienstipendium finanziert wird. 

§ 15 Begrenzung der Darlehenslasten (1) Die Summe der 
nach § 17 Abs. 2 Bundesausbildungsförderungsgesetz als Darle-
hen geleisteten Ausbildungsförderung und des gewährten Stu-
dienbeitragsdarlehens einschließlich der Zinsen, die bis zu dem 
Rückzahlungszeitpunkt im Sinne des § 13 Satz 1 angefallen sind, 
wird auf einen Höchstbetrag begrenzt. 

(2) Der Höchstbetrag errechnet sich aus der Anzahl der Semes-
ter, für die ein Studienbeitragsdarlehen gewährt worden ist, mul-
tipliziert mit dem Betrag von 1.000 Euro und beträgt höchstens 
10.000 Euro. 

(3) Die zurückzuzahlende Schuld aus gewährten Studienbei-
tragsdarlehen vermindert sich um den Betrag, um den die Summe 
aus der nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz als Dar-
lehen geleisteten Ausbildungsförderung und dem gewährten Stu-
dienbeitragsdarlehen einschließlich Zinsen den Höchstbetrag 
nach Absatz 2 übersteigt. 

(4) Falls die Darlehensnehmerin oder der Darlehensnehmer 
neben einer zurückzuzahlenden Schuld aus gewährten Studien-
beitragsdarlehen gleichzeitig verpflichtet ist, ein oder mehrere 
Darlehen zurückzuzahlen, das oder die mit gleicher Zweckbe-
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stimmung in anderen Ländern gewährt worden ist oder sind, kann 
das Ministerium durch Rechtsverordnung einen Nachteilsaus-
gleich vorsehen. 

§ 16 Mitwirkungspflichten, Datenübermittlung (1) Die Dar-
lehensnehmerin oder der Darlehensnehmer, die oder der einen 
Antrag auf Freistellung nach § 14 stellt oder bei der oder dem ei-
ne Minderung der Darlehenslasten nach § 15 in Betracht kommt, 
hat nach Maßgabe der Rechtsverordnung nach § 19 Abs. 2 ins-
besondere durch Tatsachenangaben und durch die Vorlage von 
Urkunden an der Entscheidung über die Freistellung von der Ver-
pflichtung zur Rückzahlung nach § 14 und über die Feststellung 
des Wegfalls dieser Verpflichtung nach § 15 mitzuwirken. 

(2) Die Hochschulen und die NRW.Bank sind verpflichtet, ein-
ander personenbezogene Daten zu übermitteln, wenn die Über-
mittlung zur rechtmäßigen Erfüllung der der übermittelnden Stelle 
oder dem Empfänger nach diesem Gesetz obliegenden Aufgaben 
erforderlich ist. 

Vierter Abschnitt  
Ausfall eines Darlehens  

§ 17 Ausfallfonds (1) Es wird ein Fonds „Ausfallfonds für Stu-
dienbeitragsdarlehen“ als nicht rechtsfähiges Sondervermögen 
des Landes errichtet. Der Fonds dient dazu, die Kreditausfallrisi-
ken nach § 18 abzusichern. Das Land stellt sicher, dass der 
Fonds seine Verpflichtungen erfüllen kann, insbesondere haftet 
das Land unmittelbar für sämtliche Ansprüche der NRW.Bank ge-
gen den Ausfallfonds gemäß § 18. 

(2) Der Fonds wird vom Ministerium verwaltet und kann im ei-
genen Namen im rechtsgeschäftlichen Verkehr handeln, klagen 
und verklagt werden. Das Ministerium kann die Wahrnehmung 
der Verwaltung des Fonds ganz oder teilweise jederzeit widerruf-
lich an die NRW.Bank oder dritte Stellen zu treuen Händen über-
tragen. 

(3) Der Fonds ist von dem übrigen Vermögen des Landes, sei-
nen Rechten und Verbindlichkeiten getrennt zu halten. Der Fonds 
deckt seine Kosten durch die für seine Leistungen vereinbarten 
oder nach Absatz 4 festgelegten Vergütungen, die von den Hoch-
schulen aus dem Aufkommen der Studienbeiträge gezahlt wer-
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den. Die Hochschulen führen einen Anteil ihres jährlichen Ge-
samtaufkommens der Studienbeiträge an den Fonds ab. Die Hö-
he der jährlichen Abführung muss zur Erfüllung der Aufgaben des 
Fonds hinreichen. 

(4) Das Nähere regelt das Ministerium im Einvernehmen mit 
dem Finanzministerium durch Rechtsverordnung. In der Rechts-
verordnung sind insbesondere Regelungen zu treffen über den 
Zeitpunkt der Errichtung und der Organisation des Fonds sowie 
über die Grundzüge der Kostendeckung nach Absatz 3. 

§ 18 Ausfallrisiken (1) Der Ausfallfonds ist verpflichtet, Ange-
bote der NRW.Bank auf Abtretung notleidender Darlehensforde-
rungen anzunehmen. 

(2) Auf Verlangen der NRW.Bank zahlt ihr der Ausfallfonds im 
Falle der Abtretung nach Absatz 1 die Darlehens- und Zinsschuld 
einer Darlehensnehmerin oder eines Darlehensnehmers, von der 
oder dem eine termingerechte Zahlung nicht zu erwarten ist (not-
leidende Darlehensforderung); das Nähere regelt die Rechtsver-
ordnung nach § 19 Abs. 1. Die an den Ausfallfonds abgetretenen 
Ansprüche werden von der Fondsverwaltung nach § 17 Abs. 2 
verwaltet und eingezogen. 

(3) Der Ausfallfonds zahlt der NRW.Bank die Darlehens- und 
Zinsschuld einer Darlehensnehmerin oder eines Darlehensneh-
mers in der Höhe, in der nach Maßgabe des § 15 die Verpflich-
tung zur Rückzahlung des Studienbeitragsdarlehens entfallen ist. 
Das Gleiche gilt in der Höhe, in der die Darlehens- und Zinsschuld 
nach Maßgabe des § 14 endgültig ausfällt. 

(4) Der Ausfallfonds erstattet der Fondsverwaltung nach § 17 
Abs. 2 Verwaltungskosten nur für die Verwaltung der an den Aus-
fallfonds abgetretenen Darlehensforderungen und nur insoweit, 
als die Kosten nicht von den Darlehensnehmerinnen und -neh-
mern getragen werden. 

(5) Die NRW.Bank ist verpflichtet, an den Ausfallfonds perso-
nenbezogene Daten zu übermitteln, soweit deren Kenntnis zur 
rechtmäßigen Erfüllung der dem Ausfallfonds nach diesem Ge-
setz obliegenden Aufgaben erforderlich ist. 

(6) Für Studienentgeltdarlehen im Sinne des § 12 Abs. 5, die 
notleidend geworden sind, bei denen die Darlehensnehmerin oder 
der Darlehensnehmer von der Verpflichtung zu ihrer Rückzahlung 
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nach § 14 freigestellt worden sind oder bei denen eine Verpflich-
tung zur Rückzahlung nach § 15 entfallen ist, findet Absatz 1 bis 5 
Anwendung. 

Fünfter Abschnitt  
Sonstiges  

§ 19 Rechtsverordnung (1) Das Ministerium wird ermächtigt, 
durch Rechtsverordnung das Nähere zu den Studienbeiträgen 
und Hochschulabgaben, insbesondere zur Höhe des allgemeinen 
und des besonderen Gasthörer- sowie des Zweithörerbeitrags 
und zu den einzelnen Tatbeständen und zur Höhe der Beiträge 
nach § 5, zum Anspruch auf ein Studienbeitragsdarlehen, zu den 
Fällen, in denen eine Forderung notleidend geworden ist und in 
denen eine Rückzahlung aufgrund einer Begrenzung der Darle-
henslasten im Sinne des § 18 Abs. 3 entfällt oder ausfällt, und zu 
der Verarbeitung personenbezogener Daten zu bestimmen. Das 
Ministerium wird ferner ermächtigt, durch Rechtsverordnung wei-
tere Bestimmungen über die Erhebung, Stundung, Ermäßigung 
oder den Erlass der Studienbeiträge und Hochschulabgaben zu 
erlassen. Das Ministerium kann durch Rechtsverordnung für An-
gebote der Hochschule, die kein grundständiges Studium oder 
Weiterbildung sind, Abgabentatbestände und Abgabensätze vor-
sehen. Das Ministerium kann die Ermächtigung nach den Sätzen 
1 und 3 durch Rechtsverordnung jederzeit widerruflich ganz oder 
teilweise auf die Hochschulen übertragen. 

(2) Das Ministerium wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung 
das Nähere zur Berechnung des Zinssatzes der Studienbeitrags-
darlehen, zur Gewährung und Rückzahlung dieser Darlehen und 
zu den Voraussetzungen, unter denen von der Verpflichtung zur 
Rückzahlung dieser Darlehen freigestellt werden kann, zu 
bestimmen. Die Rechtsverordnung bedarf insoweit der Zustim-
mung des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie des Landtags. 

(3) Das Ministerium wird ermächtigt, zum Zwecke der Erleichte-
rung des Verfahrens der Nachlagerung das Nähere der Zusam-
menarbeit und des Finanzflusses zwischen den Hochschulen, 
dem Ausfallfonds und der NRW.Bank und das Nähere zur Verwal-
tung des Vermögens des Ausfallfonds durch Rechtsverordnung 
zu regeln. 
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(4) Die Rechtsverordnung nach Absatz 1 und 2 dient der An-
passung der nach diesem Gesetz bestehenden Abgabenpflichtig-
keit an die Entwicklung der Lebensverhältnisse und an die Lan-
desplanung im Hochschulwesen sowie zur Sicherung des 
Vollzugs dieses Gesetzes. Die Rechtsverordnung auf der Grund-
lage der Absätze 2 und 3 bedarf des Einvernehmens mit dem Fi-
nanzministerium; Halbsatz 1 gilt auch hinsichtlich der Regelung 
der Fälle, in denen eine Forderung notleidend geworden ist und in 
denen eine Rückzahlung aufgrund einer Begrenzung der Darle-
henslasten im Sinne des § 18 Abs. 3 entfällt oder ausfällt. 

§ 20 Ministerium, Beachtlichkeit der Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften (1) Ministerium im Sinne dieses 
Gesetzes ist das Ministerium für Innovation, Wissenschaft, For-
schung und Technologie des Landes Nordrhein-Westfalen. 

(2) Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften die-
ses Gesetzes, des Hochschulgesetzes oder des Satzungs- oder 
des sonstigen Rechts der Hochschule kann gegen die Beitrags-
satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
a) die Beitragssatzung ist nicht ordnungsgemäß bekannt ge-

macht worden, 
b) das Präsidium oder das Rektorat hat den Senatsbeschluss 

vorher beanstandet oder 
c) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Hoch-

schule vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvorschrift 
und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

Bei der öffentlichen Bekanntmachung der Beitragssatzung ist auf 
die Rechtsfolgen nach Satz 1 hinzuweisen. 

§ 21 Vertrauensschutz (1) Die Beitragssatzung nach § 2 
Abs. 1 kann für die erstmalig an einer Hochschule eingeschriebe-
nen Studierenden eine Verpflichtung zur Entrichtung von Stu-
dienbeiträgen frühestens zum Wintersemester 2006/2007 und für 
die übrigen Studierenden frühestens zum Sommersemester 2007 
vorsehen. 

(2) Die Verpflichtung zur Entrichtung des Zweithörerbeitrags 
nach § 3 Abs. 3 entsteht frühestens zum Sommersemester 2007. 
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§ 22 In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten Dieses Gesetz tritt 
am 1. April 2006 in Kraft. Es tritt mit Ausnahme des Vierten Ab-
schnitts mit Ablauf des 31. März 2013 außer Kraft. 
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Gesetz  
über die Durchführung von  

Auswahlverfahren in bundesweit 
zulassungsbeschränkten Studiengängen  
(Auswahlverfahrensgesetz – AuswVfG) 

vom 14. Dezember 2004 

Inhaltsübersicht 

Artikel 1  
Gesetz über die Durchführung von Auswahlverfahren in bundes-
weit zulassungsbeschränkten Studiengängen (Auswahlverfahrens-
gesetz – AuswVfG) 

Artikel 2 (...) 

Artikel 3 
In-Kraft-Treten, Berichtspflicht 

Artikel 1 

Gesetz  
über die Durchführung von  

Auswahlverfahren in bundesweit zulassungs-  
beschränkten Studiengängen  

(Auswahlverfahrensgesetz – AuswVfG) 

§ 1 Ortswünsche (1) Bei den Bewerbungen für die Studien-
plätze gemäß § 32 Abs. 3 Nummer 1 und Nummer 3 Hochschul-
rahmengesetz sind jeweils mindestens ein Studienort und höchs-
tens sechs Studienorte in einer Rangliste anzugeben. 

(2) Bei den Bewerbungen für die Studienplätze in den übrigen 
durch die Zentralstelle für die Vergabe von Studienplätzen zu ver-
gebenden Quoten, insbesondere gemäß § 32 Abs. 3 Nummer 2 
Hochschulrahmengesetz, sind gewünschte Studienorte ohne Be-
grenzung in einer Rangliste anzugeben. 
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§ 2 Auswahlverfahren (1) Die jeweilige Hochschule vergibt 
die Studienplätze gemäß § 32 Abs. 3 Nummer 3 Hochschulrah-
mengesetz (Auswahlverfahren der Hochschulen) 
a) nach dem Grad der Qualifikation nach § 27 Hochschulrah-

mengesetz, 
b) nach den gewichteten Einzelnoten der Qualifikation nach § 27 

Hochschulrahmengesetz, die über die fachspezifische Eig-
nung Auskunft geben, 

c) nach dem Ergebnis eines fachspezifischen Studierfähigkeits-
tests, 

d) nach der Art einer Berufsausbildung, Berufstätigkeit oder eh-
renamtlichen Tätigkeit, 

e) nach dem Ergebnis eines von der Hochschule durchzuführen-
den Gesprächs mit den Bewerberinnen und Bewerbern, das 
Aufschluss über die Motivation der Bewerberin oder des Be-
werbers und über die Identifikation mit dem gewählten Studi-
um und dem angestrebten Beruf geben sowie zur Vermeidung 
von Fehlvorstellungen über die Anforderungen des Studiums 
dienen soll, 

f) aufgrund einer Verbindung von Maßstäben nach den Buch-
staben a bis e. 

(2) Bei jeder einzelnen Auswahlentscheidung muss dem Grad 
der Qualifikation nach § 27 Hochschulrahmengesetz ein maßgeb-
licher Einfluss gegeben werden. 

§ 3 Satzungsermächtigung Die nähere Ausgestaltung des 
Auswahlverfahrens der Hochschulen regeln diese durch Satzung, die 
dem Ministerium für Wissenschaft und Forschung anzuzeigen ist. 

Artikel 2 (...) 

Artikel 3 
In-Kraft-Treten, Berichtspflicht 

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2005 in Kraft. Artikel 1, 
§§ 1 und 2 und Artikel 2 sind erstmals für das Zulassungsverfah-
ren zum Wintersemester 2005/06 anzuwenden.  
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(2) Die Landesregierung berichtet dem Landtag bis zum Ende 
des Jahres 2010 über die Notwendigkeit des Fortbestehens die-
ses Gesetzes. 
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Gesetz über die Studentenwerke  
im Lande Nordrhein-Westfalen  

(Studentenwerksgesetz – StWG); 
Bekanntmachung der Neufassung 

vom 3. September 2004 (GV. NRW. S. 518), zuletzt geändert 
durch Art. 5 Nr. 2 Hochschulfreiheitsgesetz (HFG)  
vom 31. Oktober 2006 (GV. NRW. S. 474) und unter 

Berücksichtigung von Art. 58 des Fünften 
Befristungsgesetzes vom 5. April 2005 (GV. NRW. S. 351) 

Aufgrund des Artikels 3 des Gesetzes zur Änderung des Studen-
tenwerksgesetzes vom 6. Juli 2004 (GV. NRW. S. 381, ber. S. 
399) wird nachstehend der Wortlaut des Gesetzes über die Stu-
dentenwerke im Lande Nordrhein-Westfalen (Studentenwerksge-
setz – StWG) in der vom 21. Juli 2004 an geltenden Fassung be-
kannt gemacht, wie er sich aus  
– der Bekanntmachung der Neufassung vom 4. Januar 1994 

(GV. NRW. S. 36) 
– der Verordnung über die Zuständigkeit der Studentenwerke –  

Anstalten des Öffentlichen Rechts – im Lande Nordrhein-
Westfalen vom 25. August 1995 (GV. NRW. S. 982) 

– der Zweiten Verordnung zur Änderung der Zuständigkeit des 
Studentenwerksgesetzes gemäß § 1 Abs. 3 vom 2. August 
2000 (GV. NRW. S. 608) 

– Artikel II der Verordnung zur Zusammenlegung des Studen-
tenwerks Duisburg mit dem Studentenwerk Essen sowie zur 
Änderung der Zuständigkeit der Studentenwerke vom 7. De-
zember 2001 (GV. NRW. S. 856) und 

– Artikel 1 des Gesetzes zur Änderung des Studentenwerksge-
setzes vom 6. Juli 2004 (GV. NRW. S. 381, ber. S. 399) 

ergibt. 

Düsseldorf, den 3. September 2004 
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Gesetz  
über die Studentenwerke  

im Lande Nordrhein-Westfalen  
(Studentenwerksgesetz – StWG)  

in der Fassung der Bekanntmachung  
vom 3. September 2004 

§ 1 Einrichtung von Anstalten des öffentlichen Rechts 
(1) Die Studentenwerke mit Sitz in Aachen, Bielefeld, Bochum, 

Bonn, Dortmund, Düsseldorf, Essen, Köln, Münster, Paderborn, 
Siegen und Wuppertal sind rechtsfähige Anstalten des öffentli-
chen Rechts mit dem Recht auf Selbstverwaltung. 

(2) Die Studentenwerke geben sich eine Satzung. Diese bedarf 
der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 

(3) Zuständig ist 
  1. das Studentenwerk Aachen für die Technische Hochschule 

Aachen, die Fachhochschule Aachen und die Hochschule für 
Musik Köln, Standort Aachen, 

  2. das Studentenwerk Bielefeld für die Universität Bielefeld, die 
Fachhochschule Bielefeld, die Fachhochschule Lippe und 
Höxter in Lemgo und die Hochschule für Musik Detmold, 

  3. das Studentenwerk Bochum für die Universität Bochum, die 
Fachhochschule Bochum, die Fachhochschule Gelsenkirchen 
und die Folkwang-Hochschule im Ruhrgebiet, Standort Bo-
chum, 

  4. das Studentenwerk Bonn für die Universität Bonn und die 
Fachhochschule Bonn-Rhein-Sieg, 

  5. das Studentenwerk Dortmund für die Universität Dortmund, 
die Fachhochschule Dortmund, die Folkwang-Hochschule im 
Ruhrgebiet, Standort Dortmund, die Fernuniversität in Hagen 
und die Fachhochschule Südwestfalen in Iserlohn, 

  6. das Studentenwerk Düsseldorf für die Universität Düsseldorf, 
die Fachhochschule Düsseldorf, die Kunstakademie Düssel-
dorf, die Robert-Schumann-Hochschule Düsseldorf und die 
Fachhochschule Niederrhein in Krefeld und in Mönchenglad-
bach, 

  7. das Studentenwerk Essen-Duisburg für die Universität Duis-
burg-Essen und die Folkwang-Hochschule im Ruhrgebiet, 
Standorte Essen und Duisburg, 
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  8. das Studentenwerk Köln für die Universität Köln, die Deut-
sche Sporthochschule Köln, die Fachhochschule Köln, die 
Hochschule für Musik Köln, Standort Köln, und die Kunst-
hochschule für Medien Köln, 

  9. das Studentenwerk Münster für die Universität Münster, die 
Fachhochschule Münster und die Kunstakademie Münster, 

10. das Studentenwerk Paderborn für die Universität Paderborn,  
11. das Studentenwerk Siegen für die Universität Siegen, 
12. das Studentenwerk Wuppertal für die Universität Wuppertal 

und die Hochschule für Musik Köln, Standort Wuppertal. 

(4) Das Ministerium für Wissenschaft und Forschung kann im 
Einvernehmen mit dem Finanzministerium und im Benehmen mit 
den jeweiligen Hochschulen nach Absatz 3 bei Änderungen in der 
Hochschulorganisation oder, wenn es im Interesse einer besseren 
Durchführung der Aufgaben der Studentenwerke erforderlich ist, 
durch Rechtsverordnung weitere Studentenwerke errichten, Stu-
dentenwerke zusammenlegen und die Zuständigkeit der Studen-
tenwerke nach Absatz 3 ändern sowie bestimmte Aufgaben meh-
rerer Studentenwerke einem Studentenwerk zur Durchführung 
übertragen. 

§ 2 Aufgaben (1) Die Studentenwerke erbringen für die Stu-
dierenden Dienstleistungen auf sozialem und wirtschaftlichem 
Gebiet insbesondere durch: 
1. die Errichtung, Bereitstellung und Unterhaltung von wirtschaft-

lichen und sozialen Einrichtungen, 
2. die Versicherung der Studierenden gegen Krankheit und Un-

fall, soweit nicht gesetzlich etwas anderes geregelt ist, 
3. Maßnahmen zur Gesundheitsvorsorge für die Studierenden, 
4. Förderung kultureller Interessen der Studierenden durch Be-

reitstellung ihrer Räume sowie nach Maßgabe ihrer Satzung, 
5. Maßnahmen der Studienförderung, insbesondere bei Heran-

ziehung für die Durchführung des Bundesausbildungsförde-
rungsgesetzes. 

Die Studentenwerke berücksichtigen die besonderen Bedürfnisse 
behinderter Studierender sowie der Studierenden mit Kindern. Sie 
bemühen sich um eine sachgerechte Betreuung dieser Kinder. 

(2) Die Landesregierung wird ermächtigt, den Studentenwerken 
im Wege der Rechtsverordnung weitere Dienstleistungsaufgaben 
für die Studierenden auf sozialem und wirtschaftlichem Gebiet zu 
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übertragen. Sie können Ämter für Ausbildungsförderung nach 
Maßgabe des Ausführungsgesetzes zum Bundesausbildungsför-
derungsgesetz – AG BAföG – NW – sein. Die Studentenwerke 
können weitere Aufgaben auf sozialem und wirtschaftlichem Ge-
biet übernehmen, sofern weder die Erfüllung der Aufgaben nach 
Absatz 1 noch Belange der Hochschule in Forschung und Lehre 
beeinträchtigt werden. 

(3) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben können sich die Studenten-
werke Dritter bedienen, sich an Unternehmen beteiligen und  
Unternehmen gründen. Dabei stellt das Studentenwerk das Prü-
fungsrecht des Landesrechnungshofs nach § 111 der Landes-
haushaltsordnung (LHO) sicher. 

(4) Die Studentenwerke gestatten den Studierenden der Fern-
universität in Hagen die Benutzung ihrer Einrichtungen. 

(5) Die Studentenwerke sollen ihren Bediensteten und den Be-
diensteten der Hochschulen die Benutzung ihrer Einrichtungen 
gegen Entgelt gestatten, soweit die Erfüllung der Aufgaben nach 
Absatz 1 nicht beeinträchtigt wird. Anderen Personen kann die 
Benutzung gestattet werden. Das Nähere regelt die Satzung. So-
weit die Bediensteten der Hochschulen die Mensen der Studen-
tenwerke zur Einnahme der Mittagsmahlzeit benutzen, ist die Be-
nutzung von den Studentenwerken und den genannten 
Hochschulen, die ihre Personalvertretungen in entsprechender 
Anwendung von § 72 Abs. 2 Nr. 4 LPVG zu beteiligen haben, ver-
traglich zu regeln. 

§ 3 Organe des Studentenwerks Organe des Studenten-
werks sind: 
1. der Verwaltungsrat, 
2. die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer. 

§ 4 Zusammensetzung des Verwaltungsrates (1) Dem Ver-
waltungsrat gehören an: 
1. drei Studierende von Hochschulen im Zuständigkeitsbereich 

des Studentenwerks, 
2. ein anderes Mitglied einer Hochschule im Zuständigkeitsbe-

reich des Studentenwerks, 
3. eine Bedienstete oder ein Bediensteter des Studentenwerks, 
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4. eine Person mit einschlägigen Fachkenntnissen oder Berufs-
erfahrung auf wirtschaftlichem, rechtlichem oder sozialem Ge-
biet, 

5. ein Mitglied des Rektorats oder des Präsidiums einer Hoch-
schule im Zuständigkeitsbereich des Studentenwerks. 

(2) Die Satzung des Studentenwerks kann vorsehen, dass Mit-
glieder des Verwaltungsrates für ihre Tätigkeit im Verwaltungsrat 
eine angemessene Vergütung erhalten. 

(3) Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer nimmt an 
den Sitzungen des Verwaltungsrates mit beratender Stimme teil. 

§ 5 Bildung des Verwaltungsrates (1) Die studentischen Mit-
glieder des Verwaltungsrates werden durch das jeweilige Studen-
tenparlament der Hochschulen im Zuständigkeitsbereich des  
Studentenwerks gewählt. Ist ein Studentenparlament nicht vor-
handen, so treten die studentischen Mitglieder des Senats an sei-
ne Stelle. Das Hochschulmitglied nach § 4 Abs. 1 Nr. 2 wird von 
den nichtstudentischen Mitgliedern des jeweiligen Hochschulse-
nats gewählt. Für die Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrates 
ist in der Satzung eine angemessene Verteilung aller Hochschul-
mitglieder auf die Hochschulen und auf die Mitgliedergruppen zu 
regeln. Gehören zum Zuständigkeitsbereich eines Studenten-
werks mehrere Hochschulen, wird das Mitglied nach § 4 Abs. 1 
Nr. 5 von den Leitungen der beteiligten Hochschulen bestimmt. 
Das Mitglied des Verwaltungsrates nach § 4 Abs. 1 Nr. 3 wird 
durch die Personalversammlung gewählt. 

(2) Das Mitglied des Verwaltungsrates nach § 4 Abs. 1 Nr. 4 
wird durch die übrigen Mitglieder des Verwaltungsrates bestellt.  

(3) Die Amtszeit der Mitglieder des Verwaltungsrates beträgt 
zwei Jahre. Wiederwahl ist zulässig. Ist bei Ablauf der Amtszeit 
noch kein neues Mitglied gewählt, so übt das bisherige Mitglied 
sein Amt weiter aus. Für jedes Mitglied ist ein Ersatzmitglied zu 
wählen. Bei vorzeitigem Ausscheiden eines Ersatzmitglieds er-
folgt für den Rest der Amtsperiode eine Nachwahl. Das Nähere 
wird durch die Satzung geregelt. 

(4) Der Verwaltungsrat wählt nach Bestellung des Mitglieds 
gemäß Absatz 2 aus seiner Mitte eine Vorsitzende oder einen 
Vorsitzenden. Diese oder dieser sowie ihre oder seine satzungs-
mäßige Stellvertreterin oder ihr oder sein satzungsmäßiger Stell-
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vertreter dürfen nicht Bedienstete oder Bediensteter des Studen-
tenwerks gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 3 sein. Wird ein Mitglied des Ver-
waltungsrats gemäß § 4 Abs. 1 Nr. 1, 2 oder 4 Bedienstete oder 
Bediensteter des Studentenwerks, endet die Mitgliedschaft im 
Verwaltungsrat. 

§ 6 Aufgaben des Verwaltungsrates (1) Die Aufgaben des 
Verwaltungsrates sind: 
  1. Erlass und Änderung der Satzung, 
  2. Erlass und Änderung der Beitragsordnung, 
  3. Vorschlag an das Ministerium für Wissenschaft und For-

schung für die Bestellung und Abberufung der Geschäfts-
führerin oder des Geschäftsführers; der Vorschlag für die Ab-
berufung bedarf der Mehrheit der Mitglieder des Verwaltungs-
rates, 

  4. Regelung des Dienstverhältnisses der Geschäftsführerin oder 
des Geschäftsführers, 

  5. Erlass und Änderung von Richtlinien für die Geschäftsführung 
des Studentenwerks und die Überwachung ihrer Einhaltung, 

  6. Beschlussfassung über den jährlichen Wirtschaftsplan ein-
schließlich der Stellenübersicht, 

  7. Zustimmung zu Entscheidungen nach § 2 Abs. 3, 
  8. Beschlussfassung gemäß § 9 Abs. 2 Satz 3, 
  9. Entgegennahme und Erörterung des Jahresberichts der Ge-

schäftsführerin oder des Geschäftsführers und Feststellung 
des Jahresabschlusses, 

10. Beschlussfassung über die Entlastung der Geschäftsführerin 
oder des Geschäftsführers aufgrund des Prüfungsberichts der 
Wirtschaftsprüferin oder des Wirtschaftsprüfers, 

11. Bestimmung der Wirtschaftsprüferin oder des Wirtschaftsprü-
fers für die Aufgaben gemäß § 10 Abs. 4, 

12. Entscheidung über alle sonstigen Angelegenheiten des Stu-
dentenwerks, soweit es sich nicht um die Leitung und Ge-
schäftsführung des Studentenwerks handelt. 

Der Verwaltungsrat hat die Tätigkeit der Geschäftsführerin oder 
des Geschäftsführers insbesondere im Hinblick auf die Organisa-
tion, das Rechnungswesen sowie auf die Einhaltung der Grund-
sätze der Finanzierung und Wirtschaftsführung zu überwachen. 
Er kann sich jederzeit über die Geschäftsführung unterrichten und 
Auskunft der Geschäftsführerin oder des Geschäftsführers anfor-
dern. 
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(2) Gegenüber der Geschäftsführerin oder dem Geschäftsführer 
wird das Studentenwerk durch die Vorsitzende oder den Vorsit-
zenden des Verwaltungsrates vertreten, die oder der dabei an die 
Beschlüsse des Verwaltungsrates gebunden ist. 

§ 7 Verfahrensgrundsätze (1) Der Verwaltungsrat ist be-
schlussfähig, wenn die Mehrheit seiner Mitglieder anwesend ist. 
Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der anwesenden Mit-
glieder gefasst, soweit dieses Gesetz oder die Satzung keine an-
dere Regelung vorsieht. Bei Stimmengleichheit entscheidet die 
Stimme der oder des Vorsitzenden. 

(2) Die Mitglieder des Verwaltungsrates sind bei der Ausübung 
des Stimmrechts an Weisungen nicht gebunden. 

(3) Die Sitzungen des Verwaltungsrates sind nicht öffentlich, 
soweit die Satzung nichts anderes bestimmt.  

(4) Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschäftsordnung. 

§ 8 Geschäftsführerin oder Geschäftsführer (1) Die Ge-
schäftsführerin oder der Geschäftsführer wird vom Ministerium für 
Wissenschaft und Forschung bestellt und abberufen. Ihre oder 
seine Einstellung und Entlassung sowie die Regelung ihres oder 
seines Dienstverhältnisses durch den Verwaltungsrat bedürfen 
der Einwilligung des Ministeriums für Wissenschaft und For-
schung. Die Einstellung erfolgt in einem privatrechtlichen Dienst-
verhältnis, das befristet sein kann. Willigt das Ministerium für Wis-
senschaft und Forschung in die Einstellung oder Entlassung ein, 
so gilt die Bestellung mit Wirkung vom Tage des Beginns und die 
Abberufung mit Wirkung vom Tage der Beendigung des Dienst-
verhältnisses als ausgesprochen. 

(2) Der Verwaltungsrat schreibt die Stelle der Geschäftsführerin 
oder des Geschäftsführers öffentlich aus. Vorschläge für die Be-
stellung sind unter Beifügung der eingegangenen Bewerbungen 
dem Ministerium für Wissenschaft und Forschung vorzulegen; es 
kann im Benehmen mit dem Studentenwerk eine abweichende 
Entscheidung treffen. 

(3) Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer muss über 
die erforderlichen Erfahrungen auf wirtschaftlichem, rechtlichem 
oder sozialem Gebiet verfügen. 
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§ 9 Stellung und Aufgaben der Geschäftsführerin oder des 
Geschäftsführers (1) Die Geschäftsführerin oder der Geschäfts-
führer leitet das Studentenwerk und führt dessen Geschäfte. Sie 
oder er vertritt das Studentenwerk gerichtlich und rechtsgeschäft-
lich. Sie oder er ist Beauftragte oder Beauftragter für den Haus-
halt. Sie oder er vollzieht den Wirtschaftsplan einschließlich der 
Stellenübersicht und erstellt den Jahresabschluss. Die Geschäfts-
führerin oder der Geschäftsführer hat den Verwaltungsrat unver-
züglich zu unterrichten, wenn wesentliche Abweichungen vom 
Wirtschaftsplan oder der Stellenübersicht zu erwarten sind. Sie 
oder er führt die Beschlüsse des Verwaltungsrates aus. 

(2) Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer ist Vorge-
setzte oder Vorgesetzter der Angestellten, Arbeiterinnen und Ar-
beiter des Studentenwerks. Sie oder er stellt nach Maßgabe der 
Stellenübersicht das Personal ein. Zur Einstellung und Entlassung 
leitender Angestellter ist die Zustimmung des Verwaltungsrates 
erforderlich. Das Nähere wird in der Satzung geregelt. 

(3) Hält die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer einen 
Beschluss oder eine Maßnahme des Verwaltungsrates für 
rechtswidrig, hat sie oder er den Beschluss oder die Maßnahme 
unverzüglich zu beanstanden. Die Beanstandung hat aufschie-
bende Wirkung. Wird der Beanstandung nicht innerhalb eines 
Monats abgeholfen, hat die Geschäftsführerin oder der Ge-
schäftsführer die Entscheidung der Aufsichtsbehörde herbeizu-
führen. Die aufschiebende Wirkung bleibt bestehen. 

(4) Die Geschäftsführerin oder der Geschäftsführer setzt die 
Vollziehung von Beschlüssen des Verwaltungsrates aus, wenn 
die hierfür erforderlichen Mittel nicht zur Verfügung stehen. Der 
Verwaltungsrat hat in diesem Fall über die Angelegenheit noch-
mals zu beschließen. Wird eine Einigung nicht erzielt, hat die Ge-
schäftsführerin oder der Geschäftsführer die Angelegenheit der 
Aufsichtsbehörde zur Entscheidung vorzulegen. 

§ 10 Wirtschaftsführung (1) Die Wirtschaftsführung und das 
Rechnungswesen der Studentenwerke bestimmen sich nach 
kaufmännischen Grundsätzen. Wirtschaftsbetriebe und Wohn-
heime sind so zu führen, dass die Einnahmen (§ 11 Abs. 1) die 
Gesamtkosten unter Beachtung der Grundsätze der Wirtschaft-
lichkeit bei Gewinnverzicht decken; es ist eine angemessene 
Rücklage zu bilden. Die Landeshaushaltsordnung findet mit Aus-
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nahme der haushaltsrechtlichen Behandlung der Erstattung der 
Verwaltungskosten aus der Durchführung des Bundesausbil-
dungsförderungsgesetzes keine Anwendung. Das Prüfungsrecht 
des Landesrechnungshofs (§ 111 LHO) bleibt unberührt. 

(2) Die Studentenwerke stellen jährlich vor Beginn des Haus-
haltsjahres einen Wirtschaftsplan einschließlich einer Stellenübersicht 
auf; sie sind für das Studentenwerk verbindlich. Der Wirtschafts-
plan einschließlich der Stellenübersicht ist der Aufsichtsbehörde 
vor Beginn des Haushaltsjahres anzuzeigen; Änderungen sind 
der Aufsichtsbehörde unverzüglich anzuzeigen. 

(3) Mit Ausnahme der laufenden Geschäfte bedürfen Kreditauf-
nahmen und sonstige Maßnahmen, die das Studentenwerk zur 
Ausgabe in künftigen Wirtschaftsjahren verpflichten können, der 
Zustimmung der Aufsichtsbehörde, auch wenn ihre Finanzierung 
aus zweckgebundenen Zuwendungen Dritter gesichert ist. 

(4) Der Jahresabschluss (Bilanz sowie Gewinn- und Verlust-
rechnung), der Geschäftsbericht und die Wirtschaftsführung wer-
den von einer öffentlich bestellten Wirtschaftsprüferin oder einem 
öffentlich bestellten Wirtschaftsprüfer geprüft. Der Wirtschaftsprü-
fungsbericht enthält auch Aussagen über die wirtschaftlichen 
Verhältnisse einschließlich besonderer wirtschaftlicher Risiken 
des Studentenwerks. Je eine Ausfertigung des Wirtschaftsprü-
fungsberichts ist der Aufsichtsbehörde und dem Landesrech-
nungshof Nordrhein-Westfalen zuzuleiten. 

(5) Der Jahresabschluss ist in den Hochschulen im Zuständig-
keitsbereich des Studentenwerks zu veröffentlichen. 

§ 11 Finanzierung (1) Zur Erfüllung ihrer Aufgaben im Rahmen 
des Wirtschaftsplans stehen den Studentenwerken folgende Ein-
nahmen zur Verfügung: 
1. Einnahmen aus Wirtschaftsbetrieben, Wohnheimen und sons-

tigen Dienstleistungen, 
2. staatliche Zuschüsse, 
3. Sozialbeiträge der Studierenden, 
4. Zuwendungen Dritter. 

(2) Das Land Nordrhein-Westfalen stellt den Studentenwerken 
Zuschüsse nach Maßgabe des Landeshaushalts zur Verfügung. 
Die Zuschüsse für den laufenden Betrieb werden als Festbeträge 
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gewährt; ihre haushaltsrechtliche Behandlung richtet sich aus-
schließlich nach den Vorschriften dieses Gesetzes. 

(3) Die Verteilung der Zuschüsse für den laufenden Betrieb auf 
die Studentenwerke regelt das Ministerium für Wissenschaft und 
Forschung durch Verwaltungsvorschrift. 

(4) Als Nachweis der Verwendung gegenüber der Aufsichtsbe-
hörde und dem Landesrechnungshof dient der von einer Wirt-
schaftsprüferin oder einem Wirtschaftsprüfer geprüfte Abschluss. 
Die Aufsichtsbehörde prüft die sachgerechte Verwendung im 
Rahmen ihrer Rechtsaufsicht. 

(5) Sozialbeiträge nach Absatz 1 Nr. 3 werden durch die Stu-
dentenwerke aufgrund einer Beitragsordnung von den Studieren-
den erhoben. Die Beiträge sind bei der Einschreibung oder der 
Rückmeldung der Studierenden fällig und werden von den Hoch-
schulen für die Studentenwerke kostenlos eingezogen. 

§ 12 Dienst- und Arbeitsverhältnis der Angestellten, Arbeite-
rinnen und Arbeiter Die Dienst- und Arbeitsverhältnisse der An-
gestellten, Arbeiterinnen und Arbeiter der Studentenwerke sind 
nach den für die Angestellten, Arbeiterinnen und Arbeiter des 
Landes Nordrhein-Westfalen geltenden Bestimmungen zu regeln; 
Halbsatz 1 gilt vorbehaltlich einer abweichenden besonderen Ta-
rifvertragsregelung für die Studentenwerke, sofern diese mindes-
tens 25% der dort beschäftigten Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer erfasst. § 8 Abs. 1 Satz 3 bleibt unberührt. 

§ 13 Aufsicht (1) Aufsichtsbehörde ist das Ministerium für Wis-
senschaft und Forschung. Die Aufsicht erstreckt sich darauf, dass 
die Studentenwerke ihre Aufgaben im Einklang mit dem gelten-
den Recht erfüllen. 

(2) Die Aufsichtsbehörde kann im Rahmen ihrer Aufsicht Maß-
nahmen und Beschlüsse beanstanden und ihre Aufhebung und 
Änderung verlangen. Die Beanstandung erfolgt schriftlich gegen-
über der Geschäftsführerin oder dem Geschäftsführer. Sie hat 
aufschiebende Wirkung. Die Aufsichtsbehörde kann im Rahmen 
ihrer Aufsicht auch Beschlüsse und Maßnahmen aufheben. 

(3) Erfüllt das Studentenwerk die ihm obliegenden Verpflichtun-
gen nicht, so kann die Aufsichtsbehörde anordnen, dass das Stu-
dentenwerk innerhalb einer bestimmten Frist das Erforderliche 
veranlasst. Kommt das Studentenwerk der Anordnung nicht in-
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nerhalb einer bestimmten Frist nach, so kann die Aufsichtsbehör-
de die notwendigen Anordnungen an Stelle des Studentenwerks 
treffen, insbesondere auch die erforderlichen Vorschriften erlas-
sen. Einer Fristsetzung durch das Ministerium für Wissenschaft 
und Forschung bedarf es nicht, wenn das Studentenwerk die Be-
folgung einer Beanstandung oder Anordnung oder die Erfüllung 
einer ihm obliegenden Pflicht verweigert oder sein Verwaltungsrat 
dauernd beschlussunfähig ist. 

(4) Wenn und solange die Maßnahmen der Aufsichtsbehörde 
nach Absatz 2 und 3 nicht ausreichen, kann sie auch Beauftragte 
bestellen, die die Befugnisse einzelner Organe oder einzelner 
Mitglieder von Organen des Studentenwerkes im erforderlichen 
Umfang ausüben. 

(5) Das Ministerium für Wissenschaft und Forschung kann sei-
ne Aufsichtsbefugnisse auf andere Stellen übertragen. 

§ 14 In-Kraft-Treten, Berichtspflicht Dieses Gesetz tritt am 
Tage nach der Verkündung in Kraft. Die Landesregierung berich-
tet dem Landtag bis zum 30. September 2009 über die Erfahrun-
gen mit der Anwendung dieses Gesetzes. 
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Auszüge aus dem 
Beamtengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen 

(Landesbeamtengesetz – LBG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 1. Mai 1981  

(GV. NRW. S. 234), 
zuletzt geändert durch Artikel 5 Nr. 6 

Hochschulfreiheitsgesetz vom 31. Oktober 2006  
(GV. NRW. S. 474) – (in Kraft getreten am 1. Januar 2007) – 

SGV. NRW. 2030 

§ 67 Pflicht zur Nebentätigkeit Der Beamte ist verpflichtet, auf 
Verlangen seines Dienstvorgesetzten eine Nebentätigkeit (Ne-
benamt, Nebenbeschäftigung) im öffentlichen Dienst zu über-
nehmen und fortzuführen, sofern diese Tätigkeit seiner Vorbil-
dung oder Berufsausbildung entspricht und ihn nicht über Gebühr 
in Anspruch nimmt. Durch die Nebentätigkeit dürfen dienstliche 
Interessen nicht beeinträchtigt werden. Ergibt sich eine solche 
Beeinträchtigung während der Ausübung der Nebentätigkeit, so 
ist das Verlangen zu widerrufen. 

§ 68 Genehmigungspflichtige Nebentätigkeit (1) Der Beamte 
bedarf, soweit er nicht nach § 67 zur Übernahme verpflichtet ist, 
der vorherigen Genehmigung 
1. zur Übernahme einer Vormundschaft, Betreuung, Pflegschaft 

oder Testamentsvollstreckung, 
2. zur Übernahme eines Nebenamtes, 
3. zur Übernahme einer Nebenbeschäftigung gegen Vergütung, 

zu einer gewerblichen Tätigkeit, zur Mitarbeit in einem Gewer-
bebetrieb oder zur Ausübung eines freien Berufes, 

4. zum Eintritt in den Vorstand, Aufsichtsrat, Verwaltungsrat oder 
in ein sonstiges Organ einer Gesellschaft oder eines in einer 
anderen Rechtsform betriebenen Unternehmens, soweit diese 
einen wirtschaftlichen Zweck verfolgen, sowie zur Übernahme 
einer Treuhänderschaft. 

(2) Die Genehmigung ist zu versagen, wenn die Nebentätigkeit 
dienstliche Interessen beeinträchtigen kann. Ein solcher Versa-
gungsgrund liegt insbesondere vor, wenn die Nebentätigkeit 
1. nach Art und Umfang die Arbeitskraft des Beamten so stark in 

Anspruch nimmt, dass die ordnungsgemäße Erfüllung seiner 
dienstlichen Pflichten behindert werden kann, 
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2. den Beamten in einen Widerstreit mit seinen dienstlichen 
Pflichten bringen kann, 

3. in einer Angelegenheit ausgeübt wird, in der die Behörde oder 
Einrichtung, der der Beamte angehört, tätig wird oder werden 
kann, 

4. die Unparteilichkeit oder die Unbefangenheit des Beamten 
beeinflussen kann, 

5. zu einer wesentlichen Einschränkung der künftigen dienstli-
chen Verwendbarkeit des Beamten führen kann oder 

6. dem Ansehen der öffentlichen Verwaltung abträglich sein kann. 
Die Voraussetzung des Satzes 2 Nr. 1 gilt in der Regel als erfüllt, 
wenn die zeitliche Beanspruchung durch eine oder mehrere Ne-
bentätigkeiten in der Woche ein Fünftel der regelmäßigen wö-
chentlichen Arbeitszeit überschreitet. 

(3) Die Genehmigung ist für jede einzelne Nebentätigkeit zu er-
teilen und auf längstens fünf Jahre zu befristen; sie kann mit Auf-
lagen und Bedingungen versehen werden. Die Genehmigung er-
lischt bei Versetzung zu einer anderen Dienststelle. 

(4) Ergibt sich nach der Erteilung der Genehmigung eine Beein-
trächtigung dienstlicher Interessen, so ist die Genehmigung zu 
widerrufen. 

§ 68a Nebentätigkeit bei Freistellung vom Dienst Während ei-
ner Freistellung vom Dienst nach § 60 Abs. 2 Satz 2, § 85a oder 
der Verordnung nach § 86 Abs. 2 dürfen nur solche Nebentätig-
keiten genehmigt werden, die dem Zweck der Freistellung nicht 
zuwiderlaufen. 

§ 69 Nicht genehmigungspflichtige Nebentätigkeit (1) Nicht 
genehmigungspflichtig ist 
1. die Verwaltung eigenen oder der Nutznießung des Beamten 

unterliegenden Vermögens, 
2. eine schriftstellerische, wissenschaftliche, künstlerische oder 

Vortragstätigkeit des Beamten, 
3. die mit Lehr- oder Forschungsaufgaben zusammenhängende 

selbständige Gutachtertätigkeit von Lehrern an öffentlichen 
Hochschulen, die als solche zu Beamten ernannt sind, und 
Beamten an wissenschaftlichen Instituten und Anstalten au-
ßerhalb der öffentlichen Hochschulen, 
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4. die Tätigkeit zur Wahrung von Berufsinteressen der Beamten 
in 
a) Gewerkschaften und Berufsverbänden oder 
b) Organen von Selbsthilfeeinrichtungen, 

5. die unentgeltliche Tätigkeit in Organen von Genossenschaf-
ten. 

(2) Durch die Nebentätigkeit dürfen dienstliche Interessen nicht 
beeinträchtigt werden. Ergibt sich eine solche Beeinträchtigung, 
so ist die Nebentätigkeit ganz oder teilweise zu untersagen. 

§ 70 Ausübung der Nebentätigkeit, Verfahren (1) Nebentä-
tigkeiten, die der Beamte nicht auf Verlangen (§ 67), Vorschlag 
oder Veranlassung seines Dienstvorgesetzten übernommen hat, 
darf er nur außerhalb der Arbeitszeit ausüben. Ausnahmen dürfen 
nur in besonders begründeten Fällen zugelassen werden, wenn 
dienstliche Gründe nicht entgegenstehen und die versäumte Ar-
beitszeit nachgeleistet wird. 

(2) Anträge auf Erteilung einer Genehmigung (§§ 68, 72) oder 
auf Zulassung einer Ausnahme (Absatz 1 Satz 2) und Entschei-
dungen über diese Anträge sowie das Verlangen nach § 67 und 
nach Absatz 4 bedürfen der Schriftform. Der Beamte hat die für 
die Entscheidungen erforderlichen Nachweise, insbesondere über 
Art und Umfang der Nebentätigkeit sowie die Entgelte und geld-
werten Vorteile hieraus, zu erbringen; er hat jede Änderung un-
verzüglich schriftlich anzuzeigen. 

(3) Der Vorschlag und die Veranlassung des Dienstvorgesetz-
ten (Absatz 1 Satz 1) sind aktenkundig zu machen. 

(4) Der Beamte ist auf Verlangen des Dienstvorgesetzten ver-
pflichtet, über Art und Umfang der von ihm ausgeübten Nebentä-
tigkeit und die Höhe der dafür empfangenen Vergütung Auskunft 
zu geben. 

§ 71 Meldung von Nebeneinnahmen Der Beamte legt am 
Ende eines jeden Jahres seinem Dienstvorgesetzten eine jeden 
Einzelfall erfassende Aufstellung über Art und Umfang der Neben-
tätigkeit sowie über die Vergütungen vor, die er für eine genehmi-
gungspflichtige oder eine nach § 69 Abs. 1 Nrn. 2, 3 und 4b nicht 
genehmigungspflichtige Nebentätigkeit innerhalb oder außerhalb 
des öffentlichen Dienstes erhalten hat, wenn diese insgesamt die 
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in der Rechtsverordnung nach § 75 zu bestimmende Höchstgren-
ze übersteigen. 

§ 72 Inanspruchnahme von Einrichtungen, Personal oder Ma-
terial des Dienstherrn (1) Der Beamte darf bei der Ausübung 
von Nebentätigkeiten Einrichtungen, Personal oder Material des 
Dienstherrn nur mit Genehmigung in Anspruch nehmen. Er hat 
hierfür ein angemessenes Entgelt zu entrichten; das Entgelt kann 
auch nach einem Hundertsatz der für die Nebentätigkeit bezoge-
nen Vergütung bemessen werden. 

(2) Die Genehmigung, Einrichtungen des Dienstherrn in An-
spruch zu nehmen, um in ihnen außerhalb der allgemeinen 
Dienststunden mit Personal des Dienstherrn Nebentätigkeiten 
auszuüben, kann davon abhängig gemacht werden, dass dem 
Personal ein angemessener Anteil an der Vergütung für die Ne-
bentätigkeit gewährt wird. Der Anteil ist nach dem Teil der Vergü-
tung zu bemessen, der nach Abzug des durch den Beamten ent-
richteten Entgelts (Absatz 1 Satz 2) verbleibt. 

§ 73 Ersatzpflicht des Dienstherrn Der Beamte, der aus einer 
Tätigkeit im Vorstand, Aufsichtsrat, Verwaltungsrat oder in einem 
sonstigen Organ einer Gesellschaft, Genossenschaft oder eines 
in einer anderen Rechtsform betriebenen Unternehmens, die er 
auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung seines Dienstvorge-
setzten im dienstlichen Interesse übernommen hat, haftbar ge-
macht wird, hat gegen den Dienstherrn Anspruch auf Ersatz des 
ihm entstandenen Schadens. Ist der Schaden vorsätzlich oder 
grob fahrlässig herbeigeführt, so ist der Dienstherr nur dann er-
satzpflichtig, wenn der Beamte auf Verlangen eines Vorgesetzten 
gehandelt hat. 

§ 74 Beendigung von mit dem Amt verbundener Nebentätig-
keit Endet das Beamtenverhältnis, so enden, wenn im Einzelfall 
nichts anderes bestimmt ist, auch die Nebenämter und Nebenbe-
schäftigungen, die dem Beamten im Zusammenhang mit seinem 
Hauptamt übertragen sind oder die er auf Verlangen, Vorschlag 
oder Veranlassung seines Dienstvorgesetzten übernommen hat. 

§ 75 Regelung der Nebentätigkeit Die zur Ausführung der 
§§ 67 bis 74 notwendigen Vorschriften über die Nebentätigkeit 
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der Beamten erlässt die Landesregierung durch Rechtsverord-
nung. In ihr ist insbesondere zu bestimmen, 
1. welche Tätigkeiten als öffentlicher Dienst im Sinne dieser Vor-

schriften anzusehen sind oder ihm gleichstehen; dabei sollen 
Tätigkeiten bei Einrichtungen und Unternehmen, die zu mehr 
als fünfzig vom Hundert in öffentlicher Hand sind oder fortlau-
fend unterhalten werden, der Tätigkeit im öffentlichen Dienst 
gleichgestellt werden, 

2. in welchen Fällen von geringer Bedeutung oder bei welcher 
wiederkehrenden Tätigkeit dieser Art die Genehmigung zur 
Ausübung der Nebentätigkeit als allgemein erteilt gilt, 

3. welche nicht genehmigungspflichtigen oder allgemein geneh-
migten Nebentätigkeiten dem Dienstvorgesetzten unter Anga-
be von Art und Umfang sowie der voraussichtlich zu erwar-
tenden Entgelte oder geldwerten Vorteile anzuzeigen sind, 

4. in welchen Fällen für die Wahrnehmung von Aufgaben, die im 
Hauptamt erledigt werden können oder für die der Beamte im 
Hauptamt entlastet wird, eine Vergütung ausnahmsweise zu-
gelassen wird, 

5. ob und inwieweit der Beamte für eine im öffentlichen Dienst 
ausgeübte oder auf Verlangen, Vorschlag oder Veranlassung 
seines Dienstherrn übernommene Nebentätigkeit eine Vergü-
tung erhält oder eine erhaltene Vergütung abzuführen hat, 

6. unter welchen Voraussetzungen der Beamte zur Ausübung 
von Nebentätigkeiten Einrichtungen, Personal und Material 
des Dienstherrn in Anspruch nehmen darf und in welcher Hö-
he hierfür ein Entgelt an den Dienstherrn zu entrichten ist; das 
Entgelt ist mindestens kostendeckend zu bemessen und soll 
den besonderen Vorteil berücksichtigen, der dem Beamten 
durch die Inanspruchnahme entsteht; es darf nur entfallen 
a) bei der Wahrnehmung eines Nebenamtes, 
b) wenn die Nebentätigkeit unentgeltlich durchzuführen ist 

oder 
c) wenn die Kosten von einem Dritten in vollem Umfang ge-

tragen werden, 
7. das Nähere zu § 72 Abs. 2. 

§ 75a Dienstaufgabe als Nebentätigkeit Übt ein Beamter eine 
Tätigkeit, die zu seinen dienstlichen Aufgaben (Hauptamt, Ne-
benamt) gehört, wie eine Nebenbeschäftigung gegen Vergütung 
aus, so hat er die Vergütung an den Dienstherrn abzuführen. 
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§ 75b Tätigkeit von Ruhestandsbeamten und früheren Beam-
ten mit Versorgungsbezügen (1) Ein Ruhestandsbeamter oder 
früherer Beamter mit Versorgungsbezügen, der nach Beendigung 
des Beamtenverhältnisses innerhalb eines Zeitraums von fünf 
Jahren oder, wenn der Beamte wegen Erreichens der Altersgren-
ze gemäß § 44 Abs. 1 in den Ruhestand tritt, innerhalb eines Zeit-
raums von drei Jahren außerhalb des öffentlichen Dienstes eine 
Beschäftigung oder Erwerbstätigkeit aufnimmt, die mit seiner 
dienstlichen Tätigkeit in den letzten fünf Jahren vor Beendigung 
des Beamtenverhältnisses im Zusammenhang steht und durch 
die dienstliche Interessen beeinträchtigt werden können, hat die 
Beschäftigung oder Erwerbstätigkeit dem letzten Dienstvorgesetz-
ten anzuzeigen. Die Anzeigepflicht gilt nicht für Tätigkeiten, die 
bei aktiven Beamten als Nebentätigkeiten nicht genehmigungs-
pflichtig wären. 

(2) Die Beschäftigung oder Erwerbstätigkeit ist zu untersagen, 
wenn zu besorgen ist, dass durch sie dienstliche Interessen be-
einträchtigt werden. 

(3) Das Verbot wird durch den letzten Dienstvorgesetzten aus-
gesprochen; es endet spätestens mit Ablauf der in Absatz 1 Satz 1 
genannten Fristen. 

Abschnitt XIII 
Wissenschaftliches und künstlerisches Personal 

an den Hochschulen des Landes 

1. Allgemeines 

§ 199 Anwendung der Vorschriften des Landesbeamtengeset-
zes (1) Auf die Professoren, Juniorprofessoren, wissenschaftli-
chen und künstlerischen Mitarbeiter, Lehrkräfte für besondere 
Aufgaben, die als solche an einer Hochschule des Landes in das 
Beamtenverhältnis berufen sind, und die in § 223 genannten Be-
amten finden die für die Beamten allgemein geltenden Vorschrif-
ten dieses Gesetzes Anwendung, soweit gesetzlich nichts ande-
res bestimmt ist. 

(2) Für Ernennungen gilt § 8 Abs. 4 Satz 3 mit der Maßgabe, 
dass die jeweiligen Ämter mit gleichem Endgrundgehalt und glei-
cher Amtsbezeichnung demselben Fachbereich zugeordnet sind 
und Professoren sowie Juniorprofessoren im Angestelltenver-
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hältnis in die Berechnung nach § 8 Abs. 4 Satz 2 einbezogen wer-
den. 

§ 200 Staatsangehörigkeit, Erholungsurlaub (1) Sollen Pro-
fessoren, Juniorprofessoren oder wissenschaftliche und künstleri-
sche Mitarbeiter in ein Beamtenverhältnis berufen werden, kön-
nen Ausnahmen von § 6 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 3 auch aus 
anderen als den in § 6 Abs. 4 genannten Gründen zugelassen 
werden. 

(2) Beamte, die im Rahmen ihrer Dienstaufgaben zur Lehrtätig-
keit verpflichtet sind, müssen ihren Erholungsurlaub in der vorle-
sungsfreien Zeit nehmen. 

2. Professoren 

§ 201 Arten und Verlängerung des Beamtenverhältnisses 
(1) Die Professoren werden in ein Beamtenverhältnis auf Le-

benszeit berufen. 

(2) Professoren können zur Deckung eines vorübergehenden 
Lehrbedarfs, zur Wahrnehmung der Oberarztfunktion oder aus 
sonstigen Gründen, die eine Befristung nahe legen, in ein Beam-
tenverhältnis auf Zeit berufen werden. Die Dauer des Beamten-
verhältnisses darf zur Wahrnehmung der Oberarztfunktion sechs 
Jahre, in den übrigen Fällen nach Satz 1 fünf Jahre nicht über-
steigen. Sofern dienstliche Gründe nicht entgegenstehen, ist das 
Beamtenverhältnis auf Antrag aus den in Satz 4 genannten Grün-
den zu verlängern. Gründe für eine Verlängerung sind:  
1. Urlaub nach § 78e oder § 85a, 
2. Urlaub zur Ausübung eines Mandats, 
3. Urlaub für eine wissenschaftliche oder künstlerische Tätigkeit 

oder eine außerhalb des Hochschulbereichs oder im Ausland 
durchgeführte wissenschaftliche, künstlerische oder berufliche 
Aus-, Fort- oder Weiterbildung, 

4. Grundwehr- und Zivildienst oder 
5. Inanspruchnahme von Elternzeit nach den Regelungen über 

die Elternzeit oder Beschäftigungsverbot nach den Regelun-
gen über den Mutterschutz in dem Umfang, in dem eine Er-
werbstätigkeit nicht erfolgt ist. 

Dies gilt entsprechend im Fall einer 
1. Teilzeitbeschäftigung, 
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2. Ermäßigung der Arbeitszeit zur Ausübung eines Mandats oder 
3. Freistellung zur Wahrnehmung von Aufgaben in einer Perso-

nal- oder Schwerbehindertenvertretung oder zur Wahrneh-
mung von Aufgaben nach § 3 des Hochschulrahmengesetzes, 

wenn die Ermäßigung mindestens ein Fünftel der regelmäßigen 
Arbeitszeit betrug. Eine Verlängerung darf den Umfang des Ur-
laubs, der Freistellung oder der Ermäßigung der Arbeitszeit und in 
den Fällen des Satzes 4 Nr. 1 bis 3 und des Satzes 5 die Dauer 
von jeweils zwei Jahren nicht überschreiten. Mehrere Verlänge-
rungen nach Satz 4 Nr. 1 bis 4 und Satz 5 dürfen insgesamt die 
Dauer von drei Jahren nicht überschreiten. Verlängerungen nach 
Satz 4 Nr. 5 dürfen, auch wenn sie mit anderen Verlängerungen 
zusammentreffen, insgesamt vier Jahre nicht überschreiten. Eine 
erneute Berufung in ein Beamtenverhältnis auf Zeit ist nicht zu-
lässig. § 44 Abs. 2 Satz 2 findet keine Anwendung; mit Ablauf der 
Amtszeit ist der Beamte entlassen. 

(3) Zur Feststellung der pädagogischen Eignung können Pro-
fessoren auch in ein Beamtenverhältnis auf Probe berufen wer-
den. 

§ 202 Sonderregelungen (1) Die Vorschriften über die Lauf-
bahnen, den einstweiligen Ruhestand und die Arbeitszeit sind auf 
die Professoren nicht anzuwenden. §§ 78b bis 78g und § 85a gel-
ten entsprechend. Erfordern die Aufgaben einer Hochschulein-
richtung ausnahmsweise eine regelmäßige oder planmäßige An-
wesenheit, so kann das Ministerium für Wissenschaft und 
Forschung im Einvernehmen mit dem Innenministerium und dem 
Finanzministerium durch Rechtsverordnung für bestimmte Beam-
tengruppen die Vorschriften über die Arbeitszeit für anwendbar 
erklären. § 9 des Bundesbesoldungsgesetzes in Verbindung mit 
§ 79 Abs. 2 findet Anwendung. 

(2) Die Professoren können nur mit ihrer Zustimmung abgeord-
net oder versetzt werden. Abordnung und Versetzung in ein 
gleichwertiges Amt an einer anderen Hochschule sind auch ohne 
Zustimmung des Professors zulässig, wenn die Hochschule oder 
die Hochschuleinrichtung, an der er tätig ist, aufgelöst oder mit ei-
ner anderen Hochschule zusammengeschlossen wird oder wenn 
der Studiengang, in dem er überwiegend tätig ist, ganz oder teil-
weise aufgegeben oder an eine andere Hochschule verlegt wird; 
in diesen Fällen beschränkt sich eine Mitwirkung der aufnehmen-
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den Hochschule oder Hochschuleinrichtung auf eine Anhörung. 
Bei der Auflösung, der Verschmelzung oder einer wesentlichen 
Änderung des Aufbaus oder der Aufgaben von Hochschulen des 
Landes, deren Ausbildungsgänge ausschließlich auf den öffentli-
chen Dienst ausgerichtet sind, gelten für Professoren, deren Auf-
gabengebiet davon berührt wird, §§ 28 und 29 entsprechend, 
wenn eine ihrem bisherigen Amt entsprechende Verwendung 
nicht möglich ist. 

(3) Fällt der Monat, in dem ein Professor die Altersgrenze er-
reicht, in die Vorlesungszeit, so tritt der Professor abweichend von 
§ 44 Abs. 2 Satz 1 mit Ablauf des letzten Monats der Vorlesungs-
zeit in den Ruhestand. 

(4) Der Eintritt in den Ruhestand kann auf Antrag des Profes-
sors, wenn es im dienstlichen Interesse liegt, für eine bestimmte 
Dauer, die jeweils ein Jahr und insgesamt drei Jahre nicht über-
steigen darf, hinausgeschoben werden. Die Vorschrift ist bis zum 
31. Dezember 2008 befristet. 

(5) Professoren dürfen im Rahmen von § 92 Abs. 3 und 4 ihre 
Amtsbezeichnung ohne Zusatz weiterführen. § 92 Abs. 2 Satz 3 
findet nach der Ernennung zum Präsidenten oder zum Rektor 
keine Anwendung. 

3. Juniorprofessoren 

§ 203 Juniorprofessoren (1) Die Juniorprofessoren werden in 
ein Beamtenverhältnis auf Zeit berufen. Die Dauer der Berufung 
richtet sich nach § 49b Abs. 1 des Gesetzes über die Hochschu-
len des Landes Nordrhein-Westfalen. Für eine darüber hinausge-
hende Verlängerung gilt § 201 Abs. 2 Sätze 3 bis 8 entsprechend. 
Eine erneute Berufung als Juniorprofessor ist ausgeschlossen. 
§ 44 Abs. 2 Satz 2 findet keine Anwendung; mit Ablauf der Amts-
zeit ist der Beamte entlassen. 

(2) Die Vorschriften über die Laufbahnen, den einstweiligen 
Ruhestand, die Probezeit und die Arbeitszeit sind auf die Junior-
professoren nicht anzuwenden. § 202 Abs. 1 Sätze 2 bis 4 und 
Abs. 2 gelten entsprechend. 

§ 203a (aufgehoben) 
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§ 204 (aufgehoben) 

§ 205 (weggefallen) 

4. Nebentätigkeit 

§ 206 Nebentätigkeit (1) Zur Übernahme einer Nebentätigkeit 
sind Professoren sowie Juniorprofessoren nur insoweit verpflich-
tet, als die Nebentätigkeit in unmittelbarem Zusammenhang mit 
ihren Dienstaufgaben in Lehre, Forschung, Kunst und künstleri-
schen Entwicklungsvorhaben steht. 

(2) Das wissenschaftliche und künstlerische Personal (§ 199) 
hat nicht genehmigungspflichtige Nebentätigkeiten im Sinne des 
§ 69 Abs. 1 Nr. 2 und 3, die gegen Vergütung ausgeübt werden 
sollen, dem Dienstvorgesetzten vor Aufnahme unter Angabe von 
Art und Umfang der Nebentätigkeit sowie der voraussichtlich zu 
erwartenden Entgelte und geldwerten Vorteile anzuzeigen. Das 
Ministerium für Wissenschaft und Forschung kann bei geringfügi-
gen Nebentätigkeiten auf die Anzeige allgemein verzichten. 

(3) Das Ministerium für Wissenschaft und Forschung erlässt für 
das wissenschaftliche und künstlerische Personal (§ 199) nach 
Anhörung der Hochschulen im Einvernehmen mit dem Innenmi-
nisterium und dem Finanzministerium die Rechtsverordnung nach 
§ 75 einschließlich näherer Bestimmungen zu den Absätzen 1 
und 2. 

5. Verwaltungsverordnungen 

§ 207 Verwaltungsverordnungen Zur Ausführung dieses Ab-
schnitts erforderliche Verwaltungsverordnungen erlässt das Minis-
terium für Wissenschaft und Forschung im Einvernehmen mit dem 
Innenministerium und dem Finanzministerium. 

§§ 208 bis 218 (weggefallen) 

Abschnitt XIV 
Professoren an der Sozialakademie 

§ 219 (aufgehoben) 
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Abschnitt XV 
Übergangs- und Schlussvorschriften 

§ 220 Für die bei Inkrafttreten dieses Gesetzes im Dienst des 
Landes, einer Gemeinde, eines Gemeindeverbandes oder einer 
sonstigen der Aufsicht des Landes unterstehenden Körperschaft, 
Anstalt oder Stiftung des öffentlichen Rechts stehenden Beamten 
und Wartestandsbeamten gilt Folgendes: 
1. Beamte auf Lebenszeit erhalten die Rechtsstellung eines Be-

amten auf Lebenszeit nach diesem Gesetz. 
2. Beamte auf Zeit erhalten die Rechtsstellung eines Beamten 

auf Zeit nach diesem Gesetz. 
3. Beamte auf Widerruf erhalten die Rechtsstellung eines Beam-

ten auf Widerruf nach diesem Gesetz, soweit sie nicht bei Vor-
liegen der Voraussetzungen des § 5 Abs. 1 Nr. 3 zu Beamten 
auf Probe ernannt werden. 

4. Ehrenbeamte erhalten die Rechtsstellung eines Ehrenbeam-
ten nach diesem Gesetz. 

5. Wartestandsbeamte gelten mit dem 1. Juni 1962 als in den 
einstweiligen Ruhestand versetzt. 

§ 221 § 37a Satz 2 gilt nicht für Beamte, deren Dienstverhältnis 
vor dem 1. Januar 1977 begründet worden ist. 

§ 222 Abweichend von § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 und von § 20 
Abs. 1 Nr. 4 wird die Befähigung für die Laufbahn des höheren 
allgemeinen Verwaltungsdienstes auch durch einen Ausbildungs-
gang nach § 5b des Deutschen Richtergesetzes in der bis zum 
15. September 1984 geltenden Fassung in Verbindung mit Arti-
kel 3 des Dritten Gesetzes zur Änderung des Deutschen Richter-
gesetzes vom 25. Juli 1984 (BGBl. I S. 995) erworben. 

§ 223 Rechtsstellung der von Änderungen nicht erfassten Be-
amten (1) Auf Beamte, die nach dem Gesetz über die wissen-
schaftlichen Hochschulen oder dem Fachhochschulgesetz nicht 
als Professoren, Hochschulassistenten, wissenschaftliche Mitar-
beiter oder Lehrkräfte für besondere Aufgaben übernommen wor-
den sind, finden § 199 Abs. 1 sowie die §§ 202 bis 206 und die 
§§ 209 bis 216 dieses Gesetzes in seiner vor dem 1. Januar 1980 
geltenden Fassung mit folgenden Maßgaben weiterhin Anwen-
dung: 
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1. § 200 Abs. 2 und § 202 gelten für Hochschullehrer im Sinne 
des § 199 Abs. 1 der bisherigen Fassung und Fachhochschul-
lehrer, § 202 Abs. 3 auch für Direktoren der Institute für Lei-
besübungen und Akademische Räte entsprechend. 

2. Bei Beamten auf Widerruf wird das Beamtenverhältnis nach 
den bisher geltenden Vorschriften beendet. 

(2) Auf die Hochschulassistenten finden die sie betreffenden 
Vorschriften dieses Gesetzes in der vor dem 22. November 1987 
geltenden Fassung weiterhin Anwendung. Entsprechendes gilt für 
§ 203a in der vor dem 22. November 1987 geltenden Fassung für 
wissenschaftliche Mitarbeiter, die nach dieser Vorschrift in ein 
Beamtenverhältnis auf Zeit berufen worden sind. 

(3) Auf die Hochschuldozenten, wissenschaftlichen und künstle-
rischen Assistenten, Oberassistenten sowie Oberingenieure fin-
den die sie betreffenden Vorschriften dieses Gesetzes in der vor 
dem In-Kraft-Treten des Gesetzes zur Weiterentwicklung der 
Hochschulreform geltenden Fassung weiterhin Anwendung. 

§ 224 Besitzstandswahrung bei der Entpflichtung (1) Das 
Recht der nach § 119 des Gesetzes über die wissenschaftlichen 
Hochschulen übergeleiteten ordentlichen Professoren, nach Er-
reichen der Altersgrenze von ihren amtlichen Pflichten entbunden 
zu werden (Entpflichtung), bleibt unberührt; das gilt auch bei ei-
nem Wechsel des Dienstherrn. In diesen Fällen werden die 
Dienstbezüge nach der Entpflichtung und die Versorgungsbezüge 
der Hinterbliebenen auf der Grundlage des am 31. Dezember 
1979 geltenden Beamten- und Besoldungsrechts gewährt. Dabei 
wird das Grundgehalt nach der Dienstaltersstufe zugrunde gelegt, 
die bis zum Zeitpunkt der Entpflichtung hätte erreicht werden 
können; allgemeine Änderungen der Dienst- und Versorgungsbe-
züge im Sinne des § 70 Abs. 1 und 2 des Beamtenversorgungs-
gesetzes sind zu berücksichtigen. 

(2) Absatz 1 findet auf Antrag des Professors keine Anwen-
dung. Der Antrag kann nur gestellt werden, solange der Professor 
noch nicht entpflichtet ist. Ist der Professor vor der Entpflichtung 
verstorben, ohne einen Antrag nach den Sätzen 1 und 2 gestellt 
zu haben, so werden die Hinterbliebenenbezüge aufgrund der 
Besoldungsgruppe berechnet, in die der Professor zuletzt einge-
stuft war. 
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(3) Für die Entpflichtung der nach § 119 des Gesetzes über die 
wissenschaftlichen Hochschulen übergeleiteten ordentlichen Pro-
fessoren gilt § 202 Abs. 4 entsprechend. Die Vorschrift ist bis zum 
31. Dezember 2008 befristet. 

(4) Die Rechtsverhältnisse der am 31. Dezember 1979 ent-
pflichteten oder im Ruhestand befindlichen Beamten im Sinne des 
Abschnitts XIII in der vor dem 1. Januar 1980 geltenden Fassung 
und der zu diesem Zeitpunkt versorgungsberechtigten Hinterblie-
benen dieser Beamten bleiben unberührt. 

§ 238 (2) Die zur Ausführung dieses Gesetzes erforderlichen 
Verwaltungsverordnungen erlassen das Innenministerium und 
das Finanzministerium gemeinsam, soweit dieses Gesetz nichts 
anderes bestimmt. 
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Auszüge aus dem 
Besoldungsgesetz  

für das Land Nordrhein-Westfalen  
(Landesbesoldungsgesetz – LBesG) 

in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Februar 2005 
(GV. NRW. S. 154), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 

Hochschulfreiheitsgesetzes vom 31. Oktober 2006 (GV. NRW. 
S. 474), in Kraft getreten am 1. Januar 2007; Artikel 12 des 
Gesetzes vom 12. Dezember 2006 (GV. NRW. 622), in Kraft 

getreten am 1. Januar 2007; Artikel 1 des Gesetzes vom  
21. Dezember 2006 (GV. NRW. S. 631), in Kraft getreten am  

1. Januar 2007 – SGV. NRW. 20320 

Abschnitt 2  
Bestimmungen für Beamte  

der Bundesbesoldungsordnung W 

§ 11 Zuordnung von Ämtern der Bundesbesoldungsord-
nung W (1) Die Ämter der hauptberuflichen Mitglieder von 
Hochschulleitungen werden der Besoldungsgruppe W 3 zugeord-
net. Den Amtsbezeichnungen ist ein Zusatz auf die jeweilige 
Hochschule beizufügen.  

(2) Die Ämter der Professorinnen und Professoren sind nach 
Maßgabe sachgerechter Bewertung (§ 18 Bundesbesoldungsge-
setz) den Besoldungsgruppen W 2 und W 3 zuzuordnen. An 
Fachhochschulen darf der Anteil der W 3-Stellen bis zu 10 vom 
Hundert betragen. Das Nähere bestimmt der Haushalt. 

§ 12 Grundsätze für die Gewährung von Leistungsbezügen 
(1) Bei der Entscheidung über Leistungsbezüge nach § 33 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Bundesbesoldungsgesetzes (Berufungs- 
oder Bleibe-Leistungsbezüge) sind insbesondere die individuelle 
Qualifikation, vorliegende Evaluationsergebnisse, die Bewerber-
lage und die Arbeitsmarktsituation in dem jeweiligen Fach zu  
berücksichtigen. Die Leistungsbezüge werden in der Regel unbe-
fristet und als laufender Bezug vergeben. Es kann vereinbart 
werden, dass unbefristet gewährte Berufungs- oder Bleibe-Leis-
tungsbezüge an den regelmäßigen Besoldungsanpassungen teil-
nehmen. Neue oder höhere Leistungsbezüge nach § 33 Abs. 1 
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Satz 1 Nr. 1 des Bundesbesoldungsgesetzes sollen bei einem 
neuen Ruf frühestens nach Ablauf von drei Jahren seit der letzten 
Gewährung zugestanden werden. Berufungs-Leistungsbezüge 
sind bei der erstmaligen Übertragung einer Professur nach dem 
Erwerb der Einstellungsvoraussetzungen in der Regel nicht zu-
lässig. Die Gewährung von Bleibe-Leistungsbezügen setzt vo-
raus, dass die Professorin oder der Professor den Ruf einer ande-
ren Hochschule oder das Einstellungsangebot einer anderen 
Arbeitgeberin oder eines anderen Arbeitgebers vorlegt.  

(2) Für besondere Leistungen, die in der Regel über mehrere 
Jahre in den Bereichen Forschung, Lehre, Kunst, Weiterbildung 
oder Nachwuchsförderung erbracht werden, können besondere 
Leistungsbezüge nach § 33 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 des Bundesbe-
soldungsgesetzes gewährt werden. Sie sollen nicht vor Ablauf 
von fünf Jahren seit der Erstberufung zugestanden werden. Diese 
Leistungsbezüge können neben Leistungsbezügen nach § 33 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 des Bundesbesoldungsgesetzes gewährt und 
als Einmalzahlung oder als monatliche Zahlungen für einen Zeit-
raum von bis zu fünf Jahren befristet vergeben werden. 

(3) Befristete Leistungsbezüge nach § 33 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
und Nr. 2 des Bundesbesoldungsgesetzes können vorbehaltlich 
des Absatzes 4 höchstens bis zur Höhe von 40 vom Hundert des 
jeweiligen Grundgehalts in der Höhe für ruhegehaltfähig erklärt 
werden, in der sie jeweils mindestens für die Dauer von zehn Jah-
ren bezogen wurden. Bei mehreren befristeten Leistungsbezü-
gen, die für ruhegehaltfähig erklärt worden sind, wird der höchste 
Betrag berücksichtigt. Wurden mehrere solcher befristeter Leis-
tungsbezüge mindestens fünf Jahre nebeneinander gewährt, sind 
sie in der jeweils bezogenen Höhe ruhegehaltfähig. Treffen unbe-
fristete mit befristeten, für ruhegehaltfähig erklärten Leistungsbe-
zügen zusammen, findet Satz 3 entsprechende Anwendung. Im 
Übrigen können befristete Leistungsbezüge nur insoweit für ruhe-
gehaltfähig erklärt werden, als sie die unbefristeten ruhegehaltfä-
higen Leistungsbezüge übersteigen. 

(4) Leistungsbezüge nach § 33 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und Nr. 2 
des Bundesbesoldungsgesetzes können zusammen höchstens 
für 

– 2 vom Hundert der Inhaberinnen und Inhaber von W 2- oder 
W 3-Stellen bis zur Höhe von 50 vom Hundert des Grundge-
halts, 
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– 3 vom Hundert der Inhaberinnen und Inhaber von W 2- oder 
W 3-Stellen bis zur Höhe von 60 vom Hundert des Grundge-
halts,  

– 2 vom Hundert der Inhaberinnen und Inhaber von W 2- oder 
W 3-Stellen bis zur Höhe von 80 vom Hundert des Grundge-
halts 

für ruhegehaltfähig erklärt werden. 

(5) Hauptberuflichen Mitgliedern von Hochschulleitungen sowie 
Mitgliedern von Leitungsgremien an Hochschulen wird für die 
Dauer der Wahrnehmung dieser Aufgaben ein Funktions-Leis-
tungsbezug gewährt. Für die Wahrnehmung besonderer Aufga-
ben im Rahmen der Hochschulselbstverwaltung oder -leitung 
können Funktions-Leistungsbezüge gewährt werden. Die Bemes-
sung der Leistungsbezüge richtet sich nach § 18 des Bundesbe-
soldungsgesetzes, insbesondere sind die im Einzelfall mit der 
Aufgabe verbundene Verantwortung und Belastung sowie die 
Größe und Bedeutung der Hochschule zu berücksichtigen. Funk-
tions-Leistungsbezüge nach § 33 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 des Bun-
desbesoldungsgesetzes können teilweise erfolgsabhängig ver-
einbart werden; sie sind nach Maßgabe des § 33 Abs. 3 des 
Bundesbesoldungsgesetzes ruhegehaltfähig. Funktions-Leistungs-
bezüge nach Satz 1 nehmen an allgemeinen Besoldungsanpas-
sungen teil. 

§ 13 Bestimmung des Besoldungsdurchschnitts (1) Die 
durchschnittlichen Besoldungsausgaben für den in § 34 Abs. 1 
Satz 1 des Bundesbesoldungsgesetzes beschriebenen Perso-
nenkreis werden für das Jahr 2001 im Bereich der Universitäten 
und gleichgestellten Hochschulen auf 69.000 Euro, im Fachhoch-
schulbereich auf 58.000 Euro festgestellt. Sie werden ab dem 
Jahr 2005 für den Bereich der Fachhochschulen auf 59.789 Euro 
und gemäß § 34 Abs. 1 Satz 2 des Bundesbesoldungsgesetzes 
für den Bereich der Universitäten und gleichgestellten Hochschu-
len auf 73.752 Euro festgesetzt.  

(2) Weitere Erhöhungen des Besoldungsdurchschnitts gemäß 
§ 34 Abs. 1 Satz 2 des Bundesbesoldungsgesetzes und die Inan-
spruchnahme der Überschreitungsmöglichkeit gemäß § 34 Abs. 1 
Satz 3 des Bundesbesoldungsgesetzes sind gesetzlich zu regeln. 
Veränderungen aufgrund landesrechtlicher Regelungen gemäß 
§ 67 des Bundesbesoldungsgesetzes sind zu berücksichtigen.  
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(3) Das Finanzministerium wird ermächtigt, den Anteil des Be-
soldungsdurchschnitts, der gemäß § 34 Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 
des Bundesbesoldungsgesetzes nicht an den regelmäßigen Be-
soldungsanpassungen teilnimmt, nach den Verhältnissen des je-
weiligen Vorjahres festzusetzen und den jeweils maßgeblichen 
Besoldungsdurchschnitt, der sich unter Berücksichtigung der Be-
soldungsanpassungen, der Maßnahmen nach Absatz 2 sowie der 
Veränderungen der Stellenstruktur gemäß § 34 Abs. 2 Satz 3 des 
Bundesbesoldungsgesetzes ergibt, bekannt zu geben. 

§ 14 Forschungs- und Lehrzulage Professorinnen und Pro-
fessoren, die Mittel privater Dritter für Forschungs- oder Lehrvor-
haben der Hochschule einwerben und diese Vorhaben durchfüh-
ren, kann für die Dauer des Drittmittelflusses aus diesen Mitteln 
eine nichtruhegehaltfähige Zulage nach § 35 des Bundesbesol-
dungsgesetzes gewährt werden, soweit der Drittmittelgeber be-
stimmte Mittel ausdrücklich zu diesem Zweck vorgesehen hat. Ei-
ne Zulage darf nur gewährt werden, soweit neben den übrigen 
Kosten des Forschungs- oder Lehrvorhabens auch die Zulagen-
beträge durch die Drittmittel gedeckt sind. Die im Rahmen eines 
Lehrvorhabens anfallende Lehrtätigkeit ist auf die Lehrverpflich-
tung nicht anzurechnen. Forschungs- und Lehrzulagen dürfen in 
der Regel jährlich 100 vom Hundert des Jahresgrundgehalts der 
Professorin oder des Professors nicht überschreiten. 

§ 15 Verordnungsermächtigung Das Ministerium für Wissen-
schaft und Forschung wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem 
Finanzministerium durch Rechtsverordnung Grundsätze, Zustän-
digkeiten und Verfahren für die Vergabe von Leistungsbezügen 
nach Maßgabe der §§ 12 und 14 zu regeln. Für die Deutsche 
Hochschule der Polizei erlässt die Rechtsverordnung nach Satz 1 
das Innenministerium im Einvernehmen mit dem Finanzministeri-
um. In den Rechtsverordnungen kann bestimmt werden, dass 
Verfahrensregelungen zur Vergabe der Leistungsbezüge durch 
Hochschulordnung festgelegt werden dürfen. Für die Fachhoch-
schulen des Landes, die ausschließlich Ausbildungsgänge für den 
öffentlichen Dienst anbieten, erlässt die Rechtsverordnung nach 
Satz 1 das jeweils zuständige Ministerium im Einvernehmen mit 
dem Finanzministerium. 
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Gesetz  
zur Gleichstellung von Frauen und Männern  

für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Landesgleichstellungsgesetz – LGG) 

vom 9. November 1999 
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Abschnitt I 
Allgemeine Bestimmungen  

§ 1 Ziel des Gesetzes  (1) Dieses Gesetz dient der Verwirkli-
chung des Grundrechts der Gleichberechtigung von Frauen und 
Männern. Nach Maßgabe dieses Gesetzes und anderer Vorschrif-
ten zur Gleichstellung von Frauen und Männern werden Frauen 
gefördert, um bestehende Benachteiligungen abzubauen. Ziel des 
Gesetzes ist es auch, die Vereinbarkeit von Beruf und Familie für 
Frauen und Männer zu verbessern. 

(2) Frauen und Männer dürfen wegen ihres Geschlechts nicht 
diskriminiert werden. Eine Diskriminierung liegt auch dann vor, 
wenn sich eine geschlechtsneutral formulierte Regelung oder 
Maßnahme tatsächlich auf ein Geschlecht wesentlich häufiger 



Hochschulgesetz NRW 

164 

nachteilig oder seltener vorteilhaft auswirkt und dies nicht durch 
zwingende Gründe objektiv gerechtfertigt ist. Maßnahmen zur 
Förderung von Frauen mit dem Ziel, tatsächlich bestehende Un-
gleichheiten zu beseitigen, bleiben unberührt. 

(3) Die Erfüllung des Verfassungsauftrages aus Artikel 3 Abs. 2 
des Grundgesetzes und die Umsetzung dieses Gesetzes sind be-
sondere Aufgaben der Dienstkräfte mit Leitungsfunktionen. 

§ 2 Geltungsbereich (1) Dieses Gesetz gilt, soweit es nichts 
anderes bestimmt, für die Verwaltungen des Landes, der Ge-
meinden und Gemeindeverbände und der sonstigen der Aufsicht 
des Landes unterstehenden Körperschaften, Anstalten und Stif-
tungen des öffentlichen Rechts, für die Eigenbetriebe und Kran-
kenhäuser des Landes, der Gemeinden und Gemeindeverbände 
sowie für die Gerichte und Hochschulen, den Landesrechnungs-
hof, die Landesbeauftragte und den Landesbeauftragten für den 
Datenschutz, die Verwaltung des Landtages und für den West-
deutschen Rundfunk Köln. Dieses Gesetz gilt nicht für die Provin-
zial-Versicherungsanstalten der Rheinprovinz und den Verband 
öffentlicher Versicherer. 

(2) Auf die Sparkassen, die Landesbank Nordrhein-Westfalen, 
die LBS Westdeutsche Landesbausparkasse, die Westfälischen 
Provinzial-Versicherungsanstalten und die Lippische Landes-
Brandversicherungsanstalt finden die §§ 1 bis 4, § 5a Abs. 1, § 6 
Abs. 1, § 7, die §§ 12 bis 14, § 15 Abs. 1 und 3 sowie § 17 An-
wendung. Die in Satz 1 genannten Stellen haben im Übrigen 
durch eigene ihren Aufgaben Rechnung tragende Regelungen zu 
gewährleisten, dass das Ziel der Gleichstellung von Frau und 
Mann in gleicher oder besserer Weise verwirklicht wird. Auf den 
Westdeutschen Rundfunk Köln findet Satz 1 Anwendung. 

(3) Bei der Gründung eines Unternehmens in Rechtsformen des 
Privatrechts durch das Land, eine Gemeinde oder einen Gemein-
deverband soll die Anwendung dieses Gesetzes im Gesell-
schaftsvertrag vereinbart werden. Gehört dem Land, einer Ge-
meinde oder einem Gemeindeverband allein oder gemeinsam mit 
anderen Gebietskörperschaften die Mehrheit der Anteile eines 
Unternehmens in einer Rechtsform des privaten Rechts, wirken 
die Vertreterinnen und Vertreter darauf hin, dass in dem Unter-
nehmen die Ziele dieses Gesetzes beachtet werden. 
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§ 3 Begriffsbestimmung (1) Dienststellen im Sinne dieses 
Gesetzes sind die Behörden und Einrichtungen des Landes und 
die in § 2 genannten Stellen. Dienststellen für die im Landes-
dienst beschäftigten Lehrkräfte sind die Bezirksregierungen und 
die Schulämter. 

(2) Beschäftigte im Sinne des Gesetzes sind Beamtinnen und 
Beamte, Richterinnen und Richter, Angestellte, Arbeiterinnen und 
Arbeiter sowie Auszubildende. Kommunale Wahlbeamtinnen und 
Wahlbeamte sowie Beamtinnen und Beamte, die nach § 38 des 
Landesbeamtengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 1. Mai 1981 (GV. NRW. S. 234), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 20. April 1999 (GV. NRW. S. 148) jederzeit in den 
einstweiligen Ruhestand versetzt werden können, sind keine Be-
schäftigten im Sinne dieses Gesetzes. 

(3) Stellen im Sinne dieses Gesetzes sind Planstellen und an-
dere Stellen im Sinne von § 17 der Landeshaushaltsordnung 
(LHO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. April 1999 
(GV. NRW. S. 158). 

§ 4 Sprache  Gesetze und andere Rechtsvorschriften sollen 
sprachlich der Gleichstellung von Frauen und Männern Rechnung 
tragen. Im dienstlichen Schriftverkehr ist auf die sprachliche 
Gleichbehandlung von Frauen und Männern zu achten. In Vor-
drucken sind geschlechtsneutrale Personenbezeichnungen zu 
verwenden. Sofern diese nicht gefunden werden können, sind die 
weibliche und die männliche Sprachform zu verwenden. 

Abschnitt II 
Maßnahmen zur Frauenförderung  

§ 5 Leistungsorientierte Mittelvergabe  Bei der leistungsori-
entierten Mittelvergabe an Hochschulen und deren medizinische 
Einrichtungen sind auch Fortschritte bei der Erfüllung des Gleich-
stellungsauftrages aus Artikel 3 Abs. 2 Grundgesetz und der Um-
setzung dieses Gesetzes zu berücksichtigen. Fortschritte sind 
insbesondere zu messen am Umfang der Teilhabe von Frauen an 
innovativen Entwicklungen und Projekten, am Anteil von Frauen 
bei den wissenschaftlich Beschäftigten und Professuren sowie 
Juniorprofessuren und am Abbau der Unterrepräsentanz von 
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Studentinnen vor allem in natur-, ingenieurwissenschaftlichen und 
medizinischen Studiengängen. 

§ 5a Erstellung und Fortschreibung von Frauenförderplänen    
(1) Jede Dienststelle mit mindestens 20 Beschäftigten erstellt im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit für Personalangelegenheiten jeweils 
für den Zeitraum von drei Jahren einen Frauenförderplan; in an-
deren Dienststellen kann ein Frauenförderplan aufgestellt werden. 
In der Hochschule besteht der Frauenförderplan aus einem Rah-
menplan für die gesamte Hochschule und aus den Frauenförder-
plänen der Fachbereiche, der Verwaltung, der zentralen wissen-
schaftlichen Einrichtungen und der zentralen Betriebseinheiten, 
soweit mindestens 20 Beschäftigte vorhanden sind. Die Frauen-
förderpläne der Fachbereiche können weiter differenziert werden. 
Mehrere Dienststellen können in einem Frauenförderplan zusam-
mengefasst werden. Die Zusammenfassung darf eine erhebliche 
Unterrepräsentanz von Frauen in einer Dienststelle nicht durch 
eine erhebliche Überrepräsentanz von Frauen in anderen Dienst-
stellen ausgleichen. Der Frauenförderplan ist fortzuschreiben. 

(2) In der Landesverwaltung sind Frauenförderpläne der Dienst-
stelle vorzulegen, die die unmittelbare allgemeine Dienstaufsicht 
über die Dienststellen ausübt, für die der Frauenförderplan aufge-
stellt ist. Über die Frauenförderpläne der Hochschulen beschließt 
der Senat. Widerspricht die Gleichstellungsbeauftragte einer 
nachgeordneten Dienststelle oder einer Hochschule dem Frauen-
förderplan, ist der Frauenförderplan der Dienststelle nach Satz 1 
zur Zustimmung vorzulegen. 

(3) Der Frauenförderplan beim Landtag wird im Benehmen mit 
dem Landtagspräsidium aufgestellt. 

(4) In den Gemeinden und Gemeindeverbänden sind die Frau-
enförderpläne durch die Vertretung der kommunalen Körperschaft 
zu beschließen. 

(5) Frauenförderpläne der sonstigen der Aufsicht des Landes 
unterstehenden juristischen Personen des öffentlichen Rechts 
werden im Benehmen mit deren verfassungsmäßig zuständigen 
obersten Organen aufgestellt. 

(6) Nach Ablauf des Frauenförderplans hat die Dienststelle, die 
den Frauenförderplan aufstellt, einen Bericht über die Personal-
entwicklung und die durchgeführten Maßnahmen zu erarbeiten 
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und der nach den Absätzen 2 bis 5 zuständigen Stelle gemein-
sam mit der Fortschreibung des Frauenförderplanes vorzulegen. 
Sind während der Geltungsdauer des Frauenförderplans ergän-
zende Maßnahmen im Sinne des § 6 Abs. 5 ergriffen worden, 
sind die Gründe im Bericht darzulegen. 

(7) Der Bericht zum Frauenförderplan in Hochschulen und de-
ren medizinische Einrichtungen nimmt auch Stellung zu den durch 
die leistungsorientierte Mittelvergabe (§ 5) erreichten Fortschritten 
bei der Erfüllung des Gleichstellungsauftrages und der Umset-
zung dieses Gesetzes. 

(8) Die Frauenförderpläne, die Berichte über die Personalent-
wicklung und die nach Maßgabe des Frauenförderplans durchge-
führten Maßnahmen sind in den Dienststellen, deren Personal sie 
betreffen, und in den Schulen bekannt zu machen. 

§ 6 Inhalt des Frauenförderplanes (1) Gegenstand des 
Frauenförderplanes sind Maßnahmen zur Förderung der Gleich-
stellung, der Vereinbarkeit von Beruf und Familie und zum Abbau 
der Unterrepräsentanz von Frauen. 

(2) Grundlagen des Frauenförderplanes sind eine Bestandsauf-
nahme und Analyse der Beschäftigtenstruktur sowie eine Progno-
se der zu besetzenden Stellen und der möglichen Beförderungen 
und Höhergruppierungen. 

(3) Der Frauenförderplan enthält für jeweils drei Jahre konkrete 
Zielvorgaben bezogen auf den Anteil von Frauen bei Einstellun-
gen, Beförderungen und Höhergruppierungen, um den Frauenan-
teil in den Bereichen, in denen sie unterrepräsentiert sind, auf 50 
vom Hundert zu erhöhen. 

(4) Im Frauenförderplan ist festzulegen, mit welchen personel-
len, organisatorischen und fortbildenden Maßnahmen die Zielvor-
gaben nach Absatz 3 erreicht werden sollen. Ist absehbar, dass 
auf Grund personalwirtschaftlicher Regelungen Stellen gesperrt 
werden oder entfallen, soll der Frauenförderplan Maßnahmen 
aufzeigen, die geeignet sind, ein Absinken des Frauenanteils zu 
verhindern. Der Frauenförderplan enthält auch Maßnahmen zur 
besseren Vereinbarkeit von Familie und Beruf, zur Verbesserung 
der Arbeitsbedingungen und der Arbeitszeitgestaltung und zur 
Aufwertung von Tätigkeiten an überwiegend mit Frauen besetzten 
Arbeitsplätzen. 
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(5) Wird während der Geltungsdauer des Frauenförderplans er-
kennbar, dass dessen Ziele nicht erreicht werden, sind ergänzen-
de Maßnahmen zu ergreifen. 

(6) Wenn die Zielvorgaben des Frauenförderplans im Hinblick 
auf Einstellungen, Beförderungen und Höhergruppierungen von 
Frauen innerhalb des vorgesehenen Zeitraumes nicht erfüllt wor-
den sind, ist bis zur Erfüllung der Zielvorgaben bei jeder Einstel-
lung, Beförderung und Höhergruppierung eines Mannes in einem 
Bereich, in dem Frauen unterrepräsentiert sind, eine besondere 
Begründung durch die Dienststelle notwendig. 

§ 7 Vergabe von Ausbildungsplätzen, Einstellungen, Beför-
derungen und Übertragung höherwertiger Tätigkeiten (1) Bei 
gleicher Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung sind Frauen 
bei Begründung eines Beamten- oder Richterverhältnisses nach 
Maßgabe von § 8 Abs. 4, § 199 Abs. 2 des Landesbeamtenge-
setzes bevorzugt zu berücksichtigen. Für Beförderungen gilt § 25 
Abs. 6 des Landesbeamtengesetzes. 

(2) Bei gleicher Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung 
sind Frauen bei Begründung eines Arbeitsverhältnisses bevorzugt 
einzustellen, soweit in dem Zuständigkeitsbereich der für die Per-
sonalauswahl zuständigen Dienststelle in der jeweiligen Gruppe 
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer weniger Frauen als 
Männer sind, sofern nicht in der Person eines Mitbewerbers lie-
gende Gründe überwiegen. Satz 1 gilt auch für die Übertragung 
höherwertiger Tätigkeiten, soweit in der damit verbundenen Ver-
gütungs- oder Lohngruppe der jeweiligen Gruppe der Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer weniger Frauen als Männer sind. 

(3) Gruppen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sind die 
Angestellten der Vergütungsgruppen des Bundes-Angestelltenta-
rifvertrages (BAT) in Tätigkeiten, die im Bereich der Beamtinnen 
und Beamten in einer Laufbahn erfasst sind und deren Gruppen-
zugehörigkeit sich im Vergleich von Vergütungs- und Besol-
dungsgruppen unter Berücksichtigung des § 11 BAT bestimmen 
lässt. Arbeiterinnen und Arbeiter bis Lohngruppe 2a sowie ab 
Lohngruppe 3 der Lohngruppenverzeichnisse zum Manteltarifver-
trag für Arbeiterinnen und Arbeiter des Bundes und der Länder 
(MTArb) und zum Bundesmanteltarifvertrag für Arbeiter gemeind-
licher Verwaltungen und Betriebe (BMT-G II) bilden jeweils eine 
Gruppe der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. Zu den Ange-
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stellten, Arbeiterinnen und Arbeitern gehören auch die Auszubil-
denden. In Bereichen, in denen die genannten Tarifverträge nicht 
gelten, bilden eine Gruppe der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer diejenigen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in art-
verwandten und in aufeinander aufbauenden Tätigkeitsbereichen, 
deren Tätigkeiten üblicherweise eine gleiche Vorbildung oder eine 
gleiche Ausbildung oder eine gleiche Berufserfahrung vorausset-
zen. 

(4) Für Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer, wissen-
schaftliche und künstlerische Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im 
Angestelltenverhältnis sowie für wissenschaftliche, künstlerische 
und studentische Hilfskräfte gilt als zuständige Dienststelle der 
Fachbereich oder die Einheit gemäß § 25a HG. Soweit Hoch-
schullehrerinnen und Hochschullehrer im Angestelltenverhältnis 
beschäftigt werden sollen, werden Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrer im Beamtenverhältnis in die Berechnung nach 
Absatz 1 einbezogen. Die Hochschullehrerinnen und Hochschul-
lehrer, die akademischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dersel-
ben Vergütungsgruppe, die wissenschaftlichen und künstleri-
schen Hilfskräfte und die studentischen Hilfskräfte gelten jeweils 
als eine Gruppe der Arbeiternehmerinnen und Arbeitnehmer. 

(5) Die Absätze 1 Satz 2 und 2 Satz 2 gelten entsprechend für 
Umsetzungen, soweit damit die Übertragung eines höherbewerte-
ten Dienstpostens verbunden ist, und für die Zulassung zum Auf-
stieg. 

§ 8 Ausschreibung (1) In Bereichen, in denen Frauen nach 
Maßgabe des § 7 unterrepräsentiert sind, sind zu besetzende 
Stellen in allen Dienststellen des Dienstherrn oder Arbeitgebers 
auszuschreiben. Soweit Stellen auf Grund besonderer fachspezi-
fischer Anforderungen mit Absolventinnen und Absolventen ein-
schlägiger Ausbildungsgänge besetzt werden müssen, die nicht in 
allen Dienststellen beschäftigt sind, sind diese in den jeweiligen 
Dienststellen des Dienstherrn oder Arbeitgebers auszuschreiben. 
Darüber hinaus kann im Benehmen mit der Gleichstellungsbeauf-
tragten von dienststellenübergreifender Ausschreibung abgese-
hen werden. Bei befristeten Beschäftigungsverhältnissen des wis-
senschaftlichen Personals an Hochschulen kann entsprechend 
den Sätzen 1 und 2 verfahren werden. 
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(2) Liegen nach einer Ausschreibung in allen Dienststellen des 
Dienstherrn oder Arbeitgebers keine Bewerbungen von Frauen 
vor, die die geforderte Qualifikation erfüllen, und ist durch haus-
haltsrechtliche Bestimmungen eine interne Besetzung nicht zwin-
gend vorgeschrieben, soll die Ausschreibung öffentlich einmal 
wiederholt werden. Im Einvernehmen mit der Gleichstellungsbe-
auftragten kann von einer öffentlichen Ausschreibung abgesehen 
werden. 

(3) Ausbildungsplätze sind öffentlich auszuschreiben. Beträgt 
der Frauenanteil in einem Ausbildungsgang weniger als 20 vom 
Hundert, ist zusätzlich öffentlich mit dem Ziel zu werben, den 
Frauenanteil zu erhöhen. Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. 

(4) In der Ausschreibung sind sowohl die männliche als auch 
die weibliche Form zu verwenden, es sei denn, ein bestimmtes 
Geschlecht ist unverzichtbare Voraussetzung für die Tätigkeit. In 
der Ausschreibung ist darauf hinzuweisen, dass Bewerbungen 
von Frauen ausdrücklich erwünscht sind und Frauen bei gleicher 
Eignung, Befähigung und fachlicher Leistung bevorzugt berück-
sichtigt werden, sofern nicht in der Person eines Mitbewerbers 
liegende Gründe überwiegen. 

(5) Die Ausschreibung hat sich ausschließlich an den Anforde-
rungen des zu besetzenden Arbeitsplatzes oder des zu übertra-
genden Amtes zu orientieren. 

(6) Soweit zwingende dienstliche Belange nicht entgegenste-
hen, sind die Stellen einschließlich der Funktionen mit Vorgesetz-
ten- und Leitungsaufgaben zur Besetzung auch in Teilzeit auszu-
schreiben. 

(7) Weitergehende Vorschriften über eine Ausschreibung blei-
ben unberührt. 

(8) Von einer Ausschreibung im Sinne der Absätze 1 und 2 
kann abgesehen werden bei  
1. Stellen der Beamtinnen und Beamten im Sinne des § 38 des 

Landesbeamtengesetzes;  
2. Stellen, die Anwärterinnen und Anwärtern oder Auszubilden-

den vorbehalten sein sollen;  
3. Stellen, deren Besetzung nicht mit der Übertragung eines hö-

herbewerteten Dienstpostens verbunden sind;  
4. Stellen der kommunalen Wahlbeamtinnen und -wahlbeamten.  
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§ 9 Vorstellungsgespräch (1) In Bereichen, in denen Frauen 
unterrepräsentiert sind, sind mindestens ebenso viele Frauen wie 
Männer oder alle Bewerberinnen zum Vorstellungsgespräch ein-
zuladen, wenn sie die geforderte Qualifikation für die Besetzung 
des Arbeitsplatzes oder des zu übertragenden Amtes erfüllen. 

(2) Auswahlkommissionen sollen zur Hälfte mit Frauen besetzt 
werden. Ist dies aus zwingenden Gründen nicht möglich, sind die 
Gründe aktenkundig zu machen. 

(3) Fragen nach einer bestehenden oder geplanten Schwan-
gerschaft sowie der Betreuung von Kindern neben der Berufstä-
tigkeit sind unzulässig. 

§ 10 Auswahlkriterien (1) Für die Beurteilung von Eignung, 
Befähigung und fachlicher Leistung sind ausschließlich die Anfor-
derungen des zu besetzenden Arbeitsplatzes oder des zu verge-
benden Amtes maßgeblich. Bei der Qualifikationsbeurteilung sol-
len Erfahrungen und Fähigkeiten aus der Betreuung von Kindern 
und Pflegebedürftigen einbezogen werden, soweit diese für die zu 
übertragende Aufgabe von Bedeutung sind. 

(2) Vorangegangene Teilzeitbeschäftigungen, Unterbrechungen 
der Erwerbstätigkeit und Verzögerungen beim Abschluss der 
Ausbildung auf Grund der Betreuung von Kindern oder pflege-
bedürftiger Angehöriger dürfen nicht nachteilig berücksichtigt  
werden. Die dienstrechtlichen Vorschriften bleiben unberührt.  
Familienstand, Einkommensverhältnisse des Partners oder der 
Partnerin und die Zahl der unterhaltsberechtigten Personen dür-
fen nicht berücksichtigt werden. 

§ 11 Fortbildung (1) Bei der Vergabe von Plätzen für Fortbil-
dungsmaßnahmen, insbesondere für Weiterqualifikationen, sind – 
soweit die erforderlichen Voraussetzungen erfüllt sind – weibliche 
Beschäftigte mindestens entsprechend ihrem Anteil an den Be-
werbungen zu der Fortbildungsmaßnahme zuzulassen. 

(2) Für weibliche Beschäftigte werden auch besondere Fortbil-
dungsmaßnahmen angeboten, die auf die Übernahme von Tätig-
keiten vorbereiten, bei denen Frauen unterrepräsentiert sind. 

(3) Die Fortbildungsmaßnahmen sollen so durchgeführt werden, 
dass Beschäftigten, die Kinder betreuen oder pflegebedürftige 
Angehörige versorgen, sowie Teilzeitbeschäftigten die Teilnahme 
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möglich ist. Entstehen durch die Teilnahme an Fortbildungsmaß-
nahmen notwendige Kosten für die Betreuung von Kindern unter 
zwölf Jahren, so sind diese vom Dienstherrn oder Arbeitgeber zu 
erstatten. 

(4) In das Fortbildungsangebot sind regelmäßig die Themen 
Gleichstellung von Frau und Mann und Schutz vor sexueller Be-
lästigung am Arbeitsplatz aufzunehmen. Dies gilt insbesondere 
für die Fortbildung von Beschäftigten mit Leitungsaufgaben und 
von Beschäftigten, die im Organisations- und Personalwesen tätig 
sind. 

(5) Frauen sind verstärkt als Leiterinnen und Referentinnen für 
Fortbildungsmaßnahmen einzusetzen. 

§ 12 Gremien (1) Kommissionen, Beiräte, Verwaltungs- und 
Aufsichtsräte sowie sonstige Gremien sollen geschlechtsparitä-
tisch besetzt werden. Bei der Aufstellung von Listen und Kandida-
turen für Wahlgremien und -organe soll auf die paritätische Re-
präsentanz geachtet werden. 

(2) Werden bei Dienststellen nach § 3 Gremien gebildet oder 
wiederbesetzt, sollen die entsendenden Stellen ebenso viele 
Frauen wie Männer benennen. Besteht das Benennungsrecht nur 
für eine Person, sollen Frauen und Männer alternierend berück-
sichtigt werden. Bei ungerader Personenzahl gilt Satz 2 entspre-
chend für die letzte Position. Die Sätze 1 bis 3 gelten für die  
Begründung der Mitgliedschaft in einem Gremium durch Beru-
fungsakt einer Dienststelle entsprechend. Weitergehende Vor-
schriften bleiben unberührt. 

(3) Absatz 2 gilt entsprechend für die Entsendung von Vertrete-
rinnen und Vertretern durch Dienststellen oder Einrichtungen im 
Sinne des § 3 in Gremien außerhalb des Geltungsbereiches die-
ses Gesetzes. 

(4) Die Umsetzung der Bestimmungen zur Gremienbesetzung 
ist in den Frauenförderbericht aufzunehmen. 

Abschnitt III 
Maßnahmen zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie  

§ 13 Arbeitszeit und Teilzeit (1) Im Rahmen der gesetzlichen, 
tarifvertraglichen oder sonstigen Regelungen der Arbeitszeit sind 
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Beschäftigten, die mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder ei-
nen pflegebedürftigen sonstigen Angehörigen tatsächlich betreu-
en oder pflegen, Arbeitszeiten zu ermöglichen, die eine Verein-
barkeit von Beruf und Familie erleichtern, soweit zwingende 
dienstliche Belange nicht entgegenstehen. 

(2) Die Dienststellen sollen ihre Beschäftigten über die Möglich-
keiten von Teilzeitbeschäftigung informieren. Sie sollen den Be-
schäftigten dem Bedarf entsprechend Teilzeitarbeitsplätze an-
bieten; dies gilt auch für Arbeitsplätze mit Vorgesetzten- und 
Leitungsaufgaben. 

(3) Anträgen von Beschäftigten auf Ermäßigung der regelmäßi-
gen Arbeitszeit bis auf die Hälfte zur tatsächlichen Betreuung  
oder Pflege mindestens eines Kindes unter 18 Jahren oder eines 
pflegebedürftigen sonstigen Angehörigen ist zu entsprechen, so-
weit zwingende dienstliche Belange nicht entgegenstehen. Die 
Teilzeitbeschäftigung ist bis zur Dauer von fünf Jahren mit der 
Möglichkeit der Verlängerung zu befristen. 

(4) Die Ermäßigung der Arbeitszeit darf das berufliche Fort-
kommen nicht beeinträchtigen; eine unterschiedliche Behandlung 
von Beschäftigten mit ermäßigter Arbeitszeit gegenüber Beschäf-
tigten mit regelmäßiger Arbeitszeit ist nur zulässig, wenn zwin-
gende sachliche Gründe sie rechtfertigen. Teilzeitbeschäftigung 
darf sich nicht nachteilig auf die dienstliche Beurteilung auswir-
ken. 

(5) Beschäftigte, die eine Teilzeitbeschäftigung beantragen, 
sind auf die Folgen der ermäßigten Arbeitszeit, insbesondere auf 
die beamten-, arbeits-, versorgungs- und rentenrechtlichen Fol-
gen hinzuweisen. 

(6) Bei Teilzeitbeschäftigung aus familiären Gründen im Sinne 
des Absatzes 3 ist unter Ausschöpfen aller haushaltsrechtlichen 
Möglichkeiten ein personeller, sonst ein organisatorischer Aus-
gleich vorzunehmen. 

(7) Wenn den Beschäftigten die Teilzeitbeschäftigung im bishe-
rigen Umfang nicht mehr zugemutet werden kann und dienstliche 
Belange nicht entgegenstehen, soll eine Änderung des Umfangs 
der Teilzeitbeschäftigung oder der Übergang zur Vollzeitbeschäf-
tigung vorrangig zugelassen werden. 
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§ 14 Beurlaubung  (1) Anträgen von Beschäftigten auf Be-
urlaubung zur tatsächlichen Betreuung oder Pflege mindestens 
eines Kindes unter 18 Jahren oder eines pflegebedürftigen sons-
tigen Angehörigen ist zu entsprechen, soweit zwingende dienstli-
che Belange nicht entgegenstehen. Die Beurlaubung ist bis zur 
Dauer von drei Jahren mit der Möglichkeit der Verlängerung zu 
befristen. 

(2) Nach Beendigung der Beurlaubung oder des Erziehungsur-
laubes sollen die Beschäftigten in der Regel wieder am alten 
Dienstort oder wohnortnah eingesetzt werden. 

(3) § 13 Abs. 5 gilt entsprechend. 

(4) Bei Beurlaubungen aus familiären Gründen im Sinne des 
Absatzes 1 Satz 1 und bei Inanspruchnahme von Erziehungsur-
laub ist unter Ausschöpfen aller haushaltsrechtlichen Möglichkei-
ten ein personeller, sonst ein organisatorischer Ausgleich vorzu-
nehmen. 

(5) Beurlaubten Beschäftigten im Sinne des Absatzes 4 sind 
insbesondere Urlaubs- und Krankheitsvertretungen vorrangig an-
zubieten. 

(6) Mit den Beschäftigten sind rechtzeitig vor Ablauf einer Beur-
laubung und des Erziehungsurlaubes Beratungsgespräche zu 
führen, in denen sie über die Möglichkeiten ihrer Beschäftigung 
nach der Beurlaubung informiert werden. 

(7) Beschäftigte, die sich im Erziehungsurlaub oder in einer Be-
urlaubung befinden, sollen über das Fortbildungsangebot unter-
richtet werden; im Rahmen des bestehenden Angebotes sind ih-
nen Fortbildungsmaßnahmen anzubieten, die geeignet sind, 
einen Wiedereinstieg in den Beruf zu erleichtern. 

(8) Streben beurlaubte Beschäftigte wieder eine Vollzeit- oder 
Teilzeitbeschäftigung an, gilt § 13 Abs. 7 entsprechend. 

Abschnitt IV 
Gleichstellungsbeauftragte  

§ 15 Bestellung der Gleichstellungsbeauftragten und der An-
sprechpartnerinnen für Gleichstellungsfragen (1) Jede Dienst-
stelle mit mindestens 20 Beschäftigten bestellt eine Gleichstel-
lungsbeauftragte und eine Stellvertreterin. Soweit auf Grund von 
Satz 1 eine Gleichstellungsbeauftragte nicht zu bestellen ist, 
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nimmt die Gleichstellungsbeauftragte der übergeordneten Dienst-
stelle oder der Dienststelle, die die Rechtsaufsicht ausübt, diese 
Aufgabe wahr. 

(2) An Schulen und Studienseminaren, an denen die weiblichen 
Mitglieder der Lehrerkonferenz oder der Seminarkonferenz dies 
beschließen, wird eine Ansprechpartnerin für Gleichstellungsfra-
gen bestellt. 

(3) Als Gleichstellungsbeauftragte ist eine Frau zu bestellen. Ih-
re fachliche Qualifikation soll den umfassenden Anforderungen ih-
res Aufgabengebietes gerecht werden. 

§ 16 Dienstliche Stellung der Gleichstellungsbeauftragten   
(1) Die Gleichstellungsbeauftragte nimmt ihre Aufgabe als Ange-
hörige der Verwaltung der Dienststelle wahr. Dabei ist sie von 
fachlichen Weisungen frei. Ein Interessenwiderstreit mit ihren 
sonstigen dienstlichen Aufgaben soll vermieden werden. 

(2) Die Gleichstellungsbeauftragte ist mit den zur Erfüllung ihrer 
Aufgaben notwendigen sächlichen Mitteln auszustatten und bei 
Bedarf personell zu unterstützen. Sie ist im erforderlichen Umfang 
von den sonstigen dienstlichen Aufgaben im Rahmen der verfüg-
baren Stellen zu entlasten. Die Entlastung soll in der Regel betra-
gen 
a. in Dienststellen mit mehr als 200 Beschäftigten mindestens 

die Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit, 
b. in Dienststellen mit mehr als 500 Beschäftigten mindestens 

die volle regelmäßige Arbeitszeit. 
In Fällen von § 15 Abs. 1 Satz 2 ist die Zahl der Beschäftigten der 
nachgeordneten Dienststellen oder der Dienststellen, die der Auf-
sicht des Landes unterstehen, bei der Entlastungsregelung der 
zuständigen Gleichstellungsbeauftragten zusätzlich zu berück-
sichtigen. 

(3) Die Gleichstellungsbeauftragte und ihre Stellvertreterin dür-
fen wegen ihrer Tätigkeit nicht benachteiligt oder begünstigt wer-
den; dies gilt auch für ihre berufliche Entwicklung. 

(4) Sie haben auch über die Zeit ihrer Bestellung hinaus Ver-
schwiegenheit über die persönlichen Verhältnisse von Beschäftig-
ten und andere vertrauliche Angelegenheiten zu wahren. 
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§ 17 Aufgaben der Gleichstellungsbeauftragten (1) Die 
Gleichstellungsbeauftragte unterstützt die Dienststelle und wirkt 
mit bei der Ausführung dieses Gesetzes sowie aller Vorschriften 
und Maßnahmen, die Auswirkungen auf die Gleichstellung von 
Frau und Mann haben oder haben können; dies gilt insbesondere 
für 
1. soziale, organisatorische und personelle Maßnahmen, ein-

schließlich Stellenausschreibungen, Auswahlverfahren und 
Vorstellungsgespräche; die Gleichstellungsbeauftragte ist 
gleichberechtigtes Mitglied von Beurteilungsbesprechungen;  

2. die Aufstellung und Änderung des Frauenförderplans sowie 
die Erstellung des Berichts über die Umsetzung des Frauen-
förderplans. 

(2) Zu den Aufgaben der Gleichstellungsbeauftragten gehören 
auch die Beratung und Unterstützung der Beschäftigten in Fragen 
der Gleichstellung. 

§ 18 Rechte der Gleichstellungsbeauftragten (1) Die Gleich-
stellungsbeauftragte erhält Einsicht in alle Akten, die Maßnahmen 
betreffen, an denen sie zu beteiligen ist. Bei Personalentschei-
dungen gilt dies auch für Bewerbungsunterlagen, einschließlich 
der von Bewerberinnen und Bewerbern, die nicht in die engere 
Auswahl einbezogen werden, sowie für Personalakten nach 
Maßgabe der Grundsätze des § 102 Abs. 3 des Landesbeamten-
gesetzes. 

(2) Die Gleichstellungsbeauftragte ist frühzeitig über beabsich-
tigte Maßnahmen zu unterrichten und anzuhören. Ihr ist innerhalb 
einer angemessenen Frist, die in der Regel eine Woche nicht un-
terschreiten darf, Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Bei 
fristlosen Entlassungen und außerordentlichen Kündigungen be-
trägt die Frist drei Arbeitstage; die Personalvertretung kann zeit-
gleich mit der Unterrichtung der Gleichstellungsbeauftragten be-
teiligt werden. Soweit die Maßnahme einer anderen Dienststelle 
zur Entscheidung vorgelegt wird, kann die Gleichstellungsbe-
auftragte eine schriftliche Stellungnahme beifügen; bei fristlosen 
Entlassungen und außerordentlichen Kündigungen ist die Ange-
legenheit unbeschadet des Vorliegens der Stellungnahme unver-
züglich der zuständigen Dienststelle vorzulegen. 

(3) Wird die Gleichstellungsbeauftragte nicht rechtzeitig an ei-
ner Maßnahme beteiligt, ist die Entscheidung über die Maßnahme 
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für eine Woche auszusetzen und die Beteiligung nachzuholen. 
Bei außerordentlichen Kündigungen und fristlosen Entlassungen 
beträgt die Frist drei Arbeitstage. Die Dienststellenleitung kann bei 
Maßnahmen, die der Natur der Sache nach keinen Aufschub dul-
den, bis zur endgültigen Entscheidung vorläufige Regelungen 
treffen. Sie hat der Gleichstellungsbeauftragten die vorläufige Re-
gelung mitzuteilen und zu begründen. 

(4) Die Gleichstellungsbeauftragte hat ein unmittelbares Vor-
tragsrecht bei der Dienststellenleitung. Ihr ist Gelegenheit zur 
Teilnahme an allen Besprechungen ihrer Dienststelle zu geben, 
die Angelegenheiten ihres Aufgabenbereichs betreffen. Dies gilt 
auch für Besprechungen nach § 63 des Landespersonalver-
tretungsgesetzes (LPVG) vom 3. Dezember 1974 (GV. NRW.  
S. 1514), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. April 1999  
(GV. NRW. S. 148). 

(5) Die Gleichstellungsbeauftragte kann Sprechstunden für die 
Beschäftigten durchführen und einmal im Jahr eine Versammlung 
der weiblichen Beschäftigten einberufen. Sie kann sich ohne Ein-
haltung des Dienstweges an andere Gleichstellungsbeauftragte 
und an die für die Gleichstellung von Frau und Mann zuständige 
oberste Landesbehörde wenden. 

§ 19 Widerspruchsrecht (1) Hält die Gleichstellungsbeauf-
tragte eine Maßnahme für unvereinbar mit diesem Gesetz, ande-
ren Vorschriften zur Gleichstellung von Frau und Mann oder mit 
dem Frauenförderplan, kann sie innerhalb einer Woche nach ihrer 
Unterrichtung der Maßnahme widersprechen; bei außerordentli-
chen Kündigungen und fristlosen Entlassungen ist der Wider-
spruch spätestens innerhalb von drei Kalendertagen einzulegen. 
Die Dienststellenleitung entscheidet erneut über die Maßnahme. 
Bis zur erneuten Entscheidung ist der Vollzug der Maßnahme 
auszusetzen. § 18 Abs. 3 Satz 3 und 4 gelten entsprechend. 

(2) Wird dem Widerspruch der Gleichstellungsbeauftragten ei-
ner nachgeordneten Dienststelle nicht abgeholfen, kann sie in-
nerhalb einer Woche nach der erneuten Entscheidung der 
Dienststelle nach Absatz 1 Satz 2 nach rechtzeitiger Unterrich-
tung der Dienststellenleitung eine Stellungnahme der übergeord-
neten Dienststelle einholen. Bei fristlosen Entlassungen und au-
ßerordentlichen Kündigungen ist die Stellungnahme innerhalb von 
drei Kalendertagen einzuholen; in diesen Fällen gilt die beabsich-
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tigte Maßnahme als gebilligt, wenn nicht innerhalb von drei Ka-
lendertagen eine Stellungnahme der übergeordneten Dienststelle 
vorliegt. Absatz 1 Satz 3 und 4 gelten entsprechend. Zum Wider-
spruch der Gleichstellungsbeauftragten an einer Hochschule 
nimmt die Gleichstellungskommission, ansonsten der Senat Stel-
lung. 

§ 20 Anrufungsrecht der Beschäftigten  Die Beschäftigten 
können sich unmittelbar an die für sie zuständige Gleichstel-
lungsbeauftragte, darüber hinaus an die Gleichstellungsbeauf-
tragten der übergeordneten Dienststellen oder an die für Gleich-
stellungsfragen zuständige oberste Landesbehörde wenden. 

§ 21 Vorschriften für Gleichstellungsbeauftragte der Gemein-
den und Gemeindeverbände  Von den Vorschriften des Ab-
schnittes IV finden für die Gleichstellungsbeauftragten der Ge-
meinden und Gemeindeverbände § 15 Abs. 3, § 16 Abs. 1, Abs. 2 
Satz 1 und 2, Abs. 3 und 4, § 17, § 18, § 19 Abs. 1 und § 20  
1. und 3. Alternative Anwendung. 

Abschnitt V 
Berichtspflicht, Übergangsvorschriften, Schlussvorschriften  

§ 22 Berichtspflicht  Die Landesregierung berichtet dem 
Landtag im Abstand von drei Jahren über die Umsetzung dieses 
Gesetzes in der Landesverwaltung. 

§ 23 Verwaltungsvorschriften  Verwaltungsvorschriften zu 
diesem Gesetz erlassen hinsichtlich des § 15 Abs. 2 das für das 
Schulwesen, im Übrigen das für die Gleichstellung von Frau und 
Mann zuständige Ministerium. 

§ 24 Rechte des Personalrates  Die Rechte der Personalver-
tretungen bleiben unberührt. 

§ 25 Rechte der Schwerbehinderten  Die Rechte der 
Schwerbehinderten bleiben unberührt. 

§ 26 Übergangsregelungen (1) Die Gleichstellungsbeauftrag-
te, ihre Vertreterin und die Ansprechpartnerin für Gleichstellungs-
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fragen sind innerhalb von vier Monaten nach In-Kraft-Treten die-
ses Gesetzes, im Übrigen innerhalb von vier Monaten nach Vor-
liegen der Voraussetzungen des § 15 zu bestellen. Dies gilt auch 
für Nachbesetzungen. 

(2) Der Frauenförderplan nach § 5a Abs. 1 ist erstmals inner-
halb von zwölf Monaten nach In-Kraft-Treten dieses Gesetzes zu 
erstellen. Sechs Monate nach Ablauf des Frauenförderplans ist 
der Bericht nach § 5a Abs. 6 vorzulegen. Wird der Frauenförder-
plan nicht fristgemäß aufgestellt, sind Einstellungen, Beförderun-
gen und Übertragungen höherwertiger Tätigkeiten im Tarifbereich 
bis zum In-Kraft-Treten des Frauenförderplans auszusetzen; dies 
gilt nicht für Einstellungen, die aus zwingenden dienstlichen Grün-
den geboten sind. 

(3) Vor In-Kraft-Treten dieses Gesetzes begonnene Personal-
maßnahmen werden nach den Vorschriften dieses Gesetzes wei-
tergeführt. 
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II)  Rechtsverordnungen 
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Verordnung  
über beamtenrechtliche Zuständigkeiten  
im Geschäftsbereich des Ministeriums  

für Wissenschaft und Forschung  
(Beamtenzuständigkeitsverordnung  

MWF – BeamtZustV MWF) 
vom 8. Dezember 2004 (GV. NRW. S. 777) – SGV. NRW. 2030 

Auf Grund des § 3 Abs. 3 und des § 180 Satz 2 des Landesbe-
amtengesetzes (LBG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
1. Mai 1981 (GV. NRW. S. 234, ber. 1982 S. 256), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 17. Dezember 2003 (GV. NRW. S. 814), 
des § 126 Abs. 3 Nr. 2 Satz 2 des Beamtenrechtsrahmengeset-
zes (BRRG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. März 
1999 (BGBl. I S. 654), zuletzt geändert durch Gesetz vom 4. No-
vember 2004 (BGBl. I. S. 2686), sowie des § 3 Abs. 1 und 3 und 
des § 5 der Verordnung über die Ernennung, Entlassung und Zur-
ruhesetzung der Beamten und Richter des Landes Nordrhein-
Westfalen vom 27. Juni 1978 (GV. NRW. S. 286), zuletzt ge-
ändert durch Verordnung vom 6. September 2003 (GV. NRW.  
S. 570), wird für den Geschäftsbereich des Ministeriums für Wis-
senschaft und Forschung verordnet: 

§ 1 Allgemeines (1) Dienstvorgesetzte oder Dienstvorge-
setzter und als solche oder solcher zuständig für beamtenrechtli-
che Entscheidungen über die persönlichen Angelegenheiten der 
ihnen nachgeordneten Beamtinnen und Beamten ist 

1. bei den Hochschulen 
hinsichtlich der in § 64 Satz 2 HG genannten Beamtinnen und 
Beamten  
die Rektorin oder der Rektor der jeweiligen Hochschule, 
hinsichtlich der in § 64 Satz 3 HG und in § 112 Abs. 1 Sätze 1 
und 2 HG genannten Beamtinnen und Beamten  
die Kanzlerin oder der Kanzler der jeweiligen Hochschule, 
2. bei den Einrichtungen  
die Leiterin oder der Leiter der jeweiligen Einrichtung. 
Sofern die jeweilige Hochschule von einem Präsidium geleitet 
wird, ist die Präsidentin oder der Präsident der Hochschule 
Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetzter der Beamtinnen und 
Beamten an der jeweiligen Hochschule. 
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(2) Absatz 1 gilt nicht, soweit nach Gesetz oder Verordnung ei-
ne andere Stelle zuständig oder in den §§ 2 bis 7 etwas anderes 
bestimmt ist. 

§ 2 Beamtenverhältnis (1) Im Einvernehmen mit dem In-
nenministerium und dem Finanzministerium übertrage ich 
1.  die Ausübung der Befugnis zur Ernennung und Entlassung 

der Beamtinnen und Beamten auf Zeit an Hochschulen, denen 
ein Amt der Besoldungsgruppen W 1 bis W 3 verliehen ist 
oder wird, mit Ausnahme der Präsidentinnen und Präsidenten, 
Rektorinnen und Rektoren sowie Kanzlerinnen und Kanzler, 

2. die Ausübung der Befugnis zur Ernennung, Entlassung und 
Versetzung in den Ruhestand der sonstigen Beamtinnen und 
Beamten an Hochschulen, denen ein Amt der Besoldungs-
gruppen W 2 oder W 3 verliehen ist oder wird, 

3. die Ausübung der Befugnis zur Entlassung der Beamtinnen 
und Beamten auf Zeit an Hochschulen, denen ein Amt der 
Besoldungsgruppen C 1 bis C 4 verliehen ist, 

4. die Ausübung der Befugnis zur Entlassung und Versetzung in 
den Ruhestand der sonstigen Beamtinnen und Beamten an 
Hochschulen, denen ein Amt der Besoldungsgruppen C 2 bis 
C 4 verliehen ist, 

5. die Ausübung der Befugnis zur Entlassung und Versetzung in 
den Ruhestand der Beamtinnen und Beamten an Hochschu-
len, denen ein Amt der Besoldungsgruppen H 1 oder H 2 ver-
liehen ist, 

auf die jeweilige Hochschule. 

(2) Die Ausübung der Befugnis zur Ernennung und Entlassung 
der Beamtinnen und Beamten auf Widerruf des mittleren, des ge-
hobenen und des höheren Bibliotheksdienstes im Fachbereich für 
das Bibliotheks- und Dokumentationswesen der Fachhochschule 
Köln übertrage ich auf die Fachhochschule Köln. 

(3) Die Ausübung der Befugnis zur Ernennung, Entlassung und 
Versetzung in den Ruhestand der sonstigen Beamtinnen und Be-
amten an Hochschulen, denen ein Amt der Besoldungsgruppe  
A 1 bis A 16 verliehen ist oder wird und der entsprechenden Be-
amtinnen und Beamten ohne Amt, mit Ausnahme der Kanzlerin-
nen und Kanzler, übertrage ich auf die jeweilige Hochschule. 

(4) Die Ausübung der Befugnis zur Ernennung, Entlassung und 
Versetzung in den Ruhestand der Beamtinnen und Beamten, de-
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nen ein Amt der Besoldungsgruppe A 1 bis A 15 verliehen ist oder 
wird und der entsprechenden Beamtinnen und Beamten ohne 
Amt übertrage ich an der Zentralstelle für die Vergabe von Stu-
dienplätzen auf die Zentralstelle. 

(5) Die Ausübung der Befugnis zur Ernennung, Entlassung und 
Versetzung in den Ruhestand der Beamtinnen und Beamten, de-
nen ein Amt der Besoldungsgruppe A 1 bis A 14 verliehen ist oder 
wird und der entsprechenden Beamtinnen und Beamten ohne 
Amt übertrage ich 
1. an dem Hochschulbibliothekszentrum  
auf das Hochschulbibliothekszentrum, 
2. an der Deutschen Zentralbibliothek der Medizin  
auf die Deutsche Zentralbibliothek der Medizin, 
3. an dem Zoologischen Forschungsinstitut und Museum Alex-
ander Koenig  
auf das Zoologische Forschungsinstitut und Museum Alexander 
Koenig. 

(6) Die Ausübung der Befugnis zur Ernennung, Entlassung und 
Versetzung in den Ruhestand der Beamtinnen und Beamten des 
einfachen, des mittleren und des gehobenen Dienstes, denen ein 
Amt der Besoldungsgruppe A 1 bis A 13 verliehen ist oder wird 
und der entsprechenden Beamtinnen und Beamten ohne Amt  
übertrage ich 
1. an dem Institut Arbeit und Technik  
auf das Institut Arbeit und Technik, 
2. an dem Kulturwissenschaftlichen Institut  
auf das Kulturwissenschaftliche Institut, 
3. an dem Wissenschaftszentrum  
auf das Wissenschaftszentrum. 

(7) Für 
1. andere als die in den Absätzen 1 bis 6 genannten Entschei-

dungen nach den §§ 8 bis 14a und 30 bis 54 LBG, 
2. die Verlängerung der Probezeit (§ 23 Abs. 6 LBG), 
3. Beförderungen im Sinne des § 25 Abs. 1 Nr. 2 und 3 LBG, 
4. die Übernahme nach § 128 Abs. 2 bis 4 BRRG, 
5. die Versetzung in ein Amt mit geringerem Endgrundgehalt 

(§ 28 Abs. 2 LBG, § 130 Abs. 1 BRRG), 
6. die Versetzung in den einstweiligen Ruhestand nach § 130 

Abs. 2 BRRG sowie 
7. ein Verbot der Führung der Dienstgeschäfte (§ 63 LBG) 
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sind Dienstvorgesetzte die Präsidentin oder der Präsident oder 
die Rektorin oder der Rektor und die Kanzlerin oder der Kanzler 
der jeweiligen Hochschule in dem in den Absätzen 1 bis 3 ge-
nannten Umfang. 
Entsprechendes gilt auch für die Leiterin oder den Leiter der je-
weiligen Einrichtung in dem in den Absätzen 4 bis 6 genannten 
Umfang. 

(8) Soweit die Ausübung der Befugnis zur Ernennung, Entlas-
sung und Versetzung in den Ruhestand nicht der Landesregie-
rung vorbehalten und nicht nach den Absätzen 1 bis 6 übertragen 
ist, nehme ich diese Befugnis wahr. Das gilt entsprechend für Ent-
scheidungen nach Absatz 7. 

§ 3 Versetzung, Abordnung (1) § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 und 
Abs. 3 bis 6 gilt für die Erklärung des Einverständnisses zu einer 
Versetzung oder Abordnung in den Landesdienst sowie für die 
Versetzung oder Abordnung zu einem anderen Dienstherrn, § 2 
Abs. 1 Nr. 5 für die Versetzung oder Abordnung zu einem ande-
ren Dienstherrn entsprechend. Das gilt auch für die Versetzung 
oder Abordnung innerhalb des Landesdienstes. 

(2) In anderen als den in Absatz 1 genannten Fällen verfüge ich 
die Versetzung oder Abordnung. 

§ 4 Besoldungsnebengebiete (1) Für Entscheidungen nach 
den Vorschriften 
1. des Umzugskostenrechts, 
2. des Reisekostenrechts einschließlich der Anordnung und Ge-

nehmigung von Auslandsdienstreisen, 
3. der Trennungsentschädigungsverordnung, 
4. der Unterstützungsgrundsätze und 
5. der Vorschussrichtlinien 
ist Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetzter für die in § 64 
Satz 2 HG genannten Beamtinnen und Beamten 
die Rektorin oder der Rektor der jeweiligen Hochschule, 
für die in § 64 Satz 3 HG und in § 112 Abs. 1 Sätze 1 und 2 HG 
genannten Beamtinnen und Beamten 
die Kanzlerin oder der Kanzler der jeweiligen Hochschule. 
Sofern die jeweilige Hochschule von einem Präsidium geleitet 
wird, ist die Präsidentin oder der Präsident der Hochschule für 
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diese Entscheidungen Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetzter 
der Beamtinnen und Beamten an der jeweiligen Hochschule. 

(2) Für Entscheidungen nach Absatz 1 Nr. 2 und Nr. 3, soweit 
die Zahlung der Trennungsentschädigung berührt ist, ist hinsicht-
lich der Präsidentinnen und Präsidenten sowie Rektorinnen und 
Rektoren der Hochschulen die Kanzlerin oder der Kanzler der je-
weiligen Hochschule zuständig. Für Entscheidungen nach Absatz 1 
ist hinsichtlich der Kanzlerinnen und Kanzler die Präsidentin oder 
der Präsident oder die Rektorin oder der Rektor der jeweiligen 
Hochschule zuständig. 

(3) Für Entscheidungen nach Absatz 1 Nr. 1 bis 5 mit Ausnah-
me der Anordnung und Genehmigung von Dienstreisen in den 
außereuropäischen Bereich von einer Dauer von über sieben Ta-
gen ist Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetzter für die Beam-
tinnen und Beamten bei den Einrichtungen die Leiterin oder der 
Leiter der jeweiligen Einrichtung. 

(4) Für Entscheidungen nach Absatz 1 Nr. 2 mit Ausnahme der 
Anordnung und Genehmigung von Dienstreisen in den außereu-
ropäischen Bereich und Nummer 3, soweit die Zahlung der Tren-
nungsentschädigung berührt ist, ist hinsichtlich der Leiterinnen 
und Leiter der Einrichtungen die jeweilige Stellvertreterin oder der 
jeweilige Stellvertreter zuständig. 

(5) Für Entscheidungen nach den Vorschriften der Beihilfenver-
ordnung ist Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetzter 
für die Präsidentinnen und Präsidenten, Rektorinnen und Rekto-
ren, Kanzlerinnen und Kanzler und die in § 64 Satz 2 HG genann-
ten Beamtinnen und Beamten der Hochschulen sowie für die Lei-
terinnen und Leiter der Einrichtungen 
die Rektorin oder der Rektor der von mir gemäß § 13 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 7 BVO festgesetzten Hochschule, 
für die in § 64 Satz 3 HG und in § 112 Abs. 1 Sätze 1 und 2 HG 
genannten Beamtinnen und Beamten 
die Kanzlerin oder der Kanzler der von mir gemäß § 13 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 7 BVO festgesetzten Hochschule. 
Hinsichtlich der Beamtinnen und Beamten bei den Einrichtungen 
mit Ausnahme der Leiterinnen und Leiter ist für diese Entschei-
dungen die Kanzlerin oder der Kanzler der sich aus § 13 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 7 BVO ergebenden Hochschule Dienstvorgesetzte oder 
Dienstvorgesetzter.  
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Sofern die sich aus § 13 Abs. 1 Satz 2 Nr. 7 BVO ergebende 
Hochschule von einem Präsidium geleitet wird, ist für die in Satz 1 
und 2 genannten Beamtinnen und Beamten die Präsidentin oder 
der Präsident der Hochschule für diese Entscheidungen Dienst-
vorgesetzte oder Dienstvorgesetzter. 
Hinsichtlich der Präsidentin oder des Präsidenten oder der Rekto-
rin oder des Rektors der sich aus § 13 Abs. 1 Satz 2 Nr. 7 BVO 
ergebenden Hochschule ist für diese Entscheidungen die Kanzle-
rin oder der Kanzler der jeweiligen Hochschule zuständig. 

(6) In anderen als den in den Absätzen 1 bis 5 genannten Fäl-
len treffe ich die Entscheidung. 

(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten nicht, soweit aufgrund der in Ab-
satz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 5 und Absatz 5 aufgeführten Vorschriften 
eine andere Stelle zuständig ist. 

§ 5 Nebentätigkeit (1) Für Entscheidungen nach den §§ 67 
bis 75a und 206 LBG ist Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetz-
ter 
1. für die in § 64 Satz 2 HG genannten Beamtinnen und Beam-

ten bei den Hochschulen die Rektorin oder der Rektor der je-
weiligen Hochschule, 

2. für die in § 64 Satz 3 HG und in § 112 Abs. 1 Sätze 1 und 2 
HG genannten Beamtinnen und Beamten bei den Hochschu-
len 

 die Kanzlerin oder der Kanzler der jeweiligen Hochschule. 
Sofern die jeweilige Hochschule von einem Präsidium geleitet 
wird, ist die Präsidentin oder der Präsident der Hochschule für 
diese Entscheidungen Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetzter 
für die Beamtinnen und Beamten an der Hochschule. 

(2) Für Entscheidungen nach den §§ 67 bis 75a LBG ist Dienst-
vorgesetzte oder Dienstvorgesetzter für die Beamtinnen und Be-
amten, denen ein Amt der Besoldungsgruppe A 1 bis A 15 verlie-
hen ist, und für die entsprechenden Beamtinnen und Beamten 
ohne Amt bei 
1. der Zentralstelle für die Vergabe von Studienplätzen, 
2. dem Hochschulbibliothekszentrum, 
3. der Deutschen Zentralbibliothek für Medizin, 
4. dem Zoologischen Forschungsinstitut und Museum Alexander 

Koenig, 
5. dem Institut Arbeit und Technik, 
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6. dem Kulturwissenschaftlichen Institut, 
7. dem Wissenschaftszentrum, 
die Leiterin oder der Leiter der jeweiligen Einrichtung. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch für die Entgegennahme 
von Anzeigen über Nebentätigkeiten. 

(4) In anderen als den in den Absätzen 1 bis 3 genannten Fäl-
len treffe ich die Entscheidung und nehme die Anzeige entgegen. 

§ 6 Weitere Zuständigkeiten Für Entscheidungen nach 
§§ 64 und 65 LBG sowie für die Geltendmachung von Schadens-
ersatz- und Rückgriffsansprüchen des Landes (§ 84 LBG) ist 
Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetzter 
1. für die in § 64 Satz 2 HG genannten Beamtinnen und Beam-

ten bei den Hochschulen die Rektorin oder der Rektor der je-
weiligen Hochschule, 

2. für die in § 64 Satz 3 HG und in § 112 Abs. 1 Sätze 1 und 2 
HG genannten Beamtinnen und Beamten bei den Hochschu-
len 

die Kanzlerin oder der Kanzler der jeweiligen Hochschule. 
Sofern die jeweilige Hochschule von einem Präsidium geleitet 
wird, ist die Präsidentin oder der Präsident der Hochschule für 
diese Entscheidungen Dienstvorgesetzte oder Dienstvorgesetzter 
der Beamtinnen und Beamten an der Hochschule. 

§ 7 Klagen aus dem Beamtenverhältnis (1) Die Befugnis, im 
Vorverfahren zu Klagen aus dem Beamtenverhältnis über den 
Widerspruch zu entscheiden und das Land insoweit bei Klagen 
aus dem Beamtenverhältnis vor den Gerichten der allgemeinen 
Verwaltungsgerichtsbarkeit zu vertreten, übertrage ich auf 
  1. die Hochschulen, 
  2. die Zentralstelle für die Vergabe von Studienplätzen, 
  3. das Hochschulbibliothekszentrum, 
  4. die Deutsche Zentralbibliothek der Medizin, 
  5. das Zoologische Forschungsinstitut und Museum Alexander 

Koenig, 
  6. das Institut Arbeit und Technik, 
  7. das Kulturwissenschaftliche Institut, 
  8. das Wissenschaftszentrum, 
  9. das Landesamt für Besoldung und Versorgung, 
10. die Universitätsklinika, 
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soweit diese den angefochtenen Verwaltungsakt erlassen oder 
die Handlung vorgenommen haben, gegen die sich Widerspruch 
und Klage richten. 

(2) In anderen als den in Absatz 1 genannten Fällen entscheide 
ich über den Widerspruch und vertrete das Land. 

(3) Soweit es um Entscheidungen nach den Vorschriften der 
Beihilfenverordnung geht, die vor In-Kraft-Treten der Sechsten 
Verordnung zur Änderung der Verordnung über beamtenrechtli-
che Zuständigkeiten im Geschäftsbereich des Ministeriums für 
Wissenschaft und Forschung vom 16. Juni 2003 (GV. NRW.  
S. 312) getroffen worden sind, übertrage ich die Befugnis das 
Land bei Klagen aus dem Beamtenverhältnis vor den Gerichten 
der allgemeinen Verwaltungsgerichtsbarkeit zu vertreten auf die 
jeweilige sich aus § 13 Abs. 1 Satz 2 Nr. 7 BVO ergebende Hoch-
schule. 

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht, soweit aufgrund der Vor-
schriften der Beihilfenverordnung eine andere Stelle zuständig ist. 

§ 8 In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten (1) Diese Verord-
nung tritt am 1. Januar 2005 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verord-
nung über beamtenrechtliche Zuständigkeiten im Geschäftsbe-
reich des Ministeriums für Wissenschaft und Forschung vom  
4. Juni 1982 (GV. NRW. S. 284), zuletzt geändert durch Verord-
nung vom 16. Juni 2003 (GV. NRW. S. 312), außer Kraft. 

(2) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2009 
außer Kraft. 

Düsseldorf, den 8. Dezember 2004 

Die Ministerin  
für Wissenschaft und Forschung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Hannelore  K r a f t 
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Verordnung  
über die Gewährung und Bemessung von  

Leistungsbezügen sowie über die Gewährung von  
Forschungs- und Lehrzulagen für 

Hochschulbedienstete  
(Hochschul-Leistungsbezügeverordnung – 

HLeistBVO) 
vom 17. Dezember 2004, zuletzt geändert durch Artikel 6  

Nr. 1 des Hochschulfreiheitsgesetzes vom 31. Oktober 2006 
(GV. NRW. S. 474) – (in Kraft getreten am 1. Januar 2007) – 

SGV. NRW 20320 

Aufgrund des § 15 des Besoldungsgesetzes für das Land Nord-
rhein-Westfalen (Landesbesoldungsgesetz – LBesG) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 6. November 1995 (GV. NRW.  
S. 1166), zuletzt geändert durch Gesetz vom 14. Dezember 2004 
(GV. NRW. S. 779), wird im Einvernehmen mit dem Finanzminis-
terium verordnet: 

§ 1 Geltungsbereich Diese Verordnung regelt die Zustän-
digkeit, das Verfahren und die Voraussetzungen und Kriterien für 
die Vergabe von Leistungsbezügen an Professorinnen und Pro-
fessoren und für die Vergabe von Leistungsbezügen wegen der 
Wahrnehmung von Funktionen oder besonderen Aufgaben im 
Rahmen der Hochschulselbstverwaltung und Hochschulleitung 
gemäß § 33 des Bundesbesoldungsgesetzes (BBesG). Ferner 
werden Bestimmungen über die Ruhegehaltfähigkeit gemäß § 33 
Abs. 1 und 3 BBesG und die Gewährung von Forschungs- und 
Lehrzulagen gemäß § 35 Abs. 1 BBesG getroffen. 

§ 2 Vergaberahmen (1) Die in § 3 genannten Leistungsbe-
züge werden im Umfang des zur Verfügung stehenden Vergabe-
rahmens gewährt. 

(2) Das Ministerium für Innovation, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie legt die Grundsätze zur Berechnung des Verga-
berahmens fest. 

(3) Das Ministerium für Innovation, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie wirkt durch geeignete Maßnahmen darauf hin, 
dass der der Berechnung des Vergaberahmens zugrunde liegen-
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de Besoldungsdurchschnitt (§ 13 LBesG) bei den Hochschulen 
eingehalten wird. 

§ 3 Leistungsbezüge Leistungsbezüge sind Bestandteile der 
Besoldung, die 
1. aus Anlass von Berufungs- und Bleibeverhandlungen (§ 4 Be-

rufungs- oder Bleibe-Leistungsbezüge) 
2. für besondere Leistungen in Forschung, Lehre, Kunst, Weiter-

bildung und Nachwuchsförderung (§ 5 Besondere Leistungs-
bezüge) 

3. für die Wahrnehmung von Funktionen oder besonderen Auf-
gaben im Rahmen der Hochschulselbstverwaltung oder der 
Hochschulleitung (§ 7 Funktions-Leistungsbezüge) 

gewährt werden können. 

§ 4 Berufungs- oder Bleibe-Leistungsbezüge (1) Aus An-
lass von Berufungs- oder Bleibeverhandlungen können Beru-
fungs- oder Bleibe-Leistungsbezüge gewährt werden, soweit dies 
erforderlich ist, um eine Professorin oder einen Professor für die 
Hochschule zu gewinnen oder die Abwanderung außerhalb der 
Hochschule zu verhindern. Neben den nach § 12 Abs. 1 LBesG 
zu berücksichtigenden Kriterien können insbesondere im Hinblick 
auf die Bedeutung der Professur durch Hochschulordnung weite-
re Kriterien aufgestellt werden. Bei der Bemessung der Beru-
fungs-Leistungsbezüge kann die Ausgestaltung des bisherigen 
Beschäftigungsverhältnisses angemessen berücksichtigt werden. 

(2) Über die Gewährung, die Höhe sowie die Teilnahme der Be-
rufungs- oder Bleibe-Leistungsbezüge an den regelmäßigen Be-
soldungsanpassungen entscheidet die Rektorin oder der Rektor 
oder die Präsidentin oder der Präsident auf Vorschlag oder nach 
Anhörung der Dekanin oder des Dekans. 

§ 5 Besondere Leistungsbezüge Für besondere Leistungen 
in den Bereichen Forschung, Lehre, Kunst, Weiterbildung und 
Nachwuchsförderung, die in der Regel über mehrere Jahre er-
bracht werden, können besondere Leistungsbezüge gewährt 
werden. Neben den Leistungen im Hauptamt sind nur unentgeltli-
che Nebentätigkeiten zu berücksichtigen, die auf Verlangen, Vor-
schlag oder Veranlassung des Dienstvorgesetzten ausgeübt wer-
den oder an deren Übernahme der Dienstvorgesetzte ein dienst-
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liches Interesse anerkannt hat. Das Einwerben von Drittmitteln ist 
nur als besondere Leistung zu berücksichtigen, wenn hierfür kei-
ne Forschungs- und Lehrzulage (§ 14 LBesG) gewährt wird. Die 
besonderen Leistungsbezüge werden als laufende monatliche 
Zahlung für einen Zeitraum von bis zu fünf Jahren, in begründe-
ten Ausnahmefällen auch als Einmalzahlung gewährt. § 4 Abs. 2 
gilt entsprechend. Weitere Einzelheiten zum Vergabeverfahren 
kann die Hochschule in einer Hochschulordnung regeln. 

§ 6 Kriterien für besondere Leistungsbezüge (1) Besondere 
Leistungen in der Forschung können insbesondere begründet 
werden durch: 
– Ergebnisse von Forschungsevaluationen, Auszeichnungen, 

Preise, 
– Publikationen, 
– Aufbau und Leitung von Forschungsschwerpunkten, Sonder-

forschungsbereichen, wissenschaftlichen Arbeitsgruppen, 
– Erfindungen und Patente, 
– Herausgabe oder wissenschaftliche Redaktion von Fachzeit-

schriften, 
– Leistungen im Wissenschaftstransfer einschl. Existenzgrün-

dungen, 
– Drittmitteleinwerbungen, 
– Gutachter- und Vortragstätigkeiten für Stellen außerhalb der 

Hochschule, 
– internationale Kooperationen. 

(2) Besondere Leistungen in der Lehre können insbesondere 
begründet werden durch: 
– Ergebnisse der Lehrevaluation, 
– studentische Lehrveranstaltungskritik, 
– Lehrtätigkeiten, die über die Lehrverpflichtung hinaus geleistet 

werden und auf diese nicht angerechnet werden, 
– besonderes Engagement bei internationalen Kooperationen 

und internationalem Austausch sowie bei der Integration aus-
ländischer Studierender, 

– besonderes Engagement bei der Studienreform sowie der 
Entwicklung innovativer Studiengänge und Lehrangebote, 

– besonderes Engagement bei der Betreuung Studierender und 
Doktoranden, 

– Auszeichnungen und Preise. 
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(3) Besondere Leistungen im Bereich der Kunst können insbe-
sondere begründet werden durch: 
– herausragende Konzerttätigkeiten, 
– Aufführungen, Ausstellungen, 
– Auszeichnungen und Preise, 
– Engagement bei künstlerischen Entwicklungsvorhaben und 

Projekten. 

(4) Besondere Leistungen im Bereich der Weiterbildung können 
insbesondere begründet werden durch: 
– Ergebnisse der Evaluation von Weiterbildungsveranstaltun-

gen, 
– besonderes Engagement bei der Entwicklung von Weiterbil-

dungsangeboten, 
– besonders hoher Anteil an Weiterbildungseinnahmen der Hoch-

schule. 

(5) Besondere Leistungen in der Nachwuchsförderung können 
insbesondere begründet werden durch: 
– besondere Initiativen/Aktivitäten zur Förderung des wissen-

schaftlichen Nachwuchses, 
– Leitung von bzw. Engagement in Graduiertenkollegs und ähn-

lichen Einrichtungen, 
– besonderes Engagement für die Gleichstellung von Wissen-

schaftlerinnen und Wissenschaftlern. 

§ 7 Funktions-Leistungsbezüge (1) Mitglieder des Rektorats 
und des Präsidiums, Dekaninnen und Dekane sowie sonstige 
Funktionsträgerinnen und Funktionsträger erhalten Funktions- 
Leistungsbezüge gemäß den nachfolgenden Bestimmungen. Die 
Funktions-Leistungsbezüge nehmen an den regelmäßigen Besol-
dungsanpassungen teil. 

(2) Die Rektorin, der Rektor, die Präsidentin oder der Präsident 
a) der Technischen Hochschule Aachen 
 der Universität Bochum 
 der Universität Bonn 
 der Universität Düsseldorf 
 der Universität Duisburg-Essen 
 der Fernuniversität in Hagen 
 der Universität Köln 
 der Universität Münster 
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erhält einen Funktions-Leistungsbezug in Höhe von 52,5 von 
Hundert 
b) der Universität Bielefeld 
 der Universität Dortmund 
 der Universität Paderborn 
 der Universität Siegen 
 der Universität Wuppertal 
erhält einen Funktions-Leistungsbezug in Höhe von 44,4 von 
Hundert 
c) der Deutschen Sporthochschule Köln 
 der Fachhochschule Köln 
erhält einen Funktions-Leistungsbezug in Höhe von 35,7 von 
Hundert 
d) der Hochschule für Musik Detmold 
 der Kunstakademie Düsseldorf 
 der Robert-Schumann Hochschule Düsseldorf 
 der Folkwang-Hochschule Essen 
 der Hochschule für Musik Köln 
 der Kunstakademie Münster 
 der Kunsthochschule für Medien Köln 
 der Fachhochschule Aachen 
 der Fachhochschule Bielefeld 
 der Fachhochschule Bochum 
 der Fachhochschule Dortmund 
 der Fachhochschule Düsseldorf 
 der Fachhochschule Gelsenkirchen 
 der Fachhochschule Lippe und Höxter 
 der Fachhochschule Südwestfalen 
 der Fachhochschule Münster 
 der Fachhochschule Niederrhein 
 der Fachhochschule Bonn-Rhein-Sieg 
erhält einen Funktions- Leistungsbezug in Höhe von 28,2 von 
Hundert des Grundgehalts der Besoldungsgruppe W 3. 

Die weiteren hauptberuflichen Mitglieder der Hochschulleitung 
a) der Technischen Hochschule Aachen 
 der Universität Bochum 
 der Universität Bonn 
 der Universität Düsseldorf 
 der Universität Duisburg-Essen 
 der Universität Köln 
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 der Universität Münster 
erhalten einen Funktions-Leistungsbezug in Höhe von 32 von 
Hundert 
b) der Universität Bielefeld 
 der Universität Dortmund 
 der Fernuniversität in Hagen 
 der Universität Paderborn 
 der Universität Siegen 
 der Universität Wuppertal 
erhalten einen Funktions-Leistungsbezug in Höhe von 25 von 
Hundert 
c) der Fachhochschule Köln 
 der Deutschen Sporthochschule Köln 
erhalten einen Funktions-Leistungsbezug in Höhe von 17 von 
Hundert 
d) der Fachhochschule Aachen 
 der Fachhochschule Bielefeld 
 der Fachhochschule Bochum 
 der Fachhochschule Dortmund 
 der Fachhochschule Düsseldorf 
 der Fachhochschule Gelsenkirchen 
 der Fachhochschule Lippe und Höxter 
 der Fachhochschule Südwestfalen 
 der Fachhochschule Münster 
 der Fachhochschule Niederrhein 
 der Fachhochschule Bonn-Rhein-Sieg 
erhalten einen Funktions-Leistungsbezug in Höhe von 12 von 
Hundert des Grundgehalts der Besoldungsgruppe W 3. 

(3) Hauptberuflichen Mitgliedern der Hochschulleitung kann ne-
ben dem Leistungsbezug nach Absatz 2 ein weiterer Funktions-
Leistungsbezug monatlich als fester Betrag gewährt werden, 
wenn dies notwendig ist, um sie aus dem Bereich außerhalb der 
nordrhein-westfälischen Hochschulen für das Amt zu gewinnen. 
Dasselbe gilt, um die Abwanderung in den Bereich außerhalb der 
nordrhein-westfälischen Hochschulen abzuwenden. Die Gewäh-
rung setzt in dem Fall voraus, dass das konkrete Einstellungsan-
gebot eines anderen Arbeitgebers bzw. Dienstherrn vorgelegt 
wird. Die Ausgestaltung des bisherigen Beschäftigungsverhältnis-
ses kann bei der Bemessung angemessen berücksichtigt werden. 
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(4) Unbeschadet der Regelungen der Absätze 2 und 3 können 
hauptberuflichen Mitgliedern der Hochschulleitung weitere Funkti-
ons-Leistungsbezüge als feste Beträge monatlich gewährt wer-
den. Die Gewährung kann insbesondere von der Erreichung ver-
einbarter Ziele, von Projektergebnissen oder von der Wiederwahl 
abhängig gemacht werden. Sie ist auch zulässig, soweit die Be-
züge der hauptberuflichen Mitglieder der Hochschulleitung hinter 
den Bezügen aus dem vorhergehenden Professorenamt zurück-
bleiben. 

(5) Nicht hauptberuflichen Mitgliedern der Hochschulleitung, 
Dekaninnen und Dekanen sowie Funktionsträgerinnen und Funk-
tionsträgern mit vergleichbarer Belastung und Verantwortung 
kann ein Funktions-Leistungsbezug in Höhe von bis zu 10 v. H. 
des jeweiligen Grundgehalts gewährt werden. Bei der Bemessung 
sind die Größe der Hochschule (Personal und Studierende), ein 
angemessener Abstand zu den Funktions-Leistungsbezügen der 
hauptberuflichen Mitglieder des Rektorats oder des Präsidiums 
und die mit der Funktion verbundene Belastung und Verantwor-
tung, insbesondere auch etwaige Ermäßigungen der Lehrver-
pflichtung zu berücksichtigen. 

(6) Über die Gewährung und die Höhe entscheidet bei den 
hauptberuflichen Mitgliedern der Hochschulleitung der Universitä-
ten und Fachhochschulen die oder der Vorsitzende des Hoch-
schulrats; bei den Kunsthochschulen trifft diese Entscheidung das 
Ministerium für Innovation, Wissenschaft, Forschung und Techno-
logie. In den übrigen Fällen entscheidet die Präsidentin oder der 
Präsident bzw. die Rektorin oder der Rektor. 

§ 8 Ruhegehaltfähigkeit Für die Entscheidung über die Ruhe-
gehaltfähigkeit befristeter Leistungsbezüge (§ 12 Abs. 3 LBesG) 
sowie über die Überschreitung des Vomhundertsatzes gemäß 
§ 33 Abs. 3 Satz 3 BBesG i. V. m. § 12 Abs. 4 LBesG gilt § 4 
Abs. 2 entsprechend. 

§ 9 Forschungs- und Lehrzulage (1) Professorinnen und 
Professoren, die Mittel privater Dritter für Forschungs- oder Lehr-
vorhaben der Hochschule einwerben und diese Vorhaben durch-
führen, kann unter den Voraussetzungen des § 14 LBesG für die 
Dauer des Drittmittelflusses aus diesen Mitteln eine nichtruhege-
haltfähige Zulage gewährt werden. Die Gewährung einer For-
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schungs- und Lehrzulage schließt die Gewährung von besonde-
ren Leistungsbezügen für das Einwerben dieser Drittmittel für 
Forschungs- und Lehrvorhaben aus. 

(2) Die Rektorin oder der Rektor oder die Präsidentin oder der 
Präsident entscheidet über die Vergabe der Zulage und regelt 
dies im Einvernehmen mit dem Drittmittelgeber. 

§ 10 In-Kraft-Treten und Außer-Kraft-Treten Diese Verord-
nung tritt am 1. Januar 2005 in Kraft. Sie tritt am 31. Dezember 
2009 außer Kraft. 

Die Ministerin  
für Wissenschaft und Forschung  
des Landes Nordrhein-Westfalen 
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Verordnung 
über den Zugang zu einem 

Fachhochschulstudium für in der beruflichen 
Bildung Qualifizierte vom 13. Januar 2003  

(GV. NRW. S. 30) 

Aufgrund des § 66 Abs. 4 des Gesetzes über die Hochschulen 
des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) vom 
14. März 2000 (GV. NRW. S. 190), zuletzt geändert durch Artikel 2 
des Gesetzes vom 18. Dezember 2002 (GV. NRW. S. 644), wird 
verordnet: 

§ 1 Als Bewerberinnen und Bewerber zum Studium in einem 
fachlich entsprechenden Fachhochschulstudiengang können zu-
gelassen werden: 
1. Meisterinnen und Meister im Sinne des Berufsbildungsgeset-

zes und der Handwerksordnung, 
2. Absolventinnen und Absolventen zweijähriger Fachschulaus-

bildungen, 
3. Fachwirtinnen und Fachwirte sowie Fachkauffrauen und Fach-

kaufmänner und 
4. Pflegekräfte, die die Weiterbildungsbezeichnung gemäß § 2 

des Weiterbildungsgesetzes Alten- und Krankenpfleger führen 
dürfen. 

§ 2 (1) Der Nachweis der entsprechenden beruflichen Qualifi-
kation berechtigt zur Studienaufnahme 
1. Meisterinnen und Meister in den Studiengängen Wirtschaft 

sowie in einem fachlich entsprechenden Studiengang, 
2. Absolventinnen und Absolventen zweijähriger Fachschulaus-

bildungen in einem fachlich entsprechenden Studiengang, 
3. Fachwirtinnen und Fachwirte sowie Fachkauffrauen und Fach-

kaufmänner in einem fachlich entsprechenden Studiengang,  
4. Pflegekräfte, die die Weiterbildungsbezeichnung gemäß § 2 

des Weiterbildungsgesetzes Alten- und Krankenpfleger führen 
dürfen, in Studiengängen des Sozialwesens und in Studien-
gängen, die unmittelbar auf die Pflege bezogen sind. 

(2) Über die weitere fachliche Zuordnung der Berufe zu den 
Studiengängen entscheidet die Fachhochschule auf der Grundla-
ge ihrer Fachkompetenz in Verbindung mit den Berufsbildern, den 
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Studienrichtungen und -schwerpunkten. Änderungen von Berufs-
bildern, neue Berufe und neue Studiengänge sind zu berücksich-
tigen. 

§ 3 (1) Bewerbungen sind spätestens bis zum 15. Januar für 
das folgende Sommersemester und spätestens bis zum 15. Juli 
für das folgende Wintersemester an die Fachhochschule zu rich-
ten. 

(2) In der Bewerbung sind der angestrebte Studiengang und die 
Studienrichtung anzugeben. Der Bewerbung ist der Nachweis  
über den gemäß § 1 erworbenen Abschluss beizufügen. 

§ 4 (1) Bewerberinnen und Bewerber nehmen in der Regel an 
einem Beratungsgespräch teil. Hierbei soll ermittelt werden, ob 
Defizite in Grundlagenfächern bestehen. Das Beratungsgespräch 
soll auch über Chancen des Ausgleichs solcher Defizite im Sinne 
einer Studienerfolgsprognose informieren. 

(2) Die Fachhochschule kann besondere Angebote zum Aus-
gleich von Defiziten bereitstellen. 

§ 5 (1) Die Fachhochschule lässt die Bewerberinnen und Be-
werber zum Studium zu und vergibt die Studienplätze. 

(2) Für diesen Bewerberkreis werden in den Studiengängen je-
weils 3% der Studienplätze reserviert: 
1. in Studiengängen, in denen ein zentrales Zulassungsverfah-

ren angeordnet ist, wird die sich aus dieser Quote ergebende 
Zahl von der Zentralstelle für die Vergabe von Studienplätzen 
berechnet und der Fachhochschule mit der so genannten Aus-
länderquote mitgeteilt, 

2. in Studiengängen mit örtlicher Zulassungsbeschränkung er-
mittelt die Fachhochschule die sich aus dieser Quote erge-
bende Zahl aufgrund der Zulassungszahlverordnung, 

3. in Studiengängen, die zulassungsfrei sind, errechnet die Fach-
hochschule die sich aus dieser Quote ergebende Zahl in ana-
loger Anwendung der Kapazitätsverordnung. 

(3) Ist die Zahl der Bewerberinnen und Bewerber nicht größer 
als die im Rahmen der Quote zur Verfügung stehenden Studien-
plätze, werden alle Bewerberinnen und Bewerber zugelassen.  
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(4) Ist die Zahl der Bewerberinnen und Bewerber höher als die 
im Rahmen der Quote zur Verfügung stehenden Studienplätze, 
findet ein Auswahlverfahren statt. Die Zulassung erfolgt nach dem 
Ergebnis des Auswahlverfahrens. Bei gleichen Ergebnissen ent-
scheidet das Los. Die Ergebnisse und die Losentscheidungen 
sind aktenkundig zu machen. 

§ 6 (1) Für das Auswahlverfahren wird eine Kommission für 
jeden Studiengang von der Rektorin oder dem Rektor bestellt. Für 
mehrere verwandte Studiengänge kann eine gemeinsame Kom-
mission bestellt werden. 

(2) Der Kommission gehören zwei Professorinnen oder Profes-
soren und eine Angehörige oder ein Angehöriger der Fachhoch-
schulverwaltung an. In begründeten Ausnahmefällen kann die 
Kommission aus einer Professorin oder einem Professor, einer 
wissenschaftlichen Mitarbeiterin oder einem wissenschaftlichen 
Mitarbeiter und einer Angehörigen oder einem Angehörigen der 
Fachhochschulverwaltung bestehen. 

§ 7 (1) Im Auswahlverfahren wird die Rangfolge der Bewerbe-
rinnen und Bewerber aufgrund der Bewerbungsunterlagen und 
eines Auswahlgesprächs ermittelt. Die Kommission kann durch 
einen einstimmigen Beschluss in besonderen Fällen von dem 
Auswahlgespräch absehen. 

(2) Das Auswahlgespräch soll Aufschluss über die Motivation 
und die Eignung für das von der Bewerberin oder dem Bewerber 
gewählte Studium und den angestrebten Beruf geben. 

(3) Die Kommission kann zur Ermittlung der Rangfolge Punkte 
vergeben: 
1. bis zu 3 Punkte, wenn der berufsqualifizierende Abschluss mit 

einem über den Mindestanforderungen liegenden Grad der 
Qualifikation erworben wurde, 

2. bis zu 3 Punkte für eine dem berufsqualifizierenden Abschluss 
entsprechende Berufstätigkeit, 

3. bis zu 2 Punkte für berufliche Erfahrungen, die im Hinblick auf 
den angestrebten Studiengang besonders bedeutsam sind, 

4. bis zu 2 Punkte, wenn sonstige besondere Gründe für die Auf-
nahme des Studiums sprechen. 

(4) Die Kommission kann eine Vertreterin oder einen Vertreter 
der Berufspraxis anhören. 
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§ 8 Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2003 in 
Kraft. 

Düsseldorf, den 13. Januar 2003 

Die Ministerin 
für Schule, Jugend und Kinder 

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Ute S c h ä f e r 
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Verordnung 
über die Prüfung zum Hochschulzugang für in der 

beruflichen Bildung Qualifizierte 
(Zugangsprüfungsverordnung – Zugangs-

prüfungsVO) 
vom 24. Januar 2005 (GV. NRW. S. 21) 

Aufgrund des § 66 Abs. 4 Satz 2 des Gesetzes über die Hoch-
schulen des Landes Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – 
HG) vom 14. März 2000 (GV. NRW. S. 190), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 30. November 2004 (GV. NRW. S. 752), wird 
im Einvernehmen mit dem Ministerium für Schule, Jugend und 
Kinder, dem Ministerium für Gesundheit, Soziales, Frauen und 
Familie sowie dem Justizministerium verordnet: 

§ 1 Zweck der Zugangsprüfung Durch die Prüfung wird fest-
gestellt, dass beruflich qualifizierte Bewerberinnen und Bewerber 
ohne Hochschulreife gemäß § 66 Abs. 2 bis 4 Satz 1 HG die fach-
lichen und methodischen Voraussetzungen zum Studium an 
Hochschulen erfüllen.  

§ 2 Zugangsvoraussetzungen (1) Zur Prüfung hat Zugang, 
wer 
1. das 22. Lebensjahr vollendet, 
2. eine Berufsausbildung abgeschlossen und 
3. eine mindestens dreijährige berufliche Tätigkeit ausgeübt  

hat. 

Die selbständige Führung eines Familienhaushalts mit mindes-
tens einer erziehungs- oder pflegebedürftigen Person ist anderen 
Berufstätigkeiten gleichgestellt. 

(2) Eine Berufsausbildung gemäß Absatz 1 wird nachgewiesen 
durch 
1. das Zeugnis der Abschlussprüfung in einem nach dem Be-

rufsbildungsgesetz in der Bundesrepublik Deutschland aner-
kannten oder als gleichwertig geregelten Ausbildungsberuf, 

2. das Zeugnis der Abschlussprüfung einer entsprechenden Aus-
bildung in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis oder 

3. das Zeugnis der staatlichen Abschlussprüfung einer schuli-
schen Berufsausbildung, die durch Landesrecht geregelt ist, 
oder 
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4. das Zeugnis der staatlichen Abschlussprüfung einer Ausbil-
dung nach den Bundesberufsgesetzen für die nichtärztlichen 
Heilberufe. 

§ 3 Bewerbung und Zulassung (1) Die Bewerbung ist unter 
Angabe des Studiengangs und ggf. der Studienrichtung schriftlich 
an die Hochschule zu richten. Mehrfachbewerbungen zum selben 
Semester sind unzulässig. Die Nachweise gemäß § 2 sind beizu-
fügen. 

(2) Über die Zulassung zur Prüfung entscheidet der Prüfungs-
ausschuss des jeweiligen Studienganges auf der Grundlage der 
für diesen Studiengang geltenden Prüfungsordnung.  

§ 4 Leistungsbewertung und Zeugnis (1) Die Prüfungsleis-
tungen werden mit Noten bewertet. Die Durchschnittsnote ist auf 
eine Dezimalstelle zu errechnen. 

(2) Über die bestandene Prüfung wird ein Zeugnis ausgestellt, 
das die Durchschnittsnote enthält. Über eine nicht bestandene 
Prüfung wird ein Bescheid mit Rechtsbehelfsbelehrung erteilt. 

§ 5 Zugangsberechtigung und Fortführung des Studiums 
(1) Die bestandene Prüfung berechtigt studiengangbezogen zur 

Aufnahme des Studiums im ersten Fachsemester an der jeweili-
gen Hochschule. 

(2) Studierende, denen die Hochschule anhand von wenigstens 
der Hälfte aller in einem Studiengang geforderten Studien- und 
Prüfungsleistungen den erfolgreichen Studienverlauf bescheinigt 
hat, sind berechtigt, ihr Studium in einem verwandten Studien-
gang sowie an einer anderen Hochschule desselben Typs und 
auch dort in einem verwandten Studiengang fortzusetzen. Das gilt 
auch für Bewerberinnen und Bewerber, die das Studium an einer 
Hochschule in einem anderen Land im Geltungsbereich des 
Hochschulrahmengesetzes als beruflich Qualifizierte aufgenom-
men haben. 

(3) Wer das Studium in den in § 6 genannten Studiengängen 
aufgenommen hat, ist zur Fortführung des Studiums im selben 
Studiengang an einer anderen Hochschule berechtigt, wenn je-
weils der Erste Abschnitt der Ärztlichen bzw. Pharmazeutischen 
Prüfung oder die Zahnärztliche Vorprüfung bestanden worden ist. 
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§ 6 Besondere Bestimmungen für die Studiengänge Medizin, 
Zahnmedizin und Pharmazie (1) Zur Prüfung in den Studien-
gängen Medizin, Zahnmedizin und Pharmazie hat abweichend 
von § 2 Abs. 1 Nr. 2 und 3 nur Zugang, wer 
1. eine bundesrechtlich geregelte Ausbildung in einem einschlä-

gigen nichtärztlichen Heilberuf mit einer Mindestausbildungs-
dauer von 24 Monaten erfolgreich abgeschlossen hat und 

2. eine mindestens dreijährige Tätigkeit in diesem Beruf nach-
weist.  

(2) Zugang zum Studiengang Zahnmedizin hat auch, wer die 
berufliche Fortbildung zur Dentalhygienikerin bzw. zum Dentalhy-
gieniker erfolgreich absolviert hat. 

(3) Die zulassungsrechtlichen Bestimmungen bleiben hiervon 
unberührt. 

§ 7 In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten (1) Diese Verordnung 
tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 

(2) Zum selben Zeitpunkt treten außer Kraft: 
1. die Verordnung über die Zulassung zur Einstufungsprüfung 

nach dem Universitätsgesetz (UG) vom 9. März 1994 (GV. 
NRW. S. 137), 

2. die Verordnung über die Zulassung zur Einstufungsprüfung 
nach dem Fachhochschulgesetz (FHG) vom 9. März 1994 
(GV. NRW. S. 136). 

(3) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2010 
außer Kraft. 

Düsseldorf, den 24. Januar 2005 

Die Ministerin  
für Wissenschaft und Forschung  
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Hannelore  K r a f t 
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Verordnung  
über die Erhebung von Studienbeiträgen und  

Hochschulabgaben an den Universitäten, 
Fachhochschulen und  

Kunsthochschulen des Landes Nordrhein-
Westfalen (Studienbeitrags- und 

Hochschulabgabenverordnung – StBAG-VO) 
vom 6. April 2006 (Fn 1)) 

Auf Grund der §§ 2 Abs. 5 Satz 2, 17 Abs. 4, 18 Abs. 2 Satz 1, 
19 Abs. 1 und 3 des Gesetzes zur Erhebung von Studienbeiträ-
gen und von Hochschulabgaben (Studienbeitrags- und Hoch-
schulabgabengesetz – StBAG NRW) vom 21. März 2006 (GV. 
NRW. S. 119) sowie des § 13 Abs. 1 des Gesetzes zur Einfüh-
rung von Studienkonten und zur Erhebung von Hochschulgebüh-
ren (Studienkonten- und -finanzierungsgesetz – StKFG) vom  
28. Januar 2003 (GV. NRW. S. 36), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 30. November 2004 (GV. NRW. S. 752), wird im Einver-
nehmen mit dem Finanzministerium verordnet: 

Erster Abschnitt  
Regelungen über Studienbeiträge und Hochschulabgaben 

§ 1 Einführung von Studienbeiträgen Sollen Studienbeiträ-
ge zum Wintersemester eines Studienjahres erhoben werden, soll 
die Beitragssatzung bis spätestens zum 1. April wirksam in Kraft 
gesetzt sein. Sollen Studienbeiträge zum Sommersemester eines 
Studienjahres erhoben werden, soll die Beitragssatzung bis spä-
testens zum 1. Oktober eines Jahres wirksam in Kraft gesetzt 
sein. Zur erstmaligen Erhebung zum Wintersemester 2006/2007 
soll die Beitragssatzung vor Beginn der Einschreibungsfristen der 
jeweiligen Hochschule vorliegen. Satz 1 gilt für Änderungen und 
Aufhebungen der Beitragssatzung entsprechend. 

§ 2 Sonderregelungen hinsichtlich der Beitragspflicht auf der 
Grundlage einer Beitragssatzung nach § 2 Abs. 1 Studienbei-
trags- und Hochschulabgabengesetz (1) Die Hochschulen kön-
nen in ihren Beitragssatzungen regeln, dass ausländische Studie-
rende, die keinen Anspruch auf ein Studienbeitragsdarlehen 
besitzen, im Einzelfall von der Beitragspflicht auf der Grundlage 
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der Beitragssatzung nach § 2 Abs. 1 Studienbeitrags- und Hoch-
schulabgabengesetz befreit werden können, wenn die Hochschu-
le ein besonderes Interesse an der Bildungszusammenarbeit mit 
dem Herkunftsland hat. Die Hochschulen können in ihren Bei-
tragssatzungen zudem regeln, dass bedürftigen ausländischen 
Studierenden, die keinen Anspruch auf ein Studienbeitragsdarle-
hen besitzen und die im Zeitpunkt der Einführung von Studienbei-
trägen eingeschrieben sind, im Einzelfall von der Beitragspflicht 
auf der Grundlage der Beitragssatzung nach § 2 Abs. 1 Studien-
beitrags- und Hochschulabgabengesetz befreit werden können. 

(2) Die Hochschulen können in ihren Beitragssatzungen regeln, 
dass studierenden Angehörigen der A-, B- und C-Kader der nord-
rhein-westfälischen Olympiastützpunkte auf Antrag eine Befreiung 
oder Ermäßigung von der Beitragspflicht auf der Grundlage der 
Beitragssatzung nach § 2 Abs. 1 Studienbeitrags- und Hoch-
schulabgabengesetz gewährt werden kann. 

(3) Die Hochschulen können in ihrer Beitragssatzung vorsehen, 
dass bei dem gleichzeitigen Studium zweier Studiengänge nach 
§ 2 Abs. 4 Studienbeitrags- und Hochschulabgabengesetz der 
Beitrag des Vollzeitstudiums entrichtet werden muss. 

(4) Die Hochschulen können in ihrer Beitragssatzung festlegen, 
dass für Studienangebote, die kein grundständiges Studium oder 
Weiterbildung sind, Beiträge in Höhe von bis zu 500 Euro pro 
Semester fällig werden. Bei der Festlegung der Studienangebote 
und der Höhe der dafür fälligen Beiträge ist der in § 2 Abs. 1 
Satz 2 Studienbeitrags- und Hochschulabgabengesetz genannte 
Maßstab zu beachten. 

(5) Ist eine Person an einer Hochschule des Landes als Studie-
rende oder Studierender eingeschrieben und an einer anderen 
Hochschule des Landes als Zweithörerin oder als Zweithörer nach 
§ 71 Abs. 2 Hochschulgesetz zugelassen und besteht an beiden 
Hochschulen dem Grunde nach eine Beitragspflicht auf der 
Grundlage des § 2 Abs. 1 Studienbeitrags- und Hochschulabga-
bengesetz, besteht ihre Beitragspflicht nur bei der Hochschule der 
Einschreibung. In einer Vereinbarung nach § 2 Abs. 5 Studienbei-
trags- und Hochschulabgabengesetz können die Hochschule der 
Einschreibung und die Hochschule der Zulassung die Verteilung 
des Beitragsaufkommens regeln. 
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(6) Ist für die Erlangung des angestrebten Berufsabschlusses 
aufgrund berufsrechtlicher Bestimmungen das Studium zweier 
Studiengänge erforderlich, sehen die Hochschulen in ihren Bei-
tragssatzungen einen Nachteilsausgleich vor. 

(7) Studienbewerberinnen und -bewerber sowie die Studieren-
den sind verpflichtet, Erklärungen abzugeben, die ihre Beitrags-
pflicht betreffen. Auf Verlangen sind hierfür geeignete Unterlagen 
vorzulegen. Erforderlichenfalls können die Hochschulen eine Ver-
sicherung an Eides Statt verlangen und abnehmen. 

§ 3 Sonderregelungen hinsichtlich der Gewährung von Be-
freiungen oder Ermäßigungen im Sinne des § 8 Abs. 3 Studien-
beitrags- und Hochschulabgabengesetz (1) Befreiungen oder 
Ermäßigungen im Sinne des § 8 Abs. 3 Satz 1 Studienbeitrags- 
und Hochschulabgabengesetz werden nur für ein Studium bis zu 
einem ersten berufsqualifizierenden Abschluss sowie für das Stu-
dium eines konsekutiven Masterstudienganges im Sinne des § 12 
Abs. 2 Satz 4 Studienbeitrags- und Hochschulabgabengesetz 
gewährt. § 8 Abs. 3 Satz 4 Studienbeitrags- und Hochschulabga-
bengesetz bleibt unberührt. 

(2) Der Antrag auf Gewährung einer Befreiung oder Ermäßi-
gung im Sinne des § 8 Abs. 3 Studienbeitrags- und Hochschulab-
gabengesetz ist spätestens zum Beginn des Semesters zu stel-
len, für das eine Befreiung oder Ermäßigung begehrt wird; in 
sachlich begründeten Fällen ist eine Antragsstellung bis zum En-
de des Semesters zulässig. Die Hochschule regelt in ihrer Bei-
tragssatzung die Anzahl der Semester, für die pro Antragstellung 
eine Befreiung oder Ermäßigung gewährt werden kann. Das Nä-
here zur Gewährung der Befreiungen oder Ermäßigungen nach 
§ 8 Abs. 3 Studienbeitrags- und Hochschulabgabengesetz kann 
die Hochschule in ihrer Beitragssatzung regeln. In dem Verfahren 
über die Entscheidung über die Gewährung einer Befreiung oder 
Ermäßigung gilt § 2 Abs. 7 entsprechend. 

(3) Für Studierende, die nur als Teilzeitstudierende oder als 
Teilzeitstudierender zu ein Halb eines Vollzeitstudiums aus-
schließlich in Studiengängen des Fern- oder Verbundstudiums 
eingeschrieben sind und die der Beitragspflicht auf der Grundlage 
des § 2 Abs. 1 Studienbeitrags- und Hochschulabgabengesetz 
unterliegen, verdoppelt sich die Anzahl der zulässigen Ermäßi-
gungen oder Befreiungen im Sinne des § 8 Abs. 3 Studienbei-
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trags- und Hochschulabgabengesetz; Satz 1 und § 2 Abs. 4 Stu-
dienbeitrags- und Hochschulabgabengesetz gelten entsprechend 
für studienbeitragspflichtige Zweithörerinnen und Zweithörer im 
Sinne des § 71 Abs. 2 Hochschulgesetz. 

§ 4 Allgemeiner und besonderer Gasthörerbeitrag; Zweithö-
rerbeitrag (1) Der allgemeine Gasthörerbeitrag nach § 3 Abs. 1 
Studienbeitrags- und Hochschulabgabengesetz und der Zweithö-
rerbeitrag nach § 3 Abs.3 Studienbeitrags- und Hochschulabga-
bengesetz betragen jeweils 100 Euro pro Semester. 

(2) Die Höhe des besonderen Gasthörerbeitrags nach § 3 
Abs. 2 Studienbeitrags- und Hochschulabgabengesetz ergibt sich 
aus der Summe der für das jeweilige Weiterbildungsangebot vor-
aussichtlich erforderlichen Kosten, geteilt durch die voraussichtli-
che Zahl der Teilnehmerinnen und Teilnehmer. Bei der Ermittlung 
der Kosten sind die Grundsätze zur Kosten- und Leistungsrech-
nung in den Hochschulen zugrunde zu legen. Der besondere 
Gasthörerbeitrag ist von der Hochschule für jedes Weiterbil-
dungsangebot gesondert festzusetzen; er beträgt mindestens 100 
Euro pro Semester. 

(3) Die Hochschule kann bedürftigen Teilnehmerinnen und Teil-
nehmern auf Antrag Ermäßigung oder Erlass des besonderen 
Gasthörerbeitrags nach § 3 Abs. 2 Studienbeitrags- und Hoch-
schulabgabengesetz bis zur Höhe von 10 vom Hundert der durch 
das jeweilige Weiterbildungsangebot entstandenen Gebühren-
summe gewähren. 

§ 5 Betreuungsbeitrag, Auswahlgebühr (1) Das Ministerium 
überträgt die in § 19 Abs. 1 Satz 1 Studienbeitrags- und Hoch-
schulabgabengesetz in Verbindung mit § 5 Abs. 1 Studienbei-
trags- und Hochschulabgabengesetz für das Verfahren zur Aus-
wahl ausländischer Studienbewerberinnen und -bewerber und der 
Betreuung ausländischer Studierender und für die Auswahl der 
Studierenden von künstlerischen Studiengängen aufgeführten 
Ermächtigungen, durch Rechtsverordnung das Nähere zu den 
Beitrags- und Gebührentatbeständen und zur Beitrags- und Ge-
bührenhöhe zu bestimmen und Regelungen zur Stundung, Ermä-
ßigung und zum Erlass der Beiträge und Gebühren vorzusehen, 
jederzeit widerruflich auf die Hochschulen. 
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(2) Die Hochschulen können in ihrer Beitragssatzung festlegen, 
dass für die Teilnahme an der sportpraktischen Eignungsprüfung 
eine Auswahlgebühr erhoben werden kann. 

(3) Die Höhe der Beiträge und Gebühren nach den Absätzen 1 
und 2 muss sich insbesondere an den Zielen orientieren, dass mit 
den Gebühren und Beiträgen zu einer effizienten Studierenden-
auswahl, zu einem hochwertigen Studium, zur Profilbildung der 
Hochschule und zum Wettbewerb unter den Hochschulen beige-
tragen werden kann. 

Zweiter Abschnitt  
Regelungen betreffend den Anspruch auf ein Studien-

beitragsdarlehen 

§ 6 (Fn 3) Allgemeine Regelungen betreffend den Anspruch 
auf ein Studienbeitragsdarlehen (1) Darlehensanträge können 
nur bei der Einschreibung oder Rückmeldung bei der Hochschule 
gestellt werden. Die Bonität der Darlehensnehmer wird nicht  
überprüft. Ebenso entfällt die Stellung von Sicherheiten. 

(2) Im Verhältnis zwischen Hochschulen und NRW.Bank gilt die 
Zahlung als rechtzeitig im Sinne von § 7 Abs. 2 Satz 1 Studienbei-
trags- und Hochschulabgabengesetz erfolgt, wenn die NRW.Bank 
innerhalb der in der Rahmenvereinbarung festgelegten Auszah-
lungstermine (15. Juni für das Sommersemester und 15. Dezem-
ber für das Wintersemester eines Jahres) das gewährte Studien-
beitragsdarlehen an die Hochschule nach § 12 Abs. 3 Satz 2 
Studienbeitrags- und Hochschulabgabengesetz auszahlt. 

(3) Auf die Zeitspanne, in der nach § 12 Abs. 2 Studienbeitrags- 
und Hochschulabgabengesetz der Anspruch auf Abschluss eines 
Studienbeitragsdarlehns besteht, werden Semester, für die nach 
§ 8 Studienbeitrags- und Hochschulabgabengesetz eine Aus-
nahme oder eine Befreiung von der Beitragsverpflichtung oder ein 
vollständiger oder teilweiser Erlass des Studienbeitrags gewährt 
worden ist, nicht angerechnet.  

(4) Studierende oder studienbeitragspflichtige Zweithörerinnen 
und Zweithörer im Sinne des § 71 Abs. 2 Hochschulgesetz, die 
einen ersten berufsqualifizierenden Abschluss erworben haben, 
besitzen keinen Anspruch auf Gewährung eines Studienbeitrags-
darlehens nach § 12 Abs. 1 Studienbeitrags- und Hochschulab-
gabengesetz, es sei denn, die oder der Studierende erhält trotz 
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dieses ersten berufsqualifizierenden Abschlusses Leistungen 
nach dem Bundesausbildungsförderungsgesetz oder nimmt sol-
che Leistungen nur deshalb nicht in Anspruch, weil ihr oder sein 
Studium durch ein Studienstipendium finanziert wird. Für das Stu-
dium eines konsekutiven Masterstudiums gilt § 12 Abs. 2 Satz 4 
Studienbeitrags- und Hochschulabgabengesetz. 

(5) Studierende und studienbeitragspflichtige Zweithörerinnen 
und Zweithörer im Sinne des § 71 Abs. 2 Hochschulgesetz, die 
sich in dem Semester der Einführung von Studienbeiträgen auf 
der Grundlage der Beitragssatzung nach § 2 Abs. 1 Studienbei-
trags- und Hochschulabgabengesetz oder in dem diesem Semes-
ter folgenden beiden Semestern zeitlich in unmittelbarer Nähe 
zum letzten Abschnitt der Abschlussprüfung befinden und die 
nach § 12 Abs. 2 Studienbeitrags- und Hochschulabgabengesetz 
keinen Anspruch auf Gewährung eines Studienbeitragsdarlehens 
besitzen, wird gleichwohl ein Studienbeitragsdarlehen gewährt, 
wenn sie sich in einer von ihnen nicht zu vertretenden wirtschaftli-
chen Notlage von besonderem, existenzgefährdendem Gewicht 
befinden. Satz 1 gilt auch für Studierende und studienbeitrags-
pflichtige Zweithörerinnen und Zweithörer im Sinne des § 71 
Abs. 2 Hochschulgesetz, die sich in einer nicht zu vertretenden 
wirtschaftlichen Notlage im Zusammenhang mit besonderen fami-
liären Belastungen befinden. Liegen die Voraussetzungen für die 
Gewährung des Studienbeitragsdarlehens nach Satz 1 oder 2 
vor, teilt die Hochschule dies der NRW.Bank mit und übermittelt 
den Darlehensantrag. 

(6) Die NRW.Bank teilt der Hochschule das Nichtzustande-
kommen, den Widerruf, die Kündigung oder die Unwirksamkeit 
des Darlehensvertrages im Sinne des § 12 Abs. 1 Satz 5 Stu-
dienbeitrags- und Hochschulabgabengesetz mit. 

(7) Die Studierenden oder studienbeitragspflichtigen Zweithörerin-
nen und Zweithörer im Sinne des § 71 Abs. 2 Hochschulgesetz kön-
nen nur dann ein Studienbeitragsdarlehen beanspruchen, wenn sie 
in die Allgemeinen Geschäftsbedingungen einwilligen, die die 
NRW.Bank den darlehensberechtigten Studierenden bei Abschluss 
des Darlehensvertrages stellt. Die NRW.Bank regelt in ihren Allge-
meinen Geschäftsbedingungen, dass sich die Durchführung des 
Rechtsverhältnisses aus dem Darlehensvertrag nach den Vorschrif-
ten des Studienbeitrags- und Hochschulabgabengesetzes und dieser 
Verordnung in ihrer jeweils gültigen Fassung richtet. 
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§ 7 Regelungen betreffend den Anspruch auf ein Studienbei-
tragsdarlehen im Falle des Studiengangwechsels (1) Bei ei-
nem Studiengangwechsel wird für die Berechnung der Zeiten 
nach § 12 Abs. 2 Sätze 2 und 4 Studienbeitrags- und Hochschul-
abgabengesetz die nach dem Studiengangwechsel geltende Re-
gelstudienzeit des neuen Studienganges herangezogen. Erfolgt 
der Studiengangwechsel nach dem Beginn des dritten Hoch-
schulsemesters, werden die bisher studierten Semester auf diese 
Regelstudienzeit im Hinblick auf die Darlehensberechtigung ange-
rechnet. 

(2) Sind bei einem Studiengangwechsel im bisherigen Studien-
gang Studien- und Prüfungsleistungen erbracht worden und  
werden diese nach § 92 Abs. 3 Hochschulgesetz auf den neuen 
Studiengang angerechnet, ist der Wechsel zu dem neuen Stu-
diengang in dem Umfang derjenigen Fachsemester des neuen 
Studienganges kein Studiengangwechsel im Sinne des § 12 
Abs. 2 Satz 3 Studienbeitrags- und Hochschulabgabengesetz, die 
die oder der Studierende entsprechend der Anrechnung ihrer Stu-
dien- und Prüfungsleistungen erspart haben. Zu den Hochschul-
semestern im Sinne von § 12 Abs. 2 Satz 3 Studienbeitrags- und 
Hochschulabgabengesetz rechnen auch Semester, die an einer 
Hochschule im europäischen oder außereuropäischen Ausland 
studiert worden sind. 

§ 8 Sonstige Sonderregelungen betreffend den Anspruch auf 
ein Studienbeitragsdarlehen (1) Ist der oder die Studierende an 
einer Hochschule in mehreren Studiengängen eingeschrieben 
oder ist die studienbeitragspflichtige Zweithörerin oder der stu-
dienbeitragspflichtige Zweithörer im Sinne des § 71 Abs. 2 Hoch-
schulgesetz an einer Hochschule in mehreren Studiengängen zu-
gelassen, regelt die Hochschule in ihrer Beitragssatzung, welche 
Regelstudienzeit der Berechnung der Zeit, in der ein Anspruch 
auf ein Studienbeitragsdarlehen nach § 12 Abs. 2 Studienbei-
trags- und Hochschulabgabengesetz besteht, und welcher Beitrag 
zugrunde zu legen ist. 

(2) Studierende eines Lehramtsstudienganges, die bereits ei-
nen Bachelorstudiengang im Rahmen des Modellversuchs der 
konsekutiven Lehrerausbildung erfolgreich abgeschlossen haben, 
können ein Studienbeitragsdarlehen nach § 12 Studienbeitrags- 
und Hochschulabgabengesetz in der Weise beanspruchen, dass 
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sie so zu stellen sind, als ob das Bachelorstudium nicht absolviert 
worden wäre. Das Ministerium kann im Einvernehmen mit dem 
Ministerium für Schule und Weiterbildung desgleichen bestimmen, 
dass Teilnehmerinnen und Teilnehmer an besonderen Qualifizie-
rungsmaßnahmen des Ministeriums für Schule und Weiterbildung 
ein Studienbeitragsdarlehen nach § 12 Studienbeitrags- und 
Hochschulabgabengesetz beanspruchen können. In den Fällen 
des Satzes 1 und bei Vorliegen der Entscheidung nach Satz 2, 
teilt die Hochschule der NRW.Bank mit, ob und inwieweit die Stu-
dierenden im Sinne der Sätze 1 und 2 ein Studienbeitragsdarle-
hen nach § 12 Studienbeitrags- und Hochschulabgabengesetz 
beanspruchen können und übermittelt den Darlehensantrag. § 6 
Abs. 1 bis 3, 6 und 7 gelten entsprechend. 

Dritter Abschnitt  
Regelungen betreffend die Rückzahlung des  

Studienbeitragsdarlehens (Fn 2) 

§ 9 Rückzahlung der Studienbeitragsdarlehen (1) Die Rück-
zahlung im Sinne des § 13 Studienbeitrags- und Hochschulab-
gabengesetz beginnt 2 Jahre nach dem auf die Exmatrikulation 
wegen erfolgreichem Abschluss des Studiums folgenden nächst-
möglichen Zinsanpassungstermin (15. Juni oder 15. Dezember 
eines Jahres). Gleiches gilt, wenn die Darlehensnehmerin oder 
der Darlehensnehmer nicht bis zum 1. Juni eines Jahres für das 
Sommersemester oder bis zum 1. Dezember eines Jahres für das 
Wintersemester erklären, noch als Studierende oder Studierender 
eingeschrieben zu sein (Statusmeldung). Die Frist nach Satz 2 
beginnt im Falle einer ausgebliebenen Statusmeldung dann nicht, 
wenn die Darlehensnehmerin oder der Darlehensnehmer ihr Aus-
bleiben nicht zu vertreten hat. 

(2) Die Darlehensnehmerin oder der Darlehensnehmer haben 
bei der Darlehenstilgung die Wahl zwischen Rückzahlungsraten in 
Höhe von 50, 100 oder 150 Euro. Die Tilgungsverabredung bleibt 
unberührt. 

(3) Sondertilgungen können nach Ende der Auszahlungsphase 
auf Antrag nach Ablauf einer Frist von einem Monat nach Zugang 
des Antrages bei der NRW.Bank zum nächstmöglichen Zinsan-
passungstermin geleistet werden. Jede Sondertilgung muss min-
destens 500 Euro betragen. 
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§ 10 Rückzahlung der Studienbeitragsdarlehen beim Studium 
eines konsekutiven Studienganges (1) Studiert eine Darle-
hensnehmerin oder ein Darlehensnehmer, die oder der einen  
Bachelorstudiengang erfolgreich abgeschlossen und für dieses 
Bachelorstudium ein Studienbeitragsdarlehen nach § 13 Studien-
beitrags- und Hochschulabgabengesetz erhalten hat, nunmehr 
einen konsekutiven Masterstudiengang im Sinne des § 12 Abs. 2 
Satz 4 Studienbeitrags- und Hochschulabgabengesetz, können 
sie oder er für diesen Masterstudiengang auch ein Studienbei-
tragsdarlehen nach § 12 Abs. 1 Studienbeitrags- und Hochschul-
abgabengesetz beanspruchen. In diesem Fall sind sie oder er auf 
Antrag von der Verpflichtung zur Rückzahlung des für das Bache-
lorstudium bewilligten Studienbeitragsdarlehens und dessen Zin-
sen für die Dauer des Studiums des Masterstudienganges sowie 
für weitere zwei Jahre, die nach dessen erfolgreichem Abschluss 
vergehen, freizustellen. 

(2) Wird das konsekutive Masterstudium unterbrochen oder oh-
ne Studienabschluss beendet, ist die Freistellung nach Absatz 1 
zu dem der Exmatrikulation folgenden Monat beendet. Der Frei-
stellungszeitraum gem. § 9 Abs. 1 verlängert sich um die Dauer 
der studierten Semester des Masterstudiums. 

(3) Freistellungen im Sinne dieser Verordnung haben die Wir-
kung einer Stundung. 

§ 11 Freistellung von der Verpflichtung zur Rückzahlung des 
Studienbeitragsdarlehens bei geringem Einkommen (1) Von 
der Verpflichtung zur Rückzahlung kann die Darlehensnehmerin 
oder der Darlehensnehmer auf Antrag ebenfalls freigestellt wer-
den, soweit ihr oder sein Einkommen monatlich den Betrag von 
960 Euro nicht übersteigt. Dieser Betrag erhöht sich für 
1. die Ehegattin oder den Ehegatten oder die eingetragene Le-

benspartnerin oder den eingetragenen Lebenspartner um 480 
Euro, 

2. jedes unterhaltsberechtigte Kind der Darlehensnehmerin oder 
des Darlehensnehmers um 435 Euro, 

wenn sie nicht in einer Ausbildung stehen, die nach dem Bundes-
ausbildungsförderungsgesetz oder nach § 59 des Dritten Buches 
Sozialgesetzbuch gefördert werden kann. Die Beträge nach 
Satz 2 mindern sich um das Einkommen des Ehegatten, der ein-
getragenen Lebenspartnerin oder des eingetragenen Lebenspart-
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ners und des Kindes. Als Kinder der Darlehensnehmerin oder des 
Darlehensnehmers gelten außer ihren oder seinen eigenen Kin-
dern die in § 25 Abs. 5 Nr. 1 bis 3 Bundesausbildungsförderungs-
gesetz bezeichneten Personen. Auf besonderen Antrag erhöht 
sich der in Satz 1 bezeichnete Betrag 
1. bei Behinderten um den Betrag der behinderungsbedingten 

Aufwendungen entsprechend § 33b des Einkommensteuerge-
setzes, 

2. bei Alleinstehenden um den Betrag der notwendigen Aufwen-
dungen für die Dienstleistungen zur Betreuung eines zum 
Haushalt gehörenden Kindes, das das 16. Lebensjahr noch 
nicht vollendet hat, bis zur Höhe von monatlich 175 Euro für 
das erste und je 85 Euro für jedes weitere Kind. 

(2) Wird auf den Antrag nach § 14 Abs. 1 Studienbeitrags- und 
Hochschulabgabengesetz hin eine Freistellung gewährt, erfolgt 
diese vom Beginn des Antragsmonats an für ein Jahr. Das im An-
tragsmonat erzielte Einkommen gilt vorbehaltlich des Absatzes 3 
als monatliches Einkommen für alle Monate des Freistellungszeit-
raums. Die Darlehensnehmerin oder der Darlehensnehmer hat 
das Vorliegen der Freistellungsvoraussetzungen glaubhaft zu 
machen. 

(3) Ändert sich ein für die Freistellung maßgeblicher Umstand 
nach der Antragstellung, so wird die Freistellung vom Beginn des 
Monats an geändert, in dem die Änderung eingetreten ist. Nicht 
als Änderung im Sinne des Satzes 1 gelten Regelanpassungen 
gesetzlicher Renten und Versorgungsbezüge. 

(4) Einkommen im Sinne dieses Gesetzes ist das Einkommen 
im Sinne des § 21 Bundesausbildungsförderungsgesetz. 

(5) Die Darlehensnehmerin oder der Darlehensnehmer sind im 
Sinne des § 14 Abs. 2 Studienbeitrags- und Hochschulabgaben-
gesetz auf Antrag von der Rückzahlung auch freizustellen, solan-
ge sie oder er ein Studienstipendium erhalten. 

§ 12 Mitwirkungspflichten (1) Die Darlehensnehmerin oder 
der Darlehensnehmer hat 
1. alle Tatsachen anzugeben, die für die Entscheidung über die 

Freistellung von der Verpflichtung zur Rückzahlung nach § 14 
Studienbeitrags- und Hochschulabgabengesetz oder über die 
Minderung der Darlehenslasten im Sinne des § 15 Studienbei-
trags- und Hochschulabgabengesetz erforderlich sind, 
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2. Änderungen in den Verhältnissen, die für diese Entscheidung 
erheblich sind oder über die im Zusammenhang mit der Ent-
scheidung Erklärungen abgegeben worden sind, unverzüglich 
mitzuteilen, 

3. Beweismittel zu bezeichnen und auf Verlangen der 
NRW.Bank Beweisurkunden (insbesondere Steuererklärun-
gen, Einkommensnachweise, Bescheide des Sozialamtes, 
Bescheide des Bundesverwaltungsamtes zum Bundesausbil-
dungsförderungsgesetz) vorzulegen. 

(2) Die NRW.Bank kann hinsichtlich der Umstände im Sinne 
des Absatzes 1 eine Versicherung an Eides statt verlangen und 
abnehmen. Soweit für die in Satz 1 Nr. 1 und 2 genannten Anga-
ben Vordrucke vorgesehen sind, sollen diese benutzt werden. 

(3) Die Darlehensnehmerin oder der Darlehensnehmer trägt die 
Darlegungs- und materielle Beweislast für die Freistellung oder 
Minderung im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1. Ein späteres Vorbrin-
gen der Darlehensnehmerin oder des Darlehensnehmers kann 
unberücksichtigt bleiben, wenn andernfalls die Entscheidung der 
NRW.Bank verzögert würde. Die Darlehensnehmerin oder der 
Darlehensnehmer ist hierauf hinzuweisen. 

§ 13 Berechnung des Zinssatzes Die NRW.Bank ist berech-
tigt die Verwaltungskosten und die auf die Stundung der Zinsen 
entfallenden Geldbeschaffungskosten zu pauschalieren und in ei-
nem einheitlichen Prozentsatz neben den Refinanzierungskosten 
auszuweisen. 

Vierter Abschnitt  
Regelungen betreffend den Ausfallfonds 

§ 14 Ausfallfonds für Studienbeitragsdarlehen (1) Der Aus-
fallfonds für Studienbeitragsdarlehen wird zum 1. Juni 2006 er-
richtet. 

(2) Alle Einnahmen und Ausgaben des Fonds werden für jedes 
Rechnungsjahr im Wirtschaftsplan des Kapitels 06 109 (Ausfall-
fonds für Studienbeitragsdarlehen) ausgewiesen. 

(3) Die Verwaltung des Ausfallfonds kann den an ihn nach § 17 
Abs. 3 Satz 3 Studienbeitrags- und Hochschulabgabengesetz ab-
geführten Betrag und sein sonstiges Vermögen mündelsicher im 
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Sinne des § 1807 BGB anlegen. Das Ministerium kann im Einver-
nehmen mit dem Finanzministerium dem Ausfallfonds eine ande-
re Anlage gestatten, wenn die beabsichtigte Art der Anlage nach 
Lage des Falles den Grundsätzen einer wirtschaftlichen Vermö-
gensverwaltung nicht zuwiderläuft. 

(4) Die prozentuale Höhe des Abführungsbetrages im Sinne 
des § 17 Abs. 3 Satz 3 Studienbeitrags- und Hochschulabgaben-
gesetz soll langfristig kalkuliert und möglichst konstant gehalten 
werden. Sie wird bis zum 31. Mai eines jeden Jahres vom Ministe-
rium im Einvernehmen mit dem Finanzministerium festgesetzt; die 
Fondsverwaltung legt hierzu einen Vorschlag vor. Bei dem Aus-
fallfonds wird ein Beirat eingerichtet, der das Ministerium bei der 
Festsetzung nach Satz 2 berät. Abweichend von Satz 2 wird die 
prozentuale Höhe des Abführungsbetrages erstmalig bis zum  
23. Dezember 2006 festgesetzt. Mitglieder des Beirats sind 
Vertreterinnen und Vertreter der Hochschulen und eine Vertreterin 
oder ein Vertreter des Ministeriums; das Nähere bestimmt das 
Ministerium. 

(5) Die Hochschulen führen die Abführungsbeträge im Sinne 
des § 17 Abs. 3 Satz 3 Studienbeitrags- und Hochschulabgaben-
gesetz jeweils bis zum 30.6. und bis. zum 23.12. eines jeden Jah-
res an den Ausfallfonds ab. 

§ 15 Notleidende Forderungen Eine notleidende Darlehens-
forderung im Sinne des § 18 Abs. 2 Studienbeitrags- und Hoch-
schulabgabengesetz liegt vor, wenn 
1. die Darlehensnehmerin oder der Darlehensnehmer fällige 

Rückzahlungsraten oder sonstige mit dem Darlehen zusam-
menhängende Forderungen innerhalb von sechs Monaten seit 
Fälligkeit nicht geleistet hat, 

2. die Rückzahlung des Darlehens infolge der Erwerbs- oder Ar-
beitsunfähigkeit oder einer Erkrankung der Darlehensnehme-
rin oder des Darlehensnehmers von mehr als einem Jahr 
Dauer nachhaltig erschwert oder unmöglich geworden ist, 

3. die Darlehensnehmerin oder der Darlehensnehmer zahlungs-
unfähig geworden ist oder Hilfe zum Lebensunterhalt nach 
dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch oder Leistungen zur Si-
cherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch Sozi-
algesetzbuch erhält, 
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4. ein Antrag nach § 14 Abs. 1 Studienbeitrags- und Hochschul-
abgabengesetz auf Freistellung von der Verpflichtung zur 
Rückzahlung des Studienbeitragsdarlehens zum zweiten Mal 
gestellt worden ist, 

5. der Aufenthalt der Darlehensnehmerin oder des Darlehens-
nehmers unter Ausnutzung der melde- und amtshilferechtlich 
zulässigen Möglichkeiten seit mehr als sechs Monaten nicht 
ermittelt werden konnte, 

6. die NRW.Bank ein ihr nach den Bestimmungen des Bürgerli-
chen Gesetzbuches zustehendes außerordentliches Kündi-
gungsrecht ausgeübt hat oder 

7. die Darlehensnehmerin oder der Darlehensnehmer verstirbt. 

Fünfter Abschnitt  
Sonstige Regelungen 

§ 16 Datenverarbeitung (1) Personenbezogene Daten, die 
zum Vollzug des Studienkonten- und -finanzierungsgesetzes von 
den Hochschulen erhoben oder erstmals gespeichert worden 
sind, dürfen von den Hochschulen für den Vollzug dieser Verord-
nung und des Gesetzes zur Sicherung der Finanzierungsgerech-
tigkeit im Hochschulwesen weiterverarbeitet werden, soweit dies 
erforderlich ist. Die betroffene Person ist darüber in geeigneter 
Weise zu unterrichten. 

(2) Daten, die aufgrund der Bearbeitung von Anträgen über die 
Gewährung von Bonusguthaben im Sinne des § 5 Studienkonten- 
und -finanzierungsgesetz von der Hochschulen erhoben und ge-
speichert worden sind, sind in einen von der regelmäßigen Verar-
beitung der Studierendendaten abgeschotteten Bereich zu über-
führen, auf den nur die für die Bearbeitung der Befreiungen oder 
Ermäßigungen im Sinne des § 8 Abs. 3 Studienbeitrags- und 
Hochschulabgabengesetz zuständige Sachbearbeitung zugreifen 
kann. 

(3) Die Hochschule stellt sicher, dass auf Daten, die aufgrund 
der Bearbeitung von Anträgen auf Gewährung von Befreiungen 
oder Ermäßigungen im Sinne des § 8 Abs. 3 Studienbeitrags- und 
Hochschulabgabengesetz erhoben worden sind, nur die für die 
Bearbeitung derartiger Anträge zuständige Sachbearbeitung 
zugreifen kann. 
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§ 17 Verbindlicherklärung der Rahmenvereinbarung zwischen 
der NRW.Bank und den Hochschulen (1) Das Ministerium wird 
ermächtigt, die Rahmenvereinbarung, die die Zusammenarbeit 
zwischen der NRW.Bank und den Hochschulen in Nordrhein-
Westfalen regelt, in ihrer jeweils gültigen Fassung für allgemein-
verbindlich zu erklären. 

(2) Ministerium im Sinne dieser Verordnung ist das Ministerium 
für Innovation, Wissenschaft, Forschung und Technologie des 
Landes Nordrhein-Westfalen. 

§ 18 In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten (1) Diese Verord-
nung tritt am Tage nach ihrer Verkündung in Kraft und mit Ablauf 
des 30. April 2011 außer Kraft. 

(2) Die Verordnung über die Einrichtung und Führung von Stu-
dienkonten mit Regelabbuchung sowie über die Erhebung von 
Gebühren an den Universitäten, Fachhochschulen und Kunst-
hochschulen des Landes Nordrhein-Westfalen (RVO-StKFG 
NRW) vom 17. September 2003 (GV. NRW. S. 570), zuletzt ge-
ändert durch Verordnung vom 9. August 2004 (GV. NRW. S. 428), 
wird mit Wirkung zum 1. April 2007 aufgehoben. Die Verordnung 
über die Erhebung von Gebühren für das Verfahren zur Auswahl 
ausländischer Studienbewerberinnen und -bewerber, die nicht ei-
nem Mitgliedstaat der Europäischen Union angehören (Auswahl-
gebühren-RVO NRW) vom 16. Januar 2006 (GV. NRW. S. 48), 
wird mit dem In-Kraft-Treten dieser Verordnung nach Absatz 1 
aufgehoben. 

Der Minister  
für Innovation, Wissenschaft,  
Forschung und Technologie  

des Landes Nordrhein-Westfalen 

Fn 1 GV. NRW. S. 157, in Kraft getreten am 16. Mai 2006; geändert 
durch VO v. 14. Juni 2006 (GV. NRW. S. 340), in Kraft getreten 
am 29. Juli 2006. 

Fn 2 Dritter Abschnitt mit den §§ 9 – 13 neu eingefügt durch VO v. 14. Juni 
2006 (GV. NRW. S. 340), in Kraft getreten am 29. Juli 2006. Da-
durch wurde der dritte zum vierten Abschnitt und der vierte zum 
fünften Abschnitt sowie die §§ 9 – 13 zu den §§ 14 – 18. 

Fn 3 In § 6 Abs. 7 Satz 2 angefügt durch VO v. 14. Juni 2006 (GV. 
NRW. S. 340), in Kraft getreten am 29. Juli 2006. 
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III)  Begründungen 
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Begründung 
des Gesetzes über die Hochschulen des Landes 

Nordrhein-Westfalen (Hochschulgesetz – HG) 
in der Fassung des Hochschulfreiheitsgesetzes vom  

1. Januar 2007 (Hochschulfreiheitsgesetz – HFG) 

Etwaige Änderungen des Landtags aufgrund der Beschluss-
empfehlung des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie sind jeweils bei der geänderten 
Vorschrift angefügt. 

A. Allgemeiner Teil 

Wissenschaft und Forschung schreiten rasant voran und stehen 
in einem immer stärkeren Wettbewerb. Die Entwicklungszyklen in 
der Forschung werden immer kürzer. Zudem erfordert exzellente 
Forschung einen steigenden Mitteleinsatz. Damit sich die nord-
rhein-westfälischen Hochschulen in diesem Umfeld erfolgreich 
behaupten und ihre Wettbewerbsfähigkeit steigern können, müs-
sen daher die Rahmenbedingungen deutlich verbessert werden. 

Damit die nordrhein-westfälische Hochschul- und Forschungs-
landschaft noch leistungsfähiger und national wie international 
noch wettbewerbsfähiger wird, bedarf es gut ausgestatteter 
Hochschulen mit Profil, Exzellenz und Internationalität sowie einer 
gezielten und wettbewerbsorientierten Forschungs- und Techno-
logieförderung. Wissenschaftlich exzellente und qualitativ hoch-
wertig ausbildende Hochschulen sind eine unabdingbare Voraus-
setzung für mehr Innovation, für zukunftssichere Arbeitsplätze 
und für die kulturelle und ökonomische Wertschätzung Nordrhein-
Westfalens. 

Zur Wettbewerbs- und Innovationsfähigkeit gehört, dass die nord-
rhein-westfälischen Hochschulen von hemmenden Regularien 
und überflüssigen Vorschriften befreit und hinreichend finanziert 
werden. Freiheit der Forschung und Lehre, gepaart mit mehr 
Wettbewerb, mehr Autonomie und mehr Verantwortung sind da-
her die Leitlinien dieses Hochschulfreiheitsgesetzes. 

Das Land überträgt den Hochschulen Kompetenzen und die Ver-
antwortung für Finanz-, Personal- und Organisationsentscheidun-
gen. Entsprechend ändern sich auch die Aufgaben des Ministeri-
ums für Innovation, Wissenschaft, Forschung und Technologie 
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von einer eher klassisch ausgerichteten Hochschulverwaltung hin 
zu einem modernen Hochschulmanagement. In Rückkopplung mit 
dem Land werden die Hochschulen ihre eigene Strategie- und 
Entwicklungsplanung vornehmen können. Der Staat zieht sich 
aus der Detailsteuerung vollständig zurück und kommt seiner Ge-
samtverantwortung für das Hochschulsystem durch die Vorgabe 
strategischer Ziele nach. 

Die Hochschulen werden im Rahmen dieses Gesetzes damit in 
einem Maße autonom werden, das bundesweit einzigartig ist und 
das auch international jedem Vergleich standhält. Die Reformen, 
die derzeit in den Bundesländern stattfinden oder stattgefunden 
haben, sind in keinem Falle so weit gegangen, dass sämtliche  
Universitäten und Fachhochschulen eines Bundeslandes verselb-
ständigt werden. Zwar gab es einzelne Modellversuche oder eine 
Verselbständigung einzelner Hochschulen. Dies blieben aber Ein-
zelerscheinungen. Bundesweit sind die Hochschulen der Grundli-
nie nach mit dem Land auf das Engste verklammert. Mit dem 
Hochschulfreiheitsgesetz geht das Land hier bewusst einen neu-
en Weg hin zu besserer Bildung, besserer Forschung und ver-
stärkter Innovation. 

Während bislang die Hochschulen Körperschaften und zugleich 
staatliche Einrichtungen sind, werden sie künftig als Körperschaf-
ten des öffentlichen Rechts verselbständigt. Damit ist ein Para-
digmenwechsel verbunden, dessen Tragweite für das überragend 
wichtige öffentliche Interesse an einer qualitativ hochwertigen 
Hochschullandschaft und auch für das Selbstverständnis der 
Hochschulen nicht hoch genug eingeschätzt werden kann. Die 
Verselbständigung bringt mit sich, dass der Staat nur noch die 
Rechts- und nicht mehr die Fachaufsicht führt. Im bundesweiten 
Vergleich werden die nordrhein-westfälischen Hochschulen damit 
mit Abstand am freiheitlichsten organisiert sein. 

Gleichzeitig wird den Hochschulen die Verantwortung für ihr Per-
sonal übertragen werden. Sie werden die Dienstherrenfähigkeit 
und die Arbeitgebereigenschaft erhalten. Ein eigenverantwortli-
ches Personalmanagement schafft die Grundlage für eine innova-
tionsträchtige Hochschulentwicklung, wirkt leistungsmotivierend 
und führt zu einem effizienteren Einsatz von Ressourcen. Die 
Hochschulen werden künftig zudem allein über die Berufungen 
der Professorinnen und Professoren entscheiden können. Der 
bisherige Vorbehalt des staatlichen Einvernehmens entfällt. 
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Die selbständige Hochschule wird aus dem Regelungsregime der 
Landeshaushaltsordnung entlassen werden. Die Hochschulen 
werden künftig über Zuschüsse finanziert und können dann relativ 
frei wirtschaften. 

Den Hochschulen soll es künftig auch ermöglicht werden, eigene 
Unternehmen zu gründen oder sich an Unternehmen zu beteili-
gen. Dabei müssen die Bezüge zu Lehre und Forschung gewahrt 
bleiben. Die moderne Hochschule der Zukunft muss eigenverant-
wortlich auf den Zukunftsmärkten agieren können. Mit dem Hoch-
schulfreiheitsgesetz werden dazu die erforderlichen Instrumente 
bereitgestellt. 

Die selbständige Hochschule steht in einer stärkeren Eigenver-
antwortung und Verantwortung gegenüber dem Land und der Ge-
sellschaft. Angesichts ihrer mit diesem Gesetz stark gestiegenen 
Autonomie, gepaart mit dem entsprechenden hohen Maß an Ver-
antwortlichkeit, benötigt sie klare Leitungs- und Aufsichtsstruktu-
ren. Erforderlich ist eine deutliche Abgrenzung von Entscheidung, 
Beratung und Aufsicht und der mit ihnen jeweils verbundenen 
Verantwortung. Ansonsten können Gefahren für das überragend 
wichtige Gemeinschaftsgut Wissenschaft durch wissenschaftsin-
adäquate Entscheidungen der Entscheidungsträger nicht mehr 
abgewendet werden. Die bisherigen Organisationsformen haben 
sich vor diesem Hintergrund in der bislang vorgesehenen Art der 
Organe und Verteilung ihrer Aufgaben und Befugnisse nicht be-
währt. Insofern sind die akademischen, strategischen und opera-
tiven Verantwortlichkeiten klar zu trennen. Dies leistet u. a. die 
Implementierung eines Hochschulrates und die ihren Aufgaben 
angemessene starke Hochschulleitung. Mitglieder dieses Rates 
sind zum einen Persönlichkeiten, die außerhalb der Hochschule 
gewonnen werden. Die Hochschule kann sich aber auch dafür 
entscheiden, dass bis zur Hälfte der Mitglieder des Hochschulra-
tes aus der Hochschule selbst entstammen. Auch damit wird ein 
Baustein für selbstregulierende Autonomie bereitgestellt. Der 
Hochschulrat wird die strategische Ausrichtung der Hochschule 
mitbestimmen und die Hochschulleitung kontrollieren. Jeder 
Hochschule wird es zudem ermöglicht werden, ihre Hochschulver-
fassung entsprechend ihrer individuellen Organisationsbedarfe 
auszugestalten. Die kollegiale Selbstorganisation bleibt dabei wei-
terhin ein bestimmendes Element. 
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Hochschulen sind Organisationen eigener Art. Ihre Leitungsstruk-
turen müssen deshalb den besonderen Erfordernissen des Wis-
senschaftsbetriebs Rechnung tragen. Modernes Management 
und wissenschaftliche Exzellenz sind keine Gegensätze, sondern 
sind vielfältig miteinander verflochten. Das Hochschulfreiheitsgesetz 
wahrt daher den selbstregulierenden Charakter von Forschung 
und Lehre und unterstreicht zugleich die gesellschaftlichen Anfor-
derungen an die moderne, innovationsoffene Hochschule der Zu-
kunft. Angesichts der einfachgesetzlich in § 4 HG niedergelegten 
Wissenschafts-, Lehr- und Forschungsfreiheit sind Eingriffe in 
Wissenschaft und Forschung als einen grundsätzlich von Fremd-
bestimmung freien Bereich autonomer Verantwortung und damit 
strukturelle Gefährdungen von Wissenschaft, Lehre und For-
schung nicht zu befürchten. Durch die der Hochschulleitung, dem 
Hochschulrat und dem Senat in ausgewogener Weise zugewie-
senen Aufgaben und Befugnisse werden die unterschiedlichen 
Aufgaben des hochschulischen Wissenschaftsbetriebs und die In-
teressen aller daran Beteiligter in einen angemessenen Ausgleich 
gebracht. Indem der Gesetzgeber hierdurch auch seiner gesamt-
gesellschaftlichen Verantwortung gerecht wird, wendet das Hoch-
schulfreiheitsgesetz zugleich Gefahren für eine gedeihliche und 
zukunftsfähige Entwicklung von Wissenschaft und Forschung und 
damit Gefahren für ein überragend wichtiges Gemeinschaftsgut 
ab. 

Mit dem Hochschulfreiheitsgesetz wird zudem das Verhältnis zwi-
schen Staat und Hochschulen auf eine neue Grundlage gestellt, 
die zu deutlichen Autonomiegewinnen für die Hochschulen führen 
und damit ihre Forschungsstärke und Innovationskraft in der 
selbstverwalteten Hochschule erhöhen wird. Planerische Einzel-
entscheidungen des Staates wird es künftig nicht mehr geben. 
Vielmehr werden die Hochschulen künftig über Ziel- und Leis-
tungsvereinbarungen sowie Methoden des Leistungscontrollings 
und Qualitätssicherung, wie Akkreditierung und Evaluation, er-
gebnisorientiert gesteuert. Hinzu kommt die aufgaben- und leis-
tungsbezogene Finanzierung, die sich nur noch innerhalb der 
Vorschriften des Hochschulgesetzes bewegen wird. In diesem 
Rahmen müssen sich die Hochschulen zukünftig im Wettbewerb 
behaupten. 

Das Hochschulfreiheitsgesetz setzt die Rahmenbedingungen da-
für, dass die Qualität sowie die Leistungs- und Innovationsfähig-
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keit des nordrhein-westfälischen Hochschulwesens durchgreifend 
verbessert werden kann. Damit werden zugleich die Rahmenbe-
dingungen für die Wettbewerbsfähigkeit im nationalen und inter-
nationalen Vergleich gestärkt. Wettbewerbsfähige Hochschulen 
sind unabhängig, profiliert und international. Sie setzen ihre Mittel 
effektiv ein. Die hierzu benötigten Instrumente im finanziellen, 
personellen und organisatorischen Bereich werden den Hoch-
schulen mit dem Hochschulfreiheitsgesetz zur Verfügung gestellt. 
Dem hohen öffentlichen Interesse an einem funktionsfähigen so-
wie freiheitsfördernden und -bewahrenden Wissenschaftsbetrieb 
wird in dieser Weise sachgerecht Rechnung getragen. Die Hoch-
schulen werden damit einen wichtigen Beitrag für grundlegende 
Innovationen in Wirtschaft und Gesellschaft leisten können. 

Mit dem Hochschulfreiheitsgesetz wird das bislang geltende 
Hochschulgesetz aufgehoben und durch das neue Hochschulge-
setz abgelöst. Soweit gesetzliche Bestimmungen des alten Hoch-
schulgesetzes in das neue Hochschulgesetz übernommen wor-
den sind, kann auf die Amtlichen Begründungen der alten 
Bestimmungen weiterhin zurückgegriffen werden. 

B. Besonderer Teil 

Zu § 1 – Anwendungsbereich 

Begründung: 
Absätze 1 bis 3: 

Die Änderungen in Absatz 1 nehmen den Regelungsgehalt 
des § 1 Abs. 4 HG a. F., die Änderungen in Absatz 3 den 
des § 42 Abs. 1 und 3 HG a. F. auf. 

Der Fachbereich Musikhochschule der Universität Münster 
ist eine Grundeinheit der Universität Münster und nimmt da-
her an der Verselbständigung der Universität teil. Da der 
Fachbereich Musikhochschule indes Aufgaben der Kunst-
hochschulen auf dem Gebiet der Musik wahrnimmt, bedarf 
es für ihn ergänzender Regelungen, die diese Aufgaben-
wahrnehmung ermöglichen. Dies leistet Artikel 2 § 2 dieses 
Gesetzes. Danach gelten für den Fachbereich Musikhoch-
schule teilweise die Vorschriften des Hochschulgesetzes in 
der Fassung dieses Gesetzes und teilweise die Regelungen 
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des für die Kunsthochschulen geltenden Hochschulgesetzes 
2005. 

Absatz 4: 

Die Änderung nimmt zum einen den Regelungsgehalt des 
§ 1 Abs. 5 HG a. F. auf. Zum anderen sichert die Regelung, 
dass die Kunsthochschulen des Landes nicht als Körper-
schaften des öffentlichen Rechts verselbständigt werden. 
Das Regelungsregime des Kunsthochschulgesetzes ist mit 
dem Gesetz zur Weiterentwicklung der Hochschulreform – 
HRWG – in das Hochschulgesetz überführt worden. Arti-
kel 14 Nr. 6 b) HFGG räumt den Kunsthochschulen einen 
Zeitraum von zwei Jahren ein, um sich ab dem 1. Januar 
2005 auf die mit dem HRWG neu geschaffene Rechtslage 
einzustellen und die mit dem HRWG vorgezeichneten Re-
formschritte nachzuvollziehen. Vor diesem Hintergrund ist 
es nicht sachgerecht, dass sich die Kunsthochschulen in-
nerhalb dieses Zweijahreszeitraums abermals auf ein neues 
gesetzliches Regelungswerk ausrichten müssen. Für die 
Kunsthochschulen soll daher das Hochschulgesetz in der 
Fassung des HRWG zunächst weitergelten. Dies leistet Ar-
tikel 2 § 1 dieses Gesetzes. Für das Hochschulgesetz zieht 
die Änderung hieraus die entsprechenden Konsequenzen. 

Änderung des Landtags aufgrund der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie: 
In § 1 Abs. 3 werden nach den Wörtern „in Rheinbach“ die 
Wörter „und Hennef“ eingefügt. 

Begründung dieser Änderung: 
Mit Blick auf das Studienangebot der Fachhochschule 
Bonn-Rhein-Sieg in Hennef ist die Änderung sachgerecht. 

§ 1 Abs. 3 Regierungsentwurf lautete ursprünglich: 
(3) Es bestehen Standorte der Fachhochschule Aachen in 

Jülich, der Fachhochschule Bielefeld in Minden, der Fach-
hochschule Gelsenkirchen in Bocholt und Recklinghausen, 
der Fachhochschule Südwestfalen in Hagen, Meschede und 
Soest, der Fachhochschule Köln in Gummersbach, der 
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Fachhochschule Lippe und Höxter in Detmold und Höxter, 
der Fachhochschule Münster in Steinfurt sowie der Fach-
hochschule Bonn-Rhein-Sieg in Rheinbach. Die Grundord-
nungen dieser Hochschulen können bestimmen, dass auch 
am Sitz der Hochschule nach Absatz 2 ein Standort besteht. 
Die Grundordnung kann bestimmen, dass in den Standorten 
aus den Professorinnen und Professoren des Standorts für 
eine Zeit von vier Jahren eine Sprecherin oder ein Sprecher 
dieses Standorts gewählt wird. Der Sitz der Fachhochschule 
Niederrhein im Sinne der Vorschriften über den Gerichts-
stand ist Krefeld. 

Zu § 2 – Rechtsstellung 

Begründung: 

Absatz 1: 

Nach dem bislang geltenden Hochschulrecht sind die Lan-
deshochschulen ihrem Rechtsstatus nach Körperschaften 
und zugleich staatliche Einrichtungen. Aufgrund dieser 
Doppelnatur rechnet das Gesetz (vgl. §§ 106 f. HG a. F.) die 
akademischen Angelegenheiten dem Selbstverwaltungsbe-
reich der Hochschule als rechtsfähige Körperschaften zu, 
während die staatlichen Angelegenheiten von der Hoch-
schule als rechtlich unselbständige Landeseinrichtung mit 
Behördencharakter wahrgenommen werden; daneben wir-
ken in einigen Bereichen, in denen sich akademische und 
staatliche Angelegenheiten nicht trennscharf abgrenzen las-
sen, Hochschule und Land in besonderer Weise zusammen 
(vgl. u. a. § 108 HG a. F.). 

Mit der Änderung des Satzes 1 verlieren die Hochschulen 
ihren Charakter als staatliche Einrichtungen und werden als 
rechtsfähige Körperschaften des öffentlichen Rechts ver-
selbständigt. Aus Teilen der Körperschaft „Land“ werden 
mehrere neue Körperschaften „Hochschule“ gebildet. Das 
Hochschulgesetz in der Fassung dieses Gesetzes kennt 
zudem keine staatlichen Aufgaben mehr, sondern weist die 
bisherigen staatlichen Aufgaben, die die Hochschulen für 
das Land gemäß § 107 HG a. F. wahrgenommen haben, 
den Hochschulen als Selbstverwaltungsaufgaben zu (vgl. 
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§ 2 Abs. 2 Satz 1). Die bisherigen staatlichen Aufgaben ge-
hen damit von der Körperschaft Land auf die neu gebildeten 
Körperschaften über. 

Die Verselbständigung als Körperschaften ändert nichts 
daran, dass die Hochschulen weiterhin als Landeshoch-
schulen vom Land getragen werden. Die Hochschulen wer-
den daher nicht in eine neue Trägerschaft überführt. 

Mit dem neuen Satz 2 wird unterstrichen, dass eine Plurali-
tät in den Rechtsformen und der Trägerschaft der Hoch-
schulen sachgerecht sein kann. Zugleich stellt die Regelung 
klar, dass neben der Errichtung einer Hochschule auch jede 
Änderung ihrer Rechtsform ebenfalls eines Gesetzes be-
darf. Eine abstrakte Optionsregelung, z. B. in Richtung Stif-
tung oder privatrechtliche Gesellschaft, reicht wegen der bei 
einem Rechtsformwechsel regelungsbedürftigen Überlei-
tung nicht aus. 

Absatz 2: 

Der dritte Satz des § 2 Abs. 2 HG a. F. ist entbehrlich und 
kann daher gestrichen werden. Der Grundsatz der öffent-
lich-rechtlichen Erfüllung der Hochschulaufgaben lag bis 
zum Erlass des Hochschulgesetzes im Jahre 2000 bereits 
als ungeschriebenes Prinzip dem für die Landeshochschu-
len geltenden Hochschulrecht zugrunde. 

Die Änderungen des Absatzes 2 folgen ansonsten aus der 
Verselbständigung der Hochschulen als Körperschaften. 

Absatz 3: 

Anläßlich ihrer Verselbständigung als Körperschaft erhalten 
die Hochschulen die Dienstherrenfähigkeit. Damit verbun-
den steht das an den Hochschulen tätige Personal im 
Dienst der jeweiligen Hochschule und nicht mehr – wie bis-
her – im Landesdienst. Dies gilt nicht nur für die neu zu er-
nennenden Beamtinnen und Beamten oder für die neu an-
gestellten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, sondern 
auch für das bereits derzeit an den Hochschulen tätige Per-
sonal. Die bereits derzeit ernannten Beamtinnen und Beam-
te werden auf der Grundlage des § 128 Abs. 4 BRRG über-
geleitet (vgl. Artikel 7 § 1), während für die derzeitigen 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer vor dem Hintergrund 
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der Rechtsnachfolge nach Artikel 7 § 3 dieses Gesetzes die 
jeweilie Hochschule in die Rechte und Pflichten der beste-
henden Arbeits- und Ausbildungsverhältnisse eintritt, vgl. 
Artikel 7 § 2. 

Absätze 4 und 5: 

Die Vorschrift enthält die Regelungen des Absatzes 4 und 5 
a. F. Die erfolgten Änderungen dienen der Klarstellung. 

Änderung des Landtags aufgrund der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie: 
§ 2 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

„Die Hochschulen nehmen die ihnen obliegenden Aufgaben 
als Selbstverwaltungsangelegenheiten wahr. Soweit dieses 
Gesetz nichts anderes zulässt, erledigen sie ihre Aufgaben 
in Forschung, Entwicklung und Kunst, Lehre und Studium in 
öffentlichrechtlicher Weise.“ 

Begründung dieser Änderung: 
Die Universitäten und Fachhochschulen des Landes werden 
auf zahlreichen ihrer Handlungsfelder hoheitlich tätig. Sie 
unterfallen in ihrem Handeln grundsätzlich dem öffentlich-
rechtlichen Handlungsregime. Dies stellt Absatz 2 Satz 2 
klar. 

§ 2 Abs. 2 Regierungsentwurf lautete ursprünglich: 
(2) Die Hochschulen nehmen die ihnen obliegenden Aufga-
ben als Selbstverwaltungsangelegenheiten wahr. 

Zu § 3 – Aufgaben 

Begründung: 
Der bisherige Landesgesetzgeber hat den Hochschulen im 
Laufe der Zeit eine Fülle von Aufgaben zugewiesen. Dabei 
wurde stellenweise nicht mehr ein unmittelbarer Zusam-
menhang mit den Kernaufgaben von Forschung und Lehre 
gewahrt. Zudem wurden Aufgaben, deren Erfüllung öffent-
lich-rechtlichen Einheiten bereits durch andere Gesetze zu-
gewiesen worden ist, nochmals den Hochschulen im Hoch-
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schulgesetz aufgegeben. Dies führt zu Redundanzen und 
trägt zu einer Komplexität des Hochschulgesetzes bei, die in 
der Sache nicht erforderlich ist. Vor diesem Hintergrund wird 
mit dem Hochschulfreiheitsgesetz der Aufgabenkatalog des 
§ 3 überarbeitet und auf das Wesentliche focussiert. Den 
Hochschulen wird dabei – auch im Interesse der unerlässli-
chen Profilbildung – im neuen Absatz 6 eröffnet, über ihre 
Grundordnung sich selbst weitere Hochschulaufgaben zu 
geben, wenn diese weiteren Aufgaben mit ihren gesetzli-
chen Aufgaben zusammenhängen und die Erfüllung dieser 
gesetzlichen Aufgaben nicht beeinträchtigt wird. Damit wird 
die Autonomie der Hochschulen durchgreifend erweitert. 
Zugleich wird damit erreicht, dass der Aufgabenkatalog fle-
xibilisiert und an den Erfordernissen vor Ort ausgerichtet 
werden kann. 

In den Kreis der hochschulischen Kernaufgaben der Absät-
ze 1 und 2 ist nunmehr der Wissenstransfer in seinen bei-
den hauptsächlichen Ausformungen der wissenschaftlichen 
Weiterbildung und des Technologietransfers aufgenommen 
worden. Die Bedeutung des Wissenstransfers wird dadurch 
unterstrichen. Der Regelungsgehalt der alten Absätze 5 und 
6 wird von der neuen Regelung betreffend den Wissens-
transfer aufgefangen. Die Zulässigkeit privatrechtlichen 
Handelns in diesen Bereichen wird unter Wahrung des Re-
gelungsgehalts der Vorgängervorschriften nunmehr in Ab-
satz 3 geregelt. 

Der Regelungsgehalt des alten Absatzes 10 wird im Rah-
men des geltenden Tierschutzrechts und der Regelungsge-
halt des Absatzes 11 durch das geltende Umweltrecht auf-
gefangen. Absatz 12 folgt als selbstverständlicher Annex 
aus den sonstigen Aufgaben der Hochschule. Die Absätze 
konnten daher gestrichen werden. 

Im Begriff von Wissenschaft und Forschung ist ein hohes 
Maß an Internationalität bereits begrifflich angelegt. Wis-
senschaft ist international und Forschung ist ohne Internati-
onalität undenkbar. Die Hochschulen fördern deshalb die in-
ternationale Zusammenarbeit im Hochschulbereich und den 
Hochschulaustausch schon durch die Wahrnehmung ihrer 
Kernaufgaben nach den Absätzen 1 und 2. Auch das Studi-
um ist zunehmend international angelegt. Zudem nehmen 
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die Hochschulen ihre Verantwortung für eine internationale 
Wissenschaft auch durch eine sachgerechte Betreuung aus-
ländischer Studierender wahr und reflektieren u. a. auf diese 
Weise auf deren besonderen Bedürfnisse. Die Neuregelung 
unterstreicht im Gesetzestext selbst diese Bezüge zur Inter-
nationalität nochmals durch den Zusatz „im In- und Aus-
land“. Vor diesen Hintergründen konnte Absatz 8 gestrichen 
werden. 

Absatz 6 regelt, dass die Hochschulen in dem dort vorge-
zeichneten Rahmen weitere Aufgaben übernehmen dürfen. 
Macht die Hochschule von dieser Satzungsbefugnis 
Gebrauch, können daraus keine Ansprüche auf zusätzliche 
Finanzmittel gegen das Land abgeleitet werden. 

Die Hochschulen sollen sich auch weiterhin an der ihnen 
bislang als staatliche Aufgabe nach § 107 Abs. 2 Nr. 5 HG 
obliegenden Berufsausbildung nach dem Berufsbildungsge-
setz beteiligen und diese auch über den eigenen Bedarf 
hinaus fördern. Dem trägt der neue Absatz 5 Satz 4 Rech-
nung. 

Für eine öffentlich-rechtliche Körperschaft ist es selbstver-
ständlich, dass sie an der Erhaltung des demokratischen 
und sozialen Rechtsstaats mitwirkt und zur Verwirklichung 
der verfassungsrechtlichen Wertentscheidungen beiträgt. 
Mit Blick auf diese Selbstverständlichkeit konnte Absatz 1 
Satz 2 und Absatz 2 Satz 3 gestrichen werden, um Redun-
danzen zu vermeiden. 

Änderung des Landtags aufgrund der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie: 
§ 3 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
„Die Universitäten dienen der Gewinnung wissenschaft-
licher Erkenntnisse sowie der Pflege und Entwicklung 
der Wissenschaften durch Forschung, Lehre, Studium, 
Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses und 
Wissenstransfer (insbesondere wissenschaftliche Wei-
terbildung, Technologietransfer).“ 



Hochschulgesetz NRW 

231 

b) In § 3 Abs. 2 Satz 2 wird nach der ersten Klammer das 
Wort „insbesondere“ eingefügt. 

Begründung dieser Änderung: 
Buchstabe a) 

Mit der Änderung soll unterstrichen werden, dass die Grund-
lage jeglicher Pflege und Entwicklung der Wissenschaften 
die Gewinnung wissenschaftlicher Erkenntnisse ist. 

Buchstabe b) 

Die Änderung ist redaktionell. 

§ 3 Regierungsentwurf lautete ursprünglich: 
(1) Die Universitäten dienen der Pflege und Entwicklung 

der Wissenschaften durch Forschung, Lehre, Studium,  
Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses sowie Wis-
senstransfer (insbesondere wissenschaftliche Weiterbil-
dung, Technologietransfer). Sie bereiten auf berufliche Tä-
tigkeiten im In- und Ausland vor, die die Anwendung 
wissenschaftlicher Erkenntnisse und Methoden erfordern. 
Die Sätze 1 und 2 gelten für die Kunst entsprechend, soweit 
sie zu den Aufgaben der Universitäten gehört. 

(2) Die Fachhochschulen bereiten durch anwendungsbe-
zogene Lehre und Studium auf berufliche Tätigkeiten im In- 
und Ausland vor, die die Anwendung wissenschaftlicher Er-
kenntnisse und Methoden oder die Fähigkeit zu künstleri-
scher Gestaltung erfordern. Sie nehmen Forschungs- und 
Entwicklungsaufgaben, künstlerisch-gestalterische Aufga-
ben sowie Aufgaben des Wissenstransfers (wissenschaftli-
che Weiterbildung, Technologietransfer) wahr. 

Zu § 4 – Freiheit in Wissenschaft und Kunst, Forschung, 
Lehre und Studium 

Begründung: 
Mit den Änderungen wird die bisherige Vorschrift redaktio-
nell in eine systematisch einsichtigere Form überführt. Wäh-
rend Absatz 1 den Grundsatz regelt, formt Absatz 2 diesen 
Grundsatz auf Forschung, Lehre und Studium aus. Absatz 3 
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regelt sodann die Eingriffsbefugnisse, die im Interesse eines 
funktionsfähigen Hochschulbetriebs erforderlich sind. 

Die Änderung der Überschrift und die Streichung von Ab-
satz 3 tragen § 1 Abs. 4 Rechnung. 

Zu § 5 – Finanzierung und Wirtschaftsführung 

Begründung: 
Absatz 1: 

In der Vorschrift werden die grundlegenden Aspekte und 
Verfahren genannt, nach denen sich künftig die Finanzie-
rung der Hochschulen richten soll. Damit wird die Abkehr 
von der bisherigen Orientierung am prognostizierten Mittel-
verbrauch hin zu einer ergebnisorientierten Mittelzuweisung 
verdeutlicht. Das Finanzierungsmodell setzt durch Instru-
mente wie Zielvereinbarungen und leistungsbezogene Mit-
telvergabe auf Steuerung über Anreize und stärkt damit die 
Autonomie und Selbstverantwortung der Hochschule. Dabei 
wird auch ihrer besonderen Kostenstruktur Rechnung ge-
tragen. Insbesondere die große Bedeutung der Personal-
kosten sowohl für die Hochschulen wie das Land erfordert 
im Hinblick auf die künftige Entwicklung eine gewisse Pla-
nungssicherheit. In der Gesamtfinanzierung sollen deshalb 
besoldungs- und tarifrechtliche Veränderungen entspre-
chend berücksichtigt werden. Bei der Mittelvergabe werden 
nach § 5 Satz 1 Landesgleichstellungsgesetz auch Fort-
schritte bei der Erfüllung des Gleichstellungsauftrages aus 
Artikel 3 Abs. 2 Grundgesetz berücksichtigt. 

Absatz 2: 

Die Vorschrift greift die bisherigen Regelungen zum Global-
haushalt als wesentlichen Schritt zu mehr finanzwirtschaftli-
cher Flexibilität und Handlungsfähigkeit auf. Zur Umsetzung 
der Autonomie in der Haushalts- und Wirtschaftsführung ist 
ein maßgeschneidertes Regelwerk erforderlich, das den be-
sonderen Bedingungen und Anforderungen an die autono-
me Hochschule gerecht wird. Im Gegenzug ist seitens der 
Hochschulen der Nachweis der Selbststeuerungsfähigkeit 
notwendig. Dies ist durch den Einsatz eines ganzheitlichen 
Controllings, das neben der schon eingeführten Kosten- und 
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Leistungsrechnung auch ein Berichtswesen und eine Steue-
rung über Kennzahlen umfasst, sicher zu stellen. 

Die Vorschrift hält die Hochschulen zu einer aufgabenge-
rechten Wirtschaftsführung an, die dem Prinzip der Stetig-
keit, der wissenschafts- und forschungsadäquaten Wirt-
schaftlichkeit und der Effektivität verpflichtet ist. 

Soweit im Rahmen der Haushaltsführung Beschäftigtenda-
ten, insbesondere Vergütungsangaben, zulässigerweise 
nach § 29 Abs. 1 Satz 1 Datenschutzgesetz NRW erhoben 
worden sind, sollen sie zum frühestmöglichen Zeitpunkt  
anonymisiert werden. 

Beihilfezahlungen für die einzelnen Beschäftigten sind vom 
Controlling nicht umfasst. Zudem dürfen personenbezogene 
Beihilfeaufwendungen nach der Zweckbindung des § 102 a 
Satz 4 Landesbeamtengesetz nicht als Kennzahlen für ein-
zelne Organisationseinheiten ausgewiesen werden. 

Absatz 3: 

Die Regelung stellt vor dem Hintergrund der veränderten 
hochschul- und haushaltsrechtlichen Rahmenbedingungen 
klar, dass die Zuschüsse des Landes in das Vermögen der 
Hochschulen fallen. 

Absatz 4: 

Der Absatz stellt das hochschulinterne Verfahren zur Prü-
fung des Jahresabschlusses der Grundordnung der Hoch-
schule anheim. Die Regelung zur Entlastung durch den 
Hochschulrat erfolgt in Analogie zum Aktienrecht. 

Die Begrifflichkeiten des § 5 müssen im Übrigen nicht in An-
lehnung an die Begrifflichkeit des Handelsgesetzbuches 
verstanden werden. 

Absatz 5: 

Die Regelung grenzt die Zulässigkeit einer Kreditaufnahme 
durch die Hochschule ein. Dies ist schon aus Gründen einer 
etwaigen mittelbaren Haftung des Landes für Kreditrisiken 
sachgerecht. 
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Absatz 6: 

Nach § 78 Abs. 3 Satz 2 VwVG NRW findet ein Insolvenz-
verfahren gegen Körperschaften des öffentlichen Rechts, 
die der Aufsicht des Landes unterstehen, und damit auch 
gegen die Hochschulen in der Trägerschaft des Landes 
nicht statt. Das Land trägt indes weder die Gewährsträger-
schaft noch eine Anstaltslast gegenüber seinen Hochschu-
len. Vor diesem Hintergrund kann die Zahlungsfähigkeit der 
Hochschule bedroht werden oder ihre Zahlungsunfähigkeit 
eintreten. Für diesen Fall trifft Absatz 6 Vorsorge. Die Rege-
lung hat zwei Bestandteile. 

Der erste Bestandteil betrifft die Sicherung der künftigen 
wirtschaftlichen Handlungsfähigkeit der Hochschule und ist 
Gegenstand der Sätze 1 und 2. Es besteht ein überragend 
hohes öffentliches Interesse daran, dass eine zahlungsun-
fähige oder eine von Zahlungsunfähigkeit bedrohte Hoch-
schule ihre Zahlungsfähigkeit wiedererlangt. Vor diesem 
Hintergrund ist es verfassungsrechtlich gerechtfertigt, wenn 
ein demokratisch legitimierter Amtswalter als Staatsbeauf-
tragter die Befugnisse der Gremien (Organe und sonstige 
Gremien) sowie der hochschulischen Funktionsträgerinnen 
und Funktionsträger in den im Gesetz genannten beiden 
Fällen wirtschaftlicher Schwierigkeiten ausübt. Durch die 
Zulässigkeit der Implementierung einer derartigen Möglich-
keit soll zugleich erreicht werden, dass in der Hochschule 
ein wirtschaftlich verantwortungsvolles Handeln an den Tag 
gelegt wird. 

In welchem Umfang die Staatsbeauftragte oder der Staats-
beauftragte ihre oder seine Befugnisse ausübt, richtet sich 
nach dem Erforderlichkeitsprinzip und dem Grundsatz des 
schonendsten Rechtseingriffs bei Wahrung des Prinzips 
praktischer Konkordanz. Dabei wird der Umstand zu be-
rücksichtigen sein, dass bislang die Haushalts- und Wirt-
schaftsangelegenheiten zu den staatlichen Angelegenheiten 
zählten, so dass staatliche Eingriffe in die Wissenschafts-
freiheit der Hochschulen und in ihr Selbstverwaltungsrecht 
bei den hier zur Rede stehenden Fragen vornehmlich der 
Haushalts- und Wirtschaftsführung durchweg gerechtfertigt 
sein werden. 
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Die Staatsbeauftragung und das Haushaltssicherungskon-
zept sind zwei verschiedene Instrumente, die in keinem 
Verhältnis des Nachrangs zueinander stehen. Welches Ins-
trument konkret ergriffen wird, steht im pflichtgemäßen Er-
messen des Ministeriums. 

Der zweite, in den Sätzen 3 bis 5 niedergelegte Bestandteil 
betrifft die Absicherung der Studierenden, der hochschuli-
schen Beamtenschaft und der im Zeitpunkt des In-Kraft-
Tretens dieses Gesetzes an der Hochschule Beschäftigten 
oder Auszubildenden. Das Land sichert nach Maßgabe des 
Satzes 3 für die Beamtinnen und Beamten der Hochschule, 
dass ihre Besoldung, Versorgung und die sonstigen Leis-
tungen des Dienstherrn (wie bspw. die Zahlung der Beihilfe) 
weiterhin entrichtet werden, und nach Maßgabe des Sat-
zes 4, dass das Entsprechende für die im Zeitpunkt des  
In-Kraft-Tretens dieses Gesetzes an der Hochschule be-
schäftigten Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer sowie 
Auszubildenden gilt. Nach Satz 5 wird zudem gewährleistet, 
dass die betroffenen Studierenden ihr Studium beenden 
können. 

Absatz 7 

Mit dem neuen Absatz 7 wird den Hochschulen Handlungs-
freiheit auf dem Gebiet der Unternehmensgründung und  
-beteiligung gegeben. Es sollen vor allem im Bereich des 
Technologietransfers und der Begleitung der Existenzgrün-
dungen aus den Hochschulen heraus die erforderlichen ge-
setzlichen Vorkehrungen getroffen werden, dass die Hoch-
schulen die sachgerechten Handlungsoptionen treffen 
können, ohne an die restriktiven Vorgaben der Landes-
haushaltsordnung gebunden zu sein, vgl. Satz 4. Satz 3 si-
chert dabei, dass die jeweilige Unternehmensgründung oder 
-beteiligung nur innerhalb der öffentlichen Zwecke nach 
Satz 1 Nr. 1 erfolgt. Den Hochschulen ist mithin keine freie 
unternehmerische Tätigkeit gestattet, sondern nur ein Han-
deln innerhalb der gesetzlich vorgegebenen Zwecke. 

Zum Begriff des Wissenstransfers rechnen ausweislich § 3 
Abs. 1 Satz 1 u. a. die beiden Bereiche der wissenschaftli-
chen Weiterbildung und des Technologietransfers. Zum 
Technologietransfer gehören auch Patentierungen, Verwer-
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tungen von Forschungsergebnissen und Existenzgründun-
gen. Verwertung von Forschungsergebnissen bedeutet ent-
sprechend der Aufgabenstellung der Hochschule, dass In-
novationen angeregt werden. Es ist nicht Aufgabe der 
Hochschule, industrielle Warenproduktion zu betreiben, 
sondern lediglich die Produktreife zu fördern oder herzustel-
len. Damit wird gewährleistet, dass die Hochschulen mit 
solchen Unternehmensgründungen nicht in Konkurrenz zu 
mittelständischen Unternehmen treten. Zu den sonstigen 
Zwecken im Umfeld der Aufgaben nach § 3 rechnet bei-
spielsweise das facility management. Ein Tätigwerden der 
Hochschule steht hier unter den verschärften Anforderun-
gen des Satzes 2. Damit werden Wettbewerbsverzerrungen 
verhindert und berechtigte Interessen der Beschäftigten ef-
fektiv geschützt. 

Das jeweilige Unternehmen der Hochschule oder das Un-
ternehmen, an dem die Hochschule beteiligt ist, ist nach den 
bundesrechtlichen Vorgaben der Insolvenzordnung selbst-
verständlich insolvenzfähig. Eventuelle Haftungsfälle gehen 
zulasten der jeweiligen Hochschule und sind aus ihrem Kör-
perschaftsvermögen abzudecken. Vor diesem Hintergrund 
dürfen die Hochschulen ausweislich Satz 1 Nr. 4 nur Beteili-
gungen mit beschränkter Haftung (etwa Gesellschafter einer 
GmbH oder als Kommanditist einer KG) eingehen. Somit 
kommen nur Rechtsformen in Betracht, bei denen die Haf-
tung gesellschaftsrechtlich beschränkt ist. Ob die Hochschu-
len aus ihrem Körperschaftsvermögen etwaige Haftungs-
ausfälle im Falle der Unternehmensinsolvenz abdecken 
müssen, richtet sich nach den hierfür greifenden bundes-
rechtlichen Regeln etwa des Konzernrechts. 

Absatz 8: 

Bei der Verteilung der Einnahmen aus der Erhebung der 
Studienbeiträge ist es sinnvoll, die Studierenden über das 
übliche Maß der Partizipation hinaus mitwirken zu lassen. 
Die Akzeptanz der Beitragserhebung wird dadurch gestärkt 
und die Sachgerechtigkeit der Verwendung des Bei-
tragsaufkommens besser focussiert. 
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Absatz 9: 

Die Vorschrift schafft die Rechtsgrundlage für die Erarbei-
tung des in Absatz 2 genannten besonderen Regelwerks 
und verweist insbesondere auf die Notwendigkeit von Rege-
lungen zur externen Prüfung der Mittelverwendung und der 
Hochschule durch das Land. Zugleich soll die Möglichkeit 
eröffnet werden, das kaufmännische Rechnungswesen in 
den Hochschulen einzuführen. 

Änderung des Landtags aufgrund der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie: 
§ 5 wird wie folgt geändert: 

a) An Absatz 5 Satz 3 wird der folgende neue Satz 4 ange-
fügt: 

 „Sätze 1 bis 3 gelten entsprechend für die Übernahme 
von Bürgschaften und Garantien.“ 

b) Absatz 9 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
 „Das Ministerium regelt durch Rechtsverordnung im Ein-

vernehmen mit dem Finanzministerium das Nähere zur 
haushaltsrechtlichen Behandlung der staatlichen Zu-
schüsse und des Hochschulvermögens, zur Aufnahme 
von Krediten, der Übernahme von Bürgschaften und Ga-
rantien sowie für den Fall der drohenden oder eingetre-
tenen Zahlungsunfähigkeit.“ 

Begründung dieser Änderung: 
Buchstaben a) und b) 

Mit dieser Regelung werden die Möglichkeiten zur Über-
nahme von Bürgschaften und Garantien an die Regelungen 
zur Kreditaufnahme angepasst. Dies ist schon wegen der 
ansonsten bestehenden Möglichkeit der Umgehung der 
Vorschriften für die Kreditaufnahme (verbunden mit einem 
Haftungsrisiko für das Land) notwendig. 

§ 5  Abs. 3 und 9 Regierungsentwurf lauteten 
ursprünglich: 

(5) Die Aufnahme von Krediten zur Deckung der Aus-
gaben ist nur dann zulässig, wenn die Hochschule in Wirt-
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schaftsführung und Rechnungswesen kaufmännischen 
Grundsätzen folgt und ein testierter Jahresabschluss vor-
liegt. Die Kredite dürfen insgesamt den vom Ministerium im 
Einvernehmen mit dem Finanzministerium festgelegten 
Kreditrahmen nicht überschreiten. Aus Kreditgeschäften der 
Hochschule kann das Land nicht verpflichtet werden. 

(9) Das Ministerium regelt durch Rechtsverordnung im 
Einvernehmen mit dem Finanzministerium das Nähere zur 
haushaltsrechtlichen Behandlung der staatlichen Zuschüsse 
und des Hochschulvermögens, zur Aufnahme von Krediten 
und für den Fall der drohenden oder eingetretenen Zah-
lungsunfähigkeit. Im Einvernehmen mit dem Finanzministe-
rium erlässt das Ministerium Verwaltungsvorschriften zur 
Wirtschaftsführung und zum Rechnungswesen, zum Nach-
weis der sachgerechten Verwendung der Mittel sowie zum 
Jahresabschluss. Der Landesrechnungshof prüft die Wirt-
schaftsführung. 

Zu § 6 – Ziel- und Leistungsvereinbarungen 

Begründung: 
Absatz 1 Satz 1 hebt die Verantwortung des Staates für ein 
angemessenes Angebot an Hochschulleistungen hervor. 
Absatz 1 Satz 2 präzisiert den Zusammenhang von hoch-
schulübergreifender Gesamtverantwortung des Staates und 
autonomer Entwicklung und Profilbildung der einzelnen 
Hochschule. Satz 3 übernimmt einfachgesetzlich das ver-
fassungsrechtliche Gebot aus Artikel 15 Satz 2 Halbsatz 2 
Landesverfassung und erstreckt es zugleich auf eine ge-
meinsame Verantwortungsträgerschaft der Hochschulen 
und der Landesregierung. 

Absatz 2 definiert die Zielvereinbarung als wesentliches Ins-
trument des Neuen Steuerungsmodells, welches hoheitliche 
Maßnahmen (Genehmigungen) vollständig substituiert. Denn 
im Rahmen des Neuen Steuerungsmodells sind Zielver-
einbarungen das adäquate Instrument, um individuelle Vor-
stellungen und Planungen der Hochschule einerseits und 
Zielvorstellungen des Staates andererseits kooperativ auf-
einander abzustimmen. Dementsprechend stellt Absatz 2 
Satz 1 die Verknüpfung zwischen hochschulübergreifender 
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Landesverantwortung und individueller Struktur- und Ent-
wicklungsplanung der Hochschule durch Ziel- und Leis-
tungsvereinbarung her. Es wird klargestellt, dass das Land 
hinsichtlich des Abschlusses der Vereinbarungen den all-
gemeinen haushaltsrechtlichen Bestimmungen unterliegt. 
So müssen etwa für Vereinbarungen  mit überjährigen Ver-
pflichtungen entsprechende Verpflichtungsermächtigungen 
in den Haushalt eingestellt werden. 

Die mehrjährigen Zielvereinbarungen sollen es den Hoch-
schulen ermöglichen, mit Planungssicherheit eigenverant-
wortlich zu wirtschaften und autonom Entscheidungen über 
die geeigneten Maßnahmen zur Zielerreichung zu treffen. 
Die Vorschrift verzichtet auf detaillierte inhaltliche Vorgaben 
zu den Vereinbarungen und betont ihre strategische Aus-
richtung sowie ihre konkrete Ziel- und Leistungsorientierung. 
Notwendiger Inhalt von Zielvereinbarungen sind insbeson-
dere Festlegungen über messbare und überprüfbare Ziele 
und Leistungen der Hochschule, deren Umsetzungsstand 
festgestellt werden kann und an deren Erreichung oder 
Nichterreichung für die Hochschule unmittelbare Folgen ge-
knüpft sind.  

Dementsprechend stellt Absatz 2 Satz 2 klar, dass nach 
Maßgabe des Haushalts finanzielle Regelungen in den Ziel-
vereinbarungen aufgenommen werden können. Dies bein-
haltet vor allem auch die Option, im Rahmen der Finanzie-
rung einen Teil des Landeszuschusses an die Hochschulen, 
an die Zielerreichung zu binden.  

Das Instrument der Ziel- und Leistungsvereinbarungen er-
setzt einseitiges hoheitliches Handeln. Die Wissenschafts-
freiheit wird damit – auch in Ansehung des § 4 – sachge-
recht geschützt. Die Wahrnehmung der Aufgaben und 
Befugnisse des Präsidiums müssen sich im Rahmen der 
durch § 4 festgelegten Grenzen bewegen und die Vorgaben 
des Verfassungsrechts beachten. 

Absatz 3 regelt, bei aller Priorität für den Abschluss einer 
Vereinbarung und unter strikter Wahrung des Verhältnismä-
ßigkeitsgrundsatzes, die Möglichkeit des Ministeriums, ho-
heitlich tätig zu werden und Zielvorgaben zu erlassen, so-
fern es nicht zum Abschluss einer Vereinbarung kommt. 
Hiermit wird es zudem ermöglicht, dem einfachgesetzlichen 
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Gebot aus Absatz 1 Satz 3 und damit auch dem Verfas-
sungsgebot des Artikel 15 Satz 2 Halbsatz 2 Landesverfas-
sung nachzukommen. Es bleibt damit weiterhin hinsichtlich 
der Ausbildung der Lehrerinnen und Lehrer ein Lehrangebot 
gewährleistet, welches die Bedürfnisse der Schulen berück-
sichtigt. 

Änderung des Landtags aufgrund der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie: 
§ 6 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
 „Zur Steuerung des Hochschulwesens entwickelt das 

Land strategische Ziele und kommt damit seiner Ver-
antwortung für ein angemessenes Angebot an Hoch-
schulleistungen nach.“ 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
 „Wenn und soweit eine Ziel- und Leistungsvereinbarung 

nicht zustande kommt, kann das Ministerium nach Anhö-
rung der Hochschule und im Benehmen mit dem Hoch-
schulrat Zielvorgaben zu den von der Hochschule zu 
erbringenden Leistungen festlegen, sofern dies zur Si-
cherstellung der Landesverantwortung, insbesondere ei-
nes angemessenen Studienangebotes, erforderlich ist.“ 

Begründung dieser Änderung: 
Buchstabe a) 

Die Änderung des Absatzes 1 Satz 1 unterstreicht den pro-
zesshaften Charakter der Steuerung des Hochschulwesens 
durch das Land und die damit verbundene fortlaufende Ver-
antwortung. Die strategischen Ziele des Landes sollen nicht 
starr vorab festgelegt werden, sondern auf eine fortlaufende 
Reflexion ihrer selbst angelegt sein. Die Formulierung 
schließt die Rückkoppelung mit den Hochschulen ein. 

Buchstabe b) 

Die Änderung in Absatz 3 stellt klar, dass im Konfliktfall dem 
Ministerium als Vertreter der Landesinteressen die Letztent-
scheidung zusteht. Die Formulierung in Absatz 1 Satz 1 
lässt bewusst offen, ob und in welcher Weise das Parlament 
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auf die Entwicklung strategischer Ziele Einfluss nimmt. Da-
gegen weist Absatz 3 die Handlungsverantwortung für den 
Abschluss konkreter Zielvereinbarungen eindeutig der Exe-
kutive zu. 

§ 6 Abs. 1 und 3 Regierungsentwurf lauteten 
ursprünglich: 

(1) Zur Steuerung des Hochschulwesens legt das Land 
strategische Ziele fest und kommt damit seiner Verantwor-
tung für ein angemessenes Angebot an Hochschulleistun-
gen nach. Auf der Grundlage dieser strategischen Ziele 
werden die hochschulübergreifenden Aufgabenverteilungen 
und Schwerpunktsetzungen und die hochschulindividuelle 
Profilbildung abgestimmt. Die Hochschulen gewährleisten 
gemeinsam mit der Landesregierung eine Lehrerausbildung, 
die die Bedürfnisse der Schulen berücksichtigt. Die Verselb-
ständigung der Hochschulen und der damit verbundene um-
fassende Rückzug des Staates von der operativen Ent-
scheidungsebene entbinden den Staat nicht von seiner 
Gewährleistungsverantwortung für ein funktions- und leis-
tungsfähiges Hochschulsystem und für ein ausgewogenes 
Studienangebot. 

(3) Wenn und soweit eine Ziel- und Leistungsverein-
barung nicht zustande kommt, kann das Ministerium nach 
Anhörung der Hochschule und im Benehmen mit dem Hoch-
schulrat Zielvorgaben zu den von der Hochschule zu er-
bringenden Leistungen definieren, sofern dies zur Sicher-
stellung der Landesverantwortung, insbesondere eines 
angemessenen Studienangebotes erforderlich ist. 

Zu § 7 – Qualitätssicherung durch Akkreditierung und 
Evaluation 

Begründung: 
Absatz 1 

Die Einführung, Änderung und Aufhebung von Studiengän-
gen steht bislang unter dem Genehmigungsvorbehalt des 
Ministeriums, vgl. § 108 Abs. 2 HG a. F. Hier setzt die Neu-
regelung an. 
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Absatz 1 regelt den Rückzug des Staates aus der operati-
ven Detailsteuerung bei der Einführung, Änderung und Auf-
hebung von Studiengängen und ihrer Qualitätskontrolle. Die 
Verantwortung des Staates für die bundesweite Mobilität der 
Studierenden und Absolventinnen und Absolventen und die 
Qualitätssicherung der Studiengänge und Studienabschlüs-
se bleibt hiervon unberührt. Der Vollzug erfolgt jedoch im 
Wege der Beleihung staatsfern durch die Stiftung für die 
Akkreditierung von Studiengängen in Deutschland und 
durch von der Stiftung akkreditierte Agenturen. Die für das 
Studiengangs-Akkreditat erforderliche Beleihung wird den 
Agenturen durch die organisationsrechtliche Norm des Ab-
satzes 1 Satz 3 i. V. m. dem Gesetz „Stiftung zur Akkreditie-
rung von Studiengängen in Deutschland“ sowie durch ihre 
konkrete Akkreditierung durch den hierfür ausweislich des 
o. g. Stiftungsgesetzes mit öffentlichrechtlicher Hoheitsge-
walt ausgestatteten Akkreditierungsrat vermittelt. 

Die gesetzliche Regelung sieht die Akkreditierung von Stu-
diengängen als Regelfall und als Kompensation für den 
staatlichen Genehmigungsvorbehalt vor. Sie umfasst auch 
alle Maßnahmen zur Effizienzsteigerung im Akkreditie-
rungsverfahren einschließlich der gebündelten Akkreditie-
rung. Weitergehende Verfahren wie die Systemakkreditie-
rung sind damit grundsätzlich nicht ausgeschlossen, sie 
setzen aber die Anwendung zertifizierter Qualitätssiche-
rungsverfahren in den Hochschulen und die sachgerechte 
Einbindung der Berufspraxis in die Bewertung der Studien-
angebote voraus. 

Maßgeblich für die Akkreditierung sind die für die Akkreditie-
rung geltenden Regeln. In Betracht kommen dabei die für 
die Stiftung für die Akkreditierung von Studiengängen in 
Deutschland geltenden Regelungen. Neben dem Gesetz zur 
Errichtung einer Stiftung „Stiftung zur Akkreditierung von 
Studiengängen in Deutschland“ vom 15. Februar 2005 (GV. 
NRW. S. 45) zählen hierzu insbesondere die das Akkreditie-
rungswesen betreffenden Vereinbarungen und Beschlüsse 
der Kultusministerkonferenz, die Beschlüsse des Akkreditie-
rungsrates und sonstige auf der Grundlage des Gesetzes 
„Stiftung zur Akkreditierung von Studiengängen in Deutsch-
land“ ergangenen Regelungen sowie landesspezifische Vor-
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gaben, die über die Stiftung Bindungswirkung für die Agen-
turen entfalten. Absatz 1 Satz 4 lässt Ausnahmen von den 
Erfordernissen nach den Sätzen 1 bis 3 zu. Vor diesen Hin-
tergründen besteht für die Staatsexamensstudiengänge das 
Erfordernis einer Akkreditierung nicht. 

Absätze 2 und 3 

Absatz 2 entspricht weitgehend dem bisherigen § 6 HG a. F. 

Die Vorschrift wird um einen neuen Absatz 3 ergänzt, der 
ausdrücklich die Möglichkeit normiert, hochschulübergrei-
fende, vergleichende Evaluationen (Meta-Evaluation) sowie 
Struktur- und Forschungsevaluationen durchzuführen. Der-
artige Evaluationen sind nur im Rahmen des § 4 zulässig 
und können daher die Forschungsfreiheit nicht beeinträchti-
gen. An den Evaluationsverfahren sind unabhängige Sach-
verständige, insbesondere aus anderen Ländern und dem 
Ausland zu beteiligen. Die Evaluation der Leistungen und 
Strukturen der Hochschule gehört im Neuen Steuerungs-
modell zu den wesentlichen Elementen eines Hochschul- 
und Vertragscontrollings. Die unterschiedlichen Evaluati-
onsverfahren dienen der Qualitätsentwicklung und liefern 
sowohl der Politik als auch hochschulintern entscheidende 
Informationen, auf welche sich Sach- und Strukturentschei-
dungen fundiert stützen können. 

Aufgrund der neuen Regelungen zur Lehrevaluation ist die 
bisherige Regelung über den Lehrbericht (§ 91 HG a. F.) 
entbehrlich; diese Regelung kann daher gestrichen werden. 
Bei einer verselbständigten Körperschaft ist es zudem nicht 
sachgerecht, im Einzelnen zu regeln, auf welche Mittel der 
Lehrevaluation sie zurückgreifen möchte. 

Absatz 4 

Absatz 4 sichert als Spezialregelung zu § 8 Abs. 1 Satz 2 
aus Gründen des hohen öffentlichen Interesses und in An-
lehnung an die bisherige Regelung des § 6 Abs. 1 Satz 2 
HG a. F. die Teilnahme der Mitglieder und Angehörigen an 
den jeweiligen Akkreditierungen und Evaluationen, die in-
nerhalb oder gegenüber der Hochschule stattfinden. 
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Änderung des Landtags aufgrund der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie: 
§ 7 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 „Die Studiengänge sind nach den geltenden Regelungen 

zu akkreditieren und zu reakkreditieren. Die Aufnahme 
des Studienbetriebs setzt den erfolgreichen Abschluss 
der Akkreditierung voraus; die aus dem Akkreditierungs-
verfahren resultierenden Auflagen sind umzusetzen. Die 
Akkreditierung erfolgt durch Agenturen, die ihrerseits 
akkreditiert worden sind. Ausnahmen von den Sätzen 1 
bis 3 bedürfen der Genehmigung durch das Ministeri-
um.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 „Zur Qualitätsentwicklung und -sicherung überprüfen 

und bewerten die Hochschulen regelmäßig die Erfüllung 
ihrer Aufgaben, insbesondere im Bereich der Lehre. Die 
Evaluationsverfahren regeln die Hochschulen in Ord-
nungen, die auch Bestimmungen über Art, Umfang und 
Behandlung der zu erhebenden, zu verarbeitenden und 
zu veröffentlichenden personenbezogenen Daten der 
Mitglieder und Angehörigen enthalten, die zur Bewer-
tung notwendig sind. Die Evaluation soll auf der Basis 
geschlechtsdifferenzierter Daten erfolgen. Die Ergebnis-
se der Evaluation sind zu veröffentlichen.“ 

Begründung dieser Änderung: 
Buchstabe a) 

Das Erfordernis der Erfüllung sämtlicher aus dem Akkredi-
tierungsverfahren resultierender Auflagen vor der Aufnahme 
des Studienbetriebs ist auch mit Blick auf die Qualitätssiche-
rung des Lehr- und Studienbetriebs nicht immer sinnvoll. Ei-
ne sachgerechte Qualitätssicherung muss grundrechtsadä-
quate und sachangemessene Instrumente vorhalten, die auf 
die konkreten Erfordernisse des jeweiligen Studienganges 
flexibel zugeschnitten werden können. Dabei muss zwar 
weiterhin gesichert sein, dass die Akkreditierungsauflagen 
erfüllt werden. Indes sollte der prozesshafte Charakter der 
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Auflagenerfüllung stärker betont werden. Dies leistet die 
Änderung des Absatzes 1. Die Änderung hindert nicht, dass 
das Ministerium einschreiten kann, wenn die Auflagen nicht 
sachangemessen und situationsgerecht umgesetzt werden. 

Buchstabe b) 

Die Ergänzung des Satzes 2 trägt dem datenschutzrechtli-
chen Prinzip bereichsspezifischer Datenschutzregelungen 
Rechnung. 

§ 7 Abs. 1 und 2 Regierungsentwurf lauteten 
ursprünglich: 

(1) Die Studiengänge sind nach den geltenden Regelun-
gen zu akkreditieren und zu reakkreditieren. Die Aufnahme 
des Studienbetriebs setzt den erfolgreichen Abschluss der 
Akkreditierung und die Erfüllung sämtlicher aus dem Akkre-
ditierungsverfahren resultierenden Auflagen voraus. Die 
Akkreditierung erfolgt durch Agenturen, die ihrerseits akkre-
ditiert worden sind. Ausnahmen von den Sätzen 1 bis 3 be-
dürfen der Genehmigung durch das Ministerium. 

(2) Zur Qualitätsentwicklung und -sicherung überprüfen 
und bewerten die Hochschulen regelmäßig die Erfüllung ih-
rer Aufgaben, insbesondere im Bereich der Lehre. Die Eva-
luationsverfahren regeln die Hochschulen in Ordnungen. 
Die Evaluation soll auf der Basis geschlechtsdifferenzierter 
Daten erfolgen. Die Ergebnisse der Evaluation sind zu ver-
öffentlichen. 

Zu § 8 – Berichtswesen, Datenschutz, Datenverarbeitung 

Begründung: 
Absatz 1: 

Künftig wird der Datenschutz durch eine eigene Regelung 
erfasst werden. Absatz 1 stellt dabei die allgemeine Rechts-
grundlage zur Erhebung personenbezogener Daten für die 
Hochschule dar. Die bisherige Regelung des § 65 Abs. 1 
Satz 3 HG a. F. wird damit entbehrlich. Den Hochschulen 
wird über Absatz 1 Satz 4 die Möglichkeit eröffnet, auf der 
Grundlage des formellen Gesetzes nähere bereichsspezifi-
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sche Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung in ihren 
Ordnungen zu implementieren. 

Wenn die Hochschulen ihren ehemaligen Studierenden  
(Alumni) nach Maßgabe des § 9 Abs. 4 HG den Status von 
Angehörigen verleihen, können die Daten dieses Personen-
kreises auf der Grundlage und nach Maßgabe des Absat-
zes 1 verarbeitet werden. 

Absatz 2: 

Satz 1 konkretisiert im Hinblick auf die Lieferung von Daten 
die schon nach der derzeitigen Regelung des § 106 Abs. 4 
HG a. F. bestehende allgemeine Informationsbefugnis des 
Ministeriums. Satz 2 stellt dabei den allgemeinen Rechts-
grundsatz der Erforderlichkeit der Datenerhebung bei per-
sonenbezogenen Daten klar. Satz 3 schließlich verdeutlicht, 
dass die die Informationsbeschaffung betreffende rechts-
aufsichtliche Regelung des § 76 Abs. 4 durch die Sätze 1 
und 2 in keiner Weise eingeschränkt wird. 

Absatz 3: 

Verschiedene öffentliche und private Einrichtungen (z. B. 
Einrichtungen, die sich mit Hochschulrankings befassen) 
fragen bei den Hochschulen um Daten nach. Die Vorschrift 
stellt vor diesem Hintergrund sicher, dass das Ministerium 
die Möglichkeit hat, bei Bedarf ebenfalls auf derartige Daten 
zuzugreifen, die den Dritteinrichtungen zur Verfügung ge-
stellt worden sind. Gleiches soll für den Fall gelten, dass 
Einrichtungen des Landes (wie z. B. Staatliche Prüfungsäm-
ter) selbst hochschulbezogene Daten erheben. Außerdem 
kann das Ministerium vom Landesamt für Datenverarbei-
tung und Statistik uneingeschränkt Daten seines eigenen 
Geschäftsbereichs beziehen. 

Absatz 4: 

Die Vorschrift sichert die interne und externe Weiterverar-
beitung von Daten z. B. durch Einrichtungen des Landes, 
aber auch private Auftragnehmer ab. 
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Absatz 5: 

Durch die flächendeckende Einführung von differenzierten 
Bachelor- und Masterstudiengängen besteht ein zuneh-
mendes Interesse, die bislang durch den Staatsvertrag über 
die Vergaben von Studienplätzen und Kapazitätsverordnun-
gen bundeseinheitlich festgelegten Regelungen zur Kapa-
zitätsberechnung zu modernisieren. Zudem ergeben sich 
Vereinfachungs- und Entbürokratisierungspotenziale. Die 
Vorschrift ermöglicht dies, berücksichtigt aber auch, dass 
aufgrund der auf absehbare Zeit weiter bestehenden 
Knappheit von Studienplätzen aus rechtlichen Gründen und 
auch aus allgemeinen Gründen der Planung weiterhin die 
Möglichkeit zur Berechnung von Aufnahmekapazitäten be-
stehen muss. 

Änderung des Landtags aufgrund der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie: 
§ 8 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird gestrichen. 

b) Die bisherigen Absätze 2 bis 6 werden zu neuen Absät-
zen 1 bis 5. 

c) Der neue Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 „Das Ministerium kann insbesondere für Zwecke des 

Controllings, der Finanzierung, der Planung, der Evaluie-
rung und der Statistik anonymisierte Daten bei den 
Hochschulen anfordern. Personenbezogene Daten der 
Studierenden und des Hochschulpersonals dürfen nach 
Maßgabe des Datenschutzgesetzes Nordrhein-West-
falen angefordert werden. § 76 Abs. 4 bleibt jeweils un-
berührt.“ 

d) In dem neuen Absatz 2 wird der Satzteil „Absatz 2“ 
durch den Satzteil „Absatz 1“ ersetzt. In dem neuen Ab-
satz 3 wird der Satzteil „Abs. 2 bis 3“ durch den Satzteil 
„Absatz 1 bis 2“ ersetzt. 
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Begründung dieser Änderung: 
Buchstaben a) bis d) 

Die Änderungen tragen dem Umstand Rechnung, dass per-
sonenbezogene Daten der Studierenden, des Hochschul-
personals und der sonstigen Mitglieder oder Angehörigen 
der Hochschulen nur nach Maßgabe bereichsspezifischer 
Datenschutzregelungen oder des Datenschutzgesetzes 
Nordrhein-Westfalen verarbeitet werden sollen. 

§ 8 Regierungsentwurf lautete ursprünglich: 
(1) Hochschulen dürfen insbesondere zu Zwecken der 

Bewirtschaftung und des Controllings, der Einschreibung 
und der Evaluation personenbezogene Daten der Studie-
renden, des Hochschulpersonals sowie der sonstigen Mit-
glieder und Angehörigen der Hochschule verarbeiten, so-
weit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforderlich ist. Die 
Betroffenen sind zur Angabe der erforderlichen Daten ver-
pflichtet. Gespeicherte personenbezogene Daten dürfen nur 
Stellen zugänglich gemacht werden, die sie zur Erfüllung ih-
rer öffentlichen Aufgaben benötigen. Das Nähere über Art, 
Umfang und Behandlung der zu erhebenden, zu verarbei-
tenden und zu veröffentlichenden personenbezogenen Da-
ten kann die Hochschule in einer Ordnung und in den Prü-
fungsordnungen regeln. 

(2) Das Ministerium kann insbesondere für Zwecke des 
Controllings, der Finanzierung, der Planung, der Evaluie-
rung und der Statistik Daten bei den Hochschulen anfor-
dern. Personenbezogene Daten der Studierenden und des 
Hochschulpersonals dürfen nur angefordert werden, wenn 
dies für die Wahrnehmung der Aufgaben erforderlich ist. 
§ 76 Abs. 4 bleibt jeweils unberührt. 

(3) Daten, die Hochschulen an andere Einrichtungen  
übermitteln, und Daten mit Hochschulbezug, die andere Ein-
richtungen des Landes, insbesondere Staatliche Prüfungs-
ämter, direkt erheben, sind auf Anforderung auch dem Mi-
nisterium zur Verfügung zu stellen. Soweit die Daten an 
Einrichtungen des Landes übermittelt werden und dort be-
arbeitet oder aufbereitet werden, sind die diesbezüglichen 
Ergebnisse von diesen Einrichtungen ebenfalls uneinge-
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schränkt und, soweit der Bearbeitung kein besonderer  
Auftrag des Ministeriums zugrunde lag, kostenfrei dem Mi-
nisterium zur Verfügung zu stellen. Absatz 2 Satz 2 gilt ent-
sprechend. 

(4) Das Ministerium ist berechtigt, von den Hochschulen 
oder anderen Einrichtungen nach Abs. 1 bis 3 zur Verfü-
gung gestellte Daten selbst oder durch Beauftragte weiter-
zuverarbeiten. 

(5) Zur Berechnung und Festlegung von Aufnahmekapazi-
täten und zu allgemeinen Planungszwecken kann das Mi-
nisterium von den Hochschulen insbesondere Daten zum 
Lehrangebot und zur Lehrnachfrage anfordern. Das Nähere 
kann das Ministerium durch Rechtsverordnung regeln; diese 
kann insbesondere Vorgaben für die Bestimmung des Lehr-
angebots und der Lehrnachfrage, für die Berechnung der 
Aufnahmekapazität und für das übrige Verfahren enthalten. 

(6) Im Übrigen gelten die allgemeinen datenschutzrechtli-
chen Vorschriften. 

Zu § 9 – Mitglieder und Angehörige 

Begründung: 
Die Vorschrift fängt den Regelungsgehalt des § 11 HG a. F. 
auf. Die Änderung in Absatz 1 greift den Umstand auf, dass 
nach § 14 Abs. 1 die Präsidialverfassung die Regelverfas-
sung der Hochschule ist, von der nach Maßgabe der 
Grundordnung abgewichen werden kann. 

Da nunmehr auch eine Person zur Dekanin oder zum De-
kan gewählt werden kann, die vor der Wahl nicht Mitglied 
der Hochschule ist, regelt § 9 Abs. 1 nunmehr, dass die De-
kanin oder der Dekan Mitglied der Hochschule ist. Damit 
wird eine Fremdorganschaft vermieden. Für die Dekaninnen 
und Dekane, die von außerhalb der Hochschule kommen, 
ist diese Regelung hinsichtlich ihrer Mitgliedschaft konstitu-
tiv. Für die Dekaninnen und Dekane, die bereits vor ihrer 
Wahl Hochschulmitglieder waren, ist die Regelung klarstel-
lend. Das Gleiche gilt für die Mitglieder des Präsidiums. Die 
sonstigen Änderungen sind redaktionell. 

Die Streichung in Absatz 2 trägt § 1 Abs. 4 Rechnung. 
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Die Neuregelung in Absatz 4 Satz 3 sichert, dass die Hoch-
schulen insbesondere ihren ehemaligen Studierenden den 
Status der oder des Angehörigen verleihen können, soweit 
diese Alumni nicht bereits wieder Mitglied der Hochschule 
aus sonstigen Gründen geworden sind. 

Zu § 10 – Rechte und Pflichten der Mitglieder und 
Angehörigen 

Begründung: 
Die Vorschrift fängt den wesentlichen Regelungsgehalt des 
§ 12 HG a. F. auf. 

Die Änderungen des Absatzes 1 tragen dem Umstand 
Rechnung, dass die Abwahl der hauptberuflichen Mitglieder 
des Präsidiums künftig nicht mehr konstruktiv erfolgt. Da in 
der Interimszeit zwischen Abwahl und Neuwahl die Hand-
lungsfähigkeit der Hochschule gesichert sein muss, wird die 
entsprechende Verpflichtung zur Weiterführung des Amtes 
mit Leitungsfunktion geregelt. 

Die Neuregelung stellt textlich deutlicher als bisher klar, 
dass Ämtern mit Leitungsfunktion korporationsrechtlich nicht 
ein Amt im beamtenrechtlichen Sinne entspricht. 

Falls das jeweilige Wahlgremium ein Mitglied mit Leitungs-
funktion darum bittet, von der Weiterführung seines Amtes 
oder seiner Funktion abzusehen, führen nach den allgemei-
nen Regeln der Stellvertretung die jeweiligen Stellvertrete-
rinnen und Stellvertreter das Amt oder die Funktion weiter. 

Mit den Änderungen des Absatzes 2 wird eine Inkompatibili-
tät zwischen der Mitgliedschaft im Hochschulrat und den 
sonstigen Funktionen der Selbstverwaltung geschaffen, die 
mit Entscheidungsbefugnissen ausgestattet sind. Gleiches 
gilt mit Blick auf die Einrichtung einer Fachbereichskonfe-
renz für das Verhältnis zwischen den Mitgliedern des Präsi-
diums und der Funktion einer Dekanin oder eines Dekans. 
Derartige Inkompatibilitäten sind mit Blick auf die erforderli-
che deutliche Abgrenzung zwischen Entscheidung, Bera-
tung und Aufsicht im Sinne der Funktionsangemessenheit 
der Hochschulverfassung notwendig. Aus § 13 Abs. 2 
Satz 1 und § 22 Abs. 2 Satz 2 folgt inzident, dass ein Mit-
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glied des Präsidiums nicht gleichzeitig stimmberechtigt dem 
Senat angehören kann; Gleiches folgt ausweislich § 28 
Abs. 3 im Verhältnis zwischen der Dekanin oder dem Dekan 
und dem Fachbereichsrat. Wird gleichwohl entgegen den 
Inkompatibilitätsregelungen die nicht wählbare Person in das 
Gremium oder in die Funktion gewählt, ist eine Annahme 
der Wahl rechtswidrig. 

Die sonstigen Änderungen sind redaktionell. 

Zu § 11 – Zusammensetzung der Gremien 

Begründung: 
Die Vorschrift fängt den Regelungsgehalt des § 13 HG a. F. 
auf. Der neue Absatz 3 fängt den Regelungsgehalt des § 14 
HG a. F. auf. Die sonstige Änderung ist redaktionell. 

Zu § 12 – Verfahrensgrundsätze 

Begründung: 
Die Änderung in Absatz 1 fängt den Regelungsgehalt des 
alten § 89 Abs. 4 auf. Der neue letzte Satz des Absatzes 1 
stellt dabei ausdrücklich klar, dass sich die Entscheidungen 
der entscheidungsbefugten Organe, Gremien und Funkti-
onsträgerinnen und Funktionsträger innerhalb des durch § 4 
gezogenen Rahmens bewegen müssen. 

Die Änderungen des Absatzes 2 und der neue Absatz 5 
fangen die wesentlichen Regelungsprinzipien des § 17 HG 
a. F. auf und führen dessen Gehalt auf ein Regulierungsni-
veau zurück, welches einer selbständigen Körperschaft an-
gemessen ist. Dabei unterstreicht Absatz 5 den hohen Stel-
lenwert einer internen Transparenz des Handelns der 
Hochschulorgane und -gremien. 

Zu § 13 – Wahlen zu den Gremien 

Begründung: 
Die Vorschrift enthält die Regelungen des § 16 HG a. F. 
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Zu § 14 – Zentrale Organe 

Begründung: 
Absatz 1: 

Die Vorschrift führt das Präsidium als regelmäßige Form 
des zentralen Leitungsgremiums und zudem den Hoch-
schulrat als neues Entscheidungsorgan ein. Das für die Ge-
schäftsführung der Hochschule zuständige Organ erhält 
damit die Regelbezeichnung „Präsidium“; dessen Tätigkeit 
wird von einem „Hochschulrat“ als Aufsichts- und Kontroll-
organ begleitet. Die Bezeichnung des sich aus verschiede-
nen Mitgliedergruppen zusammensetzenden Organs „Se-
nat“ bleibt unverändert. 

Absatz 2: 

Um der Hochschule die Fortführung tradierter Bezeichnun-
gen für einzelne Organe oder Funktionsträgerinnen oder 
Funktionsträger zu ermöglichen, lässt es das Gesetz zu, 
dass die Grundordnung für das Präsidium die Bezeichnung 
„Rektorat“, für die Präsidentin oder den Präsidenten die Be-
zeichnung „Rektorin“ oder „Rektor“ und für die Vizepräsi-
dentin oder den Vizepräsidenten für den Bereich der Wirt-
schafts- und Personalverwaltung den die Bezeichnung 
„Kanzlerin“ oder „Kanzler“ vorsieht. Die Bezeichnung der 
einzelnen Organmitglieder ändert sich dann entsprechend 
der Regelung in der Grundordnung. 

Änderung des Landtags aufgrund der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie: 
§ 14 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 

„Zentrale Organe der Hochschule sind 
1. das Präsidium, 
2. die Präsidentin oder der Präsident, 
3. der Hochschulrat, 
4. der Senat.“ 

Begründung dieser Änderung: 
Die Änderung zieht die redaktionellen Folgen aus der Strei-
chung des § 15 Abs. 2. 
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§ 14 Abs. 1 Regierungsentwurf lautete ursprünglich: 
(1) Zentrale Organe der Hochschule sind 

1. das Präsidium, 
2. nach Maßgabe des § 15 Abs. 2 Satz 1 das erweiterte 

Präsidium, 
3. die Präsidentin oder der Präsident, 
4. der Hochschulrat, 
5. der Senat. 

Zu § 15 – Präsidium, erweitertes Präsidium 

Begründung: 
Absatz 1: 

Das Präsidium setzt sich aus der Präsidentin als Vorsitzen-
de oder dem Präsidenten als Vorsitzenden, dem Mitglied für 
den Bereich der Wirtschafts- und Personalverwaltung sowie 
weiteren Mitgliedern zusammen. Die Grundordnung kann 
bestimmen, ob und wie viele weitere hauptberufliche Vize-
präsidentinnen oder Vizepräsidenten dem Präsidium ange-
hören. Der Hochschulrat bestimmt, ob und wie viele nicht-
hauptberufliche Vizepräsidentinnen oder Vizepräsidenten 
dem Präsidium angehören. Allerdings sollten dem Präsidi-
um nichthauptberufliche Präsidiumsmitglieder zumindest 
dann angehören, wenn die Grundordnung neben der Präsi-
dentin oder dem Präsidenten und dem Mitglied für den Be-
reich der Wirtschafts- und Personalverwaltung keine weite-
ren hauptberuflichen Präsidiumsmitglieder vorsieht. 

Mit den Bezeichnungen „hauptberuflich“ und „nichthauptbe-
ruflich“ wird die erforderliche Abgrenzung zum beamten-
rechtlichen Nebentätigkeitsrecht geleistet. Die in der gesell-
schaftlichen Wirklichkeit eher gebräuchlichen Begriffe 
„hauptamtlich“ und „nebenamtlich“ sind rechtlich daher hier 
nicht sachgerecht und würden zu einer nicht tragfähigen 
Vermengung einer korporationsrechtlichen und einer dienst-
rechtlichen Begrifflichkeit führen. Vor diesem Hintergrund 
wird den korporationsrechtlich hauptberuflich tätigen Mit-
gliedern des Präsidiums dienstrechtlich ein Amt verliehen, 
welches sie dienstrechtlich hauptamtlich ausüben. Die Be-
soldung der hauptberuflichen Mitglieder des Präsidiums 
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kann je nach Art und Weise ihrer Funktion der Höhe nach 
unterschiedlich ausgestaltet sein. 

Absatz 2 

Die Regelung führt als neues Organ das erweiterte Präsidium 
ein. Die Grundordnung kann bestimmen, dass es anstelle 
des Hochschulrates dessen planerischen und strategischen 
Aufgaben wahrnimmt. Über die Stimmgewichtungsregelung 
in Satz 3 wird vermieden, dass die Stimmverhältnisse zwi-
schen den Mitgliedern des Präsidiums auf der einen und 
den Dekaninnen und Dekanen auf der anderen Seite von 
der zufälligen Anzahl der Fachbereiche abhängen. Zugleich 
wird die planerische Kompetenz des Präsidiums gestärkt; 
dem dient – bezogen auf die Person der Präsidentin oder 
des Präsidenten – auch Satz 4. 

Absatz 3 

Das Hochschulfreiheitsgesetz lässt zahlreiche Variations-
möglichkeiten in der Ausgestaltung der internen Hochschul-
verfassung zu und unterstreicht damit den Gedanken hoch-
schulischer Autonomie und Verantwortung. Entsprechend 
diesem Grundgedanken kann die Grundordnung beim Prä-
sidium eine Richtlinienkompetenz der Präsidentin oder des 
Präsidenten (Satz 2 Nr. 1), ihre oder seine herausgehobe-
ne, einer monokratischen Leitung angenäherten Stellung 
(Satz 2 Nr. 3) sowie feste Ressorts für die einzelnen Mit-
glieder des Präsidiums (Satz 2 Nr. 2) vorsehen. Die Befug-
nisse der Vizepräsidentin oder des Vizepräsidenten für den 
Bereich der Wirtschafts- und Personalverwaltung nach § 19 
gehen der Richtlinienkompetenz vor. 

Da die Grundordnung feste Geschäftsbereiche nur abstrakt-
generell als Option vorsehen, nicht aber in ihrem Zuschnitt 
regeln kann, obliegen die Frage, ob Ressorts eingerichtet 
werden, ihr genauer Zuschnitt und ihre Zuordnung zu den 
einzelnen Präsidiumsmitgliedern der Entscheidung des Prä-
sidiums, vgl. § 16 Abs. 1 Satz 2. Dieses entscheidet dabei 
auf Vorschlag der Präsidentin oder des Präsidenten. 
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Änderung des Landtags aufgrund der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie: 
§ 15 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird gestrichen. 

b) Der bisherige Absatz 3 wird zu einem neuen Absatz 2. 

Begründung dieser Änderung: 
Buchstaben a) und b) 

Mit der Streichung des erweiterten Präsidiums wird dem An-
liegen einer klareren Aufgabenzuweisung für Strategie/ Auf-
sicht, operatives Geschäft sowie Rechtssetzung Rechnung 
getragen. Das erweiterte Präsidium würde als viertes Organ 
die Verantwortlichkeiten von Hochschulrat und Präsidium 
verwischen. Es würde zudem die Entscheidungswege ver-
komplizieren und ein Mehr an Bürokratie erzeugen. 

Über die Fachbereichskonferenz bleibt es weiterhin möglich, 
den beratenden Sachverstand der Fachbereiche in die Ent-
scheidungsprozesse der Zentralebene einzubinden.  

Auch die Hochschulen haben sich in der parlamentarischen 
Anhörung dafür ausgesprochen, dass auf dieses weitere 
Gremium verzichtet werden sollte. Das damit zum Ausdruck 
gekommene Selbstverständnis der Grundrechtsträger 
macht als ein verfassungsrechtlich relevantes Kriterium die 
Sachgerechtigkeit der Änderung deutlich. 

§ 15 Abs. 2 und 3 Regierungsentwurf lauteten 
ursprünglich: 

(2) Sofern die Grundordnung vorsieht, dass ein erweiter-
tes Präsidium besteht, kann sie bestimmen, dass dieses 
anstelle des Hochschulrates die Aufgaben nach § 21 Abs. 1 
Satz 2 Nr. 2 wahrnimmt. Das erweiterte Präsidium besteht 
aus dem Präsidium und den Dekaninnen und Dekanen. Die 
Stimmen der Dekaninnen und Dekane und die Stimmen der 
Präsidiumsmitglieder stehen im erweiterten Präsidium im 
Verhältnis 1 : 1. § 21 Abs. 6 Satz 2 gilt für die Stimme der 
Präsidentin oder des Präsidenten entsprechend. 
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(3) Die Grundordnung kann vorsehen, 
4. dass die Präsidentin oder der Präsident unbeschadet 

des § 19 die Richtlinien für die Erledigung der Aufgaben 
des Präsidiums festlegen kann, 

5. dass das Präsidium auf Vorschlag der Präsidentin oder 
des Präsidenten eine ständige Vertretung und feste Ge-
schäftsbereiche für seine Mitglieder bestimmen kann, in 
denen sie die Geschäfte der laufenden Verwaltung in ei-
gener Zuständigkeit erledigen, 

6. dass Beschlüsse des Präsidiums nicht gegen die Stim-
me der Präsidentin oder des Präsidenten gefasst wer-
den können. 

Zu § 16 – Aufgaben und Befugnisse des Präsidiums 

Begründung: 
Die Vorschrift fängt den Regelungsgehalt des § 20 Abs. 1 
bis 5 HG a. F. auf. Die rechtliche Stellung der Vorstandsmit-
glieder zueinander wird vom Kollegialprinzip bestimmt. Da-
mit wird die Einheit in der Leitung unterstrichen, die auch 
durch Regelungen in der Grundordnung nach § 15 Abs. 3 
nicht aufgegeben, sondern nur modifiziert wird. 

Funktion und Zuständigkeitsbereich des Präsidiums als 
Hochschulleitung entsprechen im Wesentlichen dem schon 
bisher geltenden Recht, wobei indes das neue Verhältnis 
zum Hochschulrat beachtet werden muss. Neu hinzuge-
kommen ist die Befugnis des Präsidiums nach Absatz 5 
Satz 3. Danach kann es von allen übrigen Organen, Gre-
mien, Funktionsträgerinnen und Funktionsträgern – mit 
Ausnahme des Hochschulrates, Absatz 5 Satz 5 – verlan-
gen, dass sie über bestimmte Angelegenheiten im Rahmen 
ihrer Zuständigkeit beraten und entscheiden. Zudem kann 
das Präsidium sowohl für die Beratung als auch für die Ent-
scheidung angemessene Fristen vorgeben. Mit diesen Be-
fugnissen soll die gerade für eine gedeihliche Wissenschaft 
und Forschung erforderliche Zügigkeit und Effizienz der Be-
ratungen und der Entscheidungen verbessert werden. Bei 
dringlichen Vorlagen kann die angemessene Frist, innerhalb 
derer beraten und entschieden wird, beispielsweise vier 
Wochen betragen. 
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Die Koordinationsbefugnis des Präsidiums aus Absatz 3 
und 5 bewegt sich innerhalb des durch § 4 gesetzten Rah-
mens. Weisungsrechte in wissenschaftsrelevanten Angele-
genheiten, die über dasjenige Maß hinausgehen, welches 
die Notwendigkeit des Zusammenwirkens mit anderen 
Grundrechtsträgern bedingt, sind mit ihr nicht verbunden. 
Die Wahrnehmung der Koordinationsbefugnis wie auch der 
sonstigen Aufgaben und Befugnisse des Präsidiums müs-
sen sich daher im Rahmen der durch § 4 festgelegten 
Grenzen bewegen und die Vorgaben des Verfassungs-
rechts beachten. 

Zu § 17 – Die Wahl der Mitglieder des Präsidiums 

Begründung: 
Absätze 1 bis 3: 

Eine entscheidende Änderung der Wahl der Mitglieder des 
Präsidiums bringen die Absätze 1 bis 3. Die Wahl erfolgt 
nun nicht mehr durch den Senat, sondern durch den Hoch-
schulrat. Die Wahl bedarf indes der nachträglichen Bestäti-
gung durch den Senat; hierfür reicht die einfache Stimmen-
mehrheit der Gesamtzahl der Senatsmitglieder aus, vgl.  
Absatz 3 Satz 1. Damit das hohe Verfassungsgut der Funk-
tionsfähigkeit der hochschulischen Leitungsgremien gewahrt 
wird, kann der Hochschulrat nach Absatz 3 Satz 2 eine ver-
weigerte Bestätigung mit dem sehr hohen Quorum von drei 
Vierteln (bei einer ausschließlich externen Besetzung des 
Hochschulrates) oder zwei Dritteln (bei einer gemischt in-
tern-externen Besetzung des Hochschulrates) seiner Stim-
men ersetzen. Damit bleibt ein bestimmender Einfluss des 
Senats – auch in Ansehung der hälftig besetzten Findungs-
kommission und der Zusammensetzung des Auswahlgremi-
ums zur Vorauswahl des Hochschulrates – auf die Beset-
zung der Hochschulleitung erhalten. 

Die Wahlen werden vorbereitet durch ein hälftig vom Hoch-
schulrat und vom Senat besetztes Findungsgremium. Mit 
diesem Gremium soll nicht nur die Auswahl geeigneter 
Kandidatinnen und Kandidaten, sondern auch die Abstim-
mung zwischen dem Hochschulrat und dem Senat im Vor-
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feld der eigentlichen Wahl im Gesamtinteresse einer partizi-
pativen Hochschulverfassung erleichtert werden. 

Mit dem neuen Wahlmodus wird einerseits eine höhere Un-
abhängigkeit der Präsidiumsmitglieder erreicht, die für ihre 
tragende Verantwortlichkeit im Interesse der Funktionsfä-
higkeit des Hochschulganzen notwendig ist, andererseits 
bewirkt die Bestätigung die notwendige partizipative Rück-
bindung und Akzeptanz innerhalb der Hochschule. Einer 
Grundordnungsregelung durch die Hochschule ist das 
Wahlverfahren nicht zugänglich. Die nähere Ausgestaltung 
des Verfahrens obliegt hinsichtlich der Wahl und des Fin-
dungsgremiums vielmehr dem Hochschulrat und hinsichtlich 
der Bestätigungsfrist dem Senat. Auch dadurch wird im  
hohen öffentlichen Interesse einer funktionierenden Hoch-
schulleitung ein sachgerechtes  Partizipationsniveau ge-
schaffen. 

Die schlanke gesetzliche Regelung gewährt einerseits ein 
hohes Maß an Flexibilität und erfordert andererseits viel 
Abstimmungs- und Koordinierungsaufwand aller Beteiligten, 
um in vertretbarer Zeit zu einer Konsenslösung ohne 
Imageverlust potenzieller Kandidatinnen und Kandidaten zu 
gelangen. Das Gesetz unterstreicht damit den Gedanken 
hochschulischer Selbstverantwortung, ohne die eine größe-
re Autonomie der Hochschulen nicht tragfähig wäre. 

Die hauptberuflichen Mitglieder der Hochschulleitung müs-
sen nicht der Professorenschaft der Hochschule angehören. 
Die für die hauptberuflichen Mitglieder des Präsidiums ge-
eigneten Persönlichkeiten, die die besten Voraussetzungen 
für die anspruchsvolle Leitungsaufgabe mitbringen, können 
vielmehr auch aus dem nicht hochschulischen Bereich ge-
wonnen werden. Die Erfahrungen beispielsweise bei außer-
universitären Forschungseinrichtungen zeigen, dass Beset-
zungen der Leitungspositionen mit Persönlichkeiten, die 
nicht der konkreten Hochschule entstammen, häufig neue 
innovative Impulse geben. Innerhalb der bestehenden 
Hochschulsysteme hat sich ein spezielles Berufsbild des 
Wissenschaftsmanagers herausgebildet, der in verschiede-
nen Einrichtungen in der Wissenschaft zunehmende Ver-
antwortung trägt. Die nordrhein-westfälische Hochschulver-
fassung knüpft damit an internationale Erfahrungen an und 
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sichert die Wettbewerbsfähigkeit der Landeshochschulen im 
internationalen Vergleich. Vor diesen Hintergründen ist zum 
hauptberuflichen Präsidiumsmitglied auch geeignet, wer ei-
ne abgeschlossene Hochschulausbildung und eine der Auf-
gabenstellung angemessene Leitungserfahrung besitzt. Bei 
dieser Öffnung des Amtes für Externe mit entsprechender 
Eignung und Kompetenz ist es mithin unbeachtlich, ob die 
Bewerberin oder der Bewerber der Hochschule als Mitglied 
angehört oder nicht. 

Bis auf die Vizepräsidentin oder den Vizepräsidenten für 
den Bereich der Wirtschafts- und Personalverwaltung erfolgt 
nach Absatz 1 Satz 3 die Wahl der sonstigen hauptberufli-
chen Vizepräsidentinnen oder Vizepräsidenten auf Vor-
schlag derjenigen künftigen Präsidentin oder desjenigen 
künftigen Präsidenten, die oder der von dem Findungsgre-
mium als mögliche Kandidatin oder als möglicher Kandidat 
benannt, mithin designiert worden ist. Wenn die Grundord-
nung keine Beendigung der Amtszeit der nichthauptberufli-
chen Präsidiumsmitglieder nach Absatz 5 Satz 3 vorgese-
hen hat und wenn noch keine designierte Präsidentin oder 
noch kein designierter Präsident vorhanden ist, üben die 
amtierende Präsidentin oder der amtierende Präsident das 
Vorschlagsrecht aus. Dies wird zumeist dann der Fall sein, 
wenn die Amtszeit der nichthauptberuflichen Präsidiumsmit-
glieder weit vor dem Ende der Amtszeit der Präsidentin oder 
des Präsidenten endet. 

Für das Amt der Vizepräsidentin oder des Vizepräsidenten 
für den Bereich der Wirtschafts- und Personalverwaltung 
greifen nunmehr in Abweichung von den bisher für die 
Kanzlerin oder den Kanzler geltenden Anforderungen des 
§ 44 Abs. 3 Satz 2 HG a. F. die gleichen Eignungsvoraus-
setzungen, denen auch die sonstigen hauptberuflichen Prä-
sidiumsmitglieder unterliegen. 

Die nebenberuflichen Mitglieder des Präsidiums können im 
Gegensatz zu seinen hauptberuflichen Mitgliedern nur aus 
dem Kreis der Hochschulmitglieder selbst entstammen. 

Absatz 4: 

Die Vorschrift regelt die Abwahl der Präsidiumsmitglieder 
neu. Nunmehr kann auch die Vizepräsidentin oder der Vize-
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präsident für den Bereich der Wirtschafts- und Personalver-
waltung abgewählt werden. Darüber hinaus findet mit Blick 
auf das gestufte Verfahren der Kandidatenfindung durch 
das Findungsgremium, der Wahl durch den Hochschulrat 
und der Bestätigung durch den Senat keine konstruktive 
Abwahl mehr statt, da diese die Abwahl und die Neuwahl in 
einer Sitzung des gleichen Gremiums voraussetzt. Nach der 
Abwahl muss zur Gewährleistung einer funktionsfähigen 
Hochschulleitung die Neuwahl so schnell wie möglich statt-
finden. Das abgewählte Präsidiumsmitglied führt bis zur 
Neuwahl seine Funktion weiter, vgl. § 10 Abs. 1 Satz 4. 

Das Rechtsstaatsprinzip verlangt, dass eine Abwahl grund-
sätzlich einen wichtigen Grund voraussetzt. Dies gilt auch 
dann, wenn das Gesetz solche Gründe nicht ausdrücklich 
nennt. Nach den allgemeinen Grundsätzen gehören hierzu 
grobe Pflichtverletzungen, Unfähigkeit zur ordnungsgemä-
ßen Geschäftsführung oder Vertrauensentzug durch den 
Hochschulrat (vgl. § 84 Abs. 3 Satz 2 Aktiengesetz). 

Absatz 5: 

Die Vorschrift vereinheitlicht die Amtszeiten der Präsidi-
umsmitglieder auf mindestens sechs Jahre für die erste 
Amtszeit und mindestens vier Jahre für nachfolgende Amts-
zeiten. Es steht dem Grundordnungsgeber frei, jeweils län-
gere Amtszeiten vorzusehen. Während nach dem bisheri-
gen Recht die Amtszeit der Prorektorinnen und Prorektoren 
spätestens mit der Amtszeit der Rektorin oder des Rektors 
endete (vgl. § 20 Abs. 6 Satz 4 HG a. F.), beendet die Be-
endigung der Amtszeit der Präsidentin oder des Präsidenten 
nunmehr nicht die Amtszeit der Vizepräsidentinnen oder Vi-
zepräsidenten. Dies ist für die nebenberuflichen Mitglieder 
des Präsidiums vielmehr nur der Fall, wenn die Grundord-
nung dies so vorsieht. Die jetzige Regelung unterstreicht 
damit die Kontinuität in der Mitgliedschaft im Präsidium und 
trägt zur Professionalisierung der Hochschulleitung bei. 
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Zu § 18 – Die Präsidentin oder der Präsident 

Begründung: 
Die Vorschrift greift in ihrem Absatz 1 den Regelungsgehalt 
des § 19 Abs. 1 und 2 a. F. auf. Die neue Regelung des Ab-
satzes 2 unterstreicht die operative Verantwortlichkeit der 
Präsidentin oder des Präsidenten für die Erfüllung der Lehr- 
und Prüfungsverpflichtungen und stellt hierzu die erforderli-
chen Instrumente bereit. 

Absatz 3 regelt die Ernennung oder die Bestellung der Prä-
sidentin oder des Präsidenten. Im Gegensatz zur derzeiti-
gen Rechtslage erfolgt die Ernennung oder Bestellung nicht 
mehr durch das Ministerium, sondern durch den Hochschul-
rat. Damit wird die Selbständigkeit der Körperschaft Hoch-
schule unterstrichen. 

Die Einrichtung eines Hochschulrates sichert wissen-
schaftsadäquate Entscheidungen. Vor diesem Hintergrund 
kann die Organisation des grundrechtlich geschützten Frei-
heitsbereichs von Wissenschaft und Forschung mit Blick auf 
den weiten gesetzgeberischen Spielraum staatsfrei erfol-
gen, solange das erforderliche Maß an öffentlicher Kontrolle 
gewahrt bleibt. Gerade im Bereich der Wissenschaftsfreiheit 
kann die Einschränkung des herkömmlichen hierarchisch 
geprägten Kontrollinstrumentariums dem Grundrecht die-
nen. Vor diesem Hintergrund sind ausweislich Artikel 5 
Abs. 3 GG auch ministerialfreie, die Unabhängigkeit der 
Wissenschaft vom Staat stärker sichernde Organisations-
formen wie beispielsweise ein Hochschulrat zulässig. Der 
Hochschulrat kann mithin die erforderliche demokratische 
Legitimation der Hochschulleitung vermitteln, da das demo-
kratisch legitimierte Ministerium bei der Auswahl der Mit-
glieder des Hochschulrates mitbestimmt (§ 21 Abs. 4) und 
dessen Mitglieder bestellt (§ 21 Abs. 3 Satz 4). 

Zu § 19 – Die Vizepräsidentin oder der Vizepräsidenten für 
den Bereich der Wirtschafts- und Personalverwaltung 

Begründung: 
Die Vorschrift nimmt den wesentlichen Regelungsgehalt des 
§ 104 HG a. F. auf und führt für den Bereich der Wirt-
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schaftsführung ein Widerspruchsrecht der Vizepräsidentin 
oder des Vizepräsidenten für den Bereich der Wirtschafts- 
und Personalverwaltung ein. Dieses Widerspruchsrecht 
enthält hinsichtlich der mit ihm verbundenen Befugnisse 
keine Änderung gegenüber dem derzeitigen Widerspruchs-
recht der oder des Beauftragten für den Haushalt nach der 
Landeshaushaltsordnung. 

Zu § 20 – Die Rechtsstellung der hauptberuflichen Mitglieder 
des Präsidiums 

Begründung: 
Absatz 1 ermöglicht es den hauptberuflichen Präsidiums-
mitgliedern als Beamte auf Zeit oder als befristet Beschäftig-
te tätig zu werden. Wenn ein hauptberufliches Präsidiums-
mitglied bei der Hochschule oder beim Land tätig ist, dann 
bleibt sein Lebenszeitbeamtenverhältnis oder sein unbefris-
tetes Beschäftigungsverhältnis während seiner Amtszeit be-
stehen. Diese Regelung des Absatzes 2 ist in Anlehnung an 
die Regelung des § 19 Abs. 5 und Absatz 6 HG a. F. getrof-
fen worden. Sie dient dazu, die hauptberufliche Mitglied-
schaft im Präsidium attraktiv zu machen. 

Absatz 3 Satz 1 regelt, in welchen Fällen das hauptberufli-
che Präsidiumsmitglied aus dem Zeitbeamtenverhältnis ent-
lassen ist. Satz 2 stellt klar, dass die Rechtsfolgen des § 44 
Abs. 2 Satz 2 LBG auch eintreten, wenn das Präsidiums-
mitglied abgewählt wird. 

Absatz 4 verdeutlicht, dass die Hochschule, um geeignete 
Persönlichkeiten für das Präsidium zu gewinnen, diesen 
nach Ende der Amtszeit eine attraktive Rückfallposition 
schaffen kann. Neben dieser Möglichkeit des Rückfalls kön-
nen die Hochschulen bei vorzeitiger Abwahl eines hauptbe-
ruflichen Präsidiumsmitglieds auch eine andere Absiche-
rung der abgewählten Person vorsehen. 
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Zu § 21 – Hochschulrat 

Begründung: 
Die Regelung führt als eine der wichtigsten Reformvorha-
ben, die mit der neuen hochschulischen Kompetenzordnung 
des Hochschulfreiheitsgesetzes verbunden sind, als neues 
Organ den Hochschulrat ein. Ihm kommen drei wichtige 
Funktionen zu. Einmal besitzt er eine unmittelbare strategi-
sche Funktion für die künftige Entwicklung der Hochschule. 
Zudem obliegt ihm die Aufsicht über das durch die Hoch-
schulleitung erledigte operative Geschäft. Schließlich nimmt 
der Rat Impulse aus Wirtschaft und Gesellschaft auf und 
vermittelt in dieser Weise als Transmissionsriemen zugleich 
das erforderliche Beratungswissen für die Entscheidungen 
der Hochschulleitung. Für eine gedeihliche Entwicklung von 
Forschung und Lehre innerhalb der Hochschule ist es daher 
unumgänglich, den Hochschulrat mit den in Absatz 1 ge-
nannten Entscheidungskompetenzen vor allem im Bereich 
der Strategie und der Wahl der Hochschulleitung auszustat-
ten. 

Nur mit der Einrichtung eines Hochschulrates als Organ der 
Hochschule wird es vor dem Hintergrund der gesamtgesell-
schaftlichen Verantwortung des Landes weiterhin möglich 
sein, für funktionsfähige Institutionen eines freien Wissen-
schaftsbetriebs zu sorgen. Mit der Implementierung eines 
Hochschulrates sichert das Land mithin, dass das individu-
elle Grundrecht der freien wissenschaftlichen Betätigung so 
weit unangetastet bleibt, wie das unter Berücksichtigung der 
anderen legitimen Aufgaben der Wissenschaftseinrichtun-
gen und der Grundrechte der verschiedenen Beteiligten 
möglich ist. Eine strukturelle Gefährdung der Wissen-
schaftsfreiheit scheidet also – auch mit Blick auf die Rege-
lung des § 4 sowie die weiterhin bestehenden Mitbestim-
mungsrechte des Senats vor allem hinsichtlich der 
Bestätigung der Wahl der Hochschulleitung und seines Sat-
zungsrechts – aus. Gerade umgekehrt dient die Implemen-
tierung des Rates dem Grundrecht. 

Der Hochschulrat besteht nach Absatz 3 Satz 1 aus sechs, 
acht oder zehn Mitgliedern und damit immer aus einer gera-
den Zahl von Mitgliedern. Dies stärkt die Stellung der oder 
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des (externen, vgl. Absatz 6 Satz 1) Vorsitzenden, vgl. Ab-
satz 6 Satz 2. Hinsichtlich der Wählbarkeit der Ratsmitglie-
der stellt das Gesetz in Absatz 3 Satz 2 dem Grundord-
nungsgeber zwei Modelle zur Wahl. Nach dem einen Modell 
besteht der Hochschulrat zur Gänze aus Persönlichkeiten, 
die keine Hochschulmitglieder und auch keine Hochschul-
angehörigen und damit Externe sind. Emeritierte oder pen-
sionierte Professorinnen und Professoren sind Angehörige 
und damit (vgl. § 9 Abs. 4) keine Mitglieder der Hochschule; 
sie sind daher zum Hochschulrat nach diesem ersten Modell 
nicht wählbar. Nach dem zweiten Modell muss mindestens 
die Hälfte der Ratsmitglieder aus Persönlichkeiten beste-
hen, die keine Hochschulmitglieder und auch keine Angehö-
rigen der Hochschule sind. Das zweite Modell kann aus-
weislich Absatz 3 Satz 3 dann nicht ergriffen werden, wenn 
die Grundordnung ein erweitertes Präsidium vorsieht. Hat 
sich die Hochschule für das zweite Modell entschieden und 
möchte nunmehr ein erweitertes Präsidium einführen, ist 
dies nur zulässig, wenn zugleich die Zusammensetzung des 
Hochschulrates auf das erste Modell umgestellt wird. 

Die Auswahl der Mitglieder des Rates geschieht nach Ab-
satz 4 durch ein Auswahlgremium. Dieses Verfahren geht 
davon aus, dass es regelmäßig zu einem einvernehmlichen 
Vorschlag von Land, Senat und bisherigem Hochschulrat 
kommt. Vor der Bildung des ersten Hochschulrates über-
nimmt das Ministerium dessen Funktion, vgl. Artikel 8 Nr. 2 c). 
Die Entscheidung über den Vorsitz in dem Auswahlgremium 
obliegt seinen Mitgliedern. Erst wenn in diesem Ausschuss 
kein Einvernehmen über die Liste der wählbaren Persön-
lichkeiten zustande kommt, ist in einer neuen Sitzung mit 
Zweidrittelmehrheit die Liste zu beschließen. In diesem Fall 
haben die Vertreterinnen oder Vertreter des Senats und die 
Vertreterin oder der Vertreter des Landes dem Gremium 
das verbindliche Vorschlagsrecht für jeweils die Hälfte der 
Mitglieder des Hochschulrates. Das Verfahren nach Ab-
satz 4 ist abschließend geregelt. Damit liegt eine andere 
gesetzliche Regelung im Sinne des § 11 Abs. 2 Satz 1 vor. 

Die Mitglieder des Auswahlgremiums können sich auch 
selbst zur Wiederwahl vorschlagen und an der Abstimmung 
teilnehmen. Die §§ 20 und 21 (VwVfG NRW) finden schon 
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ihrem Tatbestand nach keine Anwendung. Zum Abschluss 
des mehrstufigen Auswahlverfahrens bedarf die Liste aus 
Gründen der Partizipation insgesamt der Bestätigung durch 
den Senat; hierfür reicht die einfache Stimmenmehrheit aus. 
Außerdem muss das Land der Liste zustimmen. 

Für die Mitglieder des Hochschulrates sieht das Gesetz kei-
ne besonderen Qualifikationsanforderungen vor. Es ist je-
doch selbstverständlich, dass für die Funktion des Hoch-
schulrates nur Persönlichkeiten in Betracht kommen, die 
kraft ihrer Kompetenz, beruflichen Erfahrung, Unabhängig-
keit und Objektivität erwarten lassen, dass sie den besonde-
ren Anforderungen dieser Funktion gewachsen sind. 

Die Nachwahl ausgeschiedener Hochschulratsmitglieder er-
folgt durchweg nach den gleichen Kautelen, die auch die 
Auswahl selbst tragen. Da im Falle der Nachwahl eines ein-
zigen Mitglieds Absatz 4 Satz 3 – im Gegensatz zur erfor-
derlichen Nachwahl beispielsweise zweier Ratsmitglieder – 
tatsächlich nicht greifen kann, läuft diese Regelung für die-
sen Fall daher leer. Das Gleiche gilt, wenn eine ungerade 
Zahl von Ratsmitgliedern zeitgleich nachzuwählen ist. Das 
Gesetz berücksichtigt diesen Umstand, indem es lediglich 
die „entsprechende Anwendung“ der vorhergehenden Sät-
ze des Absatzes 4 anordnet. 

Der Hochschulrat tagt nach der allgemeinen Regelung des 
§ 12 Abs. 2 Satz 5 grundsätzlich nichtöffentlich. 

Absatz 7 regelt in Anlehnung an die für die Dekaninnen und 
Dekane geltende parallele Vorschrift des § 25 Abs. 1 Satz 4 
die administrative Grundlage für die Tätigkeit des Hoch-
schulrates und trägt damit dem Erfordernis einer funktions-
gerechten Organstruktur Rechnung. Bei der Vorbereitung 
der Abwahl von Präsidiumsmitgliedern kann der Hochschul-
rat zudem das Ministerium um Unterstützung bitten. 

Absatz 8 Satz 2 stellt sicher, dass diejenigen hochschulex-
ternen Personen, die erstmals als Externe zu Mitgliedern 
des Hochschulrates gewählt worden sind, bei einer Wieder-
wahl als Externe gewählt werden können, obwohl die Hoch-
schulratsmitglieder nach § 9 Abs. 1 mit ihrer Bestellung Mit-
glieder zugleich der Hochschule werden. Absatz 8 Satz 3 
regelt, dass die Ehrenbürgerinnen und Ehrenbürger sowie 
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Ehrensenatorinnen und Ehrensenatoren zum Hochschulrat 
wählbar sind, obwohl sie nach § 9 Abs. 4 Angehörige der 
Hochschule sind. Damit wird der besonderen Verdienste 
dieser Personen und dem Umstand Rechnung getragen, 
dass dieser Personenkreis zumeist von außerhalb der 
Hochschule stammt. Auch eine Wählbarkeit hochschulex-
terner, ehemaliger Studierender der Hochschule zum Hoch-
schulrat ist sachgerecht. Falls die Hochschule diesen Per-
sonen den Angehörigenstatus nach § 9 Abs. 4 Satz 3 
verliehen hat, bleibt ihre Wählbarkeit davon nach Absatz 8 
Satz 3 ebenfalls unberührt. 

Änderung des Landtags aufgrund der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie: 
§ 21 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 Halbsatz 2 wird gestrichen; aus 
dem bisherigen Absatz 1 Satz 2 Nr. 2 Halbsatz 1 wird 
der neue Absatz 1 Satz 2 Nr. 2. 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
 „Der Hochschulrat besteht nach Maßgabe der 

Grundordnung aus sechs, acht oder zehn Mitglie-
dern, die in verantwortungsvollen Positionen in der 
Gesellschaft, insbesondere der Wissenschaft, Kul-
tur oder Wirtschaft tätig sind oder waren und auf 
Grund ihrer hervorragenden Kenntnisse und Erfah-
rungen einen Beitrag zur Erreichung der Ziele und 
Aufgaben der Hochschule leisten können.“ 

bb) Satz 3 wird gestrichen. Der bisherige Satz 4 wird zu 
einem neuen Satz 3. 

c) Absatz 6 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
 „Der Hochschulrat wählt seine Vorsitzende oder seinen 

Vorsitzenden aus dem Personenkreis der Externen im 
Sinne des Absatzes 3 sowie ihre oder seine Stellvertre-
tung; das Nähere zur Wahl regelt die Grundordnung.“ 
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Begründung dieser Änderung: 
Buchstabe a) 

Die Änderung zieht die redaktionellen Folgen aus der Strei-
chung des § 15 Abs. 2. 

Buchstabe b) 

Mit der Änderung des Satzes 1 wird eine Qualifikations-
voraussetzung für eine Mitgliedschaft im Hochschulrat ge-
setzlich normiert. Damit wird sichergestellt, dass die Rats-
mitglieder ihrer hohen Verantwortung gerecht, dass die 
Kriterien für den Zugang zum Amt verdeutlicht und dass die 
aus dem Demokratieprinzip erwachsenen Bedarfe erfüllt 
werden. 

Mit den sonstigen Änderungen werden die redaktionellen 
Folgen aus der Streichung des § 15 Abs. 2 gezogen. 

Buchstabe c) 

Die Änderung stellt klar, dass die Grundordnung nur das 
Nähere zu den Modalitäten der Wahl des Vorsitzes und sei-
ner Stellvertretung regeln kann. 

§ 21 Abs. 1, 3 und 6 Regierungsentwurf lauteten 
ursprünglich: 

(1) Der Hochschulrat berät das Präsidium und übt die Auf-
sicht über dessen Geschäftsführung aus. Zu seinen Aufga-
ben gehören insbesondere: 
1. die Wahl der Mitglieder des Präsidiums nach § 17 Abs. 1 

und 2 und ihre Abwahl nach § 17 Abs. 4; 
2. die Zustimmung zum Hochschulentwicklungsplan nach 

§ 16 Abs. 1 Satz 5 und zum Entwurf der Zielvereinba-
rung nach § 6 Abs. 2; § 15 Abs. 2 bleibt unberührt; 

3. die Zustimmung zum Wirtschaftsplan, zur unternehmeri-
schen Hochschultätigkeit nach § 5 Abs. 7 und zu einer 
Übernahme weiterer Aufgaben nach § 3 Abs. 6; 

4. die Stellungnahme zum Rechenschaftsbericht des Prä-
sidiums nach § 16 Abs. 3 und zu den Evaluationsberich-
ten nach § 7 Abs. 2 und 3; 

5. Stellungnahmen in Angelegenheiten der Forschung, 
Kunst, Lehre und des Studiums, die die gesamte Hoch-
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schule oder zentrale Einrichtungen betreffen oder von 
grundsätzlicher Bedeutung sind; 

6. die Entlastung des Präsidiums. 

(3) Der Hochschulrat besteht nach Maßgabe der Grund-
ordnung aus sechs, acht oder zehn Mitgliedern. Die Grund-
ordnung regelt, dass entweder 
1. sämtliche seiner Mitglieder Externe sind 
oder dass 
2. mindestens die Hälfte seiner Mitglieder Externe sind. 
Sieht die Grundordnung ein erweitertes Präsidium vor, sind 
sämtliche Mitglieder des Hochschulrates Externe. Die Mit-
glieder des Hochschulrates werden vom Ministerium für ei-
ne Amtszeit von fünf Jahren bestellt. 

(6) Die Grundordnung regelt den Vorsitz und dessen Stell-
vertretung; zum Vorsitz wählbar sind nur Externe nach Ab-
satz 3. Bei Abstimmungen gibt bei Stimmengleichheit die 
Stimme der oder des Vorsitzenden den Ausschlag. Der 
Hochschulrat gibt sich eine Geschäftsordnung. Die Tätigkeit 
als Mitglied des Hochschulrates ist ehrenamtlich. Die Ge-
schäftsordnung kann eine angemessene Aufwandsentschä-
digung der Mitglieder vorsehen. Die Gesamtsumme der 
Aufwandsentschädigungen ist zu veröffentlichen. 

Zu § 22 – Senat 

Begründung: 
Die Vorschrift nimmt den wesentlichen Regelungsgehalt des 
§ 22 HG a. F. auf und modifiziert ihn zugleich unter den Be-
dingungen einer modernen und zukunftsfähigen Hochschul-
verfassung. Die in Absatz 1 Satz 1 aufgeführten Befugnisse 
des Senats sind abschließend. Da die Wahl der Hochschul-
leitung dem Hochschulrat obliegt, tritt an die Stelle dieser 
Wahl künftig die Bestätigung der erfolgten Wahl durch den 
Senat. Der Gedanke der Partizipation wird mithin gewahrt, 
da die Mitglieder des Hochschulrates ihrerseits durch den 
Senat auf der Basis des Vorschlags eines vom Senat mit-
bestimmten Gremiums bestätigt worden sind, vgl. § 21 
Abs. 4 Satz 5, und da das Erfordernis einer Bestätigung vor 
dem Hintergrund der Erfahrungen in Hochschulsystemen, 
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die einen Hochschulrat kennen, ein funktional sachgerech-
tes Maß an Partizipation gewährleistet. 

Der erweiterte Senat wird abgeschafft. Schon der Gesetz-
geber des Gesetzes zur Weiterentwicklung der Hochschulre-
form (Hochschulreformweiterentwicklungsgesetz – HRWG) 
vom 30. November 2004 (GV. NRW. S. 752) hat die Tragfä-
higkeit dieses Gremiums durch die Einführung des § 22 
Abs. 6 HG a. F. sowie des § 22 Abs. 1 Satz 2 HG a. F. stark 
eingeschränkt. Er hat sich als zu großes und zu schwerfälli-
ges Gremium nicht bewährt. 

Änderung des Landtags aufgrund der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie: 
§ 22 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 wird wie folgt gefasst: 
„Bestätigung der Wahl der Mitglieder des Präsidiums und 
mit einer Mehrheit von drei Vierteln der Stimmen Empfeh-
lung ihrer Abwahl nach § 17 Abs. 4 gegenüber dem Hoch-
schulrat;“ 

Begründung dieser Änderung: 
Es ist mit Blick auf den objektivrechtlichen Gehalt der Wis-
senschaftsfreiheit sachgerecht, den im Senat versammelten 
Vertreterinnen und Vertretern der einzelnen mitgliedschafts-
rechtlichen Gruppen einen Einfluss auf die Abwahl der Mit-
glieder des Präsidiums zuzubilligen. 

§ 22 Abs. 1 Satz 1 Regierungsentwurf lautete 
ursprünglich: 

(1) Der Senat ist für die nachfolgend aufgeführten Ange-
legenheiten zuständig: 
1. Bestätigung der Wahl der Mitglieder des Präsidiums; 
2. Stellungnahme zum jährlichen Bericht des Präsidiums; 
3. Erlass und Änderung der Grundordnung, von Rahmen-

ordnungen und Ordnungen der Hochschule, soweit die-
ses Gesetz nichts anderes bestimmt; 

4. Empfehlungen und Stellungnahmen zum Entwurf des 
Hochschulentwicklungsplans nach § 16 Abs. 1 Satz 5 
und der Zielvereinbarung nach § 6 Abs. 2, zu den  
Evaluationsberichten nach § 7 Abs. 2 und 3, zum Wirt-
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schaftsplan, zu den Grundsätzen der Verteilung der Stel-
len und Mittel auf die Fachbereiche, zentralen wissen-
schaftlichen Einrichtungen, zentralen Betriebseinheiten 
und der Medizinischen Einrichtungen. 

Die Grundordnung wird mit einer Mehrheit von zwei Dritteln 
der Stimmen beschlossen. 

Zu § 23 – Fachbereichskonferenz 

Begründung: 
Mit der Fachbereichskonferenz soll der Sachverstand der 
Fachbereiche beratend in die Entscheidungsprozesse der 
Hochschulleitung und des Hochschulrates eingebunden 
werden. Die Einrichtung einer derartigen Konferenz ist aus 
Gründen einer zielführenden Partizipation und damit mit 
Blick auf den Schutz der Wissenschaftsfreiheit obligatorisch, 
wenn die Mitglieder des Hochschulrates gänzlich nicht Mit-
glieder der Hochschule sind. 

Ausweislich der Stellung der Vorschrift handelt es sich bei 
der Fachbereichskonferenz um ein Gremium, welches Be-
standteil der Zentralorganisation der Hochschule ist. Vor 
diesem Hintergrund artikuliert die Konferenz nicht die parti-
kularen Eigeninteressen der einzelnen Fachbereiche, son-
dern dient dazu, in Angelegenheiten, die die gesamte Hoch-
schule oder zentrale Einrichtungen betreffen oder von 
grundsätzlicher Bedeutung sind, zu beraten. 

Mitglieder der Fachbereichskonferenz sind die Dekaninnen 
und Dekane aufgrund ihrer Außenvertretungsbefugnis, vgl. 
§ 27 Abs. 1 Satz 1. Die Dekanin oder der Dekan nimmt bei 
der Wahrnehmung ihrer oder seiner Mitgliedschaft inhaltlich 
indes die jeweiligen Impulse aus dem Fachbereichsrat auf 
und trägt sie im Wege ihrer oder seiner Außenvertretungs-
befugnis in die Fachbereichskonferenz, vgl. § 28 Abs. 1 
Satz 1. 
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Änderung des Landtags aufgrund der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie: 
§ 23 Abs. 3 wird wie folgt gefasst: 
„Mitglieder der Fachbereichskonferenz sind die Dekaninnen 
und die Dekane der Fachbereiche.“ 

Begründung dieser Änderung: 
Die redaktionelle Änderung unterstreicht, dass der Fachbe-
reichskonferenz keine Wahlmitglieder angehören. 

§ 23 Abs. 3 Regierungsentwurf lautete ursprünglich: 
(3) Der Fachbereichskonferenz gehören kraft Amtes die De-
kaninnen und die Dekane der Fachbereiche an. 

Zu § 24 – Gleichstellungsbeauftragte 

Begründung: 
Die Vorschrift greift den wesentlichen Regelungsgehalt des 
§ 23 Abs. 1 HG a. F. auf. 

Das neu geregelte Stimmrecht der Gleichstellungsbeauf-
tragten nach Absatz 1 Satz 4 trägt dem verfassungsrechtli-
chen Förderungsgebot des Artikel 3 Abs. 2 Satz 2 GG 
Rechnung und ist eine Konsequenz der ihr durch das Hoch-
schulrecht zuerkannten wichtigen Stellung. Das Stimmrecht 
sowie das Mitwirkungsrecht nach Absatz 1 Satz 5 stärkt die 
Position der Gleichstellungsbeauftragten erheblich und führt 
dazu, dass den gleichstellungsrelevanten Sachverhalten ei-
ne größere Bedeutung zukommt. Ein Teilnahmerecht der 
Gleichstellungsbeauftragten an den Sitzungen des Hoch-
schulrates ist mit Blick auf seinen besonderen Charakter 
nicht sachgerecht. 

Die fachliche Qualifikation der Gleichstellungsbeauftragten 
erfordert fundierte Kenntnisse in Personal- und Organisati-
onsentscheidungsaufgaben. Der Aufgabenbereich und die 
fachliche Weisungsfreiheit der Gleichstellungsbeauftragten 
(§ 16 LGG) setzt eine Mindestqualifikation voraus. Ohne 
entsprechende berufliche Erfahrung innerhalb der Hoch-
schule kann diese verantwortungsvolle Tätigkeit nicht aus-
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geübt werden. Dem trägt der neue Absatz 1 Satz 7 Rech-
nung. Da indes nicht ausgeschlossen werden soll, dass in 
der Hochschule die Wahrnehmung der Interessen der 
Gleichstellung nach Statusgruppen geregelt sein soll, gilt 
das Qualifikationserfordernis des abgeschlossenen Hoch-
schulstudiums nicht für die auf eher partikulare Bereiche 
beschränkten Stellvertreterinnen der Gleichstellungsbeauf-
tragten. 

Die Einrichtung von Kommissionen steht der Hochschule 
jederzeit nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 Satz 2 offen. Damit 
ist es sachgerecht, die Regelung betreffend die Gleichstel-
lungsbeauftragte durch die Streichung des Absatzes 2 auf 
dasjenige Regulierungsniveau zurückzuführen, welches ei-
ner selbständigen Körperschaft angemessen ist. 

Änderung des Landtags aufgrund der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie: 
§ 24 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 
„Die Gleichstellungsbeauftragte hat die Belange der Frauen, 
die Mitglieder oder Angehörige der Hochschule sind, wahr-
zunehmen. Sie wirkt auf die Einbeziehung frauenrelevanter 
Aspekte bei der Erfüllung der Aufgaben der Hochschule hin, 
insbesondere bei der wissenschaftlichen Arbeit, bei der 
Entwicklungsplanung und bei der leistungsorientierten Mit-
telvergabe. Sie kann hierzu an den Sitzungen des Senats, 
des Präsidiums, der Fachbereichsräte, der Berufungskom-
missionen und anderer Gremien mit Antrags- und Rede-
recht teilnehmen; sie ist wie ein Mitglied zu laden und zu in-
formieren. Die Gleichstellungsbeauftragte des Fachbereichs 
ist in den Berufungskommissionen Mitglied mit beratender 
Stimme. Die Grundordnung regelt insbesondere Wahl, Be-
stellung und Amtszeit der Gleichstellungsbeauftragten und 
ihrer Stellvertretung. Wählbar sind Hochschullehrerinnen und 
weibliche Mitglieder der Gruppen nach § 11 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 sowie Nr. 3, wenn sie ein Hochschulstudium abge-
schlossen haben; von dem Erfordernis des abgeschlosse-
nen Hochschulstudiums sind die Stellvertreterinnen der 
Gleichstellungsbeauftragten ausgenommen. Die Funktion ist 
hochschulöffentlich auszuschreiben.“ 
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Begründung dieser Änderung: 
Es ist sachgerecht, die Belange der Frauen, die Mitglieder 
oder Angehörige der Hochschule sind, auch im Hochschul-
rat unmittelbar durch die Gleichstellungsbeauftragte zu Wort 
kommen zu lassen. Dem trägt die Änderung des Satzes 2 
Rechnung. 

Die Stimmberechtigung der Mitglieder des Senats und der 
Fachbereichsräte ist Ausfluss der Selbstverwaltung der 
Hochschule als Körperschaft. Diese stimmberechtigten Mit-
glieder werden daher ausschließlich von der Gesamtheit der 
Hochschule oder des Fachbereichs gewählt und vertreten 
insoweit keine Partikularinteressen. Mit Blick auf diesen 
Grundcharakter der Selbstverwaltung soll Satz 4 gestrichen 
werden. Dem Anliegen der Gleichstellung von Frauen und 
Männern kann auch durch die beratende Mitgliedschaft der 
Gleichstellungsbeauftragten in den Gremien hinreichend 
Rechnung getragen werden. 

§ 24 Abs. 1 Regierungsentwurf lautete ursprünglich: 
(1) Die Gleichstellungsbeauftragte hat die Belange der 

Frauen, die Mitglieder oder Angehörige der Hochschule 
sind, wahrzunehmen. Sie wirkt auf die Einbeziehung frauen-
relevanter Aspekte bei der Erfüllung der Aufgaben der 
Hochschule hin, insbesondere bei der wissenschaftlichen 
Arbeit, bei der Entwicklungsplanung und bei der leistungs-
orientierten Mittelvergabe. Sie kann hierzu an den Sitzun-
gen des Präsidiums, der Fachbereichsräte, der Berufungs-
kommissionen und anderer Gremien mit Ausnahme des 
Hochschulrates mit Antrags- und Rederecht teilnehmen; sie 
ist wie ein Mitglied zu laden und zu informieren. Die Gleich-
stellungsbeauftragte der Hochschule gehört dem Senat, die 
Gleichstellungsbeauftragte des Fachbereichs oder, soweit 
eine solche nicht bestellt ist, die Gleichstellungsbeauftragte 
der Hochschule dem Fachbereichsrat als stimmberechtigtes 
Mitglied an. Die Gleichstellungsbeauftragte des Fachbe-
reichs ist in den Berufungskommissionen Mitglied mit bera-
tender Stimme. Die Grundordnung regelt insbesondere 
Wahl, Bestellung und Amtszeit der Gleichstellungsbeauf-
tragten und ihrer Stellvertretung. Wählbar sind Hochschul-
lehrerinnen und weibliche Mitglieder der Gruppen nach § 11 
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Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 sowie Nr. 3, wenn sie ein Hochschulstu-
dium abgeschlossen haben; von dem Erfordernis des abge-
schlossenen Hochschulstudiums sind die Stellvertreterinnen 
der Gleichstellungsbeauftragten ausgenommen. Die Funkti-
on ist hochschulöffentlich auszuschreiben. 

Zu § 25 – Hochschulverwaltung 

Begründung: 
Absatz 1 der Vorschrift enthält die Regelungen des § 43 HG 
a. F. Absatz 2 Sätze 1 und 2 der Vorschrift enthalten die 
Regelungen des § 44 Abs. 1 HG a. F. Der neue Absatz 2 
Satz 3 zieht aus der Möglichkeit, nach § 15 Abs. 3 Nr. 2 feste 
Ressorts für die Mitglieder des Präsidiums vorzusehen, die 
entsprechenden verwaltungsorganisatorischen Folgen. Die 
verantwortliche Leitung fester Geschäftsbereiche setzt vor-
aus, dass in der Hochschulverwaltung die hierfür erforderli-
chen Strukturen geschaffen werden. 

Hinsichtlich der Entscheidungsbefugnis des Präsidiums 
nach Absatz 2 Satz 2 bleibt das Widerspruchsrecht der Vi-
zepräsidentin oder des Vizepräsidenten für den Bereich der 
Wirtschafts- und Personalverwaltung nach § 19 Abs. 2 un-
berührt. 

Änderung des Landtags aufgrund der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie: 
In § 25 Abs. 2 Satz 3 wird der Satzteil „§ 15 Abs. 3“ durch 
den Satzteil „§ 15 Abs. 2“ ersetzt. 

Begründung dieser Änderung: 
Die Änderung ist redaktionell mit Blick auf die Streichung 
des § 15 Abs. 2. 

§ 25 Abs. 2 Regierungsentwurf lautete ursprünglich: 
(2) Als Mitglied des Präsidiums leitet die Vizepräsidentin 

oder der Vizepräsident für den Bereich der Wirtschafts- und 
Personalverwaltung die Hochschulverwaltung, an der Uni-
versität Bochum einschließlich der Verwaltung der Medizini-
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schen Einrichtungen. In Angelegenheiten der Hochschul-
verwaltung von grundsätzlicher Bedeutung kann das Präsi-
dium entscheiden; das Nähere regelt die Geschäftsordnung 
des Präsidiums. Falls das Präsidium auf der Grundlage ei-
ner Regelung nach § 15 Abs. 3 Nr. 2 feste Geschäftsberei-
che für seine Mitglieder bestimmt hat, kann die Geschäfts-
ordnung insbesondere vorsehen, dass und in welcher 
Weise die Hochschulverwaltung sicherstellt, dass die Ver-
antwortung der Mitglieder des Präsidiums für ihre Ge-
schäftsbereiche wahrgenommen werden kann. 

Zu § 26 – Die Binneneinheiten der Hochschule 

Begründung: 
Die Änderungen in den Absätzen 1 und 2 sind entweder re-
daktionell oder tragen dem Umstand Rechnung, dass bei 
selbständigen Körperschaften eine entsprechende Deregu-
lierung vor dem Hintergrund der Eigenverantwortung der 
Hochschule sachgerecht ist. 

Die Absätze 3 und 4 des § 25 HG a. F. sind zu einem neuen 
Absatz 3 zusammengefasst worden. 

Der neue Absatz 4 fängt den Regelungsgehalt des § 26 HG 
a. F. auf. Da nunmehr nach § 27 Abs. 4 Satz 2 auch eine 
Person zur Dekanin oder zum Dekan gewählt werden kann, 
die vor der Wahl nicht Mitglied der Hochschule ist, sieht Ab-
satz 4 nunmehr vor, dass die Dekanin oder der Dekan Mit-
glied des Fachbereichs ist. Damit wird eine Fremdorgan-
schaft vermieden. Für die Dekaninnen und Dekane, die von 
außerhalb der Hochschule kommen, ist diese Regelung hin-
sichtlich ihrer Mitgliedschaft konstitutiv. Für die Dekaninnen 
und Dekane, die bereits vor ihrer Wahl Hochschulmitglieder 
waren, ist die Regelung klarstellend. Die Streichung trägt 
§ 1 Abs. 4 Rechnung. 

Der neue Absatz 5 fängt die wesentlichen Regelungsprinzi-
pien des § 25a HG a. F. auf. Der frühere Regelungsinhalt ist 
entsprechend der bei selbständigen Körperschaften zu er-
wartenden Eigenverantwortung dereguliert worden. Absatz 
5 Satz 4 soll die Funktionsfähigkeit des erweiterten Präsidi-
ums sicherstellen und greift daher nur, wenn ein derartiges 
Gremium besteht oder eingerichtet wird. 
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Änderung des Landtags aufgrund der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie: 
§ 26 Abs. 5 Satz 4 wird gestrichen. 

Begründung dieser Änderung: 
Die Änderung zieht die redaktionellen Folgen aus der Strei-
chung des § 15 Abs. 2. 

§ 26 Abs. 5 Regierungsentwurf lautete ursprünglich: 
(5) Die Grundordnung kann regeln, dass Aufgaben der 

Fachbereiche auf zentrale Organe verlagert oder eine von 
den Absätzen 1 bis 4 abweichende Gliederung der Hoch-
schule in Organisationseinheiten und eine von den Vor-
schriften dieses Gesetzes abweichende Zuordnung von 
Aufgaben und Befugnissen an diese Einheiten und ihre Or-
gane erfolgt. Für die Einheit gilt Absatz 3 Satz 2 sowie § 11 
Abs. 2 entsprechend. Absatz 2 Satz 2 gilt für die Einheit  
oder die zentralen Organe entsprechend, falls sie für die 
Hochschule Aufgaben in Lehre und Studium erfüllen. Im 
Falle einer Regelung nach Satz 1 regelt die Grundordnung 
zugleich, welche Inhaberinnen und Inhaber von Funktionen 
mit Leitungsfunktion an die Stelle der Dekaninnen und De-
kane in dem erweiterten Präsidium treten. 

Zu § 27 – Dekanin oder Dekan 

Begründung: 
Die Vorschrift enthält die redaktionell angepassten Rege-
lungen des § 27 HG a. F. Zudem nimmt Absatz 1 Satz 3 
den Regelungsgehalt des § 103 Abs. 2 HG a. F. auf, der 
überdies auf diejenige Regelungstiefe dereguliert worden 
ist, die bei selbständigen Körperschaften vor dem Hinter-
grund der Eigenverantwortung der Hochschule sachgerecht 
ist. 

Darüber hinaus ist in Absatz 4 geregelt worden, dass die 
Wahl der Dekanin oder des Dekans der Bestätigung durch 
die Präsidentin oder den Präsidenten bedarf. Dies dient der 
besseren Verklammerung der Zentral- und der Binnenebene 
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der Hochschule und stärkt zudem die Legitimation der Ent-
scheidungsebene der Fachbereiche. Zugleich wird – im 
Lichte der bisherigen Erfahrungen – die Funktion der Fach-
bereichsleitung optimiert. Aus der Wissenschaftsfreiheit er-
gibt sich kein Recht der Fachbereiche, die Fachbereichslei-
tung ausschließlich selbst zu bestimmen. Die Fachbereiche 
sind nicht nur Grundeinheiten der Lehre und Forschung, 
sondern auch Teil der Hochschule, der die Fachbereichslei-
tungen ebenfalls verantwortlich sind. Dem trägt die Neure-
gelung Rechnung. 

Mit der sonstigen Änderung des Absatzes 4 wird es ermög-
licht, flexibel und den konkreten Gegebenheiten angemes-
sen die Frage zu entscheiden, ob eine hauptberufliche De-
kanin oder ein hauptberuflicher Dekan den Fachbereich 
leiten soll. Mit der Figur eines hauptberuflichen Dekans 
kann die wichtige Funktion der Dekanin oder des Dekans 
attraktiver gemacht werden. Dies ist vor allem bei großen 
Fachbereichen von entscheidender Bedeutung. Die Ent-
scheidung über die Frage, ob ein Dekan hauptberuflich tätig 
ist, trifft das Präsidium im Benehmen mit dem Fachbereich. 
Dies dient ebenso der besseren Verklammerung der Zent-
ral- und Binnenebene. 

Für die Dauer der Amtszeit der hauptberuflichen Dekanin 
oder des hauptberuflichen Dekans wird ein privatrechtliches 
Dienstverhältnis begründet. Wird mit einem Professor der 
betreffenden Hochschule oder einer der anderen Hochschu-
len ein privatrechtliches Dienstverhältnis nach Satz 7 be-
gründet, ruhen die Rechte und Pflichten aus dem Amt als 
Professorin oder als Professor. Entsprechendes gilt für eine 
Professorin oder einen Professor, die oder der in einem pri-
vatrechtlichen Dienstverhältnis steht. Die Berechtigung zur 
Forschung und Lehre bleibt davon unberührt. 

Zu § 28 – Fachbereichsrat 

Begründung: 
Die Vorschrift enthält die redaktionell angepassten Rege-
lungen des § 28 HG a. F. Die Änderungen in Absatz 1 tra-
gen § 1 Abs. 4 Rechnung. Beim Fachbereich Musikhoch-
schule der Universität Münster tritt hinsichtlich dieser 
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Vorschrift keine Änderung der derzeit bestehenden Rechts-
lage ein. 

Die Gleichstellungsbeauftragte ist mitgliedschaftsrechtlich 
nicht legitimiert. Gleichwohl ist es mit Blick auf die Belange 
der Gleichstellung sinnvoll und mit Blick auf das Gebot des 
Grundgesetzes, die tatsächliche Gleichstellung von Frauen 
und Männern zu fördern, auch verfassungsrechtlich zuläs-
sig. Die Wissenschaftsfreiheit und die Selbstverwaltungsga-
rantie auf der einen Seite und das hohe Verfassungsgut der 
Gleichstellung der Geschlechter auf der anderen Seite wer-
den mit der neuen Stimmberechtigung im Sinne eines prak-
tizierten Grundrechtsschutzes durch Verfahren in ein aus-
gewogenes Verhältnis praktischer Konkordanz zueinander 
gebracht. 

Änderung des Landtags aufgrund der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie: 
§ 28 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 
„Stimmberechtigte Mitglieder des Fachbereichsrats sind 
insgesamt höchstens 15 Vertreterinnen oder Vertreter der 
Gruppen im Sinne des § 11 Abs. 1 nach Maßgabe der 
Grundordnung, die auch die Amtszeit bestimmt.“ 

Begründung dieser Änderung: 
Die Änderung ist Folge der Streichung des § 24 Abs. 1 
Satz 4. Die Höchstzahl der Mitglieder der Fachbereichsräte 
entspricht damit wieder dem derzeit geltenden Hochschul-
gesetz. 

§ 28 Abs. 2 Regierungsentwurf lautete ursprünglich: 
(2) Stimmberechtigte Mitglieder des Fachbereichsrats 

sind insgesamt höchstens 16 Vertreterinnen oder Vertreter 
der Gruppen im Sinne des § 11 Abs. 1 nach Maßgabe der 
Grundordnung, die auch die Amtszeit bestimmt, sowie die 
Gleichstellungsbeauftragte nach § 24 Abs. 1 Satz 4. 
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Zu § 29 – Wissenschaftliche Einrichtungen und 
Betriebseinheiten; Einrichtungen an der Hochschule 

Begründung: 
Die Vorschrift nimmt den wesentlichen Regelungsgehalt der 
§§ 29 und 32 HG a. F. sowie die wesentlichen Regelungs-
prinzipien des HG a. F. § 30 HG a. F. auf; zugleich ist der 
Regelungsgehalt auf diejenige Tiefe dereguliert worden, die 
bei selbständigen Körperschaften vor dem Hintergrund der 
Eigenverantwortung der Hochschule sachgerecht ist. Vor-
aussetzung für die Errichtung der Einrichtungen und der Be-
triebseinheiten ist nunmehr nur noch die Zweckmäßigkeit ih-
rer Errichtung, über die die Hochschule selbstverantwortlich 
entscheidet. 

Die Herausnahme der künstlerischen Einrichtungen trägt 
§ 1 Abs. 4 Rechnung. 

Auch im Bereich der medien-, informations- und kommuni-
kationstechnischen Dienstleistungen ist bei selbständigen 
Körperschaften die bei § 30 HG a. F. vorhandene Regulie-
rung vor dem Hintergrund der Eigenverantwortung der 
Hochschule nicht mehr sachgerecht. Die Änderung zieht 
aus diesem Befund die erforderliche Konsequenz der Dere-
gulierung. Die bisherige Ermächtigung zur Gebührenerhe-
bung (§ 30 Abs. 3 und 4 HG a. F.) befindet sich nun in Ab-
satz 4. 

Wie bereits nach altem Recht entscheidet über die Einrich-
tung der wissenschaftlichen Einrichtungen sowie der Be-
triebseinheiten auf Zentralebene das Präsidium und auf 
Fachbereichsebene der Fachbereichsrat. 

Zu § 30 – Lehrerbildung, Studienzentren 

Begründung: 
Absatz 1 enthält die redaktionell angepassten Regelungen 
des § 31 HG Abs. 2 a. F. Der neue vorletzte Satz des neuen 
Absatzes 1 stellt klar, dass die Hochschule der Lehreraus-
bildung eine weitergehende Verortung im Studienkonzept 
sowie im Organisationsgefüge der Hochschule geben kann. 
Hierzu können eigenständige wissenschaftliche Organisati-
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onseinheiten errichtet werden, die sich disziplinenübergrei-
fend der Lehrerprofession in Lehre und Forschung widmen. 
Der neue letzte Satz des Absatzes 1 gibt der kontinuierli-
chen Zusammenarbeit mit den staatlichen Studiensemina-
ren für Lehrämter einen verbindlichen institutionellen Rah-
men. 

Der neue Absatz 2 fängt die wesentlichen Regelungsprinzi-
pien des § 111 HG a. F. auf. Der frühere Regelungsinhalt ist 
entsprechend der bei selbständigen Körperschaften zu er-
wartenden Eigenverantwortung der Fernuniversität Hagen 
dereguliert worden. Die Interessen der Mentorinnen und 
Mentoren sind dabei gewahrt worden. 

Zu § 31 – Hochschulmedizin 

Begründung: 
Zum Erhalt der Wettbewerbsfähigkeit und zur Verbesserung 
der wirtschaftlichen Situation, insbesondere mit Blick auf die 
erforderlichen Investitionen, eröffnet die Vorschrift die Opti-
on, die Universitätsklinika auch in anderer Rechtsform zu er-
richten oder in eine andere Rechtsform umzuwandeln. 

Das Universitätsklinikum bleibt nicht mehr auf die Struktur 
eines öffentlichen Unternehmens mit einem Aufsichtsrat und 
einem Vorstand und einer am Unternehmensvorbild orien-
tierten Kompetenzverteilung zwischen den Organen be-
schränkt, sondern es wird auch die Option einer privatrecht-
lichen Organisationsform eröffnet. 

Durch diese Neuregelung sollen die Ausrichtung des Han-
delns an Wirtschaftlichkeitsprinzipien gestärkt und die Mög-
lichkeiten der Eigenständigkeit und Flexibilität erweitert  
werden. Den Universitätskliniken sollen auch die unterneh-
merischen Möglichkeiten eingeräumt werden, über die viele 
der mit ihnen konkurrierenden insbesondere in privatrechtli-
cher Rechtsform geführten Krankenhäuser selbstverständ-
lich verfügen. 

Absatz 3 Satz 3 hat mit Blick auf Absatz 3 Satz 2 Halbsatz 2 
eine ausschließlich klarstellende Funktion dahingehend, 
dass auch die finanziellen Zuführungen für die Medizini-
schen Fachbereiche über Ziel- und Leistungsvereinbarun-
gen mit den Hochschulen erfolgen werden. 
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Absatz 4 greift in redaktionell gestraffter Form den Rege-
lungsgehalt des bisherigen § 41 Abs. 4 HG a. F. auf. Absatz 
5 regelt nunmehr die Medizinischen Einrichtungen der Uni-
versität Bochum und führt den Regelungsgehalt des § 34 
HG a. F. auf ein Regulierungsniveau zurück, welches einer 
verselbständigten Körperschaft angemessen ist. 

Änderung des Landtags aufgrund der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie: 
§ 31 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
„Die Universitätskliniken sind Anstalten des öffentlichen 
Rechts mit eigener Rechtspersönlichkeit; für sie gilt § 34 
Abs. 1 entsprechend.“ 

Begründung dieser Änderung: 
Die Änderung stellt sicher, dass die Universitätskliniken Mit-
glied des Arbeitgeberverbandes des Landes werden. Auf 
diese Weise wird die unmittelbare Tarifbindung der Universi-
tätskliniken hergestellt. 

§ 31 Abs. 1 Regierungsentwurf lautete ursprünglich: 
(1) Die Universitätskliniken sind Anstalten des öffentlichen 

Rechts mit eigener Rechtspersönlichkeit. Sie können durch 
Rechtsverordnung auch in anderer Rechtsform errichtet  
oder in eine andere Rechtsform umgewandelt werden. Die 
Rechtsverordnung bedarf des Einvernehmens mit dem Fi-
nanzministerium und dem Innenministerium und der Zu-
stimmung des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie des Landtags.  

Zu § 32 – Medizinische Einrichtungen außerhalb der 
Hochschule 

Begründung: 
Die Vorschrift enthält die redaktionell angepassten Rege-
lungen des § 40 HG a. F. 
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Zu § 33 – Beamtinnen und Beamte der Hochschule 

Begründung: 
Die Vorschrift regelt in den Absätzen 1, 2 und 4 die beam-
tenrechtlichen Fragen im Gefolge der Verleihung der 
Dienstherrenfähigkeit nach § 2 Abs. 3 Satz 2. Absatz 3 fängt 
in seinen Sätzen 2 und 3 den wesentlichen Regelungsge-
halt des § 64 HG a. F. auf. Der neue Absatz 3 Satz 1 be-
stimmt den Dienstvorgesetzten der hauptberuflichen Präsi-
diumsmitglieder, während der neue Absatz 3 Sätze 4 und 5 
die persönlichen Angelegenheiten der dem Dienstvorge-
setzten nachgeordneten Beamtinnen und Beamte sowie die 
Disziplinarbefugnis betrifft. 

Absatz 5 nimmt die Ermächtigungsgrundlage des § 62 HG 
a. F. in modifizierter Weise auf. 

Eine Statuierung der Genehmigungspflicht für Dienstreisen 
im Gesetz erübrigt sich. Nach der Lehrverpflichtungsverord-
nung kann die Dekanin oder der Dekan Hochschullehrerin-
nen und Hochschullehrern Ausnahmen von der Präsenz-
pflicht in der Vorlesungszeit erteilen. 

Eine institutionelle Lehrverpflichtung ermöglicht es, den Uni-
versitäten ein deutlich flexibleres Eingehen auf die individu-
ellen Schwerpunktsetzungen der Professorinnen und Pro-
fessoren und auf die Bedürfnisse von Forschung und Lehre. 
Besonders forschungsstarke Professorinnen und Professo-
ren etwa können von Lehrverpflichtungen entlastet werden 
und sich so besser aktuellen Projekten widmen, die letztlich 
dem gesamten Fachbereich und der gesamten Hochschule 
durch Reputation und Drittmitteleinwerbungen zugute kom-
men. Dagegen können Professorinnen und Professoren, die 
gerne in der Lehre arbeiten und besondere Fähigkeiten im 
Umgang mit Studierenden entwickeln, Schwerpunkte in der 
Lehre setzen und stattdessen weniger intensiv in der For-
schung arbeiten. Mit dieser Regelung wird der Hochschule 
ein zusätzliches Instrument in die Hand gegeben, um ihr 
Profil zu schärfen und ihr Personal effizient einzusetzen. 
Dabei entstehen keine Nachteile für die Studierenden, da 
das Lehrangebot insgesamt unverändert bleibt – es ändert 
sich also weder die Aufnahmekapazität der Hochschule 
noch verschlechtert sich in irgendeiner Weise die Betreu-
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ung. Auch die insgesamt zur Verfügung stehende Arbeits-
zeit für den Forschungsbereich ändert sich nicht. 

Neben den Möglichkeiten zur sachgerechteren Verteilung 
des Deputats über alle Professorinnen und Professoren er-
gibt sich außerdem bei entsprechender Handhabung durch 
die Hochschulen auch für die einzelne Professorin oder den 
einzelnen Professor die Möglichkeit, im Laufe ihrer oder 
seiner Tätigkeit unterschiedliche Schwerpunkte zu setzen, 
z. B. bei der Arbeit an einem konkreten Forschungsprojekt 
für einige Zeit schwerpunktmäßig Forschung zu betreiben, 
in späteren Jahren dann vielleicht mehr Zeit damit zu 
verbringen, die gewonnenen Erfahrungen an Nachwuchs-
wissenschaftler zu vermitteln und entsprechend mehr Lehre 
anzubieten. 

Änderung des Landtags aufgrund der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie: 
§ 33 Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 
„Dienstvorgesetzter der Professorinnen und Professoren, 
der Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren, der Deka-
ninnen und der Dekane, der wissenschaftlichen und künstle-
rischen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an Universitäten 
und Fachhochschulen, der Lehrkräfte für besondere Aufga-
ben, der wissenschaftlichen Hilfskräfte und der Beamtinnen 
und Beamten gemäß § 78 Abs. 1 und 3 ist die Präsidentin 
oder der Präsident.“ 

Begründung dieser Änderung: 
Die Änderung unterstreicht, dass die Präsidentin oder der 
Präsident Dienstvorgesetzter der Dekanin oder des Dekans 
auch dann ist, wenn zur Dekanin oder zum Dekan eine Per-
son gewählt worden ist, welche nicht Mitglied des Fachbe-
reichs ist. 

§ 33 Abs. 3 Regierungsentwurf lautete ursprünglich: 
(3) Dienstvorgesetzter der hauptberuflichen Präsidiums-

mitglieder ist die Vorsitzende oder der Vorsitzende des 
Hochschulrats. Dienstvorgesetzter der Professorinnen und 
Professoren, der Juniorprofessorinnen und Juniorprofes-
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soren, der wissenschaftlichen und künstlerischen Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter an Universitäten und Fachhoch-
schulen, der Lehrkräfte für besondere Aufgaben, der wis-
senschaftlichen Hilfskräfte und der Beamtinnen und 
Beamten gemäß § 78 Abs. 1 und 3 ist die Präsidentin oder 
der Präsident. Dienstvorgesetzter anderer als der in Satz 1 
genannten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ist die Vizeprä-
sidentin oder der Vizepräsident für den Bereich der Wirt-
schafts- und Personalverwaltung. Für die Beamtinnen und 
Beamten der Hochschulen trifft der Dienstvorgesetzte die 
beamtenrechtlichen Entscheidungen über die persönlichen 
Angelegenheiten der ihm nachgeordneten Beamtinnen und 
Beamten. Außerdem stehen dem Dienstvorgesetzten die  
im Landesdisziplinargesetz bezeichneten Befugnisse der 
dienstvorgesetzten Stelle zu. 

Zu § 34 – Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer der 
Hochschule 

Begründung: 
Absatz 1: 

Die Vorschrift sichert, dass sich die bestehenden Arbeits-
verhältnisse und die Arbeitsverhältnisse, die künftig einge-
gangen werden, sich nach den für die Arbeitsverhältnisse 
der Beschäftigten des Landes geltenden tarifvertraglichen 
Bestimmungen richten. 

Absatz 2 und 3: 

Die Vorschrift sichert die Interessen der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer, die von der Verselbständigung der 
Hochschulen betroffen sind. Zugleich wird die Ermächti-
gungsgrundlage nach § 62 HG a. F. hinsichtlich der Rege-
lung der Lehrverpflichtung übernommen. 

Änderung des Landtags aufgrund der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie: 
§ 34 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 
„Die Hochschulen treten dem Arbeitgeberverband des Lan-
des bei. Für die Arbeitnehmerinnen, Arbeitnehmer und Aus-
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zubildenden der Hochschulen finden bis zum Abschluss 
entsprechend neuer Tarifverträge durch diesen Verband die 
für die Arbeitnehmerinnen, Arbeitnehmer und Auszubilden-
den des Landes geltenden Tarifverträge Anwendung.“ 

Begründung dieser Änderung: 
Durch den Beitritt der Hochschulen zum Arbeitgeberverband 
des Landes wird nach § 2 Abs. 1 Tarifvertragsgesetz eine 
unmittelbare Tarifbindung der Hochschulen an die Tarifver-
träge hergestellt, die der Arbeitgeberverband des Landes 
abschließt. Die Vorschrift stellt in ihrem Satz 2 klar, dass die 
durch diese Vorschrift erreichte Bindung der Arbeitnehme-
rinnen, Arbeitnehmer und Auszubildenden der Hochschulen 
an die für die Arbeitnehmerinnen, Arbeitnehmer und Auszu-
bildenden des Landes geltenden Tarifverträge nur bis zum 
Abschluss neuer Tarifverträge durch den Arbeitgeberver-
band des Landes gilt, die den jeweiligen entsprechenden al-
ten Tarifvertrag ersetzen. 

Der Arbeitgeberverband des Landes hat den Zweck, den In-
teressen seiner Mitglieder Geltung zu verschaffen. Insbe-
sondere die Hochschulen erhalten eine Plattform, auf der 
sie ihre tariflichen Interessen stärker und unmittelbarer als 
bisher zum Ausdruck bringen können. Sie werden in den 
Gremien des Arbeitgeberverbandes des Landes Sitz und 
Stimme besitzen. Zudem soll der Verband Beratungs- und 
Servicefunktionen wahrnehmen. Mit Blick auf die besonde-
ren Gegebenheiten von Wissenschaft und Forschung soll 
der Arbeitgeberverband des Landes bei seiner verbandli-
chen Tätigkeit auf die Interessen der Hochschulen ange-
messen Rücksicht nehmen. 

§ 34 Abs. 1 Regierungsentwurf lautete ursprünglich: 
(1) Für die Arbeitnehmerinnen, Arbeitnehmer und Auszu-

bildenden der Hochschulen finden die für die Arbeitnehme-
rinnen, Arbeitnehmer und Auszubildenden des Landes  
geltenden Tarifverträge sowie die diese ergänzenden Be-
stimmungen des Landes Anwendung. 
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Zu § 35 – Dienstaufgaben der Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrer 

Begründung: 
Die Vorschrift enthält die redaktionell angepassten Rege-
lungen des § 45 HG a. F. Die gegenüber der Altfassung er-
folgten Änderungen tragen der Verselbständigung der 
Hochschulen sowie § 1 Abs. 4 und Artikel 2 Nr. 2 dieses 
Gesetzes Rechnung. 

Zu § 36 – Einstellungsvoraussetzungen für 
Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer 

Begründung: 
Die Vorschrift enthält in ihren Absätzen 1 bis 5 die redaktio-
nell angepassten Regelungen des § 46 HG a. F. und in ih-
rem Absatz 6 die redaktionell angepassten Regelungen des 
§ 49a HG a. F. Die Änderung in Absatz 2 trägt § 1 Abs. 4 
Rechnung. Die Änderung in Absatz 5 ist redaktionell. Durch 
die Öffnung der Vorschrift für sämtliche Hochschullehrerin-
nen und Hochschullehrer konnte die Regelung des § 49a 
HG a. F. gestrichen werden. Aus Absatz 1 Nr. 4 und 5 geht 
deutlich hervor, dass für die Professorinnen und Professo-
ren über die für Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer 
(also auch für Juniorprofessorinnen und Juniorprofessoren) 
geltenden Anforderungen des Absatzes 1 Nr. 1 bis 3 hinaus 
weitere Anforderungen erfüllt sein müssen. 

Die Änderungen in Absatz 1 Nr. 4 beruhen auf der Überle-
gung, dass sich die faktisch bestehende Vielfalt in den Qua-
lifikationswegen zur Professur in der gesetzlichen Regelung 
der Einstellungsvoraussetzungen hinreichend deutlich wi-
derspiegeln sollte. 

Zu § 37 – Berufung von Hochschullehrerinnen und 
Hochschullehrern 

Begründung: 
Die Vorschrift enthält zum einen die redaktionell angepass-
ten Regelungen des § 47 HG a. F. Zum anderen wurde der 
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bislang bestehende Einvernehmensvorbehalt des Ministeri-
ums bei der Berufung von Professorinnen und Professoren 
der Besoldungsgruppe W 3, von Professorinnen und Pro-
fessoren der Besoldungsgruppe W 2, die eine Abteilung mit 
Aufgaben in der Krankenversorgung leiten sollen, sowie im 
Falle eines die Gleichstellung von Frauen und Männern 
betreffenden Sondervotums ersatzlos gestrichen. Das Ver-
fahren zur Vorbereitung der Berufungsvorschläge und das 
Berufungsverfahren selbst fallen damit künftig in den alleini-
gen Verantwortungsbereich der Hochschule. Für die mit 
dieser gestiegenen Verantwortung der Hochschule verbun-
denen entsprechenden qualitätssichernden Maßnahmen 
trägt die Neuregelung in § 38 Abs. 4 Satz 2 Sorge. 

Die Streichung des § 47 Abs. 2 HG a. F. berücksichtigt, 
dass stellenscharfe Umstrukturierungsmaßnahmen nicht 
davon abhängen sollten, ob Fachbereiche gesetzlich vorge-
sehene Fristen einhalten. Da das Präsidium seine Struktur-
maßnahmen am Hochschulentwicklungsplan ausrichten 
muss, können die betroffenen Fachbereiche zudem in ihren 
Interessen nicht unzumutbar berührt sein. 

Die gegenüber der Altfassung erfolgte Änderung des Absat-
zes 2 trägt § 1 Abs. 4 sowie Artikel 2 Nr. 2 dieses Gesetzes 
Rechnung. 

Ein begründeter Ausnahmefall im Sinne des Absatzes 2 
Satz 2 liegt jedenfalls dann vor, wenn wissenschaftliche 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der eigenen Hochschule 
oder das in § 78 Abs. 3 genannte Personal der eigenen 
Hochschule habilitiert sind, wenn ihnen nach Maßgabe des 
§ 44 Abs. 2 Satz 2 Lehraufgaben zur selbständigen Wahr-
nehmung übertragen worden sind und wenn das Verfahren 
zur Besetzung ihrer Stelle dem Verfahren zur Besetzung ei-
ner Juniorprofessur gleichgekommen ist. Ein begründeter 
Ausnahmefall im Sinne des Absatzes 2 Satz 2 kann auch 
dann vorliegen, wenn wissenschaftliche Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter der eigenen Hochschule oder das in § 78 
Abs. 3 genannte Personal der eigenen Hochschule habili-
tiert sind und wenn ihnen nach Maßgabe des § 44 Abs. 2 
Satz 2 Lehraufgaben zur selbständigen Wahrnehmung  
übertragen worden sind. 
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Zu § 38 – Berufungsverfahren 

Begründung: 
Die Vorschrift enthält bis auf die Änderungen im Absatz 4 die 
redaktionell angepassten Regelungen des § 48 HG a. F. 

Darüber hinaus lockert die Regelung das Hausberufungs-
verbot dort, wo eine Lockerung aus Qualitätsgründen und 
aus Gründen des Wettbewerbs unter den Hochschulen 
sinnvoll erscheint. Ob ein mindestens gleichwertiger Ruf im 
Sinne des neuen Absatzes 1 Satz 6 vorliegt, bestimmt sich 
nach der zu besetzenden Professur. Die Belange der 
Gleichstellung werden über die Änderung in Absatz 1 Satz 7 
gewahrt. 

Durch die Einfügung des Wortes „spätestens“ in Absatz 2 
Satz 2 wird der hohe Wert eines frühzeitigen und zügig 
durchgeführten Besetzungsverfahrens unterstrichen. Die 
Streichung in Absatz 3 trägt § 1 Abs. 4 Rechnung. 

Mit Berufungsentscheidungen nimmt die Hochschule nicht 
nur ihr Recht zur personellen Selbstergänzung wahr, son-
dern entscheidet auch über ihre zukünftige Entwicklung, über 
ihre Profilierung und über ihre Exzellenz. Das Verfahren zur 
Vorbereitung der Berufungsvorschläge muss in diesem Zu-
sammenhang daher gewährleisten, dass Personalentschei-
dungen im offenen Wettbewerb auf sachliche und transpa-
rente Weise getroffen werden. Vor diesem Hintergrund setzt 
der neue Absatz 4 Satz 2 Rahmenbedingungen für transpa-
rente, wettbewerblich orientierte und gesellschaftlich akzep-
tierte Verfahren zur Vorbereitung der Berufungsvorschläge, 
die der Sicherung qualitativ hochwertiger Berufungen die-
nen. Die Hochschulen müssen im Verfahren zur Vorberei-
tung der Berufungsvorschläge effiziente Instrumente der 
Personalplanung und der Hochschulsteuerung entwickeln, 
welche zur Qualitätssicherung beitragen, internationalen 
Verfahrensstandards entsprechen, objektiv und transparent 
strukturiert sind und daher auch von den Nachwuchswis-
senschaftlerinnen und -wissenschaftlern sowie der wissen-
schaftlichen Öffentlichkeit und mit Blick auf die staatliche 
Gesamtverantwortung für ein qualitätvolles Hochschulwe-
sen akzeptiert werden können. Die Hineinnahme externen 
Sachverstands in die Entscheidungen der Berufungskom-
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mission ist dabei unabdingbar. Absatz 4 Satz 3 unterstreicht 
dieses Erfordernis in besonderem Maße, da danach den 
Berufungskommissionen möglichst auswärtige Mitglieder 
angehören sollen. Je nach Ausrichtung der ausgeschriebe-
nen Professur sollte zudem möglichst eine internationale 
Beteiligung sichergestellt sein. 

Über die obligatorische Funktion der oder des Berufungsbe-
auftragten wird gewährleistet, dass die zentrale Verantwort-
lichkeit für das Berufungsgeschehen durch die Präsidentin 
oder den Präsidenten (§ 37 Abs. 1 Satz 1) sowie durch die 
Hochschulleitung (§ 16 Abs. 3 Satz 1) erfolgreich wahrge-
nommen werden kann. Die Aufgabe einer oder eines Beru-
fungsbeauftragten besteht insbesondere darin, als nicht-
stimmberechtigtes Mitglied an sämtlichen Sitzungen der 
Berufungskommission teilzunehmen und der Hochschullei-
tung regelmäßig über den aktuellen Stand eines Berufungs-
verfahrens zu berichten. Darüber hinaus sollte der Beru-
fungsbeauftragte stellvertretend für die Hochschulleitung 
darauf hinwirken, dass die Pläne zur strategischen Entwick-
lung der Hochschule sowie die in der Ausschreibung festge-
legten Kriterien bei der Entscheidungsfindung der Kommis-
sion berücksichtigt werden, dass der kompetitive Charakter 
des Bewerbungsverfahrens gewahrt bleibt und dass eine 
hinreichende Verfahrenstransparenz und eine tragfähige In-
formationspolitik gegenüber den Bewerberinnen und Be-
werbern stattfindet. Die Mitverantwortlichkeit der Präsidentin 
oder des Präsidenten für das Berufungsgeschehen wird zu-
dem durch das Vorschlagsrecht nach Absatz 4 Satz 4 kon-
kretisiert. Es können auch mehrere Berufungsbeauftragte 
vom Präsidium bestellt werden. 

Die Mitglieder des Präsidiums oder von ihm Beauftragte 
können an allen Sitzungen der Berufungskommission mit 
beratender Stimme teilnehmen, § 16 Abs. 5 Satz 2. 

Im neuen Absatz 4 Satz 5 ist geregelt, dass auch die Beru-
fung von Persönlichkeiten zulässig ist, die sich nicht bewor-
ben haben. Damit wird eine gezieltere Akquisition des pro-
fessoralen Personals ermöglicht und der Anschluss zu 
hocheffektiven Personalgewinnungsmodalitäten erzielt, die 
auch international im Hochschulbereich verbreitet und per-
sonalwirtschaftlich sachgerecht sind. Absatz 4 Satz 5 ent-
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bindet von dem Erfordernis der Bewerbung. Der Fachbe-
reich muss der Berufung der Nichtbewerberin oder des 
Nichtbewerbers schon aus Verfassungsgründen zuvor zu-
gestimmt haben, ohne dass indes das Verfahren zur Vorbe-
reitung der Berufungsvorschläge verfahrensrechtlich hat 
stattfinden müssen. 

Das Verfahren zur Vorbereitung der Berufungsvorschläge 
ist derzeit in der Grundordnung geregelt und soll künftig in 
der Berufungsordnung geregelt werden. Da künftig aufgrund 
der Abschaffung des erweiterten Senats von der Frage, ob 
ein Regelungsgegenstand in der Grundordnung oder in ei-
ner anderen Ordnung geregelt wird, keine Zuständigkeits-
verteilung mehr abhängt, ermöglicht die Neuregelung, dass 
in einer einzigen Ordnung die für das Berufungsverfahren 
geltenden Vorschriften erfasst werden können. 

Änderung des Landtags aufgrund der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie: 
§ 38 Abs. 3 wird wie folgt gefasst: 
„Der Berufungsvorschlag zur Besetzung einer Professur soll 
drei Einzelvorschläge in bestimmter Reihenfolge enthalten und 
muss diese insbesondere im Hinblick auf die von der Stellenin-
haberin oder dem Stelleninhaber zu erfüllenden Lehr- und For-
schungsaufgaben ausreichend begründen. Dem Berufungs-
vorschlag sollen zwei vergleichende Gutachten auswärtiger 
Professorinnen oder Professoren beigefügt werden.“ 

Begründung dieser Änderung: 
Die Änderung gründet in einem Wunsch der Fachhochschu-
len und dient der Qualitätssicherung im Rahmen des dorti-
gen Berufungsverfahrens. 

§ 38 Abs. 3 Regierungsentwurf lautete ursprünglich: 
(3) Der Berufungsvorschlag zur Besetzung einer Profes-

sur soll drei Einzelvorschläge in bestimmter Reihenfolge 
enthalten und muss diese insbesondere im Hinblick auf die 
von der Stelleninhaberin oder dem Stelleninhaber zu erfül-
lenden Lehr- und Forschungsaufgaben ausreichend be-
gründen. Einem Berufungsvorschlag für eine Stelle an einer 
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Universität sollen zwei vergleichende Gutachten auswärtiger 
Professorinnen oder Professoren beigefügt werden. Einem 
Berufungsvorschlag für eine Stelle an einer Fachhochschule 
sollen für jeden Einzelvorschlag zwei Gutachten auswärtiger 
Professorinnen oder Professoren beigefügt werden. 

Zu § 39 – Dienstrechtliche Stellung der Hochschullehrerinnen 
und Hochschullehrer 

Begründung: 
Die Vorschrift enthält in ihren Absätzen 1 bis 4 die redaktio-
nell angepassten Regelungen des § 49 Abs. 2 bis 5 HG  
a. F. und in ihrem Absatz 5 die redaktionell angepassten 
Regelungen des § 49b HG a. F. Der Regelungsgehalt des 
§ 49 Abs. 1 HG a. F. befindet sich nun in der allgemeinen 
Vorschrift des § 33 Abs. 1. Die gegenüber der Altfassung er-
folgte Änderung des Absatzes 1 trägt § 1 Abs. 4 sowie Arti-
kel 2 Nr. 2 dieses Gesetzes Rechnung. 

Absatz 6 enthält die redaktionell angepassten Regelungen 
des § 50 HG a. F. Darüber hinaus unterstreicht die Neufas-
sung der Vorschrift durch die Streichung der Wörter „in 
Ausnahmefällen“, dass die Einbindung des wissenschaftli-
chen Sachverstands von Persönlichkeiten, die außerhalb 
der Hochschule hauptberuflich tätig sind, in die Hochschul-
lehre und -forschung sachgerecht ist. 

Zu § 40 – Freistellung und Beurlaubung 

Begründung: 
Die Vorschrift enthält die Regelungen des § 51 HG a. F. und 
führt sie auf ein Regulierungsniveau zurück, welches einer 
selbständigen Körperschaft angemessen ist. 

Zu § 41 – Außerplanmäßige Professorinnen und Professoren, 
Honorarprofessorinnen und Honorarprofessoren 

Begründung: 
Die Vorschrift enthält die redaktionell angepassten Rege-
lungen des § 53 HG a. F. 
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Zu § 42 – Lehrkräfte für besondere Aufgaben 

Begründung: 
Die Vorschrift enthält die redaktionell angepassten Rege-
lungen des § 54 HG a. F. Dabei wird in Folge der Änderung 
des HRG für Lehrkräfte für besondere Aufgaben in Absatz 1 
eine Änderung vorgenommen, indem diese nicht mehr nur 
überwiegend praktische Fertigkeiten und Kenntnisse vermit-
teln dürfen. Sie können vielmehr nach dem Vorbild des Lec-
turers an englischen Hochschulen ausschließlich oder  
überwiegend Lehraufgaben wahrnehmen. Außerdem wird 
bei dieser Formulierung berücksichtigt, dass die Lehre an 
Universitäten und Fachhochschulen in aller Regel der Ver-
mittlung von Fähigkeiten und Kenntnissen dient, nicht aber 
von Fertigkeiten. 

Mit dem neuen Absatz 3 Satz 2 wird dem Fachbereichsrat 
die Möglichkeit eröffnet, Lehrkräften für besondere Aufga-
ben, denen Lehraufgaben zur selbständigen Wahrnehmung 
übertragen worden sind, die akademische Bezeichnung 
Lecturer zu verleihen. Durch die Verleihung der Bezeich-
nung soll die anspruchsvolle Tätigkeit dieser Lehrenden 
gewürdigt werden. Damit ist eine Aufwertung der nichtpro-
fessoralen Lehre vor allem im grundständigen Studium in-
tendiert. Gerade im Bachelorstudium, das zu einem ersten 
berufsqualifizierenden Abschluss führt, bedarf es einer in-
tensiveren Lehre und Betreuung. Diese soll künftig verstärkt 
durch primär auf Lehraufgaben verpflichtetes wissenschaft-
liches Personal geleistet werden, das im Regelfall keine pro-
fessorale Qualifikation besitzt und diese im Rahmen ihrer 
Dienstaufgaben auch nicht anstrebt. Da Absatz 3 Satz 1 ei-
ne Rechtsfolgenverweisung darstellt, können auch Lehrkräf-
ten für besondere Aufgaben an Fachhochschulen, denen 
Lehraufgaben zur selbständigen Wahrnehmung nach § 42 
Abs. 3 Satz 1 i. V. m. § 44 Abs. 2 Satz 2 übertragen worden 
sind, die Bezeichnung „Lecturer“ verliehen werden. Aller-
dings wird eine derartige Übertragung angesichts des hohen 
Lehrdeputats dieses Personenkreises nur hinsichtlich eines 
Teils ihrer Lehraufgaben in Frage kommen können. 
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Zu § 43 – Lehrbeauftragte 

Begründung: 
Die Vorschrift enthält die Regelungen des § 55 HG a. F. Die 
gegenüber der Altfassung erfolgte Änderung des Absat-
zes 1 trägt § 1 Abs. 4 sowie Artikel 2 Nr. 2 dieses Gesetzes 
Rechnung. Zudem führt die Vorschrift die bisherigen Rege-
lungen auf ein Regulierungsniveau zurück, welches einer 
selbständigen Körperschaft angemessen ist. 

Änderung des Landtags aufgrund der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie: 
§ 43 wird wie folgt gefasst: 
„Lehraufträge können für einen durch hauptberufliche Kräfte 
nicht gedeckten Lehrbedarf erteilt werden. Die Lehrbeauf-
tragten nehmen ihre Lehraufgaben selbständig wahr. Der 
Lehrauftrag ist ein öffentlich-rechtliches Rechtsverhältnis ei-
gener Art; er begründet kein Dienstverhältnis.“ 

Begründung dieser Änderung: 
Die Änderung trägt dem Umstand Rechnung, dass Lehrauf-
träge nicht nur zur Ergänzung, sondern auch zur Sicherstel-
lung des Lehrangebots sachgerecht sein können. 

§ 43 Regierungsentwurf lautete ursprünglich: 
Lehraufträge können zur Ergänzung des Lehrangebots und 
für einen durch hauptberufliche Kräfte nicht gedeckten 
Lehrbedarf erteilt werden. Die Lehrbeauftragten nehmen ih-
re Lehraufgaben selbständig wahr. Der Lehrauftrag ist ein 
öffentlich-rechtliches Rechtsverhältnis eigener Art; er be-
gründet kein Dienstverhältnis. 
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Zu § 44 – Wissenschaftliche und künstlerische 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter an Universitäten und 
Kunsthochschulen 

Begründung: 
Absätze 1 und 2 

Die Vorschrift enthält in ihren ersten beiden Absätzen die 
redaktionell angepassten Regelungen des § 59 Abs. 1 und 2 
HG a. F. 

Absatz 3 

Die Änderung des Satzes 2 macht deutlich, dass nunmehr 
wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit Wei-
terqualifizierungsaufgaben sowohl in einem befristeten pri-
vatrechtlichen Dienstverhältnis als auch in einem Beamten-
verhältnis auf Zeit beschäftigt werden können. 

Absatz 4 

Dieser Absatz regelt wie bisher auch die Einstellungsvor-
aussetzungen für wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter, zu deren Dienstaufgaben nicht die Weiterqualifi-
zierung gehört. 

Absatz 5 

Die Regelung enthält nähere Regelungen für wissenschaftli-
che Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, denen Aufgaben über-
tragen werden, die auch der Promotion förderlich sind.  

Absatz 6 

Abs. 6 regelt die dienstrechtliche Stellung wissenschaftlicher 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, denen Aufgaben übertra-
gen werden, die auch der Erbringung zusätzlicher wissen-
schaftlicher Leistungen (z. B. Habilitation) förderlich sind. 
Der Begriff zusätzliche wissenschaftliche Leistungen knüpft 
an § 36 Abs. Nr. 4 an; diejenigen, die bereits die Einstel-
lungsvoraussetzungen für Professorinnen und Professoren 
nachweisen, vertiefen ihre weitere wissenschaftliche Quali-
fikation. Diese wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter können sowohl in einem befristeten privatrechtli-
chen Dienstverhältnis als auch in einem Beamtenverhältnis 
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auf Zeit berufen werden (Akademischer Rat auf Zeit, Aka-
demischer Oberrat auf Zeit). 

Absatz 7 

Die Vorschrift regelt die Einstellungsvoraussetzungen für 
den o. g. Personenkreis im Beamtenverhältnis auf Zeit. Die 
Einstellungsvoraussetzungen entsprechen weitgehend de-
nen, die für die Ernennung zur Akademischen Rätin oder 
zum Akademischen Rat im Beamtenverhältnis auf Lebens-
zeit festgelegt sind (vgl. § 66 b LVO), wobei wegen der Wei-
terqualifizierungsfunktion auf eine praktische Tätigkeit nach 
dem Erwerb der Einstellungsvoraussetzungen verzichtet 
wird. Die Ernennung zur Akademischen Oberrätin oder zum 
Akademischen Oberrat im Beamtenverhältnis auf Zeit setzt 
voraus, dass die Einstellungsvoraussetzungen für Professo-
rinnen und Professoren an Universitäten vorliegen.  

Absatz 8 

Die Vorschrift regelt die Dauer des Beamtenverhältnisses 
auf Zeit von Akademischen Rätinnen, Räten sowie von  
Akademischen Oberrätinnen und Oberräten. 

Absatz 9 

Die Vorschrift enthält nähere Regelungen für die Beschäfti-
gung von wissenschaftlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern im Sinne des Absatzes 6 in einem privatrechtlichen 
Dienstverhältnis. 

Zu § 45 – Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
an Fachhochschulen 

Begründung: 
Die Vorschrift enthält die Regelungen des § 60 HG a. F. 

Änderung des Landtags aufgrund der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie: 
In § 45 Abs. 1 werden die Wörter „und Betriebseinheiten“ 
durch die Wörter „oder Betriebseinheiten“ ersetzt. 
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Begründung dieser Änderung: 
Die Änderung ist redaktionell. 

§ 45 Abs. 1 Regierungsentwurf lautete ursprünglich: 
(1) Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter  

an Fachhochschulen sind die den Fachbereichen, wis-
senschaftlichen Einrichtungen und Betriebseinheiten der 
Fachhochschulen zugeordneten Bediensteten, denen nach  
Maßgabe ihres Dienstverhältnisses wissenschaftliche 
Dienstleistungen in der Lehre und in Forschungs- und Ent-
wicklungsvorhaben obliegen. 

Zu § 46 – Wissenschaftliche und künstlerische Hilfskräfte 

Begründung: 
Die Vorschrift enthält die redaktionell angepassten Rege-
lungen des § 61 HG a. F. 

Zu § 47 – Weitere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

Begründung: 
Die Vorschrift enthält die redaktionell angepassten Rege-
lungen des § 63 HG a. F. 

Zu § 48 – Einschreibung 

Begründung: 
Die Vorschrift enthält im Wesentlichen die redaktionell an-
gepassten Regelungen des § 65 HG a. F. In Absatz 1 wur-
den die Sätze 3 und 4 mit Blick auf die allgemeine Vorschrift 
des § 8 gestrichen. Der Begriff des „Einschreibungshinder-
nisses“ in Absatz 1 bezieht die Änderungen im § 50 auf. 

Der bisherige Katalog der Beurlaubungsgründe im Sinne 
§ 65 Abs. 5 Satz 2 Nr. 1 bis 8 HG a. F. ist einer verselb-
ständigten Hochschule nicht mehr angemessen. Die bislang 
aufgeführten Gründe der bisherigen Nummern 1 bis 8 sind 
auch weiterhin wichtige Gründe im Sinne des Absatzes 5 
Satz 2; dies muss aber nicht mehr eigens gesetzlich gere-
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gelt werden. Die Einschreibungsordnung kann weitere wich-
tige Gründe vorsehen, beispielsweise der Umstand, dass 
aufgrund eines Bestehens einer wirtschaftlichen Notlage die 
erwarteten Studienleistungen nicht erbracht werden können. 

Der in Absatz 5 Satz 3 vorhandene Begriff der „Teilnahme-
voraussetzung im Sinne des § 64 Abs. 2 Nr. 2“ zieht die 
Folgerungen aus dem Wegfall der Leistungsnachweise vor 
dem Hintergrund des neu gestalteten § 63. Für Studiengän-
ge, die mit einem Diplom- oder Magistergrad abschließen, 
findet § 65 Abs. 5 Sätze 3 und 4 des Hochschulgesetzes  
i. d. F. des HFGG nach Artikel 8 Nr. 1 dieses Gesetzes wei-
terhin Anwendung. Nach der Neufassung des Absatzes 5 
Satz 3 wird klargestellt, dass prüfungsrechtlich die sog. gro-
ßen Zweithörerinnen und Zweithörer an der Hochschule der 
Zulassung den beurlaubten Studierenden gleichgestellt 
sind. Was beurlaubten Studierenden verwehrt wird, kann 
großen Zweithörerinnen und Zweithörern aus Gründen der 
Gleichbehandlung und zum Ausschluss von Mißbräuchen 
nicht gewährt werden. 

Änderung des Landtags aufgrund der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie: 
§ 48 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 
„Eine Studienbewerberin oder ein Studienbewerber wird für 
einen oder mehrere Studiengänge eingeschrieben, wenn sie 
oder er die hierfür erforderliche Qualifikation und die sonsti-
gen Zugangsvoraussetzungen nachweist und kein Ein-
schreibungshindernis vorliegt. Die Einschreibung wird in der 
Einschreibungsordnung geregelt. Darin trifft die Hochschule 
auch Bestimmungen über Art, Umfang und Behandlung der 
zu erhebenden und zu verarbeitenden personenbezogenen 
Daten, die zur Erfüllung ihrer Aufgaben und insbesondere 
für einen mit maschinellen Verfahren und Datenträgern un-
terstützten Studierendenausweis erforderlich sind; sie unter-
richtet die Studierenden über die Einsatzmöglichkeiten des 
Studierendenausweises.“ 
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Begründung dieser Änderung: 
Der neue Satz 3 trägt dem datenschutzrechtlichen Prinzip 
bereichsspezifischer Datenschutzregelungen Rechnung. 

§ 48 Abs. 1 Regierungsentwurf lautete ursprünglich: 
(1) Eine Studienbewerberin oder ein Studienbewerber 

wird für einen oder mehrere Studiengänge eingeschrieben, 
wenn sie oder er die hierfür erforderliche Qualifikation und 
die sonstigen Zugangsvoraussetzungen nachweist und kein 
Einschreibungshindernis vorliegt. Die Einschreibung wird in 
der Einschreibungsordnung geregelt. 

Zu § 49 – Qualifikation und sonstige 
Zugangsvoraussetzungen 

Begründung: 
Die Absätze 1 bis 6 und 8 bis 10 entsprechen im Wesentli-
chen den bisherigen Regelungen zum Hochschulzugang 
nach § 66 HG a. F. Mit der Neufassung wird das Ziel  
verfolgt, die Zugangsregelungen des Hochschulrechts  
übersichtlicher und für die Anwenderinnen und Anwender 
verständlicher zu gestalten. Darüber hinaus sollen Studien-
interessenten einfacher erfahren können, welche Studien-
möglichkeiten sie aufgrund ihrer Qualifikation haben. 

Mit dem neuen Absatz 1 Satz 2 wird die Möglichkeit ge-
schaffen, dass die Hochschulen ein obligatorisches Testver-
fahren einführen, mit dem im Interesse der Studierenden die 
Eignung der Studienbewerberinnen und -bewerber für den 
von ihnen gewählten Studiengang getestet wird. Die Stu-
dienbewerberinnen und -bewerber erhalten damit Signale 
im Hinblick auf ihre Studienwahlentscheidung und werden 
daher – gerade mit Blick auf die oft schwierige Situation im 
Übergang von Schule zur Hochschule – sicherer, wie die 
Wahrscheinlichkeit eingeschätzt werden kann, ob das ge-
wählte Studium für sie erfolgreich sein wird oder nicht. Wird 
der Eignungstest nicht bestanden, entstehen für die Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer keine Nachteile. Ihr Recht auf 
Hochschulzugang wird durch den Ausgang des Tests mithin 
nicht berührt. 
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Der neu eingefügte Absatz 7 stellt in Satz 1 klar, dass ein 
Masterstudiengang einen ersten berufsqualifizierenden 
Hochschulabschluss voraussetzt. 

Die Absätze 11 und 12 enthalten die Regelungen der §§ 67 
und 69 HG a. F. Die Erfahrungen in der Praxis haben ge-
zeigt, dass der Einschreibungszwang nach § 69 HG a. F. zu 
Mißbräuchen insbesondere dann führen kann, wenn ein 
Sprachkurs außerhalb Nordrhein-Westfalens absolviert wird 
und nicht beabsichtigt ist, an einer nordrhein-westfälischen 
Hochschule zu studieren. Dem trägt die Änderung in Ab-
satz 12 Rechnung. 

Die Änderungen hinsichtlich der Kunsthochschulen tragen 
§ 1 Abs. 4 Rechnung. 

Änderung des Landtags aufgrund der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie: 
§ 49 Abs. 7 wird wie folgt gefasst: 
„Zugang zu einem Studiengang, der mit einem Mastergrad 
abgeschlossen wird, hat, wer einen ersten berufsqualifizieren-
den Abschluss nachweist, auf dem der Masterstudiengang 
aufbaut. Abschlüsse von akkreditierten Bachelorausbil-
dungsgängen an Berufsakademien sind Bachelorabschlüs-
sen von Hochschulen gleichgestellt. Die Prüfungsordnungen 
können bestimmen, dass für einen Studiengang nach Satz 1 
ein vorangegangener qualifizierter Abschluss nachzuweisen 
ist. In Ausnahmefällen kann die Hochschule zulassen, dass 
das Studium bereits vor dem Erwerb der Zugangsvoraus-
setzungen nach den Sätzen 1 bis 3 aufgenommen wird, 
wenn diese Zugangsvoraussetzungen spätestens innerhalb 
eines Jahres nach Aufnahme des Studiums nachgewiesen 
werden.“ 

Begründung dieser Änderung: 
In der Ausbildung in akkreditierten Bachelorausbildungs-
gängen an Berufsakademien wird ein Bildungsniveau er-
reicht, welches grundsätzlich hinreicht, um – wie bei dem 
Bachelorstudium an Universitäten und Fachhochschulen – 
die Prognose zu rechtfertigen, dass die Absolventinnen und 
Absolventen derartiger Ausbildungsgänge geeignet sind, ei-
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nen Masterstudiengang erfolgreich zu absolvieren. Dem 
trägt der neue Satz 2 Rechnung. 

Mit dem neuen Satz 4 soll insbesondere sichergestellt wer-
den, dass für die Studierenden eine längere zeitliche Lücke 
zwischen dem Ende des Bachelorstudiums und dem Beginn 
des Masterstudiums vermieden werden soll, die nicht von 
den Studierenden zu verantworten ist, sondern die mit der 
Studien- und Prüfungsorganisation zusammenhängt. 

§ 49 Abs. 7 Regierungsentwurf lautete ursprünglich: 
(7) Zugang zu einem Studiengang, der mit einem Master-

grad abgeschlossen wird, hat, wer einen ersten berufsqua-
lifizierenden Abschluss nachweist, auf dem der Master-
studiengang aufbaut. Die Prüfungsordnungen können 
bestimmen, dass für einen Studiengang nach Satz 1 ein vo-
rangegangener qualifizierter Abschluss nachzuweisen ist. 

Zu § 50 – Einschreibungshindernisse 

Begründung: 
Die Vorschrift enthält die redaktionell angepassten Rege-
lungen des § 68 HG a. F. Die neugefasste Überschrift stellt 
klar, dass die Vorschrift nicht nur Einschreibungshindernisse 
regelt, die auf einer mangelnden Qualifikation gründen, 
sondern allgemeine Hindernisse der Einschreibung. 

Zu § 51 – Exmatrikulation 

Begründung: 
Die Vorschrift enthält im Wesentlichen die redaktionell an-
gepassten Regelungen des § 70 HG a. F. Die Änderung des 
Absatzes 1 Buchstabe b) beruht auf dem Umstand, dass 
insbesondere mit Blick auf den Bereich der Computerkrimi-
nalität eine Exmatrikulation ermöglicht werden muss, wenn 
die Einschreibung durch eine Straftat gleich welcher Art 
herbeigeführt wurde. 

Die Einführung des Exmatrikulationsgrundes nach Absatz 3 
Buchstabe d) dient der Klarstellung. Neu eingeführt wurde 
die Zulässigkeit einer Exmatrikulation nach pflichtgemäßem 
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Ermessen nach Absatz 3 Buchstabe f), wenn die oder der 
Studierende ihren oder seinen Anspruch auf Teilnahme an 
einer nach der Prüfungsordnung erforderlichen Prüfung ver-
loren hat. Mit der Regelung wird die Rechtsfolge der Fall-
gestaltungen des § 64 Abs. 3 Satz 2 erfasst. 

Zu § 52 – Zweithörerinnen oder Zweithörer, Gasthörerinnen 
oder Gasthörer 

Begründung: 
Die Vorschrift enthält die redaktionell angepassten Rege-
lungen des § 71 HG a. F. Die Regelung erfasst auch die 
Akademiestudierenden der Fernuniversität in Hagen (siehe 
dazu die Zulassungs- und Einschreibungsordnung für die 
Fernuniversität in Hagen (FernU-ZEO) in der Fassung vom 
1. Juni 2005). 

Zu § 53 – Studierendenschaft 

Begründung: 
Absätze 1 bis 3 und Absatz 6 enthalten die Regelungen des 
§ 72 HG a. F., während Absatz 4 den redaktionell veränder-
ten Regelungsgehalt des § 73 HG a. F. und Absatz 5 den 
redaktionell veränderten Regelungsgehalt des § 74 HG a. F. 
auffangen. 

Zu § 54 – Studierendenparlament 

Begründung: 
Absatz 1 Sätze 1 und 2 sowie Absatz 2 enthalten die Rege-
lungen des § 75 HG a. F., während Absatz 1 Satz 3 den 
Regelungsgehalt des § 78 Abs. 1 HG a. F. und Absatz 3 
den Regelungsgehalt des § 78 Abs. 2 HG a. F. auffangen. 

Zu § 55 – Allgemeiner Studierendenausschuss 

Begründung: 
Die Vorschrift enthält die redaktionell angepassten Rege-
lungen des § 76 HG a. F. 
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Zu § 56 – Fachschaften 

Begründung: 
Die Vorschrift enthält die Regelungen des § 77 HG a. F. 

Zu § 57 – Ordnung des Vermögens und des Haushalts 

Begründung: 
Die Vorschrift enthält die redaktionell neu gefassten Rege-
lungen der §§ 79 und 80 HG a. F. 

Zu § 58 – Ziele von Studium und Lehre, Lehrangebot, 
Studienberatung 

Begründung: 
Absatz 1 fängt den Regelungsgehalt des § 81 HG a. F. ein. 
Zugleich stellt die Vorschrift den auch berufsqualifizierenden 
Charakter der Lehre und des Studiums klar. Die gegenüber 
der Altfassung erfolgte Streichung beruht auf dem Umstand, 
dass es eine Selbstverständlichkeit ist, dass eine nordrhein-
westfälische Hochschule zu einem verantwortlichen Han-
deln in einem freiheitlichen, demokratischen, sozialen und 
den natürlichen Lebensgrundlagen verpflichteten Rechts-
staat befähigt. Der entsprechende Satzteil der Altfassung 
konnte daher gestrichen werden. 

Die Absätze 2 und 4 enthalten die Regelungen des § 87 HG 
a. F., während Absatz 3 Satz 1 die Regelungen des § 86 
Abs. 4 HG a. F. auffängt. Die Regelungen des § 86 HG a. F. 
sind bis auf seinen Absatz 4 nicht in die neue Vorschrift  
überführt worden, da eine gesetzliche Regelung mit Blick 
auf das nur noch fakultative Instrument der Studienordnung, 
welche zudem keine Vorschriften mit einem echten Rege-
lungscharakter mehr enthält, entbehrlich ist. Soweit sonstige 
Gesetze (etwa die Approbationsordnung für Ärzte) Studien-
ordnungen kennen, folgt hieraus keine Notwendigkeit, das 
Institut der Studienordnung weiterhin im Hochschulgesetz 
auch landesgesetzlich zu regeln.  

Mit dem neuen Absatz 3 Satz 2 wird das Instrument des 
Studienablaufplans in das Hochschulrecht eingeführt. Durch 
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die Einführung von Studienbeiträgen erhalten die Hochschu-
len künftig zusätzliche Mittel, die der Verbesserung von Leh-
re und Studienbedingungen dienen. Eine derartige Verbes-
serung kann für den einzelnen Studierenden auch in einer 
individuellen Empfehlung zum Studienablauf liegen, die die 
Orientierung im Studium erleichtert. Hierdurch können Ver-
zögerungen im Studienablauf vermieden werden. Bei einem 
Einstieg ins Studium nach einer beruflichen Aus- oder Wei-
terbildung kann eine derartige Beratung ein verkürztes Stu-
dium ermöglichen. Insgesamt folgt diese Änderung des Ge-
setzes dem Gedanken einer verstärkten Orientierung an 
dem Abnehmer einer Leistung, wie sie aus Hochschulsys-
temen anderer Länder (Schweiz, USA) bekannt und erprobt 
ist. Damit keine unnötige Bürokratie aufgebaut wird, ist die 
Erstellung eines Studienablaufplans den Hochschulen nicht 
verbindlich aufgegeben. Die Hochschulen müssen versu-
chen, in der Hochschulwirklichkeit das Institut des Studien-
ablaufplans so zu verwirklichen, dass die sonstigen Aufga-
ben der Hochschule weiterhin sachgerecht erfüllt werden 
können. 

Von einer studierendenorientierten Hochschule darf erwartet 
werden, dass sie ihre Studierenden in der Weise berät, die 
bislang in § 83 HG a. F. vorgezeichnet war. Indes muss dies 
nicht eigens gesetzlich geregelt sein. Vor diesem Hinter-
grund fängt Absatz 5 den Regelungsgehalt des alten § 83 
gänzlich ein und führt dessen Gehalt auf ein Regulierungs-
niveau zurück, welches einer selbständigen Körperschaft 
angemessen ist. Da die Vorschrift ausdrücklich alle Fragen 
des Studiums erfasst, muss die Studienberatung neben ih-
ren sonstigen Beratungsfeldern auch den Übergang von 
Schule zur Hochschule in besonderem Maße focussieren. 

Änderung des Landtags aufgrund der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie: 
In § 58 Abs. 1 werden die Wörter „wissenschaftlicher und 
künstlerischer Arbeit“ durch die Wörter „wissenschaftlicher 
oder künstlerischer Arbeit“ ersetzt. 
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Begründung dieser Änderung: 
Die Änderung ist redaktionell. 

§ 58 Abs. 1 Regierungsentwurf lautete ursprünglich: 
(1) Lehre und Studium vermitteln den Studierenden unter 

Berücksichtigung der Anforderungen und Veränderungen in 
der Berufswelt und der fachübergreifenden Bezüge die er-
forderlichen fachlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Metho-
den dem jeweiligen Studiengang entsprechend so, dass sie 
zu wissenschaftlicher und künstlerischer Arbeit, zur Anwen-
dung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Methoden in der 
beruflichen Praxis, zur kritischen Einordnung wissenschaftli-
cher Erkenntnis und zu verantwortlichem Handeln befähigt 
werden. 

Zu § 59 – Besuch von Lehrveranstaltungen 

Begründung: 
Die Vorschrift enthält die redaktionell angepassten Rege-
lungen des § 76 HG a. F. und führt dessen Gehalt durch die 
Streichung des alten Absatzes 1 Satz 1 zugleich auf ein 
Regulierungsniveau zurück, welches einer selbständigen 
Körperschaft angemessen ist. Vor diesem Hintergrund wird 
auch die Regelung der Teilnahme nach Absatz 2 Satz 1 
Halbsatz 1 derjenigen Funktionsträgerin oder demjenigen 
Funktionsträger überantwortet, die oder der in der Ordnung 
nach Absatz 2 Satz 2 Halbsatz 2 mit dieser Regelung be-
traut worden ist. Dies kann etwa die jeweilige Dozentin oder 
der jeweilige Dozent der hochnachgefragten Lehrveranstal-
tung sein. 

Das Recht zum Besuch von Lehrveranstaltungen außerhalb 
des gewählten Studienganges ergibt sich inzident bereits 
aus dem alten Absatz 2 Satz 1. 

Die gegenüber der Altfassung erfolgten sonstigen Änderun-
gen tragen § 1 Abs. 4 sowie Artikel 2 Nr. 2 dieses Gesetzes 
Rechnung. 
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Zu § 60 – Studiengänge 

Begründung: 
Die Vorschrift enthält die redaktionell angepassten Rege-
lungen des § 84 HG a. F. und führt dessen Gehalt durch die 
Streichung der alten Absätze 2 und 4 zugleich auf ein Regu-
lierungsniveau zurück, welches einer selbständigen Körper-
schaft angemessen ist. Zudem sind die Regelungen des 
§ 84 Abs. 2 und 4 HG a. F. in einem Studiengangsystem mit 
Akkreditierung als gesetzliche Vorschrift nicht mehr sachge-
recht. 

Der neue Absatz 4 enthält die redaktionell angepassten Re-
gelungen des § 84a HG a. F. In den neuen Absatz 5 sind 
zur besseren Verständlichkeit die mit Absatz 4 zusammen-
hängenden Regelungen des Artikel 13 Nr. 1 HRWG über-
führt worden. Artikel 13 Nr. 1 HRWG wird demzufolge mit 
diesem Gesetz aufgehoben werden, Artikel 8 Nr. 3. 

Zu § 61 – Regelstudienzeit 

Begründung: 
Die Vorschrift enthält die redaktionell angepassten Rege-
lungen des § 85 Abs. 1, 3 und 4 HG a. F. § 85 Abs. 2 HG  
a. F. ist in einem Studiengangsystem mit Akkreditierung als 
gesetzliche Vorschrift nicht mehr sachgerecht. 

Zu § 62 – Wissenschaftliche und künstlerische Weiterbildung 

Begründung: 
Die Vorschrift enthält die redaktionell angepassten Rege-
lungen des § 90 HG a. F. 

Zu § 63 – Prüfungen 

Begründung: 
Die Vorschrift über Prüfungen, die bislang in § 92 HG a. F. 
niedergelegt war, ist durchgreifend mit Blick auf die Erfor-
dernisse des Bachelor-Master-Systems neu gefasst worden. 



Hochschulgesetz NRW 

306 

Für Diplom- und Magisterprüfungen gilt weiterhin das bishe-
rige System, siehe Artikel 8 Nr. 1 dieses Gesetzes. 

Die Neuregelung sieht vor, dass bei Prüfungen künftig die 
Möglichkeit von Freiversuchen entfällt. Für Diplom- und Ma-
gisterprüfungen gilt weiterhin das bisherige System, siehe 
Artikel 8 Nr. 1 dieses Gesetzes. Die neue Struktur der Ba-
chelor- und Master-Studiengänge sieht keine Gliederung in 
Grund- und Hauptstudium vor. Daneben sollen in den Leis-
tungspunktsystemen Kompensationsmöglichkeiten vorge-
sehen werden, die den Freiversuch überflüssig machen. 
Zudem können vereinfachte Fassungen des Freiversuchs in 
die insofern flexiblen Leistungspunktsysteme integriert wer-
den. 

Im Einzelnen: 

Absatz 1: 

Satz 1 entspricht § 92 Abs. 1 Satz 1 HG a. F. Spezialge-
setzliche Regelungen, die für staatliche Prüfungen gelten, 
bleiben unberührt. 

Satz 2 trägt der Tatsache Rechnung, dass inzwischen die 
Mehrzahl der Studiengänge mit dem Bachelorgrad oder 
dem Mastergrad abschließt. Bereits die Akkreditierung die-
ser Studiengänge setzt eine Modularisierung und Kreditie-
rung voraus. Angesichts der noch nicht abgeschlossenen 
Entwicklung von Einzelfragen der Akkreditierung und Mo-
dularisierung wird auf eine gesetzliche Legaldefinition des 
Leistungspunktsystems und des Moduls verzichtet. Der 
Wortlaut von Satz 2 soll verdeutlichen, dass das Leistungs-
punktsystem neben dem Transfergedanken nach ECTS 
weitere Kriterien enthalten sollte (u. a. Akkumulierung, 
Wahlmöglichkeiten, Kompensation). § 92 Abs. 2 a. F. ent-
fällt: Eine Zwischenprüfung ist weder beim Bachelor- noch 
beim Master-Studiengang vorgesehen. 

Der neue Satz 3 zeigt auf, dass die Prüfungsleistung und 
das Prüfungsergebnis mit einer absoluten Note nach dem 
bisherigen Bewertungssystem, mit einer relativen Note 
(„Platzziffer“) nach der ECTS-Bewertungsskala und mit der 
Vergabe von Leistungspunkten zu versehen ist. Die Zahl 
der Leistungspunkte („credits“) berücksichtigt dabei die Ar-
beitsbelastung der oder des Studierenden („workload“). Prü-
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fungsleistungen können abschließende Modulprüfungen, 
aber auch Teilprüfungsleistungen innerhalb eines Moduls 
sein. Die Neuregelung schließt es zudem nicht aus, Modul-
teilprüfungen mit „bestanden“ und „nicht bestanden“ zu be-
werten und innerhalb eines Moduls Teilnahmenachweise zu 
erteilen. 

Absatz 2: 

Die Vorschrift verdichtet den bisherigen § 92 Abs. 3 HG  
a. F. dahingehend, dass auch die Studienleistungen Be-
standteil der der Prüfungsleistung zugrunde liegenden 
„workload“ sind und nur noch in Verbindung mit der Prü-
fungsleistung, also nicht mehr selbständig, in Erscheinung 
treten; etwas anderes gilt bei noch nicht abgeschlossenen 
Modulen und einem Hochschul- oder Studiengangwechsel. 

Mit dem neuen Satz 3 können Leistungen, die insbesondere 
im Beruf und in der beruflichen Aus- und Fortbildung gezeigt 
worden sind, anrechnungsrechtlich relevant werden. Das 
zwingende Erfordernis einer besonderen Qualifizierung der 
Kenntnisse und Qualifikationen (wie etwa gleichwertig, ein-
schlägig, studiengangbezogen etc.) sieht das Gesetz dabei 
nicht vor. Ob eine Anrechnung erfolgt, entscheidet die 
Hochschule nach pflichtgemäßem Ermessen auf der Grund-
lage der von der Antragstellerin oder vom Antragsteller vor-
zulegenden Unterlagen, mithin nach Aktenlage und nicht 
durch Examination der Antragstellerin oder des Antragstel-
lers. Zudem limitiert die Regelung das durch Anrechnung 
ersetzbare Studienvolumen gesetzlich nicht. Die Anrech-
nung ist indes auf förmliche, durch Prüfungsordnungen ge-
regelte Studiengänge beschränkt. 

Bei einem Hochschulwechsel sind bei der neuen Hochschu-
le auch Fehlversuche anzurechnen, die bei der alten Hoch-
schule stattgefunden haben. 

Aus dem Begriff der Anrechnung folgt, dass der Umfang des 
anrechenbaren Studienvolumens limitiert ist. Die Anrech-
nung setzt mithin voraus, dass für den Studienabschluss an 
der anrechnenden Hochschule noch Studien- oder Prü-
fungsleistungen in einem solchen nennenswerten Umfang 
zu erbringen sind, dass die Verleihung des akademischen 
Grades durch die anrechnende Hochschule berechtigt er-
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scheint. Insbesondere die Bachelor- und Masterarbeit kön-
nen durchweg nicht angerechnet werden, da diese Arbeiten 
typischerweise die letzte Prüfungsleistung darstellen und 
daher bei Anrechnung dieser Arbeiten an der anrechnenden 
Hochschule keine weiteren Prüfungsleistungen mehr er-
bracht werden müssten. 

Absatz 3: 

Die Vorschrift enthält die Regelungen des § 92 Abs. 5 HG a. F. 

Absatz 4: 

Die Vorschrift enthält im Wesentlichen die Regelungen des 
§ 92 Abs. 4 HG a. F. Die Änderungen stellen klar, dass es 
sich bei der Entscheidung der Frage, ob Studierende als 
Zuhörerinnen oder Zuhörer an der Prüfung teilnehmen kön-
nen, nicht um ein förmliches Verwaltungsverfahren der Zu-
lassung handelt. 

Absatz 5: 

Die Vorschrift enthält die redaktionell angepassten Rege-
lungen des § 92 Abs. 7 HG a. F. Der Ordnungswidrigkeiten-
tatbestand ist dabei auch auf Verstöße gegen eine kirchli-
che Prüfungsordnung erstreckt worden, da Gründe für eine 
Herausnahme dieser Ordnungen aus dem Anwendungsbe-
reich der Regelung nicht erkennbar sind. Aus Gründen der 
Rechtssicherheit und der besseren Handhabbarkeit des 
Ordnungswidrigkeitentatbestands sollen die Hochschulen 
das Nähere zur Ordnungswidrigkeit in einer Ordnung regeln 
können. Da diese Ordnung nur hochschuleinheitlich gefasst 
sein kann, ist zuständiges Organ zum Erlass der Ordnung 
der Senat. 

Zu § 64 – Prüfungsordnungen 

Begründung: 
Die Vorschrift über Prüfungsordnungen, die bislang in § 94 
HG a. F. niedergelegt war, ist durchgreifend mit Blick auf die 
Erfordernisse des Bachelor-Master-Systems neu gefasst 
worden. Für Diplom- und Magisterprüfungen gilt weiterhin 
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das bisherige System, siehe Artikel 8 Nr. 1 dieses Geset-
zes. 

Absatz 1: 

Die Vorschrift enthält die redaktionell angepassten Rege-
lungen des § 94 Abs. 1 HG a. F. 

Absatz 2: 

Die Katalogregelung sieht die Streichung von Regelungen 
vor, die den überkommenen Diplom- bzw. Magister-Studien-
gängen zugeordnet sind oder die die überkommene Prü-
fungsstruktur beinhalten. Andererseits sind Regelungen 
aufgrund der neuen Studienstruktur (Module) vorzugeben: 

Nummer 1 entspricht in ihrem Regelungsgehalt der Nummer 
1 a. F. 

Nummer 2 enthält Regelungen für Module (anstelle der Fä-
cher nach Nummern 5 und 6 a. F.) und greift zudem die Re-
gelung für behinderte Studierende nach Nummer 7 a. F. auf. 

Nummer 3 greift den Teil von Nummer 3 a. F. auf. 

Nummer 4 entspricht weitgehend Nummer 4 a. F. 

Nummer 5 entspricht den Nummern 8 und 9 a. F. 

Nummer 6 greift zum Teil den Regelungsgehalt der Num-
mern 10 und 12 a. F. auf und regelt zudem mit Blick auf  
eine effiziente Studienorganisation Höchstfristen für die Mit-
teilung von Prüfungsbewertungen. 

Nummer 7 entspricht der Nummer 11 a. F. 

Nummer 8 entspricht der Nummer 13 a. F. 

Nummer 9 entspricht der Nummer 14 a. F. 

Nummer 10 entspricht der Nummer 15 a. F. 

Nummer 11 entspricht der Nummer 16 a. F. 

Absatz 3: 

Die Vorschrift enthält im Wesentlichen die redaktionell an-
gepassten Regelungen des § 94 Abs. 3 HG a. F. Zudem ist 
der Regelungsgehalt des § 94 Abs. 2 Satz 2 HG a. F. in die 
Vorschrift überführt worden. 

Darüber hinaus wird nunmehr geregelt, dass die Hochschu-
le Fristen nicht nur für den Erstversuch einer Prüfung, die 
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nach dem Besuch der ihr zugeordneten Lehrveranstaltung 
erfolgt, vorsehen kann, sondern bereits Fristen für den Be-
such der jeweiligen Lehrveranstaltung selbst. Damit soll vor 
dem Hintergrund der Profilbildung der jeweiligen Hochschu-
le und der Stärkung der Leistungsfähigkeit und -bereitschaft 
der Studierenden eine Beschleunigung im Studierverhalten 
erzielt werden. Zudem haben die Hochschulen bereits jetzt 
die Möglichkeit, in ihren Prüfungsordnungen zu regeln, dass 
zu einer Modulprüfung nur zugelassen wird, wer die Modul-
prüfung(en) aus den vorangegangenen Semestern bestan-
den hat. Nach Absatz 3 verliert die oder der Studierende 
dann – je nach Regelung in der Prüfungsordnung oder der 
Ordnung – nach weiteren drei Semestern ihren oder seinen 
Prüfungsanspruch. 

Es liegt in der Eigenverantwortung der Hochschule, genau 
zu prüfen, inwieweit die Realitäten des Studiums vor Ort 
(insbesondere des faktischen Teilzeitstudiums) und die 
hochschulische Profilbildung eine Regelung derartiger Fris-
ten – auch vor dem Hintergrund des Verhältnismäßigkeits-
grundsatzes – sachgerecht erscheinen lassen. 

Vor dem Hintergrund der Bemühungen der Hochschule, die 
Qualität der Lehre zu verbessern, die tatsächlichen Studien-
zeiten mit der Regelstudienzeit in Einklang zu bringen sowie 
des Ziels, nicht hinreichend motiviert Studierende schon 
früh zu einem Ausscheiden aus dem Studium zu bewegen, 
ist eine Sanktionsmöglichkeit gegenüber Studierenden an-
gemessen. Da die Fristversäumung dazu führt, dass die 
betreffenden Studierenden ihren Prüfungsanspruch verlie-
ren, können die Betreffenden nach Maßgabe pflichtgemä-
ßen Ermessens exmatrikuliert werden, vgl. § 51 Abs. 3 
Buchstabe f). Damit wird es der Hochschule ermöglicht, in 
angemessener und den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz re-
flektierender Weise auf die Fristversäumung zu reagieren. 

Absatz 4: 

Die Vorschrift enthält die Regelungen des § 94 Abs. 5 und 6 
HG a. F. 
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Zu § 65 – Prüferinnen und Prüfer 

Begründung: 
Die Vorschrift enthält in ihren Absätzen 1 und 2 die redakti-
onell angepassten Regelungen des § 95 Abs. 1 und 2 HG  
a. F. und führt dessen Gehalt zugleich auf ein Regulie-
rungsniveau zurück, welches einer selbständigen Körper-
schaft angemessen ist. 

Bei der Neuregelung des bislang in § 95 Abs. 3 HG a. F. 
und nunmehr in Absatz 2 niedergelegten sog. Zwei-Prüfer-
Prinzips ist die Zunahme der Zahl der Prüfungen aufgrund 
des Wegfalls der Studienleistungen bei gleichbleibender 
Zahl der Prüferinnen und Prüfer zu berücksichtigen. Das 
Zwei-Prüfer-Prinzip gilt nunmehr nur noch bei dem ab-
schließenden Teil der Prüfung (z. B. der Bachelorarbeit) und 
bei Wiederholungsprüfungen, bei deren Nichtbestehen eine 
Kompensation (wie z. B. bei einem Bonus-Malus-System) 
nicht möglich ist. 

Zu § 66 – Hochschulgrade und Leistungszeugnis 

Begründung: 
Die bisherige Vorschrift über Hochschulgrade, die bislang in 
§ 96 HG a. F. niedergelegt war, ist mit Blick auf die Erfor-
dernisse des Bachelor-Master-Systems neu gefasst worden. 
Für Diplom- und Magisterprüfungen gilt weiterhin das bishe-
rige System, siehe Artikel 8 Nr. 1 dieses Gesetzes. Dies gilt 
insbesondere für die bislang in § 96 Abs. 1 und 3 HG a. F. 
enthaltenen Regelungen. 

Die Regelung des Zusatzes zum Grad nach Absatz 1 Satz 2 
ist rein klarstellender Natur; die bisher greifende Praxis wird 
durch die neue Regelung nicht berührt. Der geführte Zusatz 
muss daher nicht textidentisch gegenüber dem verliehenen 
Zusatz sein. 

Der neue Absatz 4 greift den Regelungsgehalt des § 92 
Abs. 6 HG a. F. auf und unterstreicht mit der neuen syste-
matischen Stellung die hohe Wertigkeit des Zeugnisses  
über die während des nicht abgeschlossenen Studiums ge-
zeigten Leistungen. 
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Der neue Absatz 5 greift den Regelungsgehalt des § 96 
Abs. 1 Satz 4 HG a. F. auf und regelt das Franchising der 
Hochschulen in der Trägerschaft des Landes. Bei einem 
Franchising besteht für die Hochschulen die Möglichkeit, im 
Wege der public-private-partnership entgeltpflichtige Stu-
diengänge zu erschließen. Nach dem Modell des Absat-
zes 5 bietet eine private Bildungseinrichtung zur Vorberei-
tung auf eine Hochschulprüfung Kurse an. Wie bereits nach 
der alten Regelung bestimmt sich auch nach dem neuen 
Absatz 5 die Frage, ob eine Ausbildung zur Vorbereitung 
auf eine Hochschulprüfung mit der Hochschulausbildung 
gleichwertig ist, nach drei Voraussetzungen: nach dem Cur-
riculum, nach den Zugangsvoraussetzungen, die an die 
Auszubildenden gestellt werden, sowie nach dem Qualifika-
tionsprofil des Lehrpersonals, welches in diesem Curriculum 
tätig ist. Ob die erforderliche Gleichwertigkeit gegeben ist, 
entscheidet sich bei einer Ausbildung, die mit einem Stu-
diengang identisch ist, welcher an der franchisegebenden 
Hochschule bereits besteht – erster Fall –, nach der jeweili-
gen Hochschulprüfungsordnung. Bereitet der Private indes 
auf die Verleihung eines Grades vor, der bisher auf der 
Grundlage des dem Franchising zugrundeliegenden Curri-
culums noch nicht von der Hochschule verliehen worden ist 
– zweiter Fall –, muss die Hochschule zunächst das neue 
Curriculum und den neuen Grad fiktiv wie einen Studien-
gang akkreditieren lassen. Erst bei positiver Akkreditierung 
kann die Ausbildung bei dem Privaten dann aufgenommen 
werden. 

Für staatlich anerkannte Hochschulen gilt Absatz 5 über 
§ 73 Abs. 2 Satz 2. 

Zu § 67 – Promotion 

Begründung: 
Die Vorschrift enthält die redaktionell angepassten Rege-
lungen des § 97 HG a. F. Zudem tragen die Änderungen § 1 
Abs. 4 Rechnung. 
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Änderung des Landtags aufgrund der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie: 
§ 67 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 
 „Auf Grund der Promotion wird der Doktorgrad verliehen; 

§ 66 Abs. 3 und Abs. 5 Satz 1 gelten entsprechend.“ 

b) Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 
 „Das Promotionsstudium wird vom Fachbereich durch-

geführt; § 26 Abs. 5 bleibt unberührt.“ 

Begründung dieser Änderung: 
Buchstabe a) 

Es ist sachgerecht, dass die Hochschulen nicht nur im Be-
reich der grundständigen Studiengänge oder der Weiterbil-
dung, sondern auch im Bereich der Promotion neben ihrem 
Zusammenwirken auf der Grundlage des § 77 Abs. 1 ihre 
Zusammenarbeit privatrechtlich organisieren können. Der 
Träger der Bildungseinrichtung nach § 66 Abs. 5 Satz 1 darf 
dabei auch die Hochschule selbst sein; der neu gefasste 
Absatz 1 Satz 3 verweist nicht auf § 66 Abs. 5 Satz 2. Dies 
ist sachgerecht, da das Promotionsstudium kein grundstän-
diges Studium ist. 

Buchstabe b) 

Der neue Satz 1 Halbsatz 2 stellt das Verhältnis zwischen 
der Durchführung des Promotionsstudiums und einer Neu-
gestaltung der dezentralen Organisation der Hochschule 
klar. Den Hochschulen wird durch § 26 Abs. 5 ermöglicht, 
das Promotionsstudium fachbereichsübergreifend oder 
fachbereichsgelöst beispielsweise in Graduate Schools 
durchzuführen. Durch die Änderung in § 67 Abs. 1 Satz 3 
wird in Kombination mit der Änderung des § 67 Abs. 3 
Satz 1 zudem ermöglicht, Graduate Schools auch hoch-
schulübergreifend auf privatrechtlicher Grundlage zu errich-
ten. Das Zusammenwirken nach § 77 Abs. 1 bleibt hiervon 
unberührt. 
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§ 67 Abs. 1 und 3 Regierungsentwurf lauteten 
ursprünglich: 

(1) Durch die Promotion wird an Universitäten eine über 
das allgemeine Studienziel gemäß § 58 Abs. 1 hinausge-
hende Befähigung zu selbständiger wissenschaftlicher Ar-
beit nachgewiesen. Die Befähigung wird auf Grund einer 
wissenschaftlich beachtlichen schriftlichen Arbeit (Disserta-
tion) und weiterer Prüfungsleistungen festgestellt. Auf Grund 
der Promotion wird der Doktorgrad verliehen; § 66 Abs. 3 
gilt entsprechend. 

(3) Das Promotionsstudium wird vom Fachbereich durch-
geführt. Das Nähere regelt eine Prüfungsordnung (Promoti-
onsordnung). § 65 Abs. 1 Satz 2 gilt entsprechend. Die Be-
wertung der Promotionsleistungen nach Absatz 1 Satz 2 soll 
spätestens sechs Monate nach Vorlage der Dissertation ab-
geschlossen sein. Die Promotionsordnung kann die Verlei-
hung des Doktorgrades ehrenhalber vorsehen. 

Zu § 68 – Habilitation 

Begründung: 
Mit dem Gesetz zur Weiterentwicklung der Hochschulreform 
(Hochschulreformweiterentwicklungsgesetz – HRWG) vom 
30. November 2004 (GV. NRW. S. 752) ist § 98 HG a. F., 
der die Habilitation regelte, ersatzlos gestrichen worden. 
Aus Gründen der Rechtssicherheit, vor dem Hintergrund der 
erstrebenswerten Pluralität in den Qualifizierungswegen zur 
Professur und mit Blick auf die Autonomie der Universität ist 
eine Regelung der Habilitation indes unentbehrlich. Die 
Neuregelung sichert dabei ein Regulierungsniveau, welches 
einer selbständigen Körperschaft angemessen ist. 

Zu § 69 – Verleihung und Führung von Graden 

Begründung: 
Die Vorschrift enthält weitgehend die Regelungen des § 119 
HG a. F. 

Der neue Absatz 7 Satz 5 gründet in dem Umstand, dass 
die bisherige Ordnungswidrigkeiten-Regelung nur diejenige 
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Person erfasst, die einen Grad unbefugt oder in unzulässi-
ger Form führt. Diejenigen Personen hingegen, die Urkun-
den über illegale Grade ausstellen, weil sie Titelhandel 
betreiben oder ihrer Einrichtung zu Unrecht den Anschein 
einer Hochschule geben wollen, werden bislang nicht er-
fasst, obwohl der Unrechtsgehalt des Titelhandels schon 
aufgrund der Fallzahlen durchweg größer sein wird als der 
Fall des unberechtigten Gradeführens. Hier hilft die Neure-
gelung ab. 

Zu § 70 – Aufgaben und Koordinierung der Forschung, 
Veröffentlichung 

Begründung: 
Die Vorschrift enthält in ihrem Absatz 1 die Regelungen des 
§ 99 HG a. F., in ihren Absätzen 2 bis 4 die Regelungen des 
§ 100 HG a. F. 

Zu § 71 – Forschung mit Mitteln Dritter 

Begründung: 
Die Vorschrift enthält die redaktionell angepassten Rege-
lungen des § 101 HG a. F. 

Zu § 72 – Anerkennung und Aberkennung 

Begründung: 
Die Vorschrift enthält in ihrem Absatz 1 die redaktionell an-
gepassten Regelungen des § 113 HG a. F. und in ihren Ab-
sätzen 2 und 3 die redaktionell angepassten Regelungen 
des § 114 HG a. F. Die Änderung in Absatz 5 trägt zudem 
§ 1 Abs. 4 Rechnung. 

Die Änderung in Absatz 1 bildet die bereits bestehende An-
erkennungspraxis des Ministeriums ab. Die Akkreditierung 
erfolgt staatsfern durch die Stiftung für die Akkreditierung 
von Studiengängen in Deutschland und durch von der Stif-
tung akkreditierte und insofern beliehene Agenturen. Maß-
geblich für die Akkreditierung sind die geltenden Regelun-
gen, vgl. Absatz 3 Satz 6. Dies sind die für die vorgenannte 
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Stiftung geltenden Regelungen. Neben dem Gesetz zur Er-
richtung einer Stiftung „Stiftung zur Akkreditierung von Stu-
diengängen in Deutschland“ vom 15. Februar 2005 (GV. 
NRW. S. 45), zählen hierzu insbesondere die das Akkre-
ditierungswesen betreffenden Vereinbarungen und Be-
schlüsse der Kultusministerkonferenz, die Beschlüsse des 
Akkreditierungsrates und sonstige auf der Grundlage des 
Gesetzes „Stiftung zur Akkreditierung von Studiengängen in 
Deutschland“ ergangenen Regelungen sowie landesspezifi-
sche Vorgaben, die über die Stiftung Bindungswirkung für 
die Agenturen entfalten. 

Mit den Änderungen im Absatz 2 wird ein gestuftes Konzept 
des Qualitätsmanagements bei der Einführung neuer Stu-
diengänge der staatlich anerkannten Hochschulen imple-
mentiert. Soweit die Hochschule als Einrichtung nicht institu-
tionell akkreditiert worden ist, kann das Ministerium auf 
Anzeige der Hochschule hin nach pflichtgemäßem Ermes-
sen die Anerkennung auf die angezeigten neuen, erfolgreich 
akkreditierten Studiengänge ohne weitere nähere Prüfung 
der Voraussetzungen des § 72 Abs. 1 erstrecken, wenn An-
haltspunkte gegeben sind, dass diese Voraussetzungen 
vorliegen. Soweit die Hochschule als Einrichtung indes er-
folgreich institutionell akkreditiert worden ist, besteht auf-
grund des mit dieser Akkreditierung verbundenen Qualitäts-
ausweises aus Sicht des Verbraucherschutzes kein weiterer 
Grund für eine Prüfung, ob die Voraussetzungen des § 73 
Abs. 1 bei einem neuen, erfolgreich akkreditierten Studien-
gang vorliegen. Die Anerkennung erstreckt sich dann kraft 
Gesetzes auf den neuen, erfolgreich akkreditierten Studien-
gang. Falls die Akkreditierung des Studienganges befristet 
ist, ist auch diese Anerkennungserstreckung insoweit befris-
tet. 

Zu § 73 – Folgen der Anerkennung 

Begründung: 
Die Vorschrift enthält die redaktionell angepassten Rege-
lungen des § 115 HG a. F. Die Streichung in Absatz 2 trägt 
§ 1 Abs. 4 Rechnung. 
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Absatz 5 Satz 3 trägt einerseits zur Entbürokratisierung bei, 
andererseits entbindet er staatlich anerkannte Hochschulen 
nicht von der Notwendigkeit, Qualitätsmindeststandards im 
Bereich der Berufungen einzuhalten. Auf die Ausübung der 
Zustimmung kann das Ministerium insbesondere dann wi-
derruflich verzichten, wenn die staatlich anerkannte Hoch-
schule mit positivem Ergebnis institutionell akkreditiert wor-
den ist und die bisherige Verwaltungspraxis der Hochschule 
im Bereich der Berufungen den Verzicht rechtfertigt. 

Aufgrund des § 75 Abs. 1 ist es den staatlich anerkannten 
Hochschulen bislang verwehrt, medizinischen Einrichtungen 
außerhalb der Hochschule das Recht zu verleihen, sich als 
Hochschuleinrichtungen, als Akademisches Lehrkranken-
haus der staatlich anerkannten Hochschule oder mit einem 
vergleichbaren Namen zu bezeichnen. In Anlehnung an die 
für den Bereich der Hochschulen, die vom Land getragen 
werden, geltende Bestimmung des § 32 Abs. 2 eröffnet der 
neue Absatz 6 die entsprechenden Bezeichnungen nun 
auch für den Bereich der staatlich anerkannten Hochschu-
len. 

Zu § 74 – Kirchliche Hochschulen 

Begründung: 
Die Vorschrift enthält die redaktionell angepassten Rege-
lungen des § 117 HG a. F. 

Zu § 75 – Betrieb nichtstaatlicher Hochschulen 

Begründung: 
Die Vorschrift enthält im Wesentlichen die redaktionell an-
gepassten Regelungen des § 118 HG a. F. 

Die gegenüber der Altfassung erfolgten Änderungen in Ab-
satz 2 Satz 1 sollen das Verwaltungsverfahren zur Prüfung 
der Frage erleichtern, ob die Voraussetzungen für ein zu-
lässiges Tätigwerden der in Absatz 2 Satz 1 genannten 
Hochschulen in Nordrhein-Westfalen vorliegen. Es wird 
klargestellt, dass es die Aufgabe der ausländischen Hoch-
schule ist die Nachweise beizubringen, aus denen sich die 
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Zulässigkeit des Tätigwerdens nach Absatz 2 Satz 1 ergibt. 
Die Darlegungs- und Beweisführungslast obliegt daher der 
betreffenden Hochschule. Eine praktisch erhebliche, um-
fassende Sachverhaltsermittlungspflicht des Ministeriums 
besteht damit nicht. Die jeweiligen Nachweise sind in deut-
scher Sprache vorzulegen (§ 23 Verwaltungsverfahrensge-
setz). 

Zudem stellt die Änderung im Interesse eines sachgerech-
ten Verbraucherschutzes klar, dass die ausländische Hoch-
schule in Nordrhein-Westfalen nur betrieben werden darf, 
wenn sie auch nach dem Recht ihres Herkunftsstaates ihre 
Hochschulausbildung – vor dem Hintergrund des geltenden 
Europarechts – außerhalb der Grenzen ihres Herkunftsstaa-
tes in Nordrhein-Westfalen anbieten darf. 

Die gegenüber der Altfassung erfolgten Änderungen in  
Absatz 2 Satz 2 sollen das Informationsinteresse der Inte-
ressentinnen und Interessenten an einer im Wege des 
Franchising stattfindenden Ausbildung sichern. Ähnlich den 
Produktinformationspflichten ist im Sinne eines sachgerech-
ten Verbraucherschutzes eine hinreichende Information un-
abdingbar. Die Informationspflicht des Anbieters umfasst 
auch die Reichweite der Ausbildungsleistung und damit 
auch die Frage, ob und inwieweit der durch die Ausbildung 
angestrebte Grad in Nordrhein-Westfalen und auf dem Ge-
biet der Bundesrepublik Deutschland geführt werden kann. 
Zudem muss die Information hinreichend deutlich klarstel-
len, dass die Ausbildung nicht an einer Hochschule, son-
dern bei einem hiervon zu unterscheidenden Dritten erfolgt. 

Die Vorschrift regelt das Franchising staatlicher oder staat-
lich anerkannter Hochschulen anderer Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union (Absatz 2 Satz 2) und das Franchising 
der staatlich anerkannten Hochschulen der anderen Bun-
desländer (Absatz 2 Satz 4). Aus dieser Vorschrift kann 
nicht der Umkehrschluss gezogen werden, dass ein Fran-
chising, bei der der Franchisegeber eine staatliche Hoch-
schule eines anderen Bundeslandes ist, unzulässig ist. Die 
Ausbildung innerhalb des bundesdeutschen Hochschulsys-
tems unterliegt durchweg den gleichen Qualitätsanforderun-
gen. Zudem darf bei staatlichen Hochschulen erwartet wer-
den, dass der erforderliche Verbraucherschutz gewahrt 
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wird. Nach dem Sinn und Zweck der Verbraucherschutzre-
gelungen des Absatzes 2 Sätze 2 bis 4 ist es deshalb nicht 
erforderlich, dass dieses Franchising gesetzlich eigens ge-
regelt wird. Das nordrhein-westfälische Hochschulrecht lässt 
es vielmehr ohne Weiteres zu. Es ist Angelegenheit des 
Hochschulrechts des jeweiligen anderen Bundeslandes, ob 
es seinerseits zulässt, dass auf der Grundlage einer fran-
chiseweise erfolgenden Ausbildung ein Grad verliehen wer-
den kann. 

Änderung des Landtags aufgrund der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie: 
§ 75 Abs. 3 wird wie folgt gefasst: 
„Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich entgegen den Ab-
sätzen 1 und 2 oder § 72 Abs. 2 Sätze 4 oder 5 ohne staat-
liche Anerkennung, Feststellung oder Anerkennungserstre-
ckung eine Bildungseinrichtung oder eine Ausbildung als 
Studiengang betreibt. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu 500.000 Euro geahndet werden. Zuständi-
ge Verwaltungsbehörde für die Verfolgung und Ahndung 
von Ordnungswidrigkeiten nach Satz 1 ist das Ministerium.“ 

Begründung dieser Änderung: 
Nach dem bisherigen § 118 Abs. 3 Satz 1 HG a. F. unterfällt 
dem Ordnungswidrigkeitentatbestand auch der Fall, dass 
eine bereits staatlich anerkannte Hochschule ihr Studienan-
gebot um weitere Studiengänge erweitert, ohne hierfür eine 
Erstreckung der Anerkennung nach § 114 Abs. 3 HG a. F. 
erreicht zu haben. Aus Gründen der besseren Verständlich-
keit für die Adressaten der Norm gibt die geänderte Fas-
sung diese Rechtslage deutlicher als bisher wieder. 

§ 75 Abs. 3 Regierungsentwurf lautete ursprünglich: 
(3) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich entgegen den 

Absätzen 1 und 2 ohne staatliche Anerkennung oder Fest-
stellung eine Bildungseinrichtung oder eine Ausbildung als 
Studiengang betreibt. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu 500.000 Euro geahndet werden. Zuständi-
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ge Verwaltungsbehörde für die Verfolgung und Ahndung 
von Ordnungswidrigkeiten nach Satz 1 ist das Ministerium. 

Zu § 76 – Aufsicht 

Begründung: 
Die Vorschrift regelt die Aufsicht über die verselbständigte 
Körperschaft Hochschule. Absatz 1 Satz 1 und die Absätze 
2 bis 5 nehmen dabei den redaktionell angepassten Rege-
lungsgehalt des § 106 HG a. F. auf, welcher die Aufsicht in 
Selbstverwaltungsangelegenheiten betraf. Mit Blick auf die 
Entwicklungen in der Föderalismusreform ist davon abge-
sehen worden, einen Genehmigungsvorbehalt hinsichtlich 
des Erlasses, der Änderung und der Aufhebung der Grund-
ordnung, der bislang in § 108 Abs. 1 Satz 1 HG a. F. nie-
dergelegt war, weiterhin vorzusehen. Ein derartiger Geneh-
migungsvorbehalt wird als Form präventiver Aufsicht der 
gestiegenen Verantwortung der selbständigen Hochschule 
auch in sämtlichen Belangen des Rechts nicht gerecht. Als 
funktionales Äquivalent ist daher in Absatz 1 Satz 2 eine 
Anzeigepflicht hinsichtlich erlassener oder geänderter 
Grundordnungen vorgesehen worden. Damit bleibt gewähr-
leistet, dass das Ministerium aufsichtsrechtlich einschreiten 
kann, wenn eine oder mehrere Regelungen in einer Grund-
ordnung gegen höherrangige Rechtsvorschriften verstoßen. 

Die Vorschrift des § 107 HG a. F., der die Fachaufsicht in 
staatlichen Angelegenheiten betrifft, ist gestrichen worden. 

Die Aufsichtsregelung bezieht sich nun auf sämtliche Auf-
gaben der Hochschule und trennt dabei nicht mehr zwi-
schen Selbstverwaltungsaufgaben und staatlichen Aufga-
ben. Damit werden aufsichtsrechtlich die Folgerungen aus 
§ 2 Abs. 2 Satz 1 gezogen, wonach die Hochschulen ihre 
Aufgaben als Selbstverwaltungsaufgaben wahrnehmen. 

Das Informationsrecht des Ministeriums nach Absatz 4 um-
fasst auch dessen Befugnis, an den Sitzungen der Organe 
und Gremien jederzeit und unbeschränkt teilzunehmen. 
Klarstellend wird dies insbesondere für den Hochschulrat 
aufgrund seiner strategisch wichtigen Bedeutung im Geset-
zestext hervorgehoben. Damit wird insbesondere hinsicht-



Hochschulgesetz NRW 

321 

lich der nunmehr in den Selbstverwaltungsbereich überführ-
ten, ehemals staatlichen Aufgaben dem Demokratieprinzip 
des Grundgesetzes Rechnung getragen. Die Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer des Ministeriums haben kein Stimm-
recht. 

Der neue Absatz 6 dient der Umsetzung der zwingenden 
Vorgaben des Artikel 85 Abs. 3 Satz 3 GG. 

Die Vorschrift regelt detailliert und umfassend die staatliche 
Aufsicht, die neben der Rechtsaufsicht auch die verfas-
sungsrechtlich erforderlichen Ansätze einer Fachaufsicht 
einschließt. So kann sich das Ministerium umfassend infor-
mieren und hierzu auch an den Sitzungen der Organe und 
Gremien teilnehmen (Absatz 4). Erfüllt die Hochschule ihre 
gesetzlich oder satzungsrechtlich geregelten Aufgaben oder 
Pflichten nicht, nicht rechtzeitig oder nicht im erforderlichen 
Umfang, kann das Ministerium beanstanden und verlangen, 
dass innerhalb einer bestimmten Frist das Notwendige von 
der Hochschule (Absatz 2 Satz 1) veranlasst wird, bei-
spielsweise, dass Maßnahmen, die aufgrund rechtswidriger 
Beschlüsse oder Anordnungen getroffen worden sind, rück-
gängig gemacht werden. Wird die Anordnung nicht befolgt, 
kann die Aufsichtsbehörde anstelle der Hochschule diese 
selbst ausführen oder von einem anderen durchführen las-
sen (Absatz 2 Satz 3). Sind Gremien dauernd beschlussun-
fähig oder Funktionsträgerinnen oder Funktionsträger dau-
ernd handlungsunfähig, kann das Ministerium sie auflösen 
oder ablösen und ihre unverzügliche Neuwahl oder Neube-
stellung anordnen (Absatz 3 Satz 1 und Satz 3). Schließlich 
kann die Aufsichtsbehörde, um eine ordnungsgemäße 
Wahrnehmung der Aufgaben zu sichern, eine Beauftragte 
oder einen Beauftragten bestellen, die oder der alle oder 
einzelne Aufgaben der Hochschule wahrnimmt (Absatz 3 
Satz 2). Darüber hinaus ist die Hochschule über die aufga-
ben-, ziel- und leistungsorientierte Finanzierung, über das 
Instrument der Zielvereinbarungen und über die Qualitäts-
sicherung durch Akkreditierung und Evaluation in einem  
hinreichenden Maße auch im Bereich der funktionalen 
Selbstverwaltung an demokratisch legitimierte Entschei-
dungsträger angebunden. 
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Zu § 77 – Zusammenwirken von Hochschulen 

Begründung: 
Absatz 1 enthält die redaktionell angepassten Regelungen 
des § 109 HG a. F., während Absatz 2 den redaktionell an-
gepassten Regelungsgehalt des § 110 HG a. F. auffängt. Im 
Rahmen ihrer Vereinbarung über ihre Zusammenarbeit 
nach Absatz 1 Satz 2 können die Hochschulen auf Fachbe-
reichsebene beispielsweise auch beschließende Ausschüs-
se der Fachbereichsräte vorsehen. 

Absatz 2 ermöglicht nunmehr den Hochschulen, Verwal-
tungsverbünde zu bilden. Mit der Übertragung der Dienst-
herrenfähigkeit obliegt es künftig den Hochschulen, die  
Entrichtung der Besoldung, Versorgung und Beihilfe ihrer Be-
amtinnen und Beamten als Hochschulaufgabe zu erledigen. 
Für diesen Personenkreis nimmt das Landesamt für Besol-
dung und Versorgung die entsprechenden Aufgaben nicht 
mehr wahr. Vor diesem Hintergrund kann es sinnvoll sein, 
dass die Hochschulen stärker als bisher und in anderen For-
men als bislang zusammenarbeiten. Dem trägt die Neufas-
sung des Absatzes 2 und der neue Absatz 3 Rechnung. 

Der Sinn und Zweck der Verwaltungsverbünde nach Ab-
satz 2 liegt darin, den verselbständigten Hochschulen die 
Wahrnehmung der mit ihrer Verselbständigung verbun-
denen Verwaltungsaufgaben zu erleichtern. Mit derartigen 
Verwaltungsverbünden können Aufgaben der Wirtschafts-
führung, der Dienstleistungen und der Hoheitsverwaltung 
der Hochschulen in einer Organisationseinheit wahrge-
nommen werden. Damit wird eine organisatorische Infra-
struktur bereitgestellt, die zur Effizienz in der Aufgabenerfül-
lung, zur Verwaltungsvereinfachung und damit zu geringeren 
Kosten beiträgt. Das Nähere zu dem jeweiligen Verbund re-
geln die beteiligten Hochschulen durch Vereinbarung. 

Mit dem Absatz 3 werden die gesetzlich erforderlichen 
Grundlagen dafür geschaffen, dass die Hochschulen die 
gesetzliche Kompetenzordnung hinsichtlich der Wahrneh-
mung von Aufgaben im Bereich der Verwaltung auch über 
die Zusammenarbeit der Hochschulen nach Absatz 2 hinaus 
verändern können. Damit wird gewährleistet, dass Hoch-
schulen untereinander oder mit Behörden des Landes oder 
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der Kommunen (Gemeinden, Städte und Kreise), deren 
Verbände (Landschaftsverbände) oder sonstigen Stellen, 
die Aufgaben öffentlicher Verwaltung wahrnehmen, bei-
spielsweise Verwaltungsverbünde eingehen können oder in 
sonstiger Weise die Wahrnehmung ihrer Aufgaben im Be-
reich der Verwaltung organisieren können. Auch bei Ab-
satz 3 besteht der Sinn und Zweck der Norm darin, den ver-
selbständigten Hochschulen die Wahrnehmung der mit der 
Verselbständigung verbundenen Verwaltungsaufgaben (vor 
allem im Bereich der Personalverwaltung, wie beispielswei-
se bei der Versorgung, Beihilfe und der Entrichtung der Be-
züge) zu erleichtern. 

Vor diesem Hintergrund ist der Kreis der möglichen Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer einer Zusammenarbeit nach 
Absatz 3 denkbar weit gezogen. Hinreichend ist, dass die 
Teilnehmerin oder der Teilnehmer öffentliche Aufgaben 
wahrnimmt. Diese Wahrnehmung muss nicht in Formen öf-
fentlichrechtlicher Verwaltungstätigkeit erfolgen. Es reicht 
vielmehr hin, dass Aufgaben öffentlicher Verwaltung erfüllt 
werden, ohne dass die Rechtsform relevant ist, in der die 
jeweilige Verwaltungsaufgabe bewältigt wird (materieller 
Verwaltungsbegriff). 

Die Formen der Zusammenarbeit im Verwaltungsbereich 
nach Absatz 2 und Absatz 3 sind dadurch abgegrenzt, dass 
bei einer Zusammenarbeit nach Absatz 2 mehrere Hoch-
schulen einen Verwaltungsverbund oder mehrere Verwal-
tungsverbünde bilden oder bei einer Hochschule eine ge-
meinsame Verwaltungseinrichtung errichten, während nach 
Absatz 3 die Hochschule oder mehrere Hochschulen auf ei-
ne andere Hochschule die Wahrnehmung von Verwaltungs-
aufgaben übertragen. 

Die neuen Absätze 2 und 3 ermöglichen sehr flexible For-
men der Erfüllung von Verwaltungsaufgaben. Die Hoch-
schulen können damit im Bereich der Verwaltung auf die 
durch die Verselbständigung geschaffene neue Situation 
einfach und mit Blick auf die Verhältnisse vor Ort reagieren. 
Auch dies trägt zu ihrer Autonomie bei. 

Der neue Absatz 4 regelt den erforderlichen Datenschutz 
und sichert zugleich, dass die Wahrnehmung der übertra-
genen Aufgaben erfolgen kann. 
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Änderung des Landtags aufgrund der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie: 
§ 77 wird wie folgt geändert: 

a) An Absatz 2 Satz 4 wird der folgende neue Satz 5 ange-
fügt: 

 „Nehmen die Verwaltungseinrichtung oder der Verwal-
tungsverbund Aufgaben der Personalverwaltung oder 
der Personalwirtschaft wahr, gilt hierfür Absatz 3 Satz 3 
entsprechend.“ 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
 „Die Hochschule kann andere Hochschulen des Landes, 

Behörden des Landes oder sonstige Stellen, die Aufga-
ben öffentlicher Verwaltung wahrnehmen, im gegenseiti-
gen Einvernehmen mit der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
im Bereich der Verwaltung beauftragen oder mit ihnen  
zur Erfüllung derartiger Aufgaben zusammenarbeiten. Ab-
satz 2 Satz 3 gilt entsprechend. Besteht die Aufgabe, de-
ren Wahrnehmung übertragen oder zu deren Erfüllung 
zusammengearbeitet werden soll, in Aufgaben der Perso-
nalverwaltung oder der Personalwirtschaft, gelten für die 
Wahrnehmung oder Erledigung dieser Aufgabe die 
§§ 102 bis 102g Landesbeamtengesetz; dabei ist es ab-
weichend von § 102d Abs. 1 Landesbeamtengesetz ohne 
Einwilligung der Beamtin oder des Beamten zulässig, für 
die Zwecke der Wahrnehmung oder Erfüllung der Aufga-
ben nach Halbsatz 1 die Personalakte der in der Verwal-
tungsvereinbarung nach Satz 1 bestimmten Stelle vorzu-
legen; im Übrigen gilt für diese Stelle § 96 Abs. 5 Sätze 3, 
5 und 6 Landesbeamtengesetz entsprechend. Die Hoch-
schule bestätigt die Übertragung oder Zusammenarbeit im 
Sinne des Satzes 3 in einer Ordnung.“ 

c) Absatz 4 wird gestrichen. 

Begründung dieser Änderung: 
Buchstabe a) 

Mit dem Verweis auf Absatz 3 Satz 3 sichert die Regelung 
eine dienstherrenübergreifende Personalverwaltung und 
Personalwirtschaft, die in der Form des Verwaltungsverbun-
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des wahrgenommen wird. Ansonsten wird auf die Begrün-
dung zu Buchstabe b) verwiesen. 

Buchstabe b) 

Der neue Satz 3 regelt die dienstherrenübergreifende Zu-
sammenarbeit auf dem Gebiet der Personalwirtschaft und 
der Personalverwaltung im Wege der Aufgabenwahrneh-
mung nach Satz 1 Alternative 1 oder der gemeinschaftlichen 
Aufgabenerledigung nach Satz 1 Alternative 2. Eine derarti-
ge Zusammenarbeit kann auch im Bereich des Personals 
den hohen Gütern von Wissenschaft, Forschung und Lehre 
dienen. Es besteht mit Blick auf den objektivrechtlichen Ge-
halt der grundgesetzlichen Wissenschaftsfreiheit ein hohes 
öffentliches Interesse, dass die Hochschulen effiziente For-
men der Erledigung ihrer Verwaltungstätigkeit verwirklichen 
können, die aufgrund der zu erwartenden Effizienzgewinne 
mittelbar zu einem Mehrwert in den Bereichen von Wissen-
schaft, Lehre und Forschung führen. Einrichtungen im Ge-
schäftsbereich des Ministeriums sind auch die Universitäts-
klinika. 

Das Gesetz lässt es damit ausweislich des Verweises auf 
§ 96 Abs. 5 Satz 3 Landesbeamtengesetz ausdrücklich  
zu, dass Personalentscheidungen durch eine Dienststelle 
getroffen werden, die keine Dienststelle des jeweiligen 
Dienstherrn ist. Dies gilt allerdings nicht für grundlegende 
Personalentscheidungen (beispielsweise Versetzung oder 
Beförderung). Denn aus allgemeinen Grundsätzen des Be-
amtenrechts folgt, dass Personalentscheidungen, die den 
grundlegenden Status der Beamtin oder des Beamten 
betreffen, nicht durch eine dienstherrnfremde Stelle getrof-
fen werden. Für derartige grundlegende statusbetreffende 
Personalentscheidungen können daher die Stellen im Sinne 
des Absatzes 3 nicht zuständig sein. 

Mit dem Verweis auf § 96 Abs. 5 Satz 3 Halbsatz 2 Landes-
beamtengesetz ist zudem geklärt, welche Stelle für die Be-
scheidung etwaiger Widersprüche zuständig ist und wer der 
richtige Klagegegner ist. 

Darüber hinaus regelt die Vorschrift mit ihrem Verweis auf 
die §§ 102 bis 102g Landesbeamtengesetz zusammen mit 
Satz 3 Halbsatz 2 das einschlägige Personalaktenführungs-
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recht. Mit dem Verweis auf § 96 Abs. 5 Sätze 5 und 6 Lan-
desbeamtengesetz werden zudem die erforderlichen daten-
schutzrechtlichen Vorkehrungen getroffen. 

Die Verwaltungsvereinbarung bedarf nach Satz 4 der Bestä-
tigung durch eine Ordnung der Hochschule. Damit soll ge-
währleistet sein, dass ein etwaiger Eingriff in das Recht auf 
informationelle Selbstbestimmung der betroffenen Beamtin-
nen und Beamten durch ein Gesetz im materiellen Sinne 
zusätzlich untermauert wird. Ein derartiger Eingriff ist ge-
rechtfertigt durch überwiegende Belange des öffentlichen In-
teresses, welches durch die mit der Übertragung der Wahr-
nehmung der Aufgaben verbundenen Effizienzgewinne das 
hohe Verfassungsgut von Wissenschaft und Forschung bei 
den Hochschulen in besonderer Weise unterstützt. Zum an-
deren wird durch die Veröffentlichung der Ordnung sicher-
gestellt, dass die betroffenen Beamtinnen und Beamten 
darüber informiert werden, welche öffentliche Stelle im 
Rahmen der Übertragung oder der Zusammenarbeit tätig 
wird und dabei etwaig die Funktion des Dienstvorgesetzten 
übernimmt. Damit werden die schutzwürdigen Interessen 
der betroffenen Beamtinnen und Beamten hinreichend ge-
wahrt. 

Buchstabe c) 

§ 77 Abs. 4 ist mit Blick auf § 14 Datenschutzgesetz Nord-
rhein-Westfalen nicht erforderlich. Es wird davon ausge-
gangen, dass die in der Regelung angesprochene Daten-
übermittlung und Datenverarbeitung mit dem bisherigen 
Instrumentarium des Datenschutzgesetzes zulässig sein 
wird. 

§ 77 Abs. 2, 3 und 4 Regierungsentwurf lauteten 
ursprünglich: 

(2) Mehrere Hochschulen können gemeinsame wissen-
schaftliche Einrichtungen und Betriebseinheiten sowie Ver-
waltungseinrichtungen bei einer der beteiligten Hochschulen 
errichten oder Verwaltungsverbünde bilden, wenn es mit 
Rücksicht auf die Aufgaben, Größe und Ausstattung dieser 
Einrichtungen zweckmäßig ist. Über die Errichtung, Ände-
rung und Aufhebung von gemeinsamen wissenschaftlichen 
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Einrichtungen, Betriebseinheiten, Verwaltungseinrichtungen 
oder Verwaltungsverbünden entscheiden die beteiligten 
Hochschulen durch die jeweils zuständigen Organe. Mit der 
Errichtung und Änderung sind die erforderlichen Regelun-
gen über die Mitwirkung, Leitung, Organisationsstruktur, 
Verwaltung und Benutzung zu treffen. Staatliche Mitwir-
kungsrechte bleiben unberührt. 

(3) Die Hochschule kann andere Hochschulen des Lan-
des oder Behörden des Landes oder sonstige Stellen, die 
Aufgaben öffentlicher Verwaltung wahrnehmen, im gegen-
seitigen Einvernehmen mit der Wahrnehmung ihrer Aufga-
ben im Bereich der Verwaltung beauftragen oder mit ihnen 
zur Erfüllung derartiger Aufgaben zusammenarbeiten. Ab-
satz 2 Satz 3 gilt entsprechend. 

(4) Die Hochschulen und die Verwaltungsverbünde nach 
Absatz 2 sowie die Hochschulen und die Stellen nach Ab-
satz 3 können einander personenbezogene Daten übermit-
teln, wenn dies zur rechtmäßigen Erfüllung der der übermit-
telnden Stelle oder dem Empfänger obliegenden Aufgaben 
erforderlich ist. Die Verwaltungsverbünde nach Absatz 2 
und die Stellen nach Absatz 3 dürfen personenbezogene 
Daten der Studierenden und des Hochschulpersonals ver-
arbeiten, soweit dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforder-
lich ist. § 8 Abs. 1 Satz 2, 3 und 4 gelten entsprechend. 

Zu § 78 – Überleitung des wissenschaftlichen Personals 

Begründung: 
Die Vorschrift enthält weitgehend die redaktionell angepass-
ten Regelungen des § 120 HG a. F. Da die Umstellungen 
der Arbeitsverhältnisse des Absatzes 5 erfolgt sind, ist die 
Übergangsbestimmung zu dieser Personalkategorie ent-
behrlich. Das Gleiche gilt für die Überleitung der Juniorpro-
fessorinnen und Juniorprofessoren im Sinne des Absat-
zes 4. Absatz 4 Sätze 2 bis 4 sowie Absatz 5 können daher 
gestrichen werden. 
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Zu § 79 – Mitgliedschaftsrechtliche Sonderregelungen 

Begründung: 
Die Vorschrift enthält die redaktionell angepassten Rege-
lungen des § 121 HG a. F. 

Änderung des Landtags aufgrund der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie: 
In § 79 Abs. 4 wird die Zahl „34“ durch die Zahl „35“ ersetzt. 

Begründung dieser Änderung: 
Die Änderung ist redaktionell. 

§ 79 Abs. 4 Regierungsentwurf lautete ursprünglich: 
(4) Dozentinnen oder Dozenten im Beamtenverhältnis auf 

Widerruf, die gemäß § 78 Abs. 1 in ihrer bisherigen dienst-
rechtlichen Stellung an Universitäten verbleiben, zählen 
mitgliedschaftsrechtlich zur Gruppe der Professorinnen und 
Professoren. Dieses gilt auch für die übrigen Beamtinnen, 
Beamten und Angestellten, die gemäß § 78 Abs. 1 in ihrer 
bisherigen dienstrechtlichen Stellung an Universitäten 
verbleiben, wenn sie im Rahmen ihrer hauptberuflichen 
Dienstaufgaben mindestens drei Jahre überwiegend selb-
ständig in Forschung und Lehre im Sinne des § 34 tätig sind 
und die Einstellungsvoraussetzungen einer Professorin oder 
eines Professors nach § 36 erfüllen; der Nachweis dieser 
Tätigkeit und der Erfüllung der Einstellungsvoraussetzungen 
gilt als erbracht, wenn der Beamtin oder dem Beamten oder 
Angestellten an ihrer oder seiner Universität die Bezeich-
nung „außerplanmäßige Professorin“ oder „außerplanmäßi-
ger Professor“ verliehen ist. Sonstige Beamtinnen, Beamte 
und Angestellte, die gemäß § 78 Abs. 1 in ihrer bisherigen 
dienstrechtlichen Stellung an Universitäten verbleiben, zäh-
len mitgliedschaftsrechtlich zur Gruppe der wissenschaftli-
chen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 
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Zu § 80 – Kirchenverträge, kirchliche Mitwirkung bei 
Stellenbesetzung und Studiengängen 

Die Vorschrift enthält im Wesentlichen die redaktionell an-
gepassten Regelungen des § 80 HG a. F. Zudem sichern 
die Änderungen, die gegenüber § 80 HG a. F. erfolgt sind, 
die Einhaltung der vertraglichen Bestimmungen, die zwi-
schen dem Land und den Kirchen gelten. 

Die Streichung des Absatzes 5 trägt § 1 Abs. 4 Rechnung. 

Zu § 81 – Zuschüsse 

Die Vorschrift enthält die Regelungen des § 125 HG a. F. 

Zu § 82 – Verwaltungsvorschriften, Ministerium, Fortgeltung 

Die Vorschrift enthält im Wesentlichen die redaktionell an-
gepassten Regelungen der §§ 126 und 127 Abs. 2 HG a. F. 
Aus Gründen der Rechtssicherheit wird dabei nunmehr in 
Absatz 3 vollständig auf die §§ 3 bis 22 des Gebührenge-
setzes verwiesen. Die Neuregelung in Absatz 3 Satz 4 si-
chert die Gebührenbefreiung der Hochschulen im Sinne des 
§ 1 Abs. 2. Die gebührenrechtliche Stellung der wirtschaftli-
chen Unternehmen der Hochschulen entspricht dabei der 
Stellung der wirtschaftlichen Unternehmen der Kommunen. 
Ein wirtschaftliches Unternehmen im Sinne des Absatzes 3 
Satz 4 ist nur ein solches, welches gewinnorientiert am 
Markt auftritt oder welches Aufgaben im Umfeld der Aufga-
ben nach § 3 wahrnimmt. 

Absatz 5 hebt das bisherige Hochschulgesetz auf. Es wird 
für die Universitäten und Fachhochschulen durch das neue 
Hochschulgesetz in der Fassung des Artikel 1 dieses Ge-
setzes und für die Kunsthochschulen durch das Hochschul-
gesetz 2005 (Artikel 2 dieses Gesetzes) abgelöst. 

Zu § 83 – Berichtspflicht 

Die Vorschrift enthält die zeitlich angepassten Regelungen 
des § 127 Abs. 1 HG a. F. 
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Begründung des Gesetzes 
über weitere dienstliche und sonstige Regelungen 

im Hochschulbereich (Artikel 7 Hochschul-
freiheitsgesetz HFG) 

Artikel 7 enthält dienstrechtliche und sonstige Regelungen 
im Zusammenhang mit der Verselbständigung der Universi-
täten und Fachhochschulen als Körperschaft. Aus der Arti-
kelüberschrift folgt, dass sich die §§ 1 bis 4 des Artikel 7 nur 
auf die Universitäten und Fachhochschulen nach § 1 Abs. 2 
des Hochschulgesetzes in der Fassung dieses Gesetzes 
beziehen. Die in den §§ 1 bis 4 verwendete Begrifflichkeit 
„Hochschule“ dient ausschließlich der sprachlich knappen 
Darstellung dieses Umstands. Die Vorschriften finden damit 
keine Anwendung auf die Kunsthochschulen und auf die 
Fachhochschulen des Landes, die ausschließlich Ausbil-
dungsgänge für den öffentlichen Dienst anbieten. 

Die Regelungen des Artikel 7 sind zum Teil auf Dauerwir-
kung angelegt und müssen deshalb auch für die Zukunft 
Bestand haben. Ein anderer Teil der Regelungen erschöpft 
sich durch Vollzug. In beiden Fällen ist eine Evaluierung 
durch Befristung nicht angebracht. 

Zu Abschnitt 1 – Dienstrechtliche Regelungen 

Die Vorschriften regeln die mit dem Übergang der Beschäf-
tigten zusammenhängenden Fragen. 

§ 1 – Beamtenverhältnisse 

Diese Norm betrifft die Rechtsstellung der Beamtinnen und 
Beamten. Hier greifen die unmittelbar geltenden Vorschrif-
ten des §§ 128 ff. BRRG. Satz 1 hat insoweit nur klarstel-
lende Bedeutung. Dass die Hochschule als aufnehmende 
Körperschaft die Übernahme verfügt, ergibt sich bereits aus 
§ 129 Abs. 3 BRRG. Den Hochschulen wird aufgegeben, 
die sofortige Vollziehung dieser Verfügung anzuordnen, so 
wird dem Beamten Klarheit über seinen Status verschafft 
und die Kontinuität der Aufgabenwahrnehmung sicherge-
stellt. Satz 3 trifft Regelungen zur Zuständigkeit.  
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§ 2 – Arbeits- und Ausbildungsverhältnisse, Beschäfti-
gungssicherung 

In die bestehenden Arbeits- und Ausbildungsverhältnisse 
tritt die Hochschule im Rahmen der Gesamtrechtsnachfolge 
mit allen Rechten und Pflichten ein. Betriebsbedingte Kün-
digungen aus Anlass der Verselbständigung werden ausge-
schlossen. Die Regelungen zur Wohnraumüberlassung und 
zu den Vordienstzeiten dienen der Besitzstandswahrung.  

Absatz 2 sieht einen besonderen Kündigungsschutz für die 
übernommenen Beschäftigten vor. Bei Wegfall des Arbeits-
platzes an der Hochschule ist eine Kündigung nur zulässig, 
wenn die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer einen ver-
gleichbaren Arbeitsplatz bei einer anderen Hochschule oder 
einer Dienststelle des Landes – jeweils am selben Dienstort 
einschließlich seines Einzugsgebiets – ablehnt. Damit ste-
hen die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die von den 
Hochschulen übernommen worden sind, nicht schlechter als 
sie stehen würden, wenn sie beim Land verblieben wären. 

Gemäß Absatz 3 können die Hochschulen für die Beschäfti-
gung des Personals, das nicht vom BAT erfasst wird, nach 
dem 1. Januar 2008 eigene Richtlinien erlassen, dies be-
deutet für diese einen Zuwachs an Flexibilität. 

Absatz 4 stellt die Wahrung der Zusatzversorgungsansprü-
che dadurch her, dass die Hochschulen verpflichtet werden, 
der VBL beizutreten und die Beschäftigten unabhängig von 
einer Beteiligung der Hochschule an der VBL so gestellt 
werden, als ob die Versicherung bei der VBL durch die Ver-
selbständigung nicht unterbrochen worden wäre. 

Zu Abschnitt  2 – Sonstige Regelungen 

§ 3 – Gesamtrechtsnachfolge: 

Die Vorschrift regelt die Gesamtrechtsnachfolge der Körper-
schaft Hochschule in die Rechte und Pflichten des Landes, 
die dem Aufgabenbereich der jeweiligen Hochschule zuzu-
rechnen sind. Von der Gesamtrechtsnachfolge ausgenom-
men sind die Immobilien des Landes; sie verbleiben daher 
im Eigentum des Landes. 
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Von der Gesamtrechtsnachfolge werden auch die atom-
rechtlichen und strahlenschutzrechtlichen Genehmigungen 
erfasst, die gegenüber den Hochschulen des Landes aus-
gesprochen worden sind. 

Es besteht ein Bedürfnis, zur Rechtsklarheit und -sicherheit 
sowie zur Erleichterung der verwaltungstechnischen und  
-organisatorischen Umstände der Gesamtrechtsnachfolge 
ihre Einzelheiten durch Rechtsverordnung zu regeln. Dem 
trägt Absatz 2 Rechnung. 

§ 4 – Regelungen betreffend die Finanzströme 

Absatz 1 betrifft die Finanzierung der versorgungsrechtli-
chen Verpflichtungen der Hochschule, während Absatz 2 
die entsprechende Regelung hinsichtlich der Beihilfen und 
der sonstigen Leistungen des Dienstherrn enthält, die dieser 
den Beamtinnen und Beamten zu erbringen hat. Der Begriff 
der „Erstattung“ zeichnet dabei den Umstand nach, dass die 
Hochschule rechtlich die Versorgung schuldet und dass das 
Land die Zahlung dieser Versorgung im Verhältnis zur 
Hochschule übernimmt. Hinsichtlich dieser Zahlungen muss 
daher die Hochschule nicht in Vorleistung gegenüber den 
Berechtigten treten. Die Absätze 1 und 2 gelten nicht für die 
beim Land verbleibenden Ruheständler. 

Mit Absatz 1 Nr. 3 Halbsatz 2 ist sichergestellt, dass die Zu-
führung zum Sondervermögen „Versorgungsrücklage“ nach 
§ 1 Versorgungsfondsgesetz erfolgt. 

Hinsichtlich der Nachversicherung bzw. der Erstattung der 
Nachversicherungsbeiträge (Absatz 1 Nr.5) sowie der Bei-
hilfen (Absatz 2) ist eine ausdrückliche Erstattungsregelung 
vorgesehen, weil diese gesetzlichen Ansprüche wegen feh-
lender Vorhersehbarkeit bei der Zuschussberechnung nach 
§ 5 Abs. 2 des Hochschulgesetzes in der geltenden Fas-
sung nicht berücksichtigt werden können. 

Absatz 3 weist Stichtag und Basis für die künftige Bemes-
sung des Zuschusses des Landes zur Finanzierung der 
Hochschulen aus. 

Absatz 4 schreibt fest, in welchem Ausmaß Veränderungen 
hierbei für das Land verpflichtend zu berücksichtigen sind. 
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Absatz 5 enthält die Ermächtigung zum Erlass einer Ver-
ordnung, in der neben Umsetzungsvorgaben zu Absatz 4 
Vorkehrungen für die technische Abwicklung der Besoldung, 
Vergütung, Versorgung und der sonstigen Leistungen des 
Dienstherrn getroffen werden. Gegenstand der Verordnung 
können beispielsweise die Modalitäten zum Stellenplan der 
Hochschule oder Berichtspflichten hinsichtlich der Bewilli-
gung von versorgungsrelevanten Sonderurlauben sein. 

Änderung des Landtags aufgrund der Beschlussempfehlung 
des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie: 

Begründung dieser Änderung: 

Zu Nummer 1 (Titelbezeichnung): 

Die Änderung unterstreicht die dienstrechtliche Bedeutung 
der Verselbständigung der Hochschulen, denen mit ihrer 
Verselbständigung die Dienstherreneigenschaft verliehen 
wird. Mit der damit verbundenen Übernahme des derzeit an 
den Hochschulen tätigen verbeamteten Personals in den 
Hochschuldienst wird die hochschulische Wissenschaft und 
Forschung entscheidend gestärkt, da damit das Hochschul-
personal künftig nicht mehr dem Land, sondern unmittelbar 
seiner jeweiligen Hochschule verpflichtet sein wird. Beam-
tenrechtlich kann dies nur damit erreicht werden, dass die 
beamtenrechtliche Treuepflicht nicht mehr auf das Land, 
sondern auf die Hochschule ausgerichtet wird. Hierfür wie-
derum ist der Dienstherrenwechsel zwingend erforderlich. 

Zu Nummer 2 (§ 1): 

Der neue Satz 4 dient der Rechtssicherheit in Zuständig-
keitsfragen während des Zeitraums, in dem die Übernahme 
des verbeamteten Hochschulpersonals noch nicht endgültig 
bestandskräftig ist. Die endgültige Bestandskraft wird im 
Regelfall mit Ablauf der Rechtsbehelfsfrist eintreten. Falls 
die Übernahme mit Rechtsmitteln oder Rechtsbehelfen ge-
richtlich angegriffen wird, tritt die endgültige Bestandskraft 
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der Übernahme ein, sobald das gegen sie erhobene 
Rechtsmittel rechtskräftig keinen Erfolg gehabt hat. 

Zu Nummer 3 (§ 2): 

Buchstabe a) 

§ 613a des Bürgerlichen Gesetzbuches regelt die Rechte 
der betroffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer bei 
einem Betriebsübergang durch ein Rechtsgeschäft. Nach 
der Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts sind jedoch 
Übergänge, die – wie im vorliegenden Falle – kraft Geset-
zes im Wege der Gesamtrechtsnachfolge vollzogen werden, 
davon ausgenommen. Eine Anwendung des § 613a des 
Bürgerlichen Gesetzbuches wäre auch dysfunktional, da die 
dortigen Regelungen gerade für die Verselbständigung der 
Hochschulen nicht passen. Dies zeigt etwa die in § 613a 
des Bürgerlichen Gesetzbuches vorgesehene grundsätzli-
che Haftungsbeschränkung des vormaligen Arbeitgebers 
auf Arbeitnehmerforderungen vor dem Betriebsübergang. 
Mit Blick auf die laufende Finanzierungsverpflichtung des 
Landes sieht das Hochschulfreiheitsgesetz hier ein höheres 
Schutzniveau vor. Dementsprechend wäre auch ein Wider-
spruchsrecht gegen den Arbeitgeberwechsel, wie es § 613a 
Abs. 6 des Bürgerlichen Gesetzbuches vorsieht, unange-
messen. 

Daher wird durch den neuen Satz 2 klargestellt, dass die 
entsprechende Vorschrift des Bürgerlichen Rechts insge-
samt keine Anwendung findet. 

Buchstabe b) 

Die Änderung zieht redaktionelle Folgerungen aus tarifver-
tragsrechtlichen Entwicklungen. 

Zu Nummer 4 (§ 4 Abs. 5): 

Der gestrichene Satz 2 Halbsatz 2 wird durch die Neurege-
lung des § 96 Abs. 5 Landesbeamtengesetz aufgefangen 
und ist daher entbehrlich. 
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Zu Nummer 5 (§ 5): 

Die Regelung eröffnet aus Effizienzgründen und mit Blick 
auf § 19 Abs. 2 Landesorganisationsgesetz die Möglichkeit, 
bei den Einrichtungen im Geschäftsbereich des Ministeri-
ums eine Zusammenarbeit mit den im Gesetz genannten öf-
fentlichen Stellen zu implementieren, die den Hochschulen 
des Landes nach § 77 Abs. 2 oder 3 Hochschulgesetz er-
möglicht ist. Zu diesen Einrichtungen zählen auch die Uni-
versitätskliniken. Abgesehen von den Einrichtungen im Ge-
schäftsbereich des Ministeriums müssen die anderen 
öffentlichen Stellen ihr Einvernehmen zu der Zusammenar-
beit erklären; die Zusammenarbeit erfolgt mithin insofern auf 
verwaltungsvertraglicher Grundlage. 

Im Übrigen wird auf die Begründung zu § 77 Abs. 3 Hoch-
schulgesetz verwiesen. 

Art. 7 Regierungsentwurf lautete ursprünglich: 

Artikel 7 
Dienstrechtliche und sonstige Regelungen im 

Zusammenhang mit der Verselbständigung der Universitäten 
und Fachhochschulen als Körperschaft 

Abschnitt 1 
Dienstrechtliche Regelungen 

§ 1 Beamtenverhältnisse Die Hochschule übernimmt die an 
ihr tätigen Beamtinnen und Beamten. Die Hochschule verfügt un-
verzüglich nach Inkrafttreten dieses Gesetzes die Übernahme und 
ordnet die sofortige Vollziehung dieser Verfügung gemäß § 80 
Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung an. Das Ministerium für 
Innovation, Wissenschaft, Forschung und Technologie verfügt die 
Übernahme der Rektorin oder des Rektors; die Rektorin oder der 
Rektor verfügt die Übernahme der übrigen Beamtinnen und Be-
amten der Hochschule. 

§ 2 Arbeits- und Ausbildungsverhältnisse, Beschäfti-
gungssicherung (1) Die jeweilige Hochschule tritt im Rahmen 
der Gesamtrechtsnachfolge an die Stelle des Landes in die Rech-
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te und Pflichten aus den im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses 
Gesetzes bestehenden Arbeits- und Ausbildungsverhältnissen mit 
Personen ein, die an der Hochschule beschäftigt sind oder aus-
gebildet werden. Betriebsbedingte Kündigungen aus Anlass der 
Verselbständigung der Hochschule als Körperschaft sind ausge-
schlossen. Eine Änderung der Vertragsbedingungen für die 
Wohnraumüberlassung aus Anlass der Verselbständigung als 
Körperschaft ist nicht zulässig. Für die Vordienstzeiten dieser Be-
schäftigten gilt § 34 Abs. 2 Satz 2 Hochschulgesetz in der gelten-
den Fassung entsprechend. 

(2) Betriebsbedingte Kündigungen von Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern, deren bestehende Arbeitsverhältnisse nach Maß-
gabe des Absatzes 1 Satz 1 von den Hochschulen übernommen 
worden sind, sind ausgeschlossen. Dies gilt nicht für Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer, die das Angebot 
1. einer anderen Hochschule oder 
2. einer anderen Landesdienststelle 
auf eine vergleichbare Weiterbeschäftigung an demselben 
Dienstort einschließlich seines Einzugsgebietes endgültig ableh-
nen. Zum Zweck der Vermittlung von vergleichbaren Beschäfti-
gungsmöglichkeiten wirken die Hochschulen im Rahmen ihres 
Personalmanagements zusammen. 

(3) Für das Hochschulpersonal, das nicht vom Geltungsbereich 
des Bundesangestelltentarifvertrages erfasst wird, gelten die für 
diesen Kreis geltenden Bestimmungen des Landes bis zum  
1. Januar 2008 fort. 

(4) Die Hochschule ist verpflichtet, unverzüglich nach Inkrafttre-
ten dieses Gesetzes eine Beteiligungsvereinbarung mit der Ver-
sorgungsanstalt des Bundes und der Länder (VBL) für alle nach 
deren Satzung versicherbaren Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer zu schließen und die für die Beteiligung erforderlichen 
rechtlichen und tatsächlichen Voraussetzungen zu schaffen und 
zu erhalten. Die Hochschule haftet für Verbindlichkeiten gegen-
über Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern der Hochschule, die 
daraus folgen, dass eine Beteiligungsvereinbarung zwischen der 
VBL und der Hochschule nicht zustande kommt. Der Umfang der 
Haftung ist höchstens auf die Höhe der Leistungen beschränkt, 
die die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer im Rahmen der 
Pflichtversicherung gegenüber der VBL hätten, wenn die Beteili-
gungsvereinbarung zwischen der Hochschule und der VBL zum 
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1. Januar 2007 wirksam werden würde. Die Sätze 2 und 3 gelten 
entsprechend für den Zeitraum zwischen dem 31. Dezember 
2006 und dem Tag, der auf den Tag der rechtsgültigen Unter-
zeichnung der Beteiligungsvereinbarung folgt. 

Abschnitt 2 
Sonstige Regelungen 

§ 3 Gesamtrechtsnachfolge (1) Die dem Aufgabenbereich 
der jeweiligen Hochschule nach § 1 Abs. 2 Hochschulgesetz in 
der geltenden Fassung zuzurechnenden Rechte und Pflichten 
des Landes gehen mit dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes im 
Wege der Gesamtrechtsnachfolge auf die jeweilige Körperschaft 
über. Hinsichtlich des unbeweglichen Vermögens des Landes fin-
det eine Gesamtrechtsnachfolge nicht statt. 

(2) Zur Sicherung der Klarheit im Rechtsverkehr, zur Erleichte-
rung des Verwaltungsmanagements im Zusammenhang mit der 
Verselbständigung der Hochschulen und zur vereinfachten Durch-
führung dieser Verselbständigung kann das Ministerium für Inno-
vation, Wissenschaft, Forschung und Technologie durch Rechts-
verordnung im Einvernehmen mit dem Finanzministerium das 
Nähere zur Gesamrechtsnachfolge regeln. 

§ 4 Regelungen betreffend die Finanzströme (1) Das Land 
erstattet den Hochschulen im Sinne des § 1 Abs. 2 Hochschulge-
setz in der geltenden Fassung 
1. die Versorgungsleistungen nach § 2 Beamtenversorgungsge-

setz einschließlich der Zahlung der Emeritenbezüge, 
2. die Ausgleichszahlungen nach § 107 b Beamtenversorgungs-

gesetz, 
3. die Zuführungen an das Sondervermögen „Versorgungsrück-

lage des Landes Nordrhein-Westfalen“; dieses Sondervermö-
gen ist auch Versorgungsrücklage für die Hochschulen im 
Sinne des § 1 Abs. 2 Hochschulgesetz in der geltenden Fas-
sung, 

4. die Zuführung an das Sondervermögen „Versorgungsfonds 
des Landes Nordrhein-Westfalen“, 

5. die Beiträge zur Nachversicherung nach § 8 und §§ 181 bis 
186 Sozialgesetzbuch – Sechstes Buch (VI) – Gesetzliche 
Rentenversicherung. 
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(2) Das Land erstattet den Hochschulen im Sinne des § 1 
Abs. 2 Hochschulgesetz in der geltenden Fassung die Beihilfe-
leistungen nach § 88 Landesbeamtengesetz und die Leistungen 
nach den entsprechenden tarifvertraglichen Bestimmungen sowie 
die sonstigen Leistungen nach dem Landesbeamtengesetz. Das 
Land trägt auch die Beihilfeleistungen für alle zum 31. Dezember 
2006 im Ruhestand befindlichen Beihilfeberechtigten. 

(3) Bemessungsgrundlage für die Erstattung nach den Absät-
zen 1 und 2 sowie für die Finanzierung der Hochschulen gemäß 
§ 5 Hochschulgesetz in der geltenden Fassung ist der Haushalt 
2007 und die in den Erläuterungen zum Zuschuss für den laufen-
den Betrieb enthaltene Stellenübersicht für Beamtinnen und Be-
amte und Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 

(4) Veränderungen werden insoweit berücksichtigt, als sie auch 
ohne Überführung der Besoldungs-, Versorgungs- und Beihilfelast 
auf die Hochschulen für das Land entstanden wären. § 5 Abs. 2 
Hochschulgesetz bleibt unberührt. 

(5) Das Ministerium für Innovation, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie wird ermächtigt im Einvernehmen mit dem Fi-
nanzministerium eine Rechtsverordnung zu erlassen, mit der ins-
besondere Verfahren zur Umsetzung der Maßgaben des Absat-
zes 4 sowie die technische Abwicklung der Bezügeverfahren und 
sonstiger Personalaufwendungen sowie Angelegenheiten des 
Kassenwesens geregelt werden. Bis zum In-Kraft-Treten dieser 
Verordnung gelten die diesbezüglich bestehenden Regelungen so 
weiter, als ob die Beamtinnen und Beamten der Hochschule im 
Sinne des § 1 Abs. 2 Hochschulgesetz in der geltenden Fassung 
und ihre Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer weiterhin Beschäf-
tigte des Landes wären; entsprechendes gilt für die Versorgungs-
empfängerinnen und -empfänger sowie die Emeriti; die Inan-
spruchnahme des Landesamtes für Besoldung und Versorgung 
und der anderen zuständigen Stellen des Landes durch die 
Hochschulen im Sinne des § 1 Abs. 2 Hochschulgesetz in der gel-
tenden Fassung erfolgt hierbei unentgeltlich. 
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Begründung Artikel 8 Hochschulfreiheitsgesetz 
(HFG)  

(Übergangsregelungen, In-Kraft-Treten) 

Begründung: 

Zu Nummer 1 

Die prüfungsrechtlichen Vorschriften des Hochschulgesetzes 
werden mit diesem Gesetz durchgreifend mit Blick auf die Er-
fordernisse des Bachelor-Master-Systems neu gefasst. Für 
Diplom- und Magisterprüfungen muss indes weiterhin das 
bisherige System fortgelten. Dies leistet die Vorschrift. 

Zu Nummer 2 

Die Vorschrift regelt die Einführung des durch das Hoch-
schulfreiheitsgesetz geschaffenen neuen Regelungsregimes 
in den Universitäten und Fachhochschulen. Ein Widerspre-
chen im Sinne des Buchstaben a) Satz 2 liegt bei den 
Grundordnungen nur vor, wenn diese echte Regelungen 
enthalten. Echte Regelungen sind nur solche Vorschriften 
der Grundordnungen, die sich innerhalb des Regelungs-
rahmens des Hochschulgesetzes (§ 2 Abs. 4 Satz 1 HG) 
bewegen und insofern Inhalte besitzen, die das Gesetz 
selbst als regelungsbedürftig oder als regelungsfähig be-
zeichnet hat. Sonstige Vorschriften, die sich in Grundord-
nungen finden, regeln nicht, sondern geben bloß deklarato-
risch die Regelungen des Gesetzes wieder. Vor diesem 
Hintergrund treten derartige bloß deklaratorische Vorschrif-
ten ohne weiteres mit In-Kraft-Treten dieses Gesetzes au-
ßer Kraft, wenn sich das Gesetz in der Weise ändert, dass 
diese bloß deklaratorischen Grundordnungsvorschriften 
nach der Gesetzesänderung dem Gesetz widersprechen. 
Diesen Fall der bloß deklaratorischen Grundordnungsvor-
schriften regelt Buchstabe a) Satz 2 nicht. Buchstabe a) 
Satz 2 erfasst vielmehr nur echte Grundordnungsregelun-
gen, für die daher auch nur die Jahresfrist gilt. 

Buchstabe d) dient dem Vertrauensschutz der betroffenen 
Kanzlerinnen und Kanzler. 
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Zu Nummer 3 

Artikel 13 Nr. 1 HRWG ist entbehrlich, da sein Regelungs-
gehalt in das HG und das HSchG 2005 überführt worden ist. 
Die Vorschrift konnte daher gestrichen werden. Artikel 14 
Nr. 6 Buchstabe a) HRWG kann gestrichen werden, da die 
Universitäten und Fachhochschulen nach Artikel 8 Nr. 2 
Buchstabe a) dieses Gesetzes und die Kunsthochschulen 
nach Artikel 2 § 1 Abs. 3 dieses Gesetzes ihre Ordnungen 
nunmehr an das Hochschulgesetz i. d. F. dieses Gesetz 
sowie an dieses Gesetz anpassen müssen. Durch die Auf-
hebung der Regelung des Art. 14 Nr. 6 HRWG bereits zum 
31. Dezember 2006, 24:00 Uhr, wird dabei sichergestellt, 
dass die Ordnungen der Kunsthochschulen nicht am  
31. Dezember 2006, 24:00 Uhr, außer Kraft treten, soweit 
ein Widersprechen im Sinne des Art. 14 Nr. 6 HRWG vor-
liegt. 

Zu Nummer 4 

Die Regelung sieht vor, dass Berufungsvereinbarungen, 
soweit sie von durch dieses Gesetz herbeigeführten gesetz-
lichen Änderungen betroffen sind, der neuen Rechtslage 
anzupassen sind. 

Zu Nummer 5 

Die Übertragung der Hochschulliegenschaften aus dem 
Vermögen des Bau- und Liegenschaftsbetriebes des Lan-
des auf die Hochschulen wird angestrebt. Die Vorschrift be-
trifft einen Modellversuch zur Übertragung der Hochschul-
liegenschaften. 

Zu Nummer 6 

Die Vorschrift nimmt aus Gründen des Bestandsschutzes 
die im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses Gesetzes be-
stehenden Unternehmen der Körperschaft Hochschule und 
der Unternehmensbeteiligungen, an denen die Hochschule 
als Körperschaft beteiligt ist, von den einschränkenden Tat-
bestandsvoraussetzungen des § 5 Abs. 7 Hochschulgesetz  
i. d. F. dieses Gesetzes aus. 
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Zu Nummer 7 

Die Vorschrift sichert, dass die durch den Akkreditierungsrat 
erfolgte Akkreditierung der derzeit Studiengänge akkreditie-
renden Agenturen einen wirksamen Akt der Beleihung die-
ser Agenturen darstellt. Das Akkreditat des Akkreditierungs-
rats bleibt dabei seinem Inhalt nach erhalten. Etwaige 
Auflagen, die der Rat gegenüber den Agenturen gestellt hat, 
oder etwaige Befristungen des Akkreditats gelten fort, da die 
in der Vorschrift geregelte gesetzliche Beleihung nur nach 
Maßgabe des Akkreditats erfolgt. Fällt dieses weg, erlischt 
daher auch die gesetzliche Beleihung nach dieser Vor-
schrift. 

Zu Nummer 8 

Die Vorschrift greift die vertragliche Natur der mit dem  
Ministerium geschlossenen Zielvereinbarungen der verselb-
ständigten Universitäten und Fachhochschulen auf. Die Re-
gelung bestimmt, dass die Zielvereinbarungen auch hin-
sichtlich ihrer finanzwirksamen Bestandteile und ihrer 
sonstigen Gegenstände, die bislang zum Kreis der staatli-
chen Aufgaben rechnen, nach dem 1. Januar 2007 die Ver-
tragspartner berechtigen und verpflichten. 

Zu Nummer 9 

Die Vorschrift regelt das In-Kraft-Treten des Gesetzes. 

Änderung des Landtags aufgrund der Beschlussempfehlung 
des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie: 

Artikel 8 wird wie folgt geändert: 

1. Nummer 2 Buchstabe c) wird wie folgt gefasst: 
 „Das Ministerium für Innovation, Wissenschaft, Forschung und 

Technologie benennt die eine Hälfte der Vertreterinnen und 
Vertreter des bisherigen Hochschulrates in dem ersten Aus-
wahlgremium im Sinne des § 21 Abs. 4 Hochschulgesetz in 
der Fassung dieses Gesetzes und der Senat die andere Hälfte 
dieser Vertreterinnen und Vertreter.“ 
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2. An Nummer 8 wird die folgende neue Nummer 9 angefügt; die 
bisherige Nummer 9 wird zu einer neuen Nummer 11: 
„9. Das Ministerium für Innovation, Wissenschaft, Forschung 

und Technologie wird ermächtigt, das Studienbeitrags- und 
Hochschulabgabengesetz unter Berücksichtigung der sich 
aus diesem Gesetz ergebenden Änderungen bekannt zu 
machen und dabei redaktionelle Unstimmigkeiten zu be-
seitigen.“ 

3. An die neue Nummer 9 wird die folgende neue Nummer 10 
angefügt: 
„10. Regelung betreffend die bestehenden Beihilfecluster: 

a) Bis zum In-Kraft-Treten abweichender Verwaltungsver-
einbarungen im Sinne des § 77 Abs. 2 oder 3 Hoch-
schulgesetz i. d. F. dieses Gesetzes oder bis zur Vor-
nahme einer abweichenden Regelung im Sinne des 
Artikel 2 § 1 Abs. 5 oder des Artikel 7 § 5 dieses Ge-
setzes ist 
– für die Technische Hochschule Aachen, die Fach-

hochschule Aachen und die Fachhochschule Nie-
derrhein Beihilfefestsetzungsstelle die Technische 
Hochschule Aachen, 

– für die Universität Bielefeld (einschließlich Ober-
stufenkolleg), die Fachhochschule Bielefeld, die 
Fachhochschule Lippe und Höxter (ohne Abteilung 
Höxter) Beihilfefestsetzungsstelle die Universität 
Bielefeld, 

– für die Universität Bochum, die Fachhochschule 
Bochum, das Landesspracheninstitut und das Wis-
senschaftliche Sekretariat für die Studienreform 
Beihilfefestsetzungsstelle die Universität Bochum, 

– für die Universität Bonn, die Fachhochschule Bonn-
Rhein-Sieg, das Universitätsklinikum Bonn und  
das Zoologische Forschungsinstitut und Museum 
Alexander Koenig Beihilfefestsetzungsstelle die  
Universität Bonn, 

– für die Universität Dortmund, die Fachhochschule 
Dortmund, die Zentralstelle für die Vergabe von 
Studienplätzen und das Landesinstitut Sozialfor-
schungsstelle Beihilfefestsetzungsstelle die Univer-
sität Dortmund, 
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– für die Universität Düsseldorf, die Fachhochschule 
Düsseldorf, die Robert Schumann Hochschule Düs-
seldorf und die Kunstakademie Düsseldorf Beihilfe-
festsetzungsstelle die Universität Düsseldorf, 

– für die Universität Duisburg-Essen, die Fachhoch-
schule Gelsenkirchen und die Folkwang Hoch-
schule Essen Beihilfefestsetzungsstelle die Univer-
sität Duisburg-Essen, 

– für die Fernuniversität in Hagen, die Universität 
Siegen, die Universität Wuppertal und die Fach-
hochschule Südwestfalen Beihilfefestsetzungsstelle 
die Fernuniversität in Hagen, 

– für die Universität Köln, die Fachhochschule Köln, 
die Deutsche Sporthochschule Köln, die Kunst-
hochschule für Medien Köln, die Hochschule für 
Musik Köln, das Universitätsklinikum Köln, das 
Hochschulbibliothekszentrum und die Deutsche 
Zentralbibliothek für Medizin Beihilfefestsetzungs-
stelle die Universität Köln, 

– für die Universität Münster, die Fachhochschule 
Münster und die Kunstakademie Münster Beihilfe-
festsetzungsstelle die Universität Münster, 

– für die Universität Paderborn, die Fachhochschule 
Lippe und Höxter, Abteilung Höxter, und die Hoch-
schule für Musik Detmold Beihilfefestsetzungsstelle 
die Universität Paderborn, 

– für die Emeriti und die Versorgungsempfänger der 
Hochschulen Beihilfefestsetzungsstelle das Lan-
desamt für Besoldung und Versorgung. 

Hinsichtlich der Einrichtungen des Landes gilt Satz 1 
nur, soweit und solange diese Einrichtungen bestehen 
und soweit und solange das Ministerium für Innovation, 
Wissenschaft, Forschung und Technologie nicht etwas 
anderes bestimmt. 

b) Über die Beihilfeanträge im Sinne des Buchstaben a) ent-
scheidet der jeweilige Dienstvorgesetzte der in diesem 
Buchstaben bestimmten beihilfefestsetzenden Hochschu-
le, der dabei die Funktion des Dienstvorgesetzten der Be-
amtinnen und Beamten der anderen Hochschule wahr-
nimmt. Die Zuordnung zum jeweiligen Dienstvorgesetzten 
nach Satz 1 ist so vorzunehmen, als ob die oder der Beihil-
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feberechtigte bei der beihilfefestsetzenden Stelle beschäf-
tigt wäre. Über die Beihilfeanträge der hauptberuflichen 
Mitglieder der Hochschulleitung sowie der Leiterinnen und 
Leiter der Einrichtungen im Geschäftsbereich des Ministe-
riums für Innovation, Wissenschaft, Forschung und Tech-
nologie entscheidet die Präsidentin oder der Präsident  
oder die Rektorin oder der Rektor der beihilfefestsetzen-
den Hochschule. Über deren Anträge sowie über die der 
sonstigen Beamtinnen und Beamten der Einrichtungen 
entscheidet die Vizepräsidentin oder der Vizepräsident für 
den Bereich der Wirtschafts- und Personalverwaltung oder 
die Kanzlerin oder der Kanzler. Über Widersprüche gegen 
Beihilfefestsetzungen entscheidet die beihilfefestsetzende 
Hochschule, die zugleich Klagegegner vor den Gerichten 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit ist. 

c) Für die dienstherrenübergreifende Bearbeitung oder Fest-
setzung der Beihilfe nach Buchstabe b) gilt § 77 Abs. 3 
Satz 3 Hochschulgesetz i. d. F. dieses Gesetzes entspre-
chend.“ 

Begründung dieser Änderung: 

Zu Nummer 1 (Nummer 2 Buchstabe c)): 

Die Hochschulen haben im Rahmen der Anhörung vorge-
tragen, dass eine Beteiligung des Kuratoriums im ersten 
Auswahlgremium für den Hochschulrat nicht sachgerecht 
sei, da dem Kuratorium bislang keine Entscheidungsbefug-
nisse zugewiesen worden sind. Die Vorschrift wurde daher 
geändert. Der vom Ministerium benannte Vertreter des bis-
herigen Hochschulrates in dem ersten Auswahlgremium 
kann auch der Vertreter des Ministeriums selbst sein. 

Zu Nummer 2 (neue Nummer 9): 

Die Ermächtigung zur Neubekanntmachung dient der bes-
seren Verständlichkeit des Studienbeitrags- und Hochschul-
abgabengesetzes. 
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Zu Nummer 3 (neue Nummer 10): 

Buchstabe a Satz 1 schreibt für den Übergangszeitraum der 
Implementierung des Hochschulfreiheitsgesetzes die derzeit 
bestehenden Beihilfecluster fest. Buchstabe a Satz 2 stellt 
dabei klar, dass die in Satz 1 genannten Einrichtungen im 
Geschäftsbereich des Ministeriums nicht durch Buchstabe a 
in ihrem Bestand gesetzlich festgeschrieben werden. Zu-
dem kann das Ministerium auch vorsehen, dass die Einrich-
tungen in seinem Geschäftsbereich die Beihilfen beispiels-
weise in eigener Zuständigkeit oder in der Zuständigkeit 
einer anderen Einrichtung im Geschäftsbereich oder – auf-
grund des verfassungsrechtlichen Ressortprinzips mit Zu-
stimmung des zuständigen Ressortministers – des Landes 
bearbeiten und festsetzen. 

Buchstabe b regelt die bisher schon bestehenden Zustän-
digkeiten für die Beihilfefestsetzung, die sich bewährt ha-
ben. 

Buchstabe c regelt mit seinem Verweis auf § 77 Abs. 3 
Satz 3 Hochschulgesetz in der Fassung des Hochschulfrei-
heitsgesetzes das erforderliche Personalaktenführungs- und 
Datenschutzrecht. 

Art. 8 Regierungsentwurf lautete ursprünglich: 

2. Hinsichtlich der Hochschulordnungen, Gremien, Funktionsträ-
gerinnen und Funktionsträger der Universitäten und Fach-
hochschulen im Sinne des § 1 Abs. 2 Hochschulgesetz in der 
Fassung dieses Gesetzes gilt Folgendes: 
a. Die Hochschulordnungen sind unverzüglich den Bestim-

mungen des Hochschulgesetzes in der Fassung dieses 
Gesetzes sowie dieses Gesetzes anzupassen. Regelun-
gen in Grundordnungen treten zum 1. Januar 2008 außer 
Kraft, soweit sie dem Hochschulgesetz in der Fassung 
dieses Gesetzes oder diesem Gesetz widersprechen. Da-
nach gelten die Vorschriften des Hochschulgesetzes in der 
Fassung dieses Gesetzes sowie dieses Gesetz unmittel-
bar, solange die Hochschule keine Regelung nach Satz 1 
getroffen hat. Soweit nach dem Gesetz ausfüllende Rege-
lungen der Hochschule notwendig sind, aber nicht getrof-
fen werden, kann das Ministerium für Innovation, Wissen-
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schaft, Forschung und Technologie nach Anhörung der 
Hochschule entsprechende Regelungen erlassen. 

b. Die Neubildung der Gremien und die Neubestellung der 
Funktionsträgerinnen und Funktionsträger auf der Grund-
lage des Hochschulgesetzes in der Fassung dieses Ge-
setzes erfolgen unverzüglich. Bis dahin nehmen die ent-
sprechenden bisherigen Gremien, Funktionsträgerinnen 
und Funktionsträger die im Hochschulgesetz in der Fas-
sung dieses Gesetzes vorgesehenen Aufgaben und Be-
fugnisse wahr. Endet ihre regelmäßige Amtszeit vor der 
Neubildung oder Neubestellung, ist sie verlängert; bei 
Kanzlerinnen und Kanzlern auf Zeit beträgt die Verlänge-
rung jeweils ein Jahr; Studierende werden nach ihrer re-
gelmäßigen Amtszeit nachgewählt. Der erweiterte Senat 
ist abgeschafft; seine Aufgaben und Befugnisse nimmt der 
Senat wahr. Bis zur Bildung des Hochschulrates nimmt 
das Ministerium für Innovation, Wissenschaft, Forschung 
und Technologie dessen Aufgaben und Befugnisse wahr. 
Die Neuwahl der Präsidentin oder des Präsidenten oder 
der Rektorin oder des Rektors erfolgt erst nach der Bildung 
des Hochschulrates. 

c. Die Vertreterinnen und Vertreter des bisherigen Hoch-
schulrates in dem ersten Auswahlgremium im Sinne des 
§ 21 Abs. 4 Hochschulgesetz in der Fassung dieses Ge-
setzes werden vom Kuratorium benannt. Falls ein Kurato-
rium nicht eingerichtet oder falls es beschlussunfähig ist, 
benennt das Ministerium für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie die eine Hälfte und die Hoch-
schule die andere Hälfte der Vertreterinnen und Vertreter 
nach Satz 1. 

d. Die Kanzlerin oder der Kanzler, die oder der vor In-Kraft-
Treten dieses Gesetzes für die Dauer von acht Jahren zur 
Beamtin oder zum Beamten auf Zeit ernannt worden ist, 
kann nicht vor Beendigung dieses Beamtenverhältnisses 
auf Zeit abgewählt werden. Für diesen Personenkreis gilt 
§ 44 Abs. 3 Satz 2 und Absatz 4 Hochschulgesetz vom 
14. März 2000 (GV. NRW. S. 190) in der Fassung des Ge-
setzes zur Sicherung der Finanzierungsgerechtigkeit im 
Hochschulwesen (Hochschulfinanzierungsgerechtigkeits-
gesetz – HFGG) vom 21. März 2006 (GV. NRW. S. 119) 
fort. 
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8. Zielvereinbarungen, die vor dem 1. Januar 2007 zwischen 
dem Ministerium für Innovation, Wissenschaft, Forschung und 
Technologie sowie den Universitäten und Fachhochschulen 
geschlossen worden sind, berechtigen und verpflichten nach 
dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes das Ministerium und die 
Hochschulen in der Trägerschaft des Landes. 

9. Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2007 in Kraft. 
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Begründung des Hochschulgesetzes 2005 
(HSchG 2005) 

Zu § 1 (Kunsthochschulen) 

Begründung: 
Absatz 1 

Das Regelungsregime des Kunsthochschulgesetzes ist mit 
dem Gesetz zur Weiterentwicklung der Hochschulreform – 
HRWG – in das Hochschulgesetz überführt worden. Arti-
kel 14 Nr. 6 b) HFGG räumt den Kunsthochschulen einen 
Zeitraum von zwei Jahren ein, um sich ab dem 1. Januar 
2005 auf die mit dem HRWG neu geschaffene Rechtslage 
einzustellen und die mit dem HRWG vorgezeichneten Re-
formschritte nachzuvollziehen. Vor diesem Hintergrund ist 
es nicht sachgerecht, dass sich die Kunsthochschulen in-
nerhalb dieses Zweijahreszeitraums abermals auf ein neues 
gesetzliches Regelungswerk ausrichten müssen. Für die 
Kunsthochschulen sollen daher die Regelungen des Hoch-
schulgesetzes in der Fassung des HRWG zunächst weiter-
gelten. Aus Gründen der Normenklarheit trägt das für die 
Kunsthochschulen geltende Hochschulgesetz künftig den 
Namen „Hochschulgesetz 2005“. 

Nummer 1 stellt klar, dass das Hochschulgesetz 2005 nicht 
für die Universitäten und Fachhochschulen des Landes, 
mithin nicht für die in § 1 Abs. 2 HG genannten Hochschu-
len gilt. 

Nummer 2 passt die Bezeichnung des zuständigen Ministe-
riums an. 

Nummer 3 sichert aus Gründen der Rechtsklarheit und der 
entbürokratisierenden Vereinfachung, dass die für die 
Kunsthochschulen weitergeltenden Normen des Hochschul-
gesetzes nicht in Verbindung mit Artikel 2 § 1 Abs. 1 dieses 
Gesetzes zitiert werden müssen. 

Absätze 2 bis 4 

Absatz 2 trägt dem Umstand Rechnung, dass mit diesem 
Gesetz Artikel 13 Nr. 1 HRWG aufgehoben wird. Das Glei-
che gilt hinsichtlich des Absatzes 3 für Artikel 14 Nr. 6 
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Buchstabe a) HRWG und hinsichtlich des Absatzes 4 für Ar-
tikel 14 Nr. 6 Buchstabe b) HRWG. Die Veränderungen ge-
genüber Artikel 14 Nr. 6 Buchstabe a) HRWG sind den Be-
sonderheiten der Kunsthochschulen geschuldet. 

Änderung des Landtags aufgrund der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie: 
An § 1 Abs. 4 wird der folgende neue Absatz 5 angefügt: 
„(5) Soweit dies zweckmäßig ist, kann das Ministerium für 
Innovation, Wissenschaft, Forschung und Technologie re-
geln, dass Aufgaben im Bereich der Verwaltung der Kunst-
hochschule von anderen Einrichtungen im Geschäftsbereich 
des Ministeriums oder im Einvernehmen mit anderen Hoch-
schulen des Landes, Behörden des Landes oder sonstigen 
Stellen, die Aufgaben öffentlicher Verwaltung wahrnehmen, 
von diesen Stellen wahrgenommen werden, oder dass die 
Kunsthochschule zur Erfüllung dieser Aufgaben mit derarti-
gen Stellen mit deren Einvernehmen zusammenarbeitet. 
Besteht die Aufgabe, deren Wahrnehmung übertragen oder 
zu deren Erfüllung zusammengearbeitet werden soll, in Auf-
gaben der Personalverwaltung oder der Personalwirtschaft, 
insbesondere in solchen der dienstherrenübergreifenden 
Bearbeitung oder Festsetzung der Beihilfe, gilt hierfür § 77 
Abs. 3 Satz 3 Hochschulgesetz in der geltenden Fassung 
entsprechend; die Kunsthochschule bestätigt die Übertra-
gung oder Zusammenarbeit in einer Ordnung.“ 

Begründung dieser Änderung: 
Absatz 5 eröffnet aus Effizienzgründen, mit Blick auf § 19 
Abs. 2 Landesorganisationsgesetz und zur zumindest mit-
telbaren Förderung der grundrechtlich geschützten Kunst-
freiheit in ihrem objektivrechtlichen Gehalt die Möglichkeit, 
bei den Kunsthochschulen diejenige Zusammenarbeit mit 
den in Absatz 5 Satz 1 genannten anderen öffentlichen Stel-
len zu implementieren, die den Hochschulen des Landes 
nach § 77 Abs. 3 Hochschulgesetz ermöglicht ist. Die ande-
ren Hochschulen des Landes sowie die nicht zum Ge-
schäftsbereich des Ministeriums gehörenden Behörden des 
Landes oder der Kommunen müssen ihr Einvernehmen zu 
der Zusammenarbeit erklären. 
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Absatz 5 Satz 2 sichert insbesondere eine dienstherren-
übergreifende Bearbeitung und Festsetzung der Beihilfe und 
zeichnet auch insofern § 77 Abs. 3 Hochschulgesetz nach. 

Im Übrigen wird auf die Begründung zu § 77 Abs. 3 Hoch-
schulgesetz verwiesen. 

§ 1 Abs. 4 Regierungsentwurf lautete ursprünglich: 
(4) Staatliche Prüfungsordnungen gelten in ihrem bisheri-

gen Anwendungsbereich fort. Die Neubildung der Gremien 
der Kunsthochschule und die Neubestellung der Funktions-
trägerinnen und Funktionsträger der Kunsthochschule auf 
der Grundlage dieses Gesetzes erfolgen unverzüglich. Bis 
dahin nehmen die entsprechenden bisherigen Gremien, 
Funktionsträgerinnen und Funktionsträger der Kunsthoch-
schule die in diesem Gesetz vorgesehenen Aufgaben und 
Befugnisse wahr. Endet ihre regelmäßige Amtszeit vor der 
Neubildung, ist sie verlängert; Studierende werden nach ih-
rer regelmäßigen Amtszeit nachgewählt. Bis zur Bildung des 
erweiterten Senats nimmt der Senat dessen Aufgaben und 
Befugnisse wahr. Die Bestimmung der Grundordnung der 
Kunsthochschule, dass ein Präsidium die Kunsthochschule 
leitet, wird erst mit Ablauf der Amtszeit der Rektorin oder 
des Rektors wirksam. 

Zu § 2 (Fachbereich Musikhochschule der Universität 
Münster) 

Die frühere Abteilung Münster der Musikhochschule Det-
mold ist mit dem Gesetz zur Änderung des Kunsthoch-
schulgesetzes (KunstHG) sowie zur Änderung des Hoch-
schulgesetzes (HG) vom 16. Dezember 2003 (GV. NRW 
2003 Nr. 57 S. 772) als Fachbereich Musikhochschule in die 
Universität Münster integriert worden. Der Fachbereich steht 
indes materiell einer Kunsthochschule gleich, da er die Auf-
gaben der Kunsthochschulen auf dem Gebiet der Musik 
wahrnimmt. Entsprechend der bisher geltenden Regelung 
des § 3 Abs. 3 Satz 6 HG a. F. muss daher – auch aus 
Gründen der Wettbewerbsfähigkeit – gewährleistet sein, 
dass für den Fachbereich die Regelungen des Hochschul-
gesetzes 2005 gelten, soweit es die musikhochschultypi-
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schen Aufgaben und die besonderen Ziele künstlerischer 
Studiengänge erfordern. Dies leistet die Regelung. 

Im Einzelnen: 

Absätze 1 und 2 

Die Regelungen gewährleisten, dass die Standards der 
künstlerischen und der kunstpädagogischen Studiengänge 
mit ihren spezifischen Voraussetzungen am Fachbereich 
erhalten bleiben. Sie schaffen damit die notwendige Vor-
aussetzung der Gleichstellung des Fachbereichs als Musik-
hochschule Münster im Miteinander der Musikhochschulen. 
Die Stellung des Fachbereichs Musikhochschule im Ge-
samtgefüge der Universität sowie die Verteilung der Zu-
ständigkeiten innerhalb des Fachbereichs regelt das Hoch-
schulgesetz in der geltenden Fassung (Absatz 1 Sätze 4 
und 5). 

Die besondere Aufgabenstellung der Kunsthochschulen 
macht erforderlich, dass für die Dienstaufgaben und die 
Einstellungsvoraussetzungen des künstlerischen und wis-
senschaftlichen Personals des Fachbereichs Musikhoch-
schule die Regelungen des Hochschulgesetzes 2005  
Anwendung finden (Absatz 2 Satz 1). Indes wird die dienst-
rechtliche Stellung des Personals ansonsten nicht berührt. 
Die am Fachbereich Münster tätigen Beamtinnen und Be-
amten des Landes werden mithin Beamtinnen und Beamten 
der Körperschaft; Gleiches gilt für die Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer. 

Absatz 3 

Die Vorschrift greift den Regelungsgehalt des § 13a HG  
a. F. auf. 



Hochschulgesetz NRW 

352 

Begründung des Gesetzes zur Erhebung von 
Studienbeiträgen und Hochschulabgaben  

(Studienbeitrags- und Hochschulabgabengesetz – 
StBAG NRW) vom 21. März 2006  

(Artikel 2 des Gesetzes zur Sicherung der 
Finanzierungsgerechtigkeit im Hochschulwesen –

HFGG (GV. NRW. S. 119)) 

A. Allgemeiner Teil 

Das wichtigste Kapital einer entwickelten Industriegesellschaft ist 
die intellektuelle Leistungsfähigkeit ihrer Bürgerinnen und Bürger 
und die Verfügbarkeit von auch akademisch gut ausgebildeten 
Fachkräften. Wissenschaft, Forschung und technologische Ent-
wicklung tragen maßgeblich zur Erhaltung und Steigerung der 
Wettbewerbsfähigkeit und der nachhaltigen Entwicklung von Wirt-
schaft und Gesellschaft bei. Eine wissenschaftlich exzellente, 
wirtschaftlich leistungsfähige und qualitativ hochwertig ausbilden-
de Hochschullandschaft ist eine Bedingung für Innovation, für zu-
kunftssichere Arbeitsplätze und für die kulturelle und ökonomi-
sche Wertschätzung Nordrhein-Westfalens. Die Stärkung des 
Wachstums, die Sicherung der bestehenden Arbeitsplätze und 
die Verbesserung der Rahmenbedingungen für zukunftssichere 
neue Arbeitsplätze hängen entscheidend davon ab, dass die Hoch-
schulen stärker wettbewerbsfähig werden, die Qualität ihrer Lehre 
verbessern können und dass die Studierenden sich als aktive 
Partner in den Prozess der Lehroptimierung einbringen können. 

Dieses Gesetz gibt den Hochschulen Instrumente an die Hand, 
mit denen sie eine durchgreifende Verbesserung in der Qualität 
der Hochschullehre erzielen können. Die Hochschulen sind hier in 
die Pflicht genommen, sich Rechenschaft darüber abzulegen, in-
wiefern sie tatsächlich gewillt sind, die finanzielle Ausstattung der 
Lehre tatkräftig und grundlegend vor dem Hintergrund eines Stu-
dienbeitragssystems zu verbessern, welches niemanden von ei-
nem Studium abschreckt. Entschließen sich die Hochschulen da-
zu, Beitragssatzungen zu erlassen, werden Studierende künftig 
mit einer finanziellen Nachfragemacht ausgestattet sein, der eine 
gestiegene Verantwortlichkeit der Hochschulen für die Güte ihrer 
Lehre korrespondiert. Studienbeiträge schaffen eine Situation, die 
die Beziehungen zwischen Lehrenden und Lernenden verbessert. 
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Sie tragen zu einer Qualitätssteigerung von Lehre und Studium 
bei, indem der Wert der Hochschulausbildung wieder mehr ins 
Bewusstsein der Studierenden und der Lehrenden rückt. Die Stu-
dierenden werden als Beitragszahler auf die entsprechenden 
Leistungen in der Lehre hinwirken können. Gleichzeitig wird ihnen 
durch die Bezahlung die Werthaltigkeit des Studiums bewusst. 
Dies führt zu einem effizienteren Studierverhalten und damit zu 
einer ökonomischeren Inanspruchnahme der Bildungsressourcen. 

Damit gelingt es, wettbewerbliche Steuerungsmechanismen in 
das Hochschulsystem einzubringen. Falls Hochschulen durch 
Studienbeiträge praktisch Drittmittel für die Lehre erzielen können, 
werden Lehrleistungen im Anreizsystem für die Lehrenden einen 
höheren Stellenwert erhalten. In der Zukunft wird mit bedarfsge-
rechten und differenzierten Studienangeboten von hoher Qualität 
um Studierende geworben werden. Studienbeiträge führen zudem 
nicht nur auf der Angebotsseite, sondern auch auf der Nachfrage-
seite zu positiven Steuerungswirkungen: Studierende erhalten 
Anreize, ihr Studium in zeitlicher Hinsicht effizient zu organisieren 
und Lehrleistungen offensiv einzufordern. Sie erhalten Signale in 
Bezug auf Kosten und Nutzen, die mit einem Studium verbunden 
sind. Dadurch wird die Informationslage bei Studienwahlentschei-
dungen verbessert. Da durch das Studienbeitragsaufkommen die 
Qualität der Lehre verbessert wird, senken sich die Studienzeiten 
mit der Folge, dass Studienbeiträge die Opportunitätskosten der 
Studierenden in Form entgangenen Einkommens reduzieren. Auf 
diese Weise werden durch die Einführung von Studienbeiträgen 
die Gesamtkosten des Studiums für die Studierenden sinken. 

Mit dem Gesetz zur Sicherung der Finanzierungsgerechtigkeit im 
Hochschulwesen wird daher ein Baustein gelegt, mit dem das Zu-
kunftskapital Hochschulen nicht nur entschieden weiterentwickelt 
werden kann. Vielmehr ist die Einführung von Studienbeiträgen 
notwendig, um dem im Interesse der Zukunftsfähigkeit unserer 
Gesellschaft überragend wichtigen öffentlichen Interesse an einer 
qualitativ hochwertigen Hochschulausbildung Rechnung zu tra-
gen. Ohne die Einführung von Studienbeiträgen würde dieses  
überragend wichtige Gemeinschaftsgut nachhaltigen Schaden er-
leiden. 

Mit Studienbeiträgen wird Nordrhein-Westfalen zu einem Land der 
neuen Chancen und der Innovation. Die Gesamtausgaben für den 
Tertiärbereich liegen in vielen entwickelten Staaten deutlich höher 
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als in Deutschland. Einer der maßgeblichen Gründe hierfür liegt in 
dem Umstand, dass in Deutschland die privaten Ausgaben für 
Bildung sehr niedrig sind. Wenn die Hochschulen in Deutschland 
ihre hervorragende Position in Forschung und Lehre erhalten und 
ausbauen wollen, müssen auch die privaten Bildungsausgaben 
gesteigert werden. Drittmittel müssen für die Lehre ebenso 
selbstverständlich werden, wie sie es für die Forschung geworden 
sind. Mit der Erhebung von Studienbeiträgen werden derartige 
lehrbezogene Drittmittel den Hochschulen des Landes zugeführt. 

Die Erhebung von Studienbeiträgen wird nicht dazu führen, dass 
entsprechend dem Beitragsaufkommen die staatliche Finanzie-
rung der Hochschule verringert wird. Dies würde dem Charakter 
der Studienbeiträge als Drittmittel und dem Sinn und Zweck die-
ses Gesetzes zuwiderlaufen. 

Mit der Einführung von Studienbeiträgen wird die Zahl der Studieren-
den nicht zurückgehen. Die internationalen Erfahrungen sprechen 
im Gegenteil dafür, dass sich bei der Einführung von Studienab-
gaben die Anzahl der Studierenden ausweiten wird. Studienbei-
träge werden in die Verbesserung der Qualität der Lehre fließen. 
Das Studium wird damit zeitlich verkürzt werden. Wegen dieser 
Verkürzung erhöhen Studienbeiträge auch merklich die mit einer 
Hochschulbildung verbundene Bildungsrendite. Den aufgewende-
ten Studienbeiträgen steht ein finanziell höherer Gewinn durch ei-
ne früher aufgenommene Erwerbstätigkeit gegenüber. Diese auf 
einer Hochschulausbildung beruhende Bildungsrendite wird in 
Deutschland typischerweise insgesamt nicht durch höhere Steu-
erleistungen und sonstige positive externe Effekte für die Volks-
wirtschaft ausgeglichen. Die Inanspruchnahme staatlicher, von 
der Gesamtheit der Steuerpflichtigen finanzierter Einrichtungen 
durch einen eingeschränkten Kreis von Nutzerinnen und Nutzern 
rechtfertigt durchweg im Interesse einer gerechten Lastenvertei-
lung in aller Regel eine Abgabenpflicht. Ohne Studienbeiträge 
würde mithin die gegenwärtig bestehende Umverteilung von 
Nicht-Hochschulabsolventinnen und -absolventen zu Hochschul-
absolventinnen und -absolventen, die überdurchschnittliche Ein-
kommen beziehen, bestehen bleiben. Studienbeiträge sind des-
halb geeignet, eine Verbindung zwischen der Finanzierung der 
Hochschulen und dem individuellen Vorteil der Studierenden her-
zustellen; sie tragen daher zu höherer Verteilungsgerechtigkeit 
bei. 
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Angesichts dieser Bildungsrendite ist die Abtragung der mit der 
Aufnahme des Studienbeitragsdarlehens verbundenen Schulden-
last hinnehmbar. Dies gilt umso mehr, als die Darlehenslasten 
aus dem Darlehen der Ausbildungsförderung nach dem BAföG 
und dem Studienbeitragsdarlehen, welches auf der Grundlage 
dieses Gesetzes gewährt wird, auf einen moderaten Gesamtbe-
trag von 10.000 Euro begrenzt sind. Gerade der besonders 
schutzwürdige Kreis der Empfänger höherer Ausbildungsförde-
rung nach dem BAföG wird damit wirtschaftlich von der Entrich-
tung von Studienbeiträgen grundsätzlich nicht betroffen sein. 
Darüber hinaus eröffnet ein Studium die Aussicht auf einen späte-
ren Arbeitsplatz, der mit einem überdurchschnittlichen Gehalt und 
einem unterdurchschnittlichen Arbeitslosigkeitsrisiko verbunden 
ist. Dies muss sich in dem finanziellen Einsatz der Studierenden 
für ihr Studium widerspiegeln. Es muss vermieden werden, dass – 
wie derzeit – der weit überwiegende Anteil der nicht akademisch 
ausgebildeten Bevölkerung über ihre Steuerlast das Studium der 
Studierenden finanziert, die zu einem erheblichen Anteil aus Aka-
demikerfamilien stammen und nach Abschluss des Studiums ent-
sprechend höher dotierten Erwerbstätigkeiten nachgehen können. 
Dieses Gesetz trägt dazu bei, dass künftig nicht mehr einkom-
mensschwache Familien zur Finanzierung des Studiums derjeni-
gen Studierenden herangezogen werden, die einkommensstärke-
ren Familien entstammen. Insgesamt gesehen ist die Einführung 
von Studienabgaben damit ein Akt tatkräftiger sozialer Gerechtig-
keit. 

Das Studienbeitragsmodell besteht im Wesentlichen aus drei Be-
standteilen: der Beitragspflicht der Studierenden, die auf der 
Grundlage einer Beitragssatzung der Hochschule entsteht, der 
Bereitstellung von Darlehen, mit denen die Entrichtung der Stu-
dienbeiträge sozialverträglich nachgelagert finanziert werden 
kann und die im Gesamtbetrag zusammen mit dem Darlehensan-
teil der Ausbildungsförderung nach dem BAföG auf eine Summe 
von 10.000 Euro begrenzt sind, und schließlich die Übernahme 
des Risikos, dass Darlehensforderungen endgültig nicht mehr be-
glichen werden können, durch einen Ausfallfonds. 

Die Hochschulen können durch Beitragssatzung regeln, dass ihre 
Studierenden pro Semester einen Studienbeitrag in der modera-
ten Höhe von bis zu 500 Euro entrichten müssen. Dieser Beitrag 
ist auch unter sozialen Gesichtspunkten tragbar und schreckt 
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nicht von der Aufnahme eines Studiums ab. Neben der Beitrags-
höhe verhindert das Institut der Nachlagerung effektiv, dass eine 
Sonderung im Zugang zu den Hochschulen nach den Besitzver-
hältnissen der Eltern eintreten kann. § 12 führt einen Kontrahie-
rungszwang der NRW.Bank ein. Studierende können damit zu 
günstigen Zinskonditionen einen Darlehensvertrag abschließen, 
auf dessen Grundlage sie die Studienbeiträge leicht entrichten 
können. Das Studienbeitragsdarlehen ist grundsätzlich erst wäh-
rend der beruflichen Tätigkeit im Anschluss an das abgeschlos-
sene Studium zurückzuzahlen. Personen mit einem geringen  
Einkommen sind zudem von der Rückzahlung solange befreit,  
wie ihre Einkommensschwäche andauert. Schließlich kann durch 
die Einrichtung eines Ausfallsfonds das finanzielle Risiko der 
NRW.Bank abgefangen werden. Es ist der NRW.Bank daher 
möglich, die Studienbeitragsdarlehen für einen geringen Zinssatz 
anzubieten. Auch damit ist ein Stück sozialer Gerechtigkeit ver-
bunden. 

B. Besonderer Teil 

Zu § 1 – Anwendungsbereich 

Absatz 1 der Vorschrift regelt, dass sich das StBAG  
ausschließlich auf die Erhebung von Abgaben durch die  
Universitäten, Fachhochschulen und Kunsthochschulen im 
Sinne § 1 Abs. 2 Hochschulgesetz bezieht. Die Fachhoch-
schulen für den öffentlichen Dienst (in Nordrhein-Westfalen 
die Fachhochschule für öffentliche Verwaltung, die Fach-
hochschule für Rechtspflege und die Fachhochschule für 
Finanzen) sind vom StBAG ausgenommen worden, da ihre 
Studierenden als Beamte auf Widerruf im Vorbereitungs-
dienst zum Land stehen und daher unentgeltlich ausgebildet 
werden. 

Absatz 2 bindet die Erhebung der Abgaben des StBAG sub-
sidiär in den rechtlichen Rahmen des Gebührengesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen ein. 
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Zu § 2 – Studienbeitrag 

Absatz 1: 

Mit Absatz 1 werden die Hochschulen ermächtigt, auf der 
Grundlage einer Beitragssatzung Studienbeiträge in einer 
Höhe von bis zu 500 Euro zu erheben. Mit dieser zumutba-
ren Beitragshöhe werden die Studierenden nur zu einem 
geringeren Teil zu den Kosten ihrer Ausbildung herangezo-
gen. Die Höhe des Beitrags gewährleistet dabei, dass ein-
kommensschwache Studierwillige nicht von der Aufnahme 
eines Studiums abgehalten werden. 

Studienbeiträge werden zum Zwecke des Studiums erho-
ben. Dieser Zweckbindung entsprechend sieht Absatz 2 vor, 
dass das Gesamtaufkommen der Studienbeiträge zweckge-
bunden primär Lehre und Studium zukommen muss. 

Für die Beitragspflicht ist es unerheblich, ob die Studieren-
den in einem Studiengang oder in mehreren Studiengängen 
an einer Hochschule eingeschrieben sind. In beiden Fällen 
fällt der Beitrag nur einmal pro Semester an. Das Gesetz 
verdeutlicht dies, indem „ein“ Beitrag „für das Studium“ er-
hoben wird. Falls die jeweilige Hochschule für verschiedene 
Studiengänge unterschiedlich hohe Studienbeiträge fest-
setzt, kann daher gleichwohl nur ein Beitrag erhoben wer-
den. Die Hochschule wird daher in ihrer Beitragssatzung 
Vorkehrungen zu treffen haben, die die Beitragserhebung in 
diesem Falle regeln. 

Die Studienbeiträge werden „für das Studium“ erhoben. 
Daneben gibt Satz 2 dem Satzungsgeber Hinweise, welche 
Zielsetzungen er bei der Festsetzung der Höhe der Stu-
dienbeiträge beachten soll. Mit Blick auf das hohe öffentli-
che Interesse an einer Profilbildung der Hochschulen und 
an dem Wettbewerb unter den Hochschulen sowie ange-
sichts verschiedener fachlicher Lehrkulturen können die Bei-
tragssatzungen für verschiedene Studiengänge verschieden 
hohe Studienbeiträge vorsehen, die sich zudem auch je 
nach Hochschule unterscheiden können. 

Mit Blick auf den Grundsatz der abgabenrechtlichen Gleich-
behandlung und das Gebot, Missbräuche zu vermeiden, 
können Studienbeiträge in der Beitragssatzung – vorbehalt-
lich anderer Vorgaben in der Rechtsverordnung nach § 19 
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Abs. 1 – hingegen nicht in der Höhe verschieden geregelt 
werden, je nachdem, ob die oder der Studierende ihr oder 
sein Studium faktisch als Teilzeitstudium organisiert oder 
nicht. Für Teilzeitstudierende des Fern- und Verbundstudi-
ums und für Teilzeitstudiengänge sieht Absatz 4 hier eine 
Sonderregelung vor. Dies dient zudem einem effizienten 
Einsatz der Verwaltungsressourcen. 

Unter die Beitragspflicht nach Absatz 1 fallen auch die sog. 
großen Zweithörerinnen und Zweithörer nach § 71 Abs. 2 
HG. Ihre Beitragspflicht ist erforderlich, da ansonsten die 
Gefahr bestünde, dass sich Studienwillige an einer Hoch-
schule außerhalb Nordrhein-Westfalens einschreiben und 
dann als große Zweithörerin oder als großer Zweithörer im 
Sinne § 71 Abs. 2 HG zugelassen werden, ohne beitrags-
pflichtig zu werden. Damit würde ihnen ein beitragsfreies 
Studium ermöglicht, ohne dass dies durch die Interessenla-
ge gerechtfertigt wäre. Mit Blick auf den abgabenrechtlichen 
Grundsatz der Gleichbehandlung ist die Beitragspflichtigkeit 
des vorgenannten Personenkreises zumindest angesichts 
einer Situation sachgerecht, in der noch nicht in sämtlichen 
Bundesländern Studienabgaben eingeführt worden sind. 

Studierende eines weiterbildenden Masterstudienganges 
nach § 90 Abs. 3 HG werden in diesen Studiengang nicht 
eingeschrieben, sondern als Gasthörerinnen oder Gasthörer 
zugelassen, § 90 Abs. 2 Satz 1 HG i. V. m. § 71 Abs. 3 HG. 
Sie unterliegen daher nicht der Studienbeitragspflicht nach 
§ 2 Abs. 1 StBAG, sondern entrichten den besonderen 
Gasthörerbeitrag nach § 3 Abs. 2 StBAG. 

Bei Doktorandinnen und Doktoranden überwiegt der for-
schungsnahe Charakter der Ausbildung. Diejenigen, die 
zum Promotionsstudium zugangsberechtigt sind, werden 
daher nach § 97 Abs. 5 Satz 1 HG auf Antrag nicht als Stu-
dierende in einen Studiengang, sondern als Doktorandin 
oder als Doktorand an der Hochschule eingeschrieben. Dies 
gilt selbst dann, wenn das Promotionsstudium nach § 97 
Abs. 2 Satz 2 HG als Studiengang durchgeführt und ggfls. 
durch einen vorangehenden Masterabschluss gegliedert 
wird. Denn ein derartig durchgeführtes oder untergliedertes 
Promotionsstudium verliert nicht seinen Charakter als Pro-
motionsstudium, so dass es bei der Einschreibung als Dok-
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torandin oder als Doktorand verbleibt. Wegen der fehlenden 
Einschreibung als Studierende und mit Blick auf die For-
schungsorientierung ihrer Studien unterfallen Doktorandin-
nen und Doktoranden daher nicht der Verpflichtung zur Ent-
richtung des Studienbeitrags. § 8 Abs. 1 Nr. 4 StBAG stellt 
dies nur klar. 

Absatz 2: 

Absatz 2 sichert, dass die Einnahmen aus den Studienbei-
trägen zielgerichtet für eine Verbesserung der Lehre und 
der Studienbedingungen verwendet werden. Dieses Gebot 
verwirklicht Art. 13 des Internationalen Pakts über wirt-
schaftliche, soziale und kulturelle Rechte vom 19. Dezem-
ber 1966 (BGBl. II 1973, S. 1569) – IPWSKR – Rechnung. 
Aus Art. 13 IPWSKR folgt zudem das bundesrechtliche Ver-
bot, die allgemeinen staatlichen Ausgaben im Hochschulbe-
reich, die für die Lehre aufgewendet werden, aufgrund der 
Beteiligung der Hochschulen an dem Studienbeitragsauf-
kommen entsprechend diesem Aufkommen zu reduzieren 
(Verbot regressiver Schritte). Die zweckgebundene Einfüh-
rung von Studienbeiträgen stärkt damit sowohl die Qualität 
der Lehre und des Studiums als auch die Finanzierung der 
Hochschulen durch den staatlichen Zuschuss. 

In einem Studienbeitragssystem mit einem Anspruch auf ein 
Studienabschlussdarlehen muss gesichert sein, dass notlei-
dend gewordene und ausfallende Darlehensschulden er-
setzt werden. Die Ausgleichszahlungen an den Ausfallfonds 
nach § 17 Abs. 3 sichern daher das Beitragsaufkommen 
und kommen somit zumindest mittelbar zugleich Lehre und 
Studium zugute. Das gleiche gilt für den Preis Qualität der 
Hochschullehre nach § 10. 

Im Rahmen der allgemeinen Zweckbindung für Lehre und 
Studium bewegt es sich, wenn ein geringer Teil der Bei-
tragseinnahmen für Stipendienprogramme für besonders 
qualifizierte bedürftige Studierende verwendet wird, mit de-
nen die jeweiligen Studienbeiträge bezahlt werden können. 
Darüber hinaus können aus dem Beitragsaufkommen auch 
finanzielle Anreize für eine qualitativ hochwertige Lehre ge-
setzt werden, soweit derartige Anreize mit dem Besoldungs-
recht vereinbar sind. 
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Schließlich bewegen sich die für die erforderliche Verwal-
tung der Studienbeiträge aufzuwendenden Kosten innerhalb 
der allgemeinen Zweckbindung des Beitragsaufkommens. 

Absatz 2 regelt zudem ausdrücklich, dass das Beitragsauf-
kommen Mittel Dritter ist. Damit wird der Charakter der Stu-
dienbeiträge unterstrichen, bei denen die Hochschule von 
dritter Seite finanzielle Mittel für die Verbesserung der Lehre 
und der Studienbedingungen akquiriert. Vor diesem Hinter-
grund ist das Beitragsaufkommen kapazitativ neutral. 

Absatz 3: 

Die Vorschrift stellt klar, dass die Beitragspflicht nach § 2 
Abs. 1 nur entstehen kann, wenn die oder der Studierende 
in einen Studiengang eingeschrieben ist, der zu einem be-
rufsqualifizierenden Abschluss führt. Bildungsangebote, die 
in der Weise eines Studienganges organisiert sind und die 
zu einem bloßen Zertifikat führen, lösen damit nicht die Bei-
tragspflicht aus. Das Gleiche gilt für den Status einer Meis-
terschülerin oder eines Meisterschülers bei den Kunstaka-
demien. 

Absatz 4: 

Satz 1 führt das Institut der oder des Teilzeitstudierenden 
ein. Teilzeitstudierende im Sinne dieser Vorschrift sind zu 
ein Halb des Vollzeitstudiums von Studiengängen des Fern- 
oder Verbundstudiums eingeschrieben. Die volle Beitrags-
pflicht ist hier nicht gerechtfertigt. Damit für eingeschriebene 
Teilzeitstudierende nur die Hälfte der für das Vollzeitstudium 
angesetzten Studienbeiträge anfallen können, müssen zwei 
Voraussetzungen erfüllt sein. Zum einen müssen die Studie-
renden ausschließlich in Studiengängen des Fern- oder 
Verbundstudiums eingeschrieben sein. Sind sie daneben 
noch in weitere grundständige Studiengänge außerhalb des 
Fern- und Verbundstudiums eingeschrieben, kommt es zur 
vollen Beitragspflicht nach Maßgabe der Beitragssatzung. 
Zum anderen müssen die Betreffenden ausschließlich als 
Teilzeitstudierende eingeschrieben sein. Studieren Teilzeit-
studierende darüber hinaus weitere Studiengänge des Fern- 
und Verbundstudiums, kommen für sie Sonderregelungen in 
der Beitragssatzung nach Absatz 4 nicht in Betracht. 
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Aus Gründen der Verwaltungsvereinfachung und um Miss-
brauchsgefahren zu begegnen, ist das Maß des Teilzeit-
studiums auf die Hälfte des Maßes des Vollzeitstudiums 
festgesetzt. Für diejenigen eingeschriebenen Teilzeitstudie-
renden, die tatsächlich im Semester weniger als die Hälfte 
der Zeit studieren, die üblicherweise Vollzeitstudierende für 
ihr Studium aufwenden, kann daher ihr ermäßigter Beitrag 
nicht nochmals proportional zum Maß ihres Arbeitseinsatzes 
ermäßigt werden. Umgekehrt ist eine Ermäßigung des Stu-
dienbeitrags nur bei einer Verringerung der üblicherweise 
für das Studium aufzuwendenden Zeit auf die Hälfte sach-
gerecht. Andernfalls käme es zu nicht fassbaren Abgren-
zungsschwierigkeiten. 

Der Status der oder des Teilzeitstudierenden setzt im Übri-
gen voraus, dass die Einschreibungsordnung der jeweiligen 
Hochschule eine derartige Einschreibung eröffnet und dass 
die Betreffenden „als Teilzeitstudierende“ oder „als Teilzeit-
studierender“ eingeschrieben sind. 

Satz 2 regelt Studiengänge insbesondere der Präsenzlehre, 
die ausschließlich als Teilzeitstudiengänge organisiert sind 
und demnach auch nur in Teilzeit studiert werden können. 
Satz 2 betrifft hingegen nicht das sog. faktische Teilzeitstu-
dium von Studiengängen, die als Vollzeitstudiengänge an-
gelegt sind und auch in dieser Form studiert werden. 

Absatz 5: 

Da der Studienbeitrag bei sog. großen Zweithörerinnen und 
Zweithörern mehrfach anfallen kann, sieht Satz 1 des Ab-
satzes 5 vor, dass die Hochschulen durch Vereinbarungen 
nach § 109 Satz 2 HG regeln können, dass im Falle einer 
gegenseitigen Abstimmung ihres Lehrangebotes oder bei 
einer sonstigen übergreifenden Zusammenarbeit der Hoch-
schulen in Lehre und Studium der Studienbeitrag trotz 
mehrfacher Einschreibung nur einmal anfällt. Durch Verein-
barung regeln die beteiligten Hochschulen zudem, nach 
welcher Weise sich das Beitragsaufkommen auf die beteilig-
ten Hochschulen verteilt. Da es in verschiedenen Bereichen, 
insbesondere im Bereich der Lehramtsausbildung mit künst-
lerischen Fächern, sachgerechte Bedarfe gibt, die Beitrags-
rechtslage auch ohne Hochschulvereinbarungen zu regeln, 
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sieht Satz 2 eine entsprechende Rechtsverordnungser-
mächtigung vor. 

Zu § 3 – Allgemeiner und besonderer Gasthörerbeitrag, 
Zweithörerbeitrag 

Die Vorschrift zeichnet ohne sachliche Änderung im We-
sentlichen § 10 StKFG nach. Die neue Abgabenpflichtigkeit 
der Zweithörerin oder des Zweithörers ist deshalb gerecht-
fertigt, weil sie oder er in der gleichen Weise wie eine Gast-
hörerin oder ein Gasthörer an der Lehrleistung der Hoch-
schule partizipiert. 

Die Abgaben nach § 3 werden für die bloße Möglichkeit der 
Teilnahme an der öffentlichen Leistung erhoben und stellen 
daher einen Beitrag dar. Die Höhe der Gasthörer- und 
Zweithörerbeiträge wird nach § 19 Abs. 1 in einer Rechts-
verordnung geregelt. Der Verordnungsgeber orientiert sich 
dabei beim besonderen Gasthörerbeitrag grundsätzlich da-
ran, dass durch die Beiträge der Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer vornehmlich die vollen Kosten der Weiterbildung fi-
nanziert werden. 

Zu § 4 – Ausfertigungs- und Verspätungsgebühren 

Die Vorschrift zeichnet ohne wesentliche Änderung § 11 
StKFG nach. 

Zu § 5 – Studienkollegs- und Betreuungsbeitrag 

Absatz 1: 

Sowohl die Betreuung ausländischer Studierender als auch 
deren vorherige Unterrichtung in einem Studienkolleg sind 
aufwendige Maßnahmen, die hohe Kosten verursachen. 
Dem trägt Satz 1 durch die Möglichkeit einer finanzwirt-
schaftlichen Absicherung Rechnung. Die Vorschrift sichert 
die in § 3 Abs. 8 HG bekräftigte Aufgabe der Hochschulen, 
ihre ausländischen Studierenden sachgerecht zu betreuen. 
Da eine Betreuung ausländischer Studierender über das hi-
nausgeht, was die Hochschule bereits bei der Auswahl aus-
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ländischer Studierender geleistet hat, ist es gerechtfertigt, 
über die dafür vorgesehene Möglichkeit der Erhebung von 
Auswahlgebühren hinaus noch einen weiteren Beitrag zu 
erheben. 

Satz 2 übernimmt im Wesentlichen die derzeit schon beste-
hende Verpflichtung zur Entrichtung von Auswahlgebühren 
nach § 69 Abs. 2 HG. Die Neufassung sichert dabei, dass 
sämtliche Auswahlaufwände in den Hochschulen unabhän-
gig von ihrem Entstehungsort (Zentralebene oder Fachbe-
reichsebene) erfasst werden können. § 69 Abs. 2 HG wird 
dementsprechend durch Art. 3 Nr. 3 dieses Gesetzes ge-
strichen. 

Satz 3 trägt dem Umstand Rechnung, dass Beiträge und 
Gebühren nach den Sätzen 1 und 2 für die in Satz 3 ge-
nannten Personenkreise nicht sachgerecht sind, da für die-
se Personenkreise typischerweise weder eine stärkere 
Betreuung sinnvoll noch angesichts § 66 Abs. 5 Sätze 3 und 
4 HG ein besonderes Auswahlverfahren sachgerecht ist. 

Mit Satz 4 Halbsatz 1 wird die Fallgestaltung aufgegriffen, 
bei der eine Einschreibung vorliegt im Rahmen zwischen-
staatlicher, übernationaler oder hochschulischer Abkom-
men, die Gebührenfreiheit auf Gegenseitigkeit garantieren. 
Hier würde eine Verpflichtung zur Entrichtung des Betreu-
ungsbeitrags dem Abkommen zuwiderlaufen. Satz 4 Halb-
satz 2 zieht aus diesem Befund die sachgerechte Konse-
quenz, dass kein Anspruch auf Entgegennahme der 
Betreuungsleistung besteht, wenn der Betreuungsbeitrag 
nicht entrichtet wird. 

Absatz 2: 

Die Regelung sichert, dass die Leistungen der Hochschule 
oder des Studienkollegs erst erbracht werden müssen, 
wenn die Abgaben nach Absatz 1 entrichtet worden sind. 

Zu § 6 – Gebühren beim Fern- und Verbundstudium 

Die Vorschrift zeichnet ohne sachliche Änderung die bislang 
für das Fern- und Verbundstudium bestehende Gebühren-
regelung des StKFG nach. 
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Zu § 7 – Entstehung und Fälligkeit der Studienabgaben 

Absatz 1: 

Die Vorschrift zeichnet in Absatz 1 Nr. 1 bis 5 ohne wesent-
liche Änderungen die schon beim Studienkonten- und  
-finanzierungsgesetz geltenden Regelungen hinsichtlich der 
Entstehung und Fälligkeit der Studienabgaben nach. Ab-
satz 1 Nr. 6 bis 8 lässt es zu, dass in der Rechtsverordnung 
nach § 19 Abs. 1 der Zeitpunkt, in dem die Pflicht zur Ent-
richtung der dort genannten Abgaben entsteht, später ange-
setzt werden kann. 

Absatz 2: 

Satz 1 regelt die Fälligkeit der Abgabenpflicht. 

Satz 2 regelt den Fall, dass sich eine Studierende oder ein 
Studierender kurz nach Semesterbeginn, aber noch vor Vor-
lesungsbeginn exmatrikuliert, bspw. weil sie oder er an einer 
anderen Hochschule, an der sie oder er sich beworben hat, 
im Nachrückverfahren einen Studienplatz erhalten hat. Da 
die Studierenden in diesen Fällen typischerweise noch kei-
ne oder nur in sehr geringem Umfang Lehrleistungen in An-
spruch genommen haben, ist es gerechtfertigt, den für das 
betreffende Semester geleisteten Studienbeitrag zu erstat-
ten. Der Beitragsbescheid, der in aller Regel vor Semester-
beginn ergeht, wird gegenstandslos, ohne dass es einer 
förmlichen Aufhebung bedarf. Bei einer späteren Exmatriku-
lation ist eine Erstattung des Studienbeitrags für das betref-
fende Semester nicht mehr möglich. 

Änderung des Landtags aufgrund der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie: 
§ 7 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 
„Die Abgaben werden mit Entstehung der Abgabenpflicht 
fällig. Bei dem Versagen der Zulassung oder der Einschrei-
bung oder bei einer Exmatrikulation vor Beginn der Vorle-
sungszeit wird ein etwaig erteilter Abgabenbescheid nach 
Absatz 1 Nr. 1, 2, 6, 7 und 8 gegenstandslos; eine bereits 
gezahlte Abgabe ist zu erstatten.“ 
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Begründung dieser Änderung: 
Die Änderung verdeutlicht, dass die Beitragspflicht schon 
unmittelbar aufgrund der Beitragssatzung selbst entsteht 
und dass deshalb ein Beitragsbescheid nicht erforderlich ist. 
Die Hochschule kann indes – etwa aus Gründen der mit ei-
nem Bescheid verbundenen Bestandskraft – auch die Hand-
lungsform des Beitragsbescheides wählen. 

§ 7 Abs. 2 Regierungsentwurf lautete ursprünglich: 
Die Abgaben werden mit Entstehung der Abgabenpflicht 

fällig. Bei dem Versagen der Zulassung oder einer Exmatri-
kulation vor Beginn der Vorlesungszeit wird der Beitragsbe-
scheid nach Absatz 1 Nr. 1 gegenstandslos; ein bereits ge-
zahlter Beitrag ist zu erstatten. 

Zu § 8 – Ausnahmen von der Abgabenpflicht, 
Abgabenermäßigung und Abgabenerlass 

Absatz 1: 

Die Ausnahmen von der Verpflichtung zur Entrichtung des 
Studienbeitrags nach Absatz 1 Nr. 1, 2 und 3 gründen darin, 
dass während der dort genannten Umstände durchweg kei-
ne Hochschulleistungen relevant in Anspruch genommen 
werden. Absatz 1 Nr. 1 Halbsatz 2 stellt dabei aus Gründen 
der abgabenrechtlichen Gleichbehandlung und mit Blick auf 
ansonsten bestehende Umgehungsmöglichkeiten der Bei-
tragspflicht klar, dass die Vorbereitung auf eine Abschluss-
prüfung keinen wichtigen Grund im Sinne § 65 Abs. 5 Satz 2 
Nr. 8 HG darstellt. Während der Vorbereitung auf Ab-
schlussprüfungen werden durchweg Leistungen der Hoch-
schule etwa in Form der Betreuung von Abschlussarbeiten 
in Anspruch genommen. 

Absatz 1 Nr. 4 unterstreicht nochmals ausdrücklich die sich 
schon aus der Ermächtigungsnorm des § 2 Abs. 1 ergeben-
de Rechtsfolge, dass eingeschriebene Doktorandinnen und 
Doktoranden nicht beitragspflichtig werden. Zugleich stellt 
die Vorschrift klar, dass die Beitragspflicht gleichwohl ent-
steht, wenn sich Doktorandinnen und Doktoranden außer-
halb ihres Promotionsstudiums in einen Studiengang ein-
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schreiben, der kein Promotionsstudiengang ist und auch 
keinen Masterstudiengang darstellt, der den Promotionsstu-
diengang nach § 97 Abs. 2 Satz 2 HG untergliedert. 

Nach § 65 Abs. 7 HG können die Teilnehmerinnen und Teil-
nehmer an einer im Wege des Franchising stattfindenden 
Vorbereitung nach § 96 Abs. 1 Satz 4 HG an derjenigen 
Hochschule als Studierende eingeschrieben werden, die als 
Franchisepartner die Vorbereitung begleitet. Da die Ausbil-
dungsleistungen indes durchweg der nichthochschulische 
Franchisepartner erbringt, ist eine Beitragspflicht der o. g. 
Teilnehmerinnen und Teilnehmer nicht angezeigt. Diesem 
Umstand trägt Absatz 1 Nr. 5 Rechnung. 

Absatz 1 Nr. 6 zieht die abgabenrechtlichen Folgen aus 
dem Umstand, dass bei den dort genannten Fallgestaltun-
gen eine Finanzierung des Lehrangebots durch die Hoch-
schule nicht stattfindet. Voraussetzung für die Ausnahme 
von der Beitragspflicht ist, dass der jeweilig studierte Stu-
diengang ausschließlich durch Dritte finanziert wird; dies 
muss anhand einer Vollkostenrechnung ermittelt und aus 
Gründen der Rechtssicherheit vom Ministerium festgestellt 
worden sein. Sobald sich die Studierenden in einen weite-
ren Studiengang einschreiben, der nicht ausschließlich mit 
Mitteln Dritter finanziert wird, entsteht die Beitragspflicht auf 
der Grundlage einer Beitragssatzung nach § 2 Abs.1. 

Absatz 2: 

Absatz 2 zieht hinsichtlich der Beitragspflicht ausländischer 
Studierender die gebührenrechtlichen Folgen aus Verpflich-
tungen, die aus Abkommen resultieren, die Gebührenfreiheit 
auf Gegenseitigkeit vorsehen. Darüber hinaus können durch 
Rechtsverordnung nach § 19 Abs. 1 Satz 2 die Hochschulen 
ermächtigt werden, in ihrer Beitragssatzung vorzusehen, 
dass ausländische Studierende im Einzelfall von der Ent-
richtung des Studienbeitrages befreit werden können, wenn 
die Hochschule ein besonderes Interesse an der Bildungs-
zusammenarbeit mit dem Herkunftsland hat. Damit können 
etwaigen öffentlichen Interessen im Bereich der Internatio-
nalisierung der Hochschulen Rechnung getragen werden. 



Hochschulgesetz NRW 

367 

Absatz 3: 

Die Befreiung von der Verpflichtung zur Entrichtung der 
Studienbeiträge setzt sachliche Gründe voraus, die mit Blick 
auf den verfassungsrechtlichen Grundsatz der abgaben-
rechtlichen Gleichbehandlung die Befreiung rechtfertigen 
können; das Gleiche gilt für Ermäßigungen der Höhe der 
Beitragsverpflichtung. Typischerweise entscheiden die Stu-
dierenden selbst, wie sie ihr Studium gestalten. In den in 
Absatz 3 genannten Fallgestaltungen ist diese Entschei-
dungsfreiheit indes durch äußere Umstände eingeschränkt, 
die für die betroffenen Studierenden unabweislich sind oder 
in der Teilhabe an der Hochschul-, Studierendenschafts- 
oder Studentenwerksorganisation gründen. Eine Befreiung 
von der Beitragspflicht ist hier nach Maßgabe der Beitrags-
satzung sachgerecht. Sonstige, in Absatz 3 nicht genannte 
Umstände, die die Studiengestaltung des Einzelnen beein-
flussen, sind durchweg nicht in diesem Sinne unabweisbar 
oder durch relevante Organisationsgründe getragen. Eine 
Befreiung nach Absatz 3 scheidet damit für diese Gründe 
aus. 

Im Einzelnen: 

a) 

Im Falle der Pflege und Erziehung von Kindern im Sinne 
des Satzes 1 Nr. 1 ist die Befreiung gerechtfertigt durch das 
besondere, verfassungsrechtlich untermauerte Schutzbe-
dürfnis minderjähriger Kinder (Art. 6 Abs. 1 GG – Schutz 
von Ehe und Familie) und der Mutter (Art. 6 Abs. 4 GG). 
Zudem werden aufgrund der Kinderbetreuung die Hoch-
schulleistungen typischerweise in einem geringeren Umfang 
in Anspruch genommen als bei kinderlosen, nicht betreuen-
den Studierenden. Diese verringerte Inanspruchnahme der 
Hochschulleistungen ist abgabenrechtlich relevant, da sie 
nicht einem ausschließlich freien Wunsch der betreuenden 
Studierenden entspricht, sondern einer gesetzlichen 
Rechtspflicht zur elterlichen Sorge Rechnung trägt. 

Die Pflege und Erziehung des minderjährigen Kindes muss 
während des Studiums erfolgen, um eine Befreiung in An-
spruch nehmen zu können. Erziehen beide Elternteile wäh-
rend ihres Studiums das Kind, kann die Befreiung gleich-
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wohl nur einmal in Anspruch genommen werden. Stellen 
beide Elternteile den Antrag auf Befreiung, wird die Befrei-
ung demjenigen Elternteil gewährt, mit dem das Kind in 
häuslicher Gemeinschaft lebt, da damit das Tatbestands-
merkmal der Pflege oder der Erziehung typischerweise eher 
erfüllt sein wird. Lebt das Kind in häuslicher Gemeinschaft 
beider Eltern und einigen sie sich nicht, wem die Befreiung 
gewährt werden soll, kommt eine hälftige Teilung des Stu-
dienbeitrags oder eine Entscheidung durch das Los in Fra-
ge, welchem Elternteil die Befreiung gewährt wird. Im Ein-
zelnen wird die Verwaltungspraxis diese Entscheidungen 
treffen müssen. 

b) 

Im Falle der Mitwirkung in Organen nach Satz 1 Nr. 2 ist die 
Befreiung für die Vertreterinnen und Vertreter in Organen 
der Hochschule durch das Benachteiligungsverbot nach 
§ 37 Abs. 3 HRG gerechtfertigt. Für die Vertreterinnen und 
Vertreter in den Organen der Studierendenschaft gründet 
die Befreiung in dem Umstand, dass die Studierendenschaft 
die Aufgaben nach § 72 Abs. 2 Satz 2 HG wahrnimmt und 
dabei insbesondere nach § 72 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 HG an 
der Erfüllung der Aufgaben der Hochschule nach § 3 HG 
mitwirkt. Organe der Studierendenschaft sind aus Gründen 
der Rechtssicherheit nur die in § 74 Abs. 1 HG genannten 
Organe, also das Studierendenparlament und der Allgemei-
ne Studierendenausschuss. Zu den Organen der Studieren-
denschaft rechnen zwar nicht die Organe der Fachschaften, 
da Fachschaften nach § 77 Abs. 1 HG Untergliederungen 
der Studierendenschaft darstellen und daher nicht zugleich 
Organe der Studierendenschaft sein können. Die Arbeit, die 
Studierende in den Organen der Fachschaften leisten, ist für 
die Hochschule indes unter Lehrgesichtspunkten wichtig. 
Mit Blick auf diesen Umstand sind die Organe der Fach-
schaften den Organen der Studierendenschaft gleichgestellt 
worden. Die Beitragsbefreiung ist für die Vertreterinnen und 
Vertreter in den Organen der Studentenwerke mit Rücksicht 
auf die hochschulunterstützenden Aufgaben der Studen-
tenwerke aus § 2 StWG gerechtfertigt. 
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c) 

Bei der Gleichstellungsbeauftragung ist eine Beitragsbefrei-
ung durch den verfassungsrechtlichen Gleichstellungsauf-
trag von Frauen und Männern (Art. 3 Abs. 2 Satz 2 GG) ge-
rechtfertigt. 

d) 

Im Falle der studienzeitverlängernden Auswirkung einer Be-
hinderung oder einer schweren Erkrankung ist die Befreiung 
gerechtfertigt durch das verfassungsrechtliche Benachteili-
gungsverbot für behinderte Menschen (Art. 3 Abs. 3 Satz 2 
GG) und für studienzeitverlängernd schwer erkrankte Stu-
dierende durch das Sozialstaatsprinzip des Grundgesetzes. 
Dabei führt nicht jede Behinderung oder schwere Erkran-
kung zu einer Beitragsbefreiung. Vielmehr müssen die kör-
perlichen Beeinträchtigungen studienzeitverlängernd sein. 
Sie müssen mithin dazu führen, dass die Studierfähigkeit 
bezogen auf das jeweilige Semester über einen längeren 
Zeitraum so erheblich herabgesetzt ist, dass ein ordnungs-
gemäßes Studium nicht mehr möglich ist. Auch eine chroni-
sche Erkrankung kann bei einem entsprechenden Schwere-
grad zu einer Beitragsbefreiung führen. 

Als Nachweis für die studienzeitverlängernde Auswirkung 
einer Behinderung oder schweren Erkrankung können ein 
fachärztliches Attest oder ergänzend die Stellungnahme der 
Behindertenbeauftragten oder des Behindertenbeauftragten 
der Hochschule, die Stellungnahme anderer einschlägig 
kompetenter Behindertenverbände oder -organisationen 
oder andere geeignete Nachweise dienen. 

e) 

Satz 2 regelt das Konkurrenzverhältnis zwischen Befreiung 
und Beurlaubung. Beurlaubte Studierende, die dem Grunde 
nach einen Befreiungstatbestand erfüllen, brauchen daher 
mit Blick auf Absatz 1 Nr. 1 nicht eigens einen Antrag auf 
Befreiung stellen. 

f) 

Satz 3 behandelt die Ermäßigungen und Befreiungen für 
das Teilzeitstudium. Bei eingeschriebenen Teilzeitstudie-
renden des Fern- oder Verbundstudiums soll nach § 2 
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Abs. 4 Satz 1 die Beitragssatzung eine Verringerung des 
Studienbeitrages um die Hälfte vorsehen, da diese Studie-
renden in Teilzeit die Leistungen der Hochschule entspre-
chend geringer pro Semester in Anspruch nehmen. Darüber 
hinaus können Studierenden von Teilzeitstudiengängen 
nach § 2 Abs. 4 Satz 2 die Studienbeiträge ermäßigt wer-
den. Satz 3 zieht hieraus für die Befreiungstatbestände des 
Satzes 1 die sachgerechten Folgen. Falls Teilzeitstudieren-
de oder Studierende in Teilzeitstudiengängen, denen Be-
freiungen nach Satz 1 gewährt worden sind, in den Status 
von Vollzeitstudierenden wechseln und in diesem Status ei-
ne Befreiung nach Satz 1 beantragen, muss die Zahl der 
während des Teilzeitstatus gewährten Befreiungen auf den 
Vollzeitstatus umgerechnet werden. Sind zwei Befreiungen 
während des Teilzeitstatus gewährt worden, sind die nun-
mehr im Vollzeitstatus eingeschriebenen Studierenden so 
zu stellen, als ob ihnen erst eine Befreiung gewährt worden 
sei. Das Nähere regelt die Rechtsverordnung nach § 19 
Abs. 1, die zudem für das Teilzeitstudium sonstige Ermäßi-
gungen vorsehen kann, wenn und solange die Hochschule 
hinreichende Nachweise sichert, dass die betreffenden Stu-
dierenden in Teilzeit studieren und dass Missbrauchsmög-
lichkeiten ansonsten unterbunden werden können. 

Absatz 4: 

Der Ausgleich sozialer Härten erfolgt in dem Studienbei-
tragsmodell mit nachgelagerter Finanzierung nach den 
§§ 12 bis 14, gekoppelt mit der Begrenzung der Darlehens-
lasten nach § 15, mit dem die Gesamtbelastung der Stu-
dienbeitragsschuld gedeckelt wird. Mit diesem System wird 
dem Gebot des Bundesverfassungsgerichts hinreichend nach-
gekommen, dass bei der Einführung von Studienabgaben 
den Belangen einkommensschwacher Bevölkerungskreise 
durch sozialstaatliche, auf die Wahrung gleicher Bildungs-
chancen bedachten Regelungen angemessen Rechnung 
getragen werden muss. Studienbeiträge können in einem 
derartigen System nicht sozial abschreckend wirken. Eine 
Sonderung im Zugang zu den Hochschulen nach den Be-
sitzverhältnissen der Eltern wird effektiv verhindert. 
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In einem Studienbeitragsmodell mit Nachlagerung kann eine 
etwaig während des Studiums bestehende Einkommens-
schwäche der Studierenden schlechterdings nicht dazu füh-
ren, dass das der ersten Berufsausbildung dienende Studi-
um nicht aufgenommen oder fortgeführt werden kann. Denn 
eine Finanzierung der Studienbeiträge ist über den Ab-
schluss eines Studienbeitragsdarlehens nach § 12 möglich. 
Auch die Befürchtung, nach dem Studienabschluss nicht 
über hinreichende finanzielle Mittel zur Rückzahlung des 
Studienbeitragsdarlehens zu verfügen, kann nicht von ei-
nem Studium abschrecken, wenn – wie nach § 14 – eine 
Freistellung von der Verpflichtung zur Rückzahlung des 
Studienbeitragsdarlehens bei einer Einkommensschwäche 
statthaft ist. Schließlich kann auch die Befürchtung, die Dar-
lehenslast würde zu umfangreich, nicht abschreckend wir-
ken, da die finanzielle Gesamtlast der Rückzahlungsver-
pflichtungen nach § 15 auf die moderate Summe von 
10.000 Euro gedeckelt ist, womit vor allem die besonders 
schutzwürdigen Studierenden, die einen greifbaren Betrag 
an Ausbildungsförderung nach dem BAföG erhalten, prak-
tisch im wirtschaftlichen Ergebnis keine Studienbeiträge be-
zahlen müssen. 

Bei einem System der Nachlagerung mit Freistellung und 
Schuldendeckelung besteht daher für eine allgemeine Här-
tefallklausel durchweg kein Bedürfnis mehr. Dies gilt um so 
mehr, als die Prüfung, ob ein Härtefall gegeben ist, zu ei-
nem erhöhten Verwaltungsaufwand führt, der angesichts 
der finanziellen Situation der öffentlichen Haushalte ver-
stärkt rechtfertigungsbedürftig ist und der im Grundsatz 
nicht getragen werden kann. Gleichwohl kann die Vielfalt 
der Lebenswirklichkeit zu Einzelfällen führen, in denen den 
betroffenen Studierenden trotz allem eine Beitragspflichtig-
keit nicht zugemutet werden kann. Eine Abwägung zwi-
schen derartigen Interessenlagen, dem bestehenden Aus-
gleich etwaiger Härten durch das System der Nachlagerung 
und dem Maß des tragbaren Verwaltungsaufwands ergibt, 
dass eine allgemeine Härtefallklausel auf äußerst unbillige 
Umstände beschränkt sein muss, bei denen zudem ein 
strenger Maßstab anzulegen ist. 
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Eine unbillige Härte im Sinne des Absatzes 4 kommt daher 
nur bei besonderen Umständen des Einzelfalles in Betracht. 
Es muss sich also etwa um Umstände handeln, die eine 
derartige Besonderheit aufweisen, dass sie nicht bereits  
über das System der Nachlagerung erfasst werden können. 
Zudem müssen die Umstände für den Einzelnen unabweis-
bar sein. Die Umstände müssen mithin in eine Zwangslage 
führen, aus der die betroffenen Studierenden nur mit unzu-
mutbarem Aufwand herausfinden können. 

Da die mit der Beitragspflicht verbundenen wirtschaftlichen 
Härten zudem über das System der Nachlagerung aufge-
fangen werden, muss die unbillige Härte über die bloße Bei-
tragspflichtigkeit hinausgehen und die wirtschaftliche Exis-
tenz der oder des Betreffenden gefährden. Für eine unbillige 
Härte kommen daher etwa Fallgestaltungen in Frage, bei 
denen die Studierenden derartig hoch verschuldet sind, 
dass ihnen eine weitere Darlehensbelastung schlechter-
dings nicht mehr zugemutet werden kann. 

In den Fällen des Zweitstudiums, bei denen ein Studienbei-
tragsdarlehen nicht mehr in Anspruch genommen werden 
kann, können die Studierenden grundsätzlich nur in äußers-
ten Notfällen eine unbillige Härte geltend machen. Diese 
Studierenden haben bereits über ihr Erststudium an dem 
Studienbeitragsmodell mit nachgelagerter Zahlung partizi-
piert oder ihr Erststudium vor dem In-Kraft-Treten dieses 
Gesetzes gebührenfrei absolviert. Mit Blick auf diesen Um-
stand und vor dem Hintergrund, dass die Hochschule sie 
schon durch ihr Erststudium für den Arbeitsmarkt qualifiziert 
hat, kann ihnen daher durchweg die Entrichtung von Stu-
dienbeiträgen zugemutet werden. 

Zur Verwaltungsvereinfachung muss das Vorliegen einer 
unbilligen Härte nicht bewiesen werden; vielmehr reicht 
nach Satz 2 eine Glaubhaftmachung hin. Zur Glaubhaftma-
chung kann die Hochschule nach § 9 Abs. 1 Sätze 2 und 3 
die Vorlage geeigneter Unterlagen verlangen oder eine Ver-
sicherung an Eides statt verlangen und abnehmen. 
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Änderung des Landtags aufgrund der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie: 
§ 8 Abs. 3 wird wie folgt gefasst: 
„(3) Von der Beitragspflicht auf der Grundlage der Beitrags-
satzung nach § 2 Abs. 1 wird auf Antrag eine Befreiung oder 
Ermäßigung gewährt für 
1. die Pflege und Erziehung von minderjährigen Kindern im 

Sinne des § 25 Abs. 5 Bundesausbildungsförderungsge-
setz, höchstens jedoch für drei Semester der Beitrags-
pflicht in Höhe bis zum vollen Studienbeitrag, 

2. die Mitwirkung als gewählte Vertreterin oder gewählter 
Vertreter in Organen der Hochschule, der Studierenden-
schaft, der Fachschaften der Studierendenschaft oder 
der Studentenwerke, höchstens jedoch für zwei Semes-
ter der Beitragspflicht in Höhe bis zum vollen Studienbei-
trag, 

3. die Wahrnehmung des Amtes der Frauen- und Gleich-
stellungsbeauftragten, höchstens jedoch für zwei Se-
mester der Beitragspflicht in Höhe bis zum vollen Stu-
dienbeitrag, 

4. die studienzeitverlängernden Auswirkungen einer Be-
hinderung oder einer schweren Erkrankung. 

Eine Befreiung oder Ermäßigung nach Satz 1 findet nicht 
statt, soweit und solange die oder der Studierende beurlaubt 
ist. Für Studierende im Sinne des § 2 Abs. 5 verdoppelt sich 
die Anzahl möglicher Befreiungen oder Ermäßigungen. Die 
Beitragssatzung kann für die Fallgestaltungen im Sinne des 
Satzes 1 Nr. 1 bis 3 über das dort genannte Maß hinaus für 
weitere Semester Befreiungen oder Ermäßigungen von der 
Beitragspflicht vorsehen. In diesem Fall gelten Satz 2 und 3 
entsprechend.“ 

Begründung dieser Änderung: 
Die Änderung legt wie in der Anhörung angeregt einen Min-
deststandard hinsichtlich der Befreiungen oder Ermäßigun-
gen der genannten Fallgruppen fest. Zugleich ist durch Ab-
satz 3 Satz 4 und 5 gewährleistet, dass die Hochschulen auf 
etwaige besondere Bedürfnislagen vor Ort oder mit Rück-
sicht auf ihre Profilbildung flexibel reagieren und über den 
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dort gesetzlich festgelegten Mindeststandard hinaus für wei-
tere Semester der Beitragspflicht Befreiungen oder Ermäßi-
gungen vorsehen können. Hinsichtlich der studienzeitver-
längernden Auswirkung einer Behinderung oder einer 
schweren Erkrankung ist eine derartige Flexibilisierung nicht 
veranlasst, da hier das Maß der Befreiungen oder der Er-
mäßigung durch den Umfang der studienzeitverlängernden 
Auswirkung umrissen ist. 

§ 8 Abs. 3 Regierungsentwurf lautete ursprünglich: 
Durch Beitragssatzung regelt die Hochschule, in welchem 

Umfang von der Beitragspflicht auf der Grundlage der Bei-
tragssatzung nach § 2 Abs. 1 auf Antrag eine Befreiung  
oder Ermäßigung gewährt werden kann für 
1. die Pflege und Erziehung von minderjährigen Kindern im 

Sinne des § 25 Abs. 5 Bundesausbildungsförderungsge-
setz, 

2. die Mitwirkung als gewählte Vertreterin oder gewählter 
Vertreter in Organen der Hochschule, der Studierenden-
schaft, der Fachschaften der Studierendenschaft oder 
der Studentenwerke, 

3. die Wahrnehmung des Amtes der Frauen- und Gleich-
stellungsbeauftragten, 

4. die studienzeitverlängernden Auswirkungen einer Be-
hinderung oder einer schweren Erkrankung. 

Eine Befreiung oder Ermäßigung nach Satz 1 findet nicht 
statt, soweit und solange die oder der Studierende beurlaubt 
ist. Für Studierende im Sinne des § 2 Abs. 5 verdoppelt sich 
die in der Beitragssatzung geregelte Anzahl möglicher Be-
freiungen oder Ermäßigungen. 

Zu § 9 – Auskunftspflicht 

Absatz 1: 

Die Regelung trägt der Mitverantwortlichkeit der Studieren-
den im System der Studienabgaben Rechnung. Soweit die 
Abgabenpflicht von Angaben über Verhältnisse der oder des 
Studierenden zu Dritten abhängt, kann auch eine Erklärung 
hinsichtlich dieser Verhältnisse verlangt werden. 



Hochschulgesetz NRW 

375 

Absatz 2: 

Der Vollzug des StBAG ist ohne die Übermittlung personen-
bezogener Daten an die Hochschule und an die NRW.Bank 
durch andere öffentliche Stellen wie den staatlichen Prü-
fungsämtern nicht möglich. Aus diesem Grund werden diese 
Stellen – unter Beachtung des Grundsatzes der Erforder-
lichkeit – durch Absatz 2 zur Übermittlung dieser Daten ver-
pflichtet. 

Änderung des Landtags aufgrund der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie: 
§ 9 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 
„(1) Studienbewerberinnen und -bewerber sowie die Studie-
renden sind verpflichtet, Erklärungen abzugeben, die ihre 
Abgabenpflicht und die Ausnahmen von dieser Pflicht nach 
§ 8 Abs. 1 betreffen; soweit sie Ausnahmen oder Befreiun-
gen von dieser Pflicht sowie eine Abgabenermäßigung oder 
einen Abgabenerlass beanspruchen, sind sie ebenfalls zur 
Abgabe der erforderlichen Erklärungen verpflichtet.“ 

Begründung dieser Änderung: 
Die Neuregelung präzisiert die datenschutzrechtliche Rege-
lung des § 9 Abs. 1. 

§ 9 Abs. 1 Regierungsentwurf lautete ursprünglich: 
Studienbewerberinnen und -bewerber sowie die Studieren-
den sind verpflichtet, Erklärungen abzugeben, die ihre  
Abgabenpflicht und die Ausnahmen und Befreiungen von 
dieser Pflicht sowie die Abgabenermäßigung oder den  
Abgabenerlass betreffen. Auf Verlangen sind hierfür geeig-
nete Unterlagen vorzulegen. Erforderlichenfalls können die 
Hochschulen eine Versicherung an Eides statt verlangen 
und abnehmen. Studierende, die diesen Pflichten innerhalb 
einer von der Hochschule gesetzten Frist nicht nachkom-
men, haben den Beitrag auf der Grundlage der Beitragssat-
zung nach § 2 Abs. 1 zu entrichten, wenn die Hochschule 
bei der Fristsetzung hierauf hingewiesen hat. 
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Zu § 10 – Preis für die Qualität der Hochschullehre und der 
Studienbetreuung 

Mit den Studienbeiträgen soll die Qualität der Hochschulleh-
re und des Studiums nachhaltig verbessert werden. Zu einer 
derartigen Qualitätsverbesserung trägt auch die Vergabe 
von Preisen bei, mit denen ein besonderes persönliches 
Engagement in der Lehre und eine beispielhafte Lehrtätig-
keit angemessen und nach außen sichtbar gewürdigt wer-
den können. Die Preise sind zweckgebunden von der oder 
dem Geehrten für ihre Lehre, Forschung, Kunstausübung 
oder ihre künstlerischen Entwicklungsvorhaben, also etwa 
für die sächliche Ausstattung ihrer Professur oder ihres Ar-
beitsbereichs, zu verwenden. 

Nach Absatz 3 kann die Hochschule durch Satzung das 
Nähere zum Preis nach Absatz 1 und zu den Vorausset-
zungen der Preisverleihung nach Absatz 2 bestimmen. Die 
Hochschule kann dabei auch bestimmen, dass der Preis 
nicht in einer Summe ausgekehrt wird. Damit kann dem 
Umstand Rechnung getragen werden, dass es sinnvoll sein 
kann, die mit der Auskehrung des Preises verbundene Be-
lastung des Gesamtaufkommens der Studienbeiträge über 
die Zeit hinweg zu strecken. 

Zu § 11 – Sicherung der Qualität der Lehr- und 
Studienorganisation 

Absatz 1: 

Bestandteil des Studienbeitragsmodells ist der Gedanke, 
dass sich die Studierenden als aktive Partner in den Pro-
zess der Lehroptimierung einbringen können. Hierzu ist es 
erforderlich, eine institutionelle Anbieter-Nachfrager-Situa-
tion zu generieren, die die Beziehungen zwischen Lehren-
den und Lernenden verbessert. Es muss gesichert sein, 
dass die Studierenden als Beitragszahler auf die entspre-
chenden Leistungen in der Lehre hinwirken können. Ein 
derartiger wirkmächtiger wettbewerblicher Steuerungsme-
chanismus setzt auch im Hochschulsystem voraus, dass 
Mängel in der gehörigen organisatorischen Erbringung des 
Studienangebots überhaupt dazu führen können, dass die 
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Studienbeiträge nachträglich oder künftig verringert werden 
können. Dem dient diese Vorschrift. 

Sie erfasst mit Blick auf die verfassungsrechtlich geschützte 
Wissenschaftsfreiheit nicht die Inhalte, sondern ausschließ-
lich die organisatorische Erbringung der Lehre. Damit sind 
beispielsweise folgende Fallgestaltungen erfasst: Die Hoch-
schule organisiert in einem Semester ihren Lehrbetrieb in 
einem Studiengang so, dass der Studienplan nach § 86 
Abs. 4 HG bei einzelnen oder bei mehreren Lehrveranstal-
tungen nicht eingehalten wird und beispielsweise die für das 
Semester vorgesehenen Pflichtlehrveranstaltungen nicht 
stattfinden. Weiteres Beispiel: Die Hochschule verstößt bei 
der Zulassung zu Lehrveranstaltungen, bei denen im Sinne 
des § 82 Abs. 3 Satz 1 HG eine Begrenzung der Teilneh-
merzahl erforderlich ist, in erheblicher Weise gegen die Kri-
terien der Prioritäten nach § 82 Abs. 3 HG und schließt  
damit Studierende unberechtigt von dem Besuch der Ver-
anstaltung aus oder lässt nicht zum Besuch berechtigte 
Studierende zu der Lehrveranstaltung zu. Ein weiterer Fall 
einer mangelhaften Lehrorganisation kann vorliegen, wenn 
die Hochschule die Mitteilungsfrist nach § 92 Abs. 1 Satz 4 
HG in einer Weise überschreitet, dass wegen der Fristüber-
schreitung die Mitteilung der Bewertung der Prüfung erst in 
dem der Prüfung nachfolgenden Semester erfolgt und daher 
die oder der Studierende ihre oder seine weitere Studien-
planung nicht ordnungsgemäß fortsetzen oder sogar ihr  
oder sein Studium nicht zeitgerecht abschließen kann. 
Schließlich können Fallgestaltungen erfasst sein, bei denen 
auch für die Zukunft absehbar ist, dass Mängel in der Orga-
nisation des Lehrbetriebs auftreten werden. Unter den 
Schutzbereich der Vorschrift fallen nur Mängel, die nicht 
bloß unerheblich sind. Der sporadische Ausfall von Lehrver-
anstaltungen oder eine nur kurzfristig andauernde Beein-
trächtigung etwa des Laborbetriebs führt daher nicht zu ei-
nem beachtlichen Mangel im Sinne des Satzes 1. 

Ob derartige organisatorische Mängel in der Leistungs-
erbringung der Lehre vorliegen, lässt sich nur anhand eines 
Vergleichs der erbrachten Leistung mit der nach den rechtli-
chen Vorgaben zu erbringenden Leistung feststellen. Es 
würde indes zu einem untragbaren Verwaltungsaufwand 
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führen, wenn dieser Vergleich individuell auf jeden Studie-
renden bezogen werden müsste. Die Regelung sieht daher 
vor, dass die Qualität der Lehrorganisation durch ein unab-
hängiges Prüfungsgremium in einem objektiv-rechtlichen 
Verfahren überprüft wird. Die Sicherung der Qualität der 
Lehrorganisation erfolgt mithin nicht individuell, sondern  
institutionell. Individuelle Vorteile begründen daher keine 
subjektiv-öffentlichen Rechte, sondern stellen nur objektiv-
rechtliche Reflexe dar. Dem trägt auch Satz 5 Rechnung. 

Das Tätigwerden ausschließlich auf Selbstbefassung unter-
streicht den selbstregulierenden Charakter des Prüfungsgre-
miums. Die Studierenden können über ihre studentischen 
Vertreterinnen und Vertreter in dem Prüfungsgremium ihre 
Anliegen in das Gremium hineintragen. Wenn mindestens 
ein Drittel der Mitglieder des Prüfungsgremiums dessen Be-
fassung zu einen Umstand wünschen, sollte das Prüfungs-
gremium dem nachkommen. 

Die Umsetzung einer Empfehlung könnte beispielsweise 
darin bestehen, dass die Hochschule künftig besondere 
Maßnahmen im Bereich der Studienorganisation ergreift. 
Auch könnten die Studienbeiträge der Studierenden, die in 
dem von der mangelhaften Leistung betroffenen Studien-
gang in dem jeweilig betroffenen Semester studieren, zu 
dem nächstmöglichen Zeitpunkt in der Weise ermäßigt wer-
den, dass semesterweise in dem betroffenen Studiengang 
Studienbeiträge künftig verringert werden oder dass bereits 
entrichtete Studienbeiträge rückerstattet werden. Mit Blick 
auf die Vielfalt sachgerechter Handlungsoptionen und der 
nur vor Ort sachlich entscheidbaren Handlungsfolgen ist es 
sinnvoll, der Hochschule hier einen Ermessensspielraum 
zuzubilligen, welche Rechtsfolge sie ergreifen will. Aufgrund 
dieser Vielfalt möglicher Rechtsfolgen, mit der eine Empfeh-
lung umgesetzt wird, ist es ausgeschlossen, dass die Quali-
tät der Lehrorganisation schon bei der Überprüfung des Bei-
tragsbescheides selbst rechtlich relevant werden kann. 
Ansonsten würde der autonomen Entscheidung der Hoch-
schule, ob und inwieweit sie die Empfehlung umsetzt, vor-
gegriffen. 

Auf die Empfehlung und ihre Umsetzung bestehen ausweis-
lich Satz 5 keine individuellen Ansprüche. Etwaige Klagen 
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auf Erlass einer Empfehlung sind daher – auch mit Blick auf 
den objektiv-rechtlichen Charakter der Qualitätssicherung – 
unzulässig. 

Die Vorschrift lässt den Umstand unberührt, dass auch mit 
anderen Maßnahmen auf qualitative Mängel der Lehre rea-
giert werden kann. Sie schließt nicht aus, dass nicht nur ein, 
sondern mehrere Prüfungsgremien – etwa jeweils eigene 
Prüfungsgremien für die Fachbereiche einer Hochschule – 
eingerichtet werden. 

Absatz 2: 

In der Beitragssatzung muss die Hochschule insbesondere 
den Vorsitz, die Zusammensetzung und die Amtszeit der 
Mitglieder des Prüfungsgremiums nach Absatz 1 regeln. 
Damit wird dem Gedanken hochschulischer Autonomie 
Rechnung getragen. Da der Gedanke der Garantie in die-
sem Gesetz nicht individuell, sondern institutionell angelegt 
ist, bedarf es verfahrensmäßiger Vorkehrungen, mit denen 
die institutionelle Anbieter-Nachfrager-Situation ins Werk 
gesetzt werden kann. Hierzu ist gesetzlich vorgeschrieben, 
dass das Prüfungsgremium paritätisch mit Studierenden 
und sonstigen Personen (Mitglieder, Angehörige und Au-
ßenstehende) zu besetzen ist. Bei Stimmengleichheit ent-
scheidet die oder der Vorsitzende, der grundsätzlich weder 
Mitglied noch Angehöriger der Hochschule und damit nicht 
in die verschiedenen Interessenkreise eingebunden ist. Zur 
oder zum Vorsitzenden soll möglichst eine Persönlichkeit 
gewählt werden, die über eine hinreichend große Erfahrung 
verfügt, um dem Gewicht der Qualitätssicherung Rechnung 
zu tragen. 

Die Hochschule soll sicherstellen, dass dem Prüfungsgre-
mium mindestens eine Vertreterin oder ein Vertreter der 
Gruppe der weiteren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ange-
hört. 

Zu § 12 – Gewährung von Studienbeitragsdarlehen 

Der Anspruch der einzelnen Studierenden auf Abschluss  
eines Studienbeitragsdarlehens nach Maßgabe dieser Re-
gelung ist der zentrale Baustein, mit dem innerhalb des  
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Studienbeitragsmodells die Finanzierungsgerechtigkeit im 
Hochschulwesen in sozial ausgewogener Weise verwirklicht 
wird. Der Kontrahierungszwang nach § 12 Abs. 1 führt dazu, 
dass die Studierenden während der Zeit ihres Studiums kei-
ne finanziellen Mittel aufwenden müssen. Vielmehr müssen 
sie sich wirtschaftlich ausweislich § 13 erst zu einem Zeit-
punkt an den Kosten ihrer Ausbildung beteiligen, in dem sie 
regelmäßig aufgrund ihrer hochschulischen Bildung bereits 
eine gehobene berufliche Existenz begründet haben wer-
den. Schlägt dies fehl, werden die Absolventinnen und Ab-
solventen von der Verpflichtung zur Rückzahlung der Stu-
dienbeitragsdarlehen freigestellt, siehe § 14. 

Die Rechtsverhältnisse zwischen der NRW.Bank und der 
studierenden Darlehensnehmerin oder dem studierenden 
Darlehensnehmer sind ausschließlich privatrechtlicher Na-
tur. Soweit in diesem Gesetz Regelungen hinsichtlich der 
Gewährung des Studienbeitragsdarlehens enthalten sind, 
richten sich diese Regelungen an die NRW.Bank und gebie-
ten eine entsprechende Ausgestaltung des privatrechtlichen 
Rechtsverhältnisses zu den darlehensnehmenden Studie-
renden. Nur auf den Abschluss eines Darlehensvertrages 
mit einem derartigen Inhalt richten sich der Kontrahierungs-
zwang der Bank und die entsprechenden Kontrahierungs-
ansprüche der Studierenden. 

Im Einzelnen: 

Absatz 1: 

Studienbeitragspflichtige Studierende erhalten nach Absatz 1 
Satz 1 einen Anspruch gegen die NRW.Bank auf Abschluss 
eines privatrechtlichen Vertrages über ein Darlehen, mit 
dem die Finanzierung der Studienbeiträge gesichert werden 
kann. Eine Bonitätsprüfung findet nicht statt. Zum Kreis der 
studienbeitragspflichtigen Studierenden zählen auch stu-
dienbeitragspflichtige Zweithörerinnen und -hörer im Sinne 
des § 71 Abs. 2 HG. Nach Absatz 2 Satz 1 ist Anspruchs-
voraussetzung, dass die Betreffenden unter den in § 8 
Abs. 1 und 2 BAföG genannten Personenkreis fallen. Dies 
sind Deutsche im Sinne des Grundgesetzes. Bei den sons-
tigen Anspruchsberechtigten ist ein hinreichender Bezug 
zum Inland erforderlich. Damit soll das Risiko verringert 
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werden, dass es zu einem Ausfall der Darlehensforderung 
kommt. Das Ministerium kann durch Rechtsverordnung 
nach § 19 Abs. 1 Satz 5 den Darlehensanspruch auf sämtli-
che Studierende mit der Staatsangehörigkeit eines anderen 
Mitgliedstaates der Europäischen Union sowie auf weitere 
Personengruppen ausdehnen. 

Als Partner für die Umsetzung des Studienbeitragsmodells 
wurde mit der NRW.Bank eine wettbewerbsneutrale, nicht 
gewinnorientierte öffentliche Bank ausgewählt. Eine Ge-
winnmarge wird daher im Zinssatz nicht enthalten sein. Dem 
trägt Satz 2 Rechnung. Diese objektivrechtliche Regelung 
besteht aus Gründen des öffentlichen Interesses an einer 
Sozialverträglichkeit des Studienbeitragsmodells. Aus ihr 
ergeben sich daher keine subjektiv-öffentlichen Rechte der 
Studierenden auf gerichtliche Nachprüfung der Zinsberech-
nung. 

Das Darlehen ist von der Auszahlung an zu verzinsen; aus-
gezahlt wird nach Absatz 3 nicht an die Studierenden, son-
dern unmittelbar an die Hochschule. Mit diesem Kontrahie-
rungszwang der NRW.Bank ist sichergestellt, dass kein 
Grundrechtsträger von einer akademischen ersten Be-
rufsausbildung deswegen Abstand nehmen muss, weil nach 
der Beitragssatzung auf der Grundlage des § 2 Abs. 1 das 
Studium beitragspflichtig ist. 

Da die NRW.Bank nicht zu den Geschäftsbanken rechnet, 
ist es ein Gebot einer einfachen Verwaltungspraxis, dass 
Darlehensanträge nur bei der Hochschule und auch nur bei 
der Einschreibung oder Rückmeldung gestellt werden kön-
nen. Dem trägt Satz 4 Halbsatz 1 Rechnung. 

Da die Einschreibung nach § 68 Abs. 2 Buchstabe d) HG 
oder der Erfolg der Rückmeldung nach § 70 Abs. 3 Buch-
stabe c) HG versagt werden kann, wenn die zu entrich-
tenden Studienbeiträge nicht erbracht worden sind, muss 
sichergestellt sein, dass diejenigen beitragspflichtigen Stu-
dierenden, die den Studienbeitrag nicht aus ihren eigenen 
liquiden Mitteln selbst aufbringen können, eingeschrieben 
oder rückgemeldet werden können, obwohl die Einschrei-
bung oder Rückmeldung Voraussetzung für den Abschluss 
des Darlehensvertrages nach Satz 1 darstellt. Hier greift 
Satz 4 Halbsatz 2 ein. Danach gilt für die Hochschule schon 



Hochschulgesetz NRW 

382 

die Abgabe des Antrags auf Abschluss des Darlehens als 
Nachweis der Zahlung des Studienbeitrags, wenn eine das 
Bestehen des Darlehensanspruchs feststellende Mitteilung 
nach Absatz 3 Satz 1 ergeht. Mit dieser Bedingung wird 
dem Umstand Rechnung getragen, dass nicht sämtliche 
Studierenden einen Anspruch auf Abschluss eines Vertra-
ges über die Gewährung eines Studienbeitragsdarlehens 
besitzen. 

Ist die Mitteilung etwa wegen eines Fehlers in der Daten-
verarbeitung rechtsfehlerhaft ergangen, kann sie zurückge-
zogen werden. Ansprüche gegen die NRW.Bank auf Ab-
schluss eines Studienbeitragsdarlehens allein aufgrund der 
ehemals bestehenden Mitteilung oder sonstige Ansprüche 
entstehen in diesem Fall nicht. 

Satz 5 reagiert auf den Umstand, dass der Darlehensvertrag 
widerrufen oder unwirksam geworden sein kann. Einschlä-
gig ist insbesondere die bundesrechtlich vorgesehene Mög-
lichkeit des Verbraucherschutzes im Fernabsatz und beim 
Verbraucherdarlehen, sich von dem abgeschlossenen Dar-
lehensvertrag innerhalb gewisser Fristen zu lösen. Im Falle 
eines Widerrufs oder der Unwirksamkeit ist eine rückwir-
kende Exmatrikulation die sachgerechte Folge, da ansons-
ten nicht gewährleistet ist, dass den Vorschriften über die 
Entstehung und Fälligkeit der Studienbeiträge (§ 7 Abs. 1 
Nr. 1, Abs. 2) hinreichend Genüge getan werden kann. 

Absatz 2: 

Satz 1 umreißt den Kreis derjenigen studienbeitragspflichti-
gen Studierenden, die ein Studienbeitragsdarlehen dem 
Grunde nach beanspruchen können. Der Verweis auf § 8 
Abs. 1 und 2 BAföG stellt dabei klar, dass nicht nur Emp-
fänger einer Ausbildungsförderung nach dem BAföG zum 
Kreis der Anspruchsberechtigten zählen, sondern all dieje-
nigen studienbeitragspflichtigen Studierenden, die dem 
Grunde nach eine derartige Ausbildungsförderung beziehen 
könnten. Dies sind etwa sämtliche Deutsche im Sinne des 
Grundgesetzes. 

Der Kontrahierungszwang der NRW.Bank ist zudem zeitlich 
in dreifacher Hinsicht beschränkt. 
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Erstens besteht er ausweislich Satz 6 nur bis zu dem Se-
mester, welches der Vollendung des 60. Lebensjahres der 
oder des Studierenden vorausgeht. Diese Eingrenzung be-
gründet sich mit der Einsicht, dass zumindest ab diesem Al-
ter in den meisten Fällen und typischerweise das Studium 
nicht mehr zu dem Erwerb eines berufsqualifizierenden Ab-
schlusses führen und damit im überwiegend beruflichen In-
teresse betrieben wird. Vielmehr stehen durchweg andere 
Gründe, wie etwa der Wunsch, die Allgemeinbildung zu er-
weitern, für die Aufnahme eines Studiums in diesem Alter im 
Vordergrund. Selbst wenn dies anders wäre, würde die 
nach Beendigung des Studiums der Seniorinnen und Senio-
ren zu erwartende Berufsphase im Vergleich zur voraus-
sichtlichen Dauer des Berufslebens junger Absolventinnen 
und Absolventen deutlich knapper ausfallen. Bei dem An-
spruch auf Abschluss eines Studienbeitragsdarlehens steht 
hingegen nicht das Bildungsinteresse des Einzelnen im 
Vordergrund. Vielmehr wird mit dem Anspruch bezweckt 
dazu beizutragen, dass junge Menschen durch eine akade-
mische Ausbildung zu einem anschließenden Berufsleben 
befähigt werden. Wenn dieser Zweck nicht mehr eintreten 
kann, entfällt der innere Grund, der den Kontrahierungsan-
spruch legitimiert. 

Zweitens kann nach Satz 2 das Darlehen nur innerhalb der 
Regelstudienzeit des jeweilig studierten Studienganges zu-
züglich einer Zeitspanne von vier Semestern beansprucht 
werden. Damit werden sachgerechte Anreize gesetzt, das 
Studium innerhalb einer auskömmlichen Zeitspanne ziel-
strebig und zügig abzuschließen. Damit wird gleichzeitig die 
Leistungsfähigkeit und Effizienz der Hochschulen verbes-
sert. Die Erfahrungen mit dem Vollzug des Studienkonten- 
und -finanzierungsgesetzes zeigen, dass derartige Anreize 
zu einer sinnvollen Verhaltenslenkung führen. Mit der zeitli-
chen Beschränkung des Anspruchs sind auch keine unzu-
mutbaren Belastungen für die Studierenden verbunden. Die 
Zeitspanne lässt durchweg ausreichend Zeit für ein darle-
hensgestütztes Studium unter Einschluss eines angemes-
senen studium generale. Damit ist sichergestellt, dass nicht 
jede Abweichung von dem den Prüfungsordnungen zugrun-
de liegenden Studienaufbau, die mit Blick auf individuelle 
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Erwägungen oder Lebensumstände sinnvoll oder unver-
meidlich sein mag, unmittelbar zu einer Versagung des Dar-
lehens führen kann. 

Die alleinige Begrenzung des Kontrahierungszwanges auf 
die vorgenannte Zeitspanne würde nicht verhindern, dass 
nach Ablauf dieser Zeitspanne das Studium des bislang 
studierten Studienganges abgebrochen und ein neues Stu-
dium aufgenommen wird. Für diesen neuen Studiengang 
würde – ohne weitere Regelungen – wiederum der Kontra-
hierungszwang für die Dauer der Regelstudienzeit des neu-
en Studienganges zuzüglich vier Semester greifen. Es be-
steht indes kein Grund, ein derartiges Studierverhalten 
durch die Zubilligung eines Kontrahierungsanspruchs zu 
fördern. Der Anspruch auf ein Studienbeitragsdarlehen steht 
unter dem Vorbehalt des Möglichen im Sinne dessen, was 
der Einzelne vernünftigerweise von der Gesellschaft verlan-
gen kann. Dies zu beurteilen ist in erster Linie die Aufgabe 
des demokratisch legitimierten Gesetzgebers, der bei seiner 
Entscheidung neben den Belangen der Haushaltswirtschaft 
und dem damit verbundenen Gesichtspunkt der Vorfinanzie-
rung der Studienbeiträge durch die Darlehenshingabe auch 
hochschulplanerische Belange berücksichtigen kann. 

Vor diesem Hintergrund ist als dritte Einschränkung der 
Kontrahierungszwang auf das Erststudium beschränkt. 
Satz 3 lässt dabei die sachlich oftmals notwendige Orientie-
rung in der Studienwahl frei. Falls der studierte Studiengang 
nach dem Beginn des dritten Hochschulsemesters gewech-
selt wird, besteht indes kein Grund für eine weitere Privile-
gierung der Studienwahlphase. Die Zeitspanne, in der ein 
Anspruch auf ein Studienbeitragsdarlehen besteht, beginnt 
daher hier nicht erneut zu laufen; die bislang studierten Se-
mester werden mithin ausweislich Satz 3 Halbsatz 2 auf 
diese Zeitspanne angerechnet. 

Ohne die Eingrenzung des Kontrahierungszwangs auf das 
Erststudium wäre es möglich, durch ein zeitlich nacheinan-
der folgendes Studium verschiedener Studiengänge fortlau-
fend Studienbeitragsdarlehen zu erhalten. Besonders miss-
lich wäre dies dann, wenn der oder die Studierende 
aufgrund mangelnder Einkünfte von der Verpflichtung zur 
Rückzahlung der Darlehensschuld nach § 13 freigestellt 
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wird, obwohl der spätest mögliche Beginn der Darlehens-
rückzahlung – nach § 13 spätestens elf Jahre nach Auf-
nahme des Studiums – bereits verstrichen ist. Eine derartige 
Kumulation von Studienbeitragsdarlehen kann weder durch 
ein grundrechtlich relevantes Interesse der Studierenden 
noch durch ein öffentliches Interesse gerechtfertigt werden. 
Auch hier steht die Gewährung des Studienbeitragsdarle-
hens unter dem Vorbehalt des Möglichen im Sinne dessen, 
was der Einzelne vernünftigerweise von der Gesellschaft 
verlangen kann. 

Insgesamt gesehen steht den Studierenden ein auskömmli-
cher Rahmen zur Verfügung, innerhalb dessen sie sich da-
rum bemühen können, eine erste akademische Ausbildung 
unter Einschluss einer anfänglichen Orientierungsphase er-
folgreich abzuschließen. 

Für das Studium eines ersten Masterstudienganges sieht 
Satz 4 vor, dass auch für dieses Studium zeitlich begrenzt 
ein Studienbeitragsdarlehen beansprucht werden kann. Da 
die Studierenden eines Masterstudienganges bereits ein 
erstes Studium absolviert haben, ist zu erwarten, dass ihnen 
die weitere berufliche Orientierung zwar leichter fällt. 
Gleichwohl bestehen insbesondere wegen der Forschungs-
orientierung des Masterstudiums Bedürfnisse, die Zeitdauer, 
in der das Darlehen gewährt werden kann, nicht auf die blo-
ße Regelstudienzeit des Masterstudiums zu begrenzen. In 
Abwägung dieser Umstände ist eine Zeitdauer angemes-
sen, die die Regelstudienzeit zuzüglich zwei Semester um-
fasst. 

Die darlehensrechtlich relevante Zeitspanne berechnet sich 
durch eine Addition der Regelstudienzeit des studierten Stu-
dienganges mit vier Semestern und beim Masterstudium mit 
zwei Semestern. Diese Pauschalierung ist mit Blick auf den 
Sinn und Zweck des Darlehensanspruchs, jedem Studierwil-
ligen ein erstes Studium unabhängig vom Elterneinkommen 
zu ermöglichen, hinnehmbar. Ohne die Pauschalierung wä-
re es erforderlich, bei der Beantragung des Darlehens für 
ein weiteres Studium die bisherige Studienbiografie nicht 
nur nach der Anzahl der absolvierten Hochschulsemester, 
sondern auch nach der Art der studierten Studiengänge und 
der jeweils geltenden Regelstudienzeiten abzufragen und 
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rechtlich zu bewerten. Ein derartig aufwendiges, einzelfall-
orientiertes Verfahren kann angesichts der großen Anzahl 
von Studierenden in Nordrhein-Westfalen wegen des damit 
zusammenhängenden Verwaltungsaufwandes nicht verlangt 
werden und ist auch durch berechtigte Interessen der Stu-
dierenden nicht zu rechtfertigen. Zudem würde ansonsten 
der Verwaltungsaufwand und damit der Zinssatz für das 
Studienbeitragsdarlehen steigen, was unter sozialen Ge-
sichtspunkten der Studierenden nicht sachgerecht wäre. 

Beim Studium der medizinischen Studiengänge mit ihrer 
langen Regelstudienzeit rechtfertigt sich die Pauschalierung 
zudem durch den Umstand, dass derartige Studiengänge 
besonders kostenintensiv sind. Es ist daher sachgerecht, 
besondere Leistungsanreize zu setzen, mit denen auf ein 
effizientes und zügiges Studierverhalten hingewirkt werden 
kann. 

Wird das erste Studium erfolgreich abgeschlossen, kann 
angesichts der Begrenztheit der staatlichen Ressourcen 
nicht erwartet werden, dass das regelmäßig weniger schüt-
zenswerte Interesse des Einzelnen an einer akademischen 
Zweitausbildung mit einem Kontrahierungsanspruch gegen 
die NRW.Bank unterfüttert wird. Die Bewerberinnen und 
Bewerber für ein Zweitstudium haben mit ihrer Zulassung 
zum Erststudium bereits einen Anteil an der Verteilung der 
Bildungs- und Berufschancen gehabt. 

Es ist sinnvoll, in die Zeitspanne, in der das Studienbei-
tragsdarlehen beansprucht werden kann, Zeiten, in denen 
nach § 8 eine Ausnahme, eine Befreiung oder ein Erlass 
oder nach § 11 eine Ermäßigung gewährt worden ist, nicht 
einzuberechnen. Dies regelt Satz 5. 

Satz 7 stellt sicher, dass bei den erforderlichen Berechnun-
gen nach den Sätzen 2 bis 5 auch Semester berücksichtigt 
werden, die vor dem In-Kraft-Treten dieses Gesetzes stu-
diert worden sind. Dabei werden Zeiten, in denen eine fran-
chiseweise stattfindende Vorbereitung nach § 96 Abs. 1 
Satz 4 HG oder nach § 118 Abs. 2 Sätze 2 oder 4 HG statt-
gefunden hat, in die Anrechnung nach Satz 7 einbezogen. 
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Absatz 3: 

Die Hochschulen teilen der NRW.Bank den Anspruch der 
Studienbewerberinnen und -bewerber sowie der Studieren-
den auf ein Studienbeitragsdarlehen auf Antrag mit. Die Mit-
teilung umfasst sowohl den Grund als auch den Umfang des 
Anspruchs. Der Sinn und Zweck dieser Regelung gründet in 
dem Umstand, dass in den Hochschulen die Sachkompe-
tenz zur Prüfung der Regelstudienzeit vorhanden ist. Die 
Regelung dient zudem der Verwaltungsökonomie, da sich 
durch die Mitteilung eine nochmalige Prüfung der An-
spruchsberechtigung durch die NRW.Bank erübrigt. 

Satz 2 sichert den unmittelbaren Zufluss des Beitragsauf-
kommens bei den Hochschulen. 

Absatz 4: 

Während des Studiums laufen Zinsen auf die verausgabte 
Darlehensschuld auf. Die Regelung stellt sicher, dass der 
Verpflichtung zur Entrichtung der Zinsen nicht während des 
Studiums nachgekommen werden muss. Damit wird ein 
weiterer Baustein zur Finanzierungsgerechtigkeit des Stu-
dienbeitragsmodells geleistet. 

Änderung des Landtags aufgrund der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie: 
§ 12 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a. Satz 5 wird wie folgt gefasst: 
 „Kommt ein Darlehensvertrag nicht zustande, widerruft 

oder kündigt die Studienbewerberin oder der Studien-
bewerber oder die oder der Studierende wirksam den 
Darlehensvertrag oder ist oder wird dieser unwirksam, 
kann sie oder er rückwirkend exmatrikuliert werden, 
wenn sie oder er trotz Mahnung und Fristsetzung mit 
Androhung der Maßnahme nicht nachweist, dass ihr  
oder sein Studienbeitrag entrichtet worden ist.“ 

b. An Satz 5 wird der folgende neue Satz 6 angefügt: 
 „In den Fällen des Satzes 5 gilt die Abgabe des Darle-

hensantrags nicht als Nachweis der Zahlung im Sinne 
des Satzes 4 Halbsatz 2.“ 
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Begründung dieser Änderung: 
Die Änderung stellt sicher, dass eine Exmatrikulation für die-
jenigen Studierenden erfolgen kann, bei denen der Darle-
hensvertrag nicht zustande kommt oder später wegfällt und 
bei denen der Nachweis nicht erfolgt, dass die Studienbei-
träge entrichtet worden sind. 

§ 12 Abs. 1 Regierungsentwurf lautete ursprünglich: 
Studienbeitragspflichtige Studierende haben gegen die 

NRW.Bank einen Anspruch auf Abschluss eines privatrecht-
lichen Vertrages über ein von der Auszahlung an verzinsli-
ches Darlehen, mit dem die Entrichtung der Studienbeiträge 
auf der Grundlage der Beitragssatzung nach § 2 Abs. 1 si-
chergestellt werden kann. In den Zinssatz werden nur die 
Kosten für die Geldbeschaffung und die Verwaltungskosten 
eingerechnet. Die NRW.Bank ist verpflichtet, den Studien-
bewerberinnen und -bewerbern sowie den Studierenden ein 
Darlehen nach Satz 1 zu gewähren, wenn eine Mitteilung 
nach Absatz 3 Satz 1 vorliegt. Darlehensanträge können nur 
bei der Hochschule gestellt werden; die Abgabe des Darle-
hensantrags gilt als Nachweis der Zahlung des Studienbei-
trags, wenn eine das Bestehen des Darlehensanspruchs 
feststellende Mitteilung nach Absatz 3 Satz 1 ergeht. Wider-
ruft die oder der Studierende wirksam den Darlehensvertrag 
oder ist oder wird dieser unwirksam, kann sie oder er rück-
wirkend exmatrikuliert werden, wenn sie oder er trotz Mah-
nung und Fristsetzung mit Androhung der Maßnahme nicht 
nachweist, dass ihr oder sein Studienbeitrag entrichtet wor-
den ist. 

Zu § 13 – Rückzahlung der Studienbeitragsdarlehen 

Die Vorschrift regelt gegenüber der NRW.Bank die näheren 
Modalitäten der Darlehensrückzahlung. Sie sichert, dass 
grundsätzlich erst nach Aufnahme einer Berufstätigkeit mit 
der Rückzahlung des Studienbeitragsdarlehens begonnen 
werden muss. Bei einer vorzeitigen Rückzahlung des Darle-
hens fällt keine Vorfälligkeitsentschädigung an. 
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Studierende, die ihr Studium erfolgreich abgeschlossen ha-
ben, müssen nach Satz 1 zwei Jahre nach Studienab-
schluss mit der Rückzahlung des Darlehens beginnen. 

Für diejenigen, die ihr Studium ohne Abschluss beendet ha-
ben, greift die in Satz 1 genannte Frist von elf Jahren, die mit 
der Aufnahme des Studiums beginnt und spätestens elf Jahre 
nach der Studienaufnahme endet. Diese Frist orientiert sich 
an dem Studium mit der längsten Regelstudienzeit (Studium 
der Humanmedizin) und ergibt sich aus einer Addition dieser 
Regelstudienzeit, der Zusatzzeit von vier Semestern, der Ori-
entierungsphase von zwei Semestern und der Karenzzeit von 
zwei Jahren bis zur Aufnahme einer beruflichen Tätigkeit. 
Diese Frist ist eine Höchstfrist und keine Mindestfrist. Die 
NRW.Bank kann in ihren Darlehensbedingungen vorsehen, 
dass die Rückzahlung auch nach einem früheren Zeitpunkt 
(etwa zwei Jahre nach der Studienbeendigung) beginnen 
kann, wenn die Darlehensnehmerin oder der Darlehensneh-
mer nicht mehr an einer nordrhein-westfälischen Hochschule 
immatrikuliert ist und dort auch keinen berufsqualifizierenden 
Abschluss erlangt hat und beispielsweise gegenüber der 
Bank erklärt, sie oder er habe ihr oder sein Studium endgültig 
abgebrochen oder auf Anfrage sich nicht über ihr oder sein 
weiteres Studierverhalten erklärt. 

Zu § 14 – Freistellung von der Verpflichtung zur Rückzahlung 
der Studienbeitragsdarlehen 

Neben dem Anspruch der einzelnen Studierenden auf Ab-
schluss eines Studienbeitragsdarlehens nach § 12 Abs. 1 
stellt die Regelung des § 14 einen weiteren zentralen Bau-
stein zur Finanzierungsgerechtigkeit innerhalb des Studien-
beitragsmodells mit Nachlagerung dar. Hochschulabsolven-
tinnen und -absolventen, die aus welchen Gründen auch 
immer nach Abschluss ihres Studiums keiner auskömmli-
chen Erwerbstätigkeit nachgehen können oder nicht in 
sonstiger Weise über Einkünfte verfügen, sind von der Ver-
pflichtung zur Rückzahlung der aufgenommenen Studien-
beitragsdarlehen solange befreit, wie ihre wirtschaftliche 
Notlage andauert. Die Freistellung befreit von der Verpflich-
tung zur Rückzahlung des Darlehens durch Aufschub des 
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Fälligwerdens der im Freistellungszeitraum ansonsten zu 
tilgenden Raten und hat damit die Wirkung einer Stundung. 
Zinsen fallen weiterhin an und werden ebenfalls gestundet. 
Die soziale Ausgestaltung der Rückzahlung bleibt damit er-
halten. Kein Studieninteressent muss vor diesem Hinter-
grund befürchten, nach Abschluss des Studiums das Darle-
hen nur unter unzumutbaren finanziellen Anstrengungen 
zurückzahlen zu müssen. Neben dem o. g. Kontrahierungs-
zwang wird damit effektiv vermieden, dass die Aufnahme 
eines studienbeitragspflichtigen Studiums finanziell ab-
schreckend wirkt. Insofern werden im Studienbeitragsmodell 
die Interessen der Beteiligten schonend auf der Basis des 
geringsten Eingriffs und sozial gerecht miteinander in Ein-
klang gebracht. 

Im Einzelnen: 

Absatz 1: 

In Anlehnung an die Vorschrift des § 18a BAföG, die die 
einkommensabhängige Rückzahlung des Darlehensanteils 
der Ausbildungsförderung nach dem BAföG regelt, werden 
in Absatz 1 Möglichkeiten geschaffen, dass durch Rechts-
verordnung Mindesteinkommensgrenzen vorgesehen wer-
den, bei deren Unterschreitung die Freistellung von der 
Rückzahlungsverpflichtung auf entsprechenden Antrag hin 
eintritt. 

Absatz 2: 

Nach den Vorgaben des BAföG kann ausnahmsweise auch 
für ein zweites Studium Ausbildungsförderung geleistet 
werden. Vor diesem Hintergrund sichert die Regelung, dass 
Absolventinnen und Absolventen, die Ausbildungsförderung 
nach dem BAföG erhalten, von der Rückzahlungsverpflich-
tung freigestellt werden. Damit wird der primären Zweckrich-
tung der Ausbildungsförderung Rechnung getragen. 

Die Freistellung ist unabhängig davon, in welcher Höhe 
Ausbildungsförderung konkret geleistet wird. Würde die 
Freistellung abgestuft nach dem Verhältnis zur Höhe der ge-
leisteten Ausbildungsförderung gewährt, wäre ein hoher 
Verwaltungsaufwand die Folge, der nicht tragbar ist. 
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Die Freistellung muss auch greifen, wenn anstelle der Leis-
tungen nach dem BAföG ein Studienstipendium gezahlt 
wird. Studienstipendium in diesem Sinne sind die Stipendien 
der Studienstiftungen, nicht hingegen Geldzahlungen, die 
von privater Seite aufgrund freundschaftlicher oder ver-
wandtschaftlicher Verbundenheit mit der oder dem Studie-
renden entrichtet werden. 

Zu § 15 – Begrenzung der Darlehenslasten 

Mit der Begrenzung der Darlehenslasten wird ein weiterer 
zentraler Baustein in das Studienbeitragsmodell eingeführt, 
der der sozial ausgerichteten Finanzierungsgerechtigkeit 
des Modells dient. Die Vorschrift deckelt die Summe aus 
dem Anteil des zinslos gewährten Darlehens der Ausbil-
dungsförderung nach dem BAföG und der Schuld aus dem 
Studienbeitragsdarlehen pro Semester der Gewährung des 
Studienbeitragsdarlehens auf 1.000 Euro. Insgesamt ist die 
Gesamtsumme des Darlehensanteils der Ausbildungsförde-
rung und des Studienbeitragsdarlehens auf 10.000 Euro 
gedeckelt. Mit dieser Differenzierung profitiert auch derjeni-
ge Personenkreis von der Deckelung der Darlehen, der sein 
Studium zügig absolviert. 

Die Vorschrift gewährleistet den Schutz der Empfängerin-
nen und Empfänger von Leistungen nach dem BAföG. Je 
höher der Darlehensanteil aus der Ausbildungsförderung 
nach dem BAföG ausfällt, je größer also die gewährte Aus-
bildungsförderung ist, desto geringer ist der Betrag, der 
höchstens als Studienbeitragsdarlehen zurückgezahlt wer-
den muss. Da die Höhe der Ausbildungsförderung typi-
scherweise von der sozialen Schutzwürdigkeit der geförder-
ten Studierenden abhängt, spiegelt sich damit die soziale 
Schutzwürdigkeit in der den einzelnen Studierenden zumut-
baren Obergrenze der Rückzahlungsverpflichtung wider: Je 
höher der Darlehensanteil der Ausbildungsförderung ist, 
desto niedriger ist der Anteil des rückzahlbaren Studienbei-
tragsdarlehens. 

Die Deckelung der Gesamtsumme nach § 15 setzt voraus, 
dass während des Studiums überhaupt eine Ausbildungs-
förderung nach dem BAföG bezogen worden ist. Die Decke-
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lung greift damit nur für solche Studierenden, die in irgend-
einem Zeitpunkt ihres Studiums eine derartige Förderung 
bezogen haben. Der Gesetzgeber sieht dabei von einer Re-
gelung ab, nach der die Deckelung der Gesamtsumme des 
Darlehensanteils der Ausbildungsförderung und des Stu-
dienbeitragsdarlehens auf den Zeitraum bezogen wird,  
in dem tatsächlich eine Ausbildungsförderung nach dem 
BAföG geleistet worden ist. Bei einer derartigen Regelung 
müsste der Umfang der Deckelung ebenfalls auf diesen 
Zeitraum bezogen werden, in dem die Ausbildungsförde-
rung geleistet wurde. Damit müsste die individuelle Studien-
biographie von der NRW.Bank nachvollzogen werden, wo-
mit die Verwaltungskosten der Studienbeitragsdarlehen und 
damit die Höhe des gewährten Zinssatzes steigen würden. 
Dies würde sich nachteilig auf die Absicht des Studienbei-
tragsmodells auswirken, den Zinssatz in einer moderaten 
Höhe zu halten. Zudem ist ein derartiger Individualbezug 
der Deckelung der Darlehensgesamtsumme auch sachlich 
mit Blick auf den o. g. Umstand nicht erforderlich, dass der 
Anteil des rückzahlbaren Studienbeitragsdarlehens umso 
niedriger ist, desto höher der Darlehensanteil der Ausbil-
dungsförderung ausfällt. 

Es ist sachgerecht, die Begrenzung der Darlehenslasten 
erst in der Zeit der Rückzahlung der Darlehensschuld und 
nicht bereits im Zeitpunkt der Entscheidung über die Ver-
pflichtung zur Entrichtung der Studienbeiträge anzusetzen. 
Denn ansonsten wären Verzerrungen im Beitragsaufkom-
men zwischen den einzelnen Hochschulen mit Blick auf den 
Umstand zu erwarten, dass der Anteil der Empfängerinnen 
und Empfänger von Leistungen nach dem BAföG an der 
Gesamtzahl der Studierenden an den Hochschulen unter-
schiedlich ist. Würde die Begrenzung der Darlehenslasten 
nicht im Zeitpunkt der Darlehensrückzahlung durchgeführt, 
wäre ein Umlageverfahren zwischen den Hochschulen er-
forderlich. Dies ist unter Kostenaspekten und mit Blick auf 
den Grundsatz der Verwaltungsvereinfachung nicht sachge-
recht. Dies gilt insbesondere für die erforderlich werdende 
Abstimmung zwischen den Verwaltungsverfahren der Stu-
dentenwerke als Ämter für Ausbildungsförderung und der 
jeweiligen Hochschulverwaltung. 
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Für die Durchführung der Begrenzung der Darlehenslasten 
ist ein Antrag der Darlehensnehmerin oder des Darlehens-
nehmers erforderlich. Damit wird dem Umstand Rechnung 
getragen, dass die personenbezogenen Daten über die Hö-
he des Darlehensanteils der gewährten Ausbildungsförde-
rung nach dem BAföG nicht mehr bei den Studentenwerken 
als Ämter für Ausbildungsförderung, sondern bereits beim 
Bundesverwaltungsamt gespeichert sein können. 

Zu § 16 – Mitwirkungspflichten, Datenübermittlung 

Absatz 1: 

Die Regelung dient ähnlich wie die ausbildungsförderungs-
rechtliche Vorschrift des § 47 Abs. 4 BAföG dazu, im Ver-
fahren hinsichtlich der Entscheidung über die Freistellung 
von der Rückzahlungsverpflichtung die Selbstverantwort-
lichkeit der Darlehensnehmerinnen und Darlehensnehmer 
sowie die Pflichtenstellung Dritter zu konkretisieren. Auf-
grund des Territorialprinzips greift die Vorschrift nur inner-
halb Nordrhein-Westfalens. Gleichwohl ist sie für die 
verbleibenden Fallgestaltungen hilfreich. Die Mitwirkungs-
pflichten der Darlehensnehmerin oder des Darlehensneh-
mers sollten im Übrigen auch durch die Allgemeinen Ge-
schäftsbedingungen der Darlehensverträge festgelegt 
werden. 

Absatz 2: 

Die jeweilige Hochschule und die NRW.Bank werden durch 
diese Vorschrift – unter Beachtung des Grundsatzes der Er-
forderlichkeit – zur wechselseitigen Datenübermittlung ver-
pflichtet. 

Änderung des Landtags aufgrund der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie: 
§ 16 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 
„Die Darlehensnehmerin oder der Darlehensnehmer, die 
oder der einen Antrag auf Freistellung nach § 14 stellt oder 
bei der oder dem eine Minderung der Darlehenslasten nach 
§ 15 in Betracht kommt, hat nach Maßgabe dieser Rechts-
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verordnung insbesondere durch Tatsachenangaben und 
durch die Vorlage von Urkunden an der Entscheidung über 
die Freistellung von der Verpflichtung zur Rückzahlung nach 
§ 14 und über die Feststellung des Wegfalls dieser Ver-
pflichtung nach § 15 mitzuwirken.“ 

Begründung dieser Änderung: 
Die Neuregelung präzisiert die datenschutzrechtliche Rege-
lung des § 16 Abs. 1. 

§ 16 Abs. 1 Regierungsentwurf lautete ursprünglich: 
Die Darlehensnehmerin oder der Darlehensnehmer sowie 
weitere in der Rechtsverordnung nach § 19 Abs. 2 genannte 
Personen haben nach Maßgabe dieser Rechtsverordnung 
insbesondere durch Tatsachenangaben und durch die Vor-
lage von Urkunden an der Entscheidung über die Freistel-
lung von der Verpflichtung zur Rückzahlung nach § 14 und 
über die Feststellung des Wegfalls dieser Verpflichtung 
nach § 15 mitzuwirken. 

Zu § 17 – Ausfallfonds 

Darlehensforderungen, die nach Maßgabe des § 18 Abs. 2 
nicht mehr zielgenau rückgezahlt werden, können von der 
NRW.Bank an einen Ausfallfonds abgetreten werden, der 
nach Maßgabe dieser Vorschrift als rechtlich unselbständi-
ges Sondervermögen errichtet wird und der durch eine An-
staltslast des Landes abgesichert ist. 

Die Errichtung des Ausfallfonds führt nicht dazu, dass eine 
verwaltungsorganisatorisch aufwendige und mit umfangrei-
chen persönlichen und sächlichen Mitteln ausgestattete 
neue Behörde geschaffen werden muss. Das Ministerium 
kann vielmehr die Wahrnehmung der Verwaltung des Fonds 
nach Absatz 2 Satz 2 an die NRW.Bank oder dritte Stellen 
in der Weise übertragen, dass diese Stellen die Fondsver-
waltung treuhänderisch wahrnehmen. Die Funktion des 
Ausfallfonds liegt daher primär darin, Rechtssicherheit und 
Rechtsklarheit in den Finanzströmen zu gewährleisten. 
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Der Ausfallfonds deckt das Ausfallrisiko der NRW.Bank und 
trägt damit dazu bei, den für die Darlehenshingabe zu neh-
menden Zinssatz zu verringern. Damit wird ein weiterer Bei-
trag zur Finanzierungsgerechtigkeit des Studienbeitragsmo-
dells geleistet. 

Zu § 18 – Ausfallrisiken 

Absatz 1: 

Die NRW.Bank wird nur dann von dem Ausfallrisiko befreit, 
wenn der Ausfallfonds verpflichtet ist, notleidende Darle-
hensforderungen zu übernehmen. Dem trägt Absatz 1 durch 
einen Kontrahierungszwang des Ausfallfonds Rechnung. 

Absatz 2: 

Die Vorschrift regelt, wann sich für die NRW.Bank das Aus-
fallrisiko realisiert und nach welchen Umständen die 
Rechtsbeziehungen zwischen ihr und dem Ausfallfonds im 
Falle notleidender Darlehensforderungen gestaltet sind. Die 
Rechtsverordnung nach § 19 Abs. 1 regelt die genauen 
Fallgestaltungen, wann eine Forderung notleidend gewor-
den ist. 

Absatz 3: 

Die Vorschrift regelt die Übernahme des Ausfallrisikos durch 
den Ausfallfonds für die Fälle, in denen nach Maßgabe der 
§§ 14 und 15 eine weitere Rückzahlung des Darlehens 
endgültig entfällt. 

Absatz 4: 

Die Vorschrift regelt die Erstattung der Kosten für die  
Verwaltung und Einziehung der an den Ausfallfonds abge-
tretenen und gleichwohl nach Absatz 2 Satz 2 von der 
Fondsverwaltung weiterhin verwalteten und eingezogenen 
Darlehen. Die Kostenerstattung steht unter dem Vorbehalt, 
dass die Kosten nicht durch die Darlehensnehmerin oder 
den Darlehensnehmer getragen werden, die nach Maßgabe 
der Rechtsverordnung nach § 19 Abs. 2 oder auf der Grund-
lage des Darlehensvertrages in Verbindung mit den allge-
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meinen Regeln des privaten Rechts zur Übernahme der 
Kosten verpflichtet sein können. 

Absatz 5: 

Die NRW.Bank und der Ausfallfonds werden durch diese 
Vorschrift – unter Beachtung des Grundsatzes der Erforder-
lichkeit – zur wechselseitigen Datenübermittlung verpflichtet. 

Änderung des Landtags aufgrund der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie: 
§ 18 Abs. 5 wird wie folgt gefasst: 
„Die NRW.Bank ist verpflichtet, an den Ausfallfonds perso-
nenbezogene Daten zu übermitteln, soweit deren Kenntnis 
zur rechtmäßigen Erfüllung der dem Ausfallfonds nach die-
sem Gesetz obliegenden Aufgaben erforderlich ist.“ 

Begründung dieser Änderung: 
Die Vorschrift regelt die Datenübermittlung zwischen der 
NRW.Bank und dem Ausfallfonds. 

§ 18 Abs. 5 Regierungsentwurf lautete ursprünglich: 
Die Fondsverwaltung nach § 17 Abs. 2 und der Ausfall-

fonds sind verpflichtet, einander personenbezogene Daten 
zu übermitteln, wenn die Übermittlung zur rechtmäßigen Er-
füllung der der übermittelnden Stelle oder dem Empfänger 
nach diesem Gesetz obliegenden Aufgaben erforderlich ist. 

Zu § 19 – Rechtsverordnung 

Im Studienbeitragsmodell werden die wesentlichen Fragen 
durch dieses Gesetz entschieden. Gleichwohl bestehen un-
abweisliche Bedarfe, das Modell auf die Besonderheiten der 
Lebenswirklichkeit, an die fortlaufenden Planungen des 
Landes im Bereich des Hochschulwesens und an die ver-
waltungsorganisatorischen, verwaltungspraktischen und 
haushaltsmäßigen Anforderungen des Gesetzesvollzugs 
anzupassen. Diesen Zwecken, die in Absatz 4 ausdrücklich 
niedergelegt sind, dient die Regelung, die in diesem Gesetz 
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durch weitere Rechtsverordnungsermächtigungen in § 6 
Satz 2 und § 17 Abs. 4 ergänzt wird. 

Die Ermächtigung nach Absatz 1 Satz 1 erfasst auch die 
Datenverarbeitung im Sinne des § 3 Abs. 2 Satz 1 DSG 
NRW sowie auch die Bestimmung des Näheren zu den 
Ausnahmen und Befreiungen nach § 8. 

Auf der Grundlage der Ermächtigung zur Regelung des Nä-
heren zum Anspruch auf Studienbeitragsdarlehen kann die-
ser Anspruch für weitere Personengruppen, beispielsweise 
für studienbeitragspflichtige Studierende, die die Staatsan-
gehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen 
Union oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens 
über den Europäischen Wirtschaftsraum besitzen und 
gleichwohl nicht unter den Personenkreis des § 8 Abs. 1 
oder 2 BAföG fallen, eröffnet werden. 

Nach Absatz 1 Satz 2 können per Rechtsverordnung weite-
re Ausnahmen insbesondere von der Beitragspflicht nach 
§ 2 Abs. 1 vorgesehen werden. So kann beispielsweise ge-
regelt werden, dass die Hochschule in ihrer Beitragssatzung 
vorsehen kann, dass ausländische Studierende im Einzelfall 
von der Entrichtung des Studienbeitrages befreit werden 
können, wenn die Hochschule ein besonderes Interesse an 
der Bildungszusammenarbeit mit dem Herkunftsland hat. 

In Absatz 1 Satz 3 ist vorgesehen, dass das Ministerium 
durch Rechtsverordnung für Angebote der Hochschule, die 
weder zum grundständigen Studium noch zur Weiterbildung 
rechnen, Abgabentatbestände einführen und die Höhe der 
jeweiligen Abgaben bestimmen kann. Damit werden bei-
spielsweise Sprachkurse, besondere Studiengänge an 
Hochschulen, die nicht mit einem berufsqualifizierenden Ab-
schluss, sondern mit einem Zertifikat abschließen, und be-
sondere Angebote der Kunsthochschulen (etwa das Studi-
um Kammermusik oder Konzertexamen) erfasst. Bei einer 
Einführung von Studienbeiträgen ist es schon aus Quali-
tätsgründen nicht gerechtfertigt, diese Lehr- und Studienan-
gebote beitrags- oder gebührenfrei zu belassen. Da es sich 
hierbei nicht um Studienbeiträge handelt, haben die Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer an dem jeweiligen Angebot 
keinen Anspruch auf Abschluss eines Studienbeitragsdarle-
hens. Desgleichen entfällt für diese Abgaben die Verpflich-
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tung der Hochschule zur Abführung eines Teils des Abga-
benaufkommens in den Ausfallfonds. 

Absatz 2 ermöglicht unter anderem Regelungen betreffend 
die Darlehensrückzahlung für den Fall eines Studiums, wel-
ches aufbauend auf dem Erwerb eines Bachelorgrades zu 
einem Masterabschluss führt, sowie zudem auch Regelun-
gen zur pauschalen Erhebung der Kosten für die Ermittlung 
der Anschrift der Darlehensnehmerin oder des Darlehens-
nehmers und für das Mahnverfahren. In der Rechtsverord-
nung kann des Weiteren vorgesehen werden, dass die oder 
der Studierende und die NRW.Bank von diesem Gesetz 
abweichende Darlehensbedingungen vereinbaren können. 
Die Regelung der Gegenstände des Absatzes 2 weist einen 
engen sachlichen Bezug zu dem System der finanzierungs-
gerechten Nachlagerung auf. Es ist daher sachgerecht, die 
Regelungen einem Zustimmungsvorbehalt des zuständigen 
Ausschusses des Landtages zu unterwerfen. 

Zu § 20 – Ministerium 

Die Vorschrift benennt das zuständige Ministerium im Sinne 
dieses Gesetzes. 

Änderung des Landtags aufgrund der Beschlussemp-
fehlung des Ausschusses für Innovation, Wissenschaft, 
Forschung und Technologie: 
§ 20 wird wie folgt gefasst: 

„§ 20 
Ministerium, Beachtlichkeit der Verletzung von 

Verfahrens- und Formvorschriften 

(1) Ministerium im Sinne dieses Gesetzes ist das Ministeri-
um für Innovation, Wissenschaft, Forschung und Technolo-
gie des Landes Nordrhein-Westfalen. 

(2) Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften die-
ses Gesetzes, des Hochschulgesetzes oder des Satzungs- 
oder des sonstigen Rechts der Hochschule kann gegen die 
Beitragssatzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Bekannt-
machung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
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a) die Beitragssatzung ist nicht ordnungsgemäß bekannt 
gemacht worden, 

b) das Präsidium oder das Rektorat hat den Senatsbe-
schluss vorher beanstandet oder 

c) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Hochschule vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

Bei der öffentlichen Bekanntmachung der Beitragssatzung 
ist auf die Rechtsfolgen nach Satz 1 hinzuweisen.“ 

Begründung dieser Änderung: 
Die Änderung sieht aus Gründen der Rechtssicherheit eine 
Heilungsvorschrift vor, nach der die Verletzung von Verfah-
rens- oder Formvorschriften unter den genannten Vorausset-
zungen nach Ablauf eines Jahres nach der Verkündigung der 
Beitragssatzung nicht mehr geltend gemacht werden kann. 

§ 20 Regierungsentwurf lautete ursprünglich: 
§ 20 

Ministerium 

Ministerium im Sinne dieses Gesetzes ist das Ministerium 
für Innovation, Wissenschaft, Forschung und Technologie 
des Landes Nordrhein-Westfalen. 

Zu § 21 – Vertrauensschutz 

Die Vorschrift regelt den Zeitpunkt, ab dem die Studieren-
den erstmals auf der Grundlage der Beitragssatzung ver-
pflichtet sein können, Studienbeiträge zu entrichten. Die 
Regelung differenziert dabei zwischen denjenigen Studie-
renden, die bereits im Zeitpunkt des In-Kraft-Tretens dieses 
Gesetzes studieren, und denjenigen, welche erst nach  
diesem Zeitpunkt ein Studium erstmals aufnehmen. Beide 
Personengruppen können mit Rücksicht auf das ihnen un-
terschiedlich zuzubilligende Maß an schützenswertem Ver-
trauen unterschiedlich behandelt werden. 

Die frühestmögliche Einführung von Studienbeiträgen ab 
dem Sommersemester 2007 ist verfassungsrechtlich unbe-
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denklich. Bei der Einführung einer den Einzelnen belasten-
den Abgabenregelung können sich verfassungsrechtliche 
Schranken aus den rechtsstaatlichen Prinzipien der Rechts-
sicherheit sowie der Verhältnismäßigkeit ergeben. Es muss 
vermieden werden, dass der Einzelne sein Vertrauen auf 
den Fortbestand einer bestehenden Rechtslage durch kon-
krete Grundrechtsbetätigung ins Werk gesetzt hat und dass 
die Enttäuschung dieses Vertrauens schwerer wiegt als die 
Interessen der Allgemeinheit an der Veränderung der recht-
lichen Rahmenbedingungen. Bei dieser Abwägung ist zu-
nächst zu berücksichtigen, dass ein allgemeines Vertrauen 
in den Fortbestand der zu einem bestimmten Zeitpunkt gel-
tenden Rechtslage grundsätzlich nicht schutzwürdig ist. 
Darüber hinaus geht es nicht an, den Abgabepflichtigen vor 
jeder Enttäuschung seiner Erwartungen zu bewahren, wenn 
die beeinträchtigte Erwartung – wie beim bisher abgaben-
freien Studium – auf staatlicher Gewährung beruht. 

Zudem haben die tatsächlichen und rechtlichen Rahmenbe-
dingungen des Hochschulwesens seit der Gründung der 
Bundesrepublik nur bedingt Veranlassung für die Bildung 
eines Vertrauens gegeben, ein einmal begonnenes Studium 
unbegrenzt gebührenfrei fortsetzen zu können. Jedenfalls 
bis zum Jahre 1970 war eine Beteiligung der Studierenden 
an den Kosten des Studiums die Regel. 

Vor diesen Hintergründen ist die Einführung von Studienbei-
trägen ab dem Sommersemester 2007 zulässig. Den Stu-
dierenden wird für einen auskömmlichen Zeitraum von etwa 
einem Jahr ein studienbeitragsloser Übergangszeitraum zu-
gesprochen. Innerhalb dieses Zeitraumes besteht auch für 
die derzeit bereits Studierenden hinreichend Zeit, sich auf 
ihre Beitragspflichtigkeit einzustellen. Zudem besteht für alle 
Beitragspflichtigen die Möglichkeit, mit der NRW.Bank einen 
Vertrag über die Gewährung eines Studienbeitragsdarle-
hens abschließen zu können. Vor diesen Hintergründen fällt 
ein etwaiges weitergehendes Schutzinteresse der derzeit 
Studierenden gänzlich aus. 

Zudem liegt in der Einführung der Beitragspflichtigkeit kei-
nerlei Rückwirkung begründet. Die Beitragspflichtigkeit ent-
steht immer erst zu einem Semester, welches dem In-Kraft-
Treten dieses Gesetzes nachfolgt. Es liegt daher keine ech-
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te Rückwirkung vor. Doch selbst eine unechte Rückwirkung 
– etwa auf den gesamten, bereits in der Vergangenheit be-
gonnenen und derzeit noch andauernden Lebenssachver-
halt Studium – ist nicht gegeben. Denn die zukünftig wir-
kende Beitragspflichtigkeit knüpft an keine Umstände der 
Vergangenheit an. Zudem würde die Annahme einer unech-
ten Rückwirkung dazu führen, dass dann auch für frühere 
Hochschulsemester eine Beitragspflicht begründet werden 
könnte, wenn die öffentlichen Interessen überwiegen. Die-
ser Schluss wird indes zu Recht nicht gezogen. 

Demgegenüber wiegen die öffentlichen Interessen, die mit 
der Einführung des Studienbeitragsmodells verbunden sind, 
schwer. Mit dem Studienbeitragsmodell wird u. a. das Ziel 
verfolgt, vor dem Hintergrund einer angespannten gesamt-
wirtschaftlichen Situation und angesichts einer desaströsen 
Lage der öffentlichen Haushalte möglichst kurzfristig durch 
Kostenreduzierung sowie eine konzentriertere Nutzung der 
vorhandenen Ausbildungsangebote der Hochschulen auf 
die begrenzten Ausbildungskapazitäten und die finanziellen 
Belastungen der Hochschulen zu reagieren. Darüber hinaus 
soll zum anderen durch ein marktorientiertes Handlungsmo-
dell die Effizienz der Hochschulausbildung gestärkt werden, 
indem die Studierenden stärker als Kunden und Nachfrager 
in einem Bildungsmarkt begriffen werden. Damit trägt das 
Studienbeitragsmodell erheblich zur Förderung der Leis-
tungsfähigkeit und Effizienz der Hochschulen bei effizientem 
Mitteleinsatz bei. Diese Förderung ist nicht nur ein berech-
tigtes und gewichtiges Gemeinwohlinteresse, sondern un-
terstützt auch ein überragend wichtiges Gemeinschaftsgut. 

Zudem besteht ein erhebliches Interesse der Allgemeinheit 
daran, Maßnahmen zur Reduzierung der Hochschulkosten 
und zur Optimierung der Nutzung der vorhandenen Mittel 
und Ausbildungskapazitäten und die mit diesem Gesetz ver-
folgten verhaltenslenkenden und anreizenden Wirkungen 
möglichst bald zur Geltung zu bringen. Es kann daher auch 
im Interesse der allgemeinen Finanzierungsgerechtigkeit 
nicht erwartet werden, dass die derzeit Studierenden davon 
ausgenommen werden, ihren Beitrag zur Finanzierung der 
Hochschullehre zu leisten. 
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Eine tatbestandliche Rückanknüpfung liegt im Studienbei-
tragsmodell darin begründet, dass der Anspruch auf Ab-
schluss eines Studienbeitragsdarlehens nach § 12 Abs. 2 
zeitlich begrenzt ist und dass bei der Berechnung dieser 
zeitlichen Begrenzung auch auf Hochschulsemester zu-
rückgegriffen wird, die bereits vor dem In-Kraft-Treten die-
ses Gesetzes studiert worden sind. Durch diese Regelung 
werden vor allem Studierende betroffen sein, die als Lang-
zeitstudierende schon nach dem Studienkonten- und  
-finanzierungsgesetz abgabenpflichtig gewesen sind. Dieser 
Personenkreis ist aber schon deshalb nicht schutzwürdig, 
weil seine Abgabenlast nach diesem Gesetz geringer ist als 
die Abgabenlast nach dem StKFG. Soweit ansonsten aus-
nahmsweise keine Abgabenpflichtigkeit nach dem StKFG 
gegeben sein sollte, ist die unechte Rückwirkung angesichts 
der geringen Schutzwürdigkeit eines sehr lang andauernden 
Studiums durch die oben genannten gewichtigen öffentli-
chen Interessen hinreichend gerechtfertigt. 

Die unterschiedliche Behandlung der derzeit bereits Studie-
renden mit den Studienanfängern rechtfertigt sich aus der 
Überlegung, dass die bereits Studierenden mit der Aufnah-
me des Studiums auch finanzielle Dispositionen sowie Ent-
scheidungen in der Lebensplanung getätigt haben, die ma-
teriell auch dann schützenswert sind, wenn formell keine 
unechte Rückwirkung vorliegt. Die getroffenen Dispositionen 
werden zwar durch die zunächst nur zukünftig wirkende Ein-
führung von Studienbeiträgen nicht entwertet. Indes hat das 
Studienkonten- und -finanzierungsgesetz die einzelnen 
Hochschulsemester durchaus zu einem Vertrauenssachver-
halt verknüpft, indem für das Gesamtstudium ein Studien-
guthaben zugeteilt wird und hiervon – wiederum bezogen 
auf den Gesamtstudiengang – für jedes Semester Regelab-
buchungen vorgenommen werden. Dem wurde durch die 
zeitlich verzögert erst beginnende Beitragspflicht der derzeit 
Studierenden Rechnung getragen. Da Studienanfänger 
noch nicht in dieser Weise Dispositionen getätigt haben, ist 
ihnen ein früherer Beginn ihrer Beitragspflicht zumutbar, 
wenn der Satzungsgeber entsprechende Regelungen be-
schließt. 
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Zu § 22 – In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten 

Die Vorschrift regelt das In-Kraft-Treten und das Außer-
Kraft-Treten des Gesetzes. 
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Begründung der Verordnung über die Erhebung 
von Studienbeiträgen und Hochschulabgaben an 

den Universitäten, Fachhochschulen und 
Kunsthochschulen des Landes Nordrhein-

Westfalen (Studienbeitrags- und 
Hochschulabgabenverordnung – StBAG-VO) 

Zur Präambel 

Die Präambel führt aus Verfassungsgründen die Ermächti-
gungsgrundlagen zum Erlass dieser Verordnung auf. Die 
Ermächtigung nach § 13 Abs. 1 StKFG ist erforderlich, da 
mit § 14 Abs. 2 Satz 1 dieser Verordnung die RVO-StKFG 
aufgehoben wird. Die hierzu erforderliche Ermächtigungs-
grundlage ist § 13 Abs. 1 StKFG, der deshalb in der Präam-
bel genannt werden musste. 

Zu § 1 – Einführung von Studienbeiträgen 

Die Regelung sichert, dass der Erlass, Änderungen und die 
Aufhebung der Beitragssatzungen so rechtzeitig erfolgen, 
dass der Vollzug der Satzung durch die Studierendensekre-
tariate und der flankierende Abschluss von Studienbeitrags-
darlehen durch die NRW.Bank ermöglicht werden. 

Zu § 2 – Sonderregelungen hinsichtlich der Beitragspflicht 
auf der Grundlage einer Beitragssatzung nach § 2 Abs. 1 
StBAG NRW 

Absätze 1 und 2: 

Die Vorschriften regeln aus Gründen des öffentlichen Inte-
resses und mit Blick auf einen sachgerechten Vertrauens-
schutz, dass die Hochschulen für den in den beiden Absät-
zen genannten Personenkreis in ihren Beitragssatzungen 
weitere Befreiungen oder Ermäßigungen vorsehen können. 
Ausländische Studierende, die keinen Anspruch auf ein 
Studienbeitragsdarlehen haben, bedürftig sind und im Zeit-
punkt der Einführung von Studienbeiträgen bereits immatri-
kuliert sind, sind in einer anderen Weise von der Einführung 
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der Studienbeiträge betroffen, als diejenigen Studierenden, 
die einen Anspruch auf ein Studienbeitragsdarlehen besit-
zen. Diese Studierenden haben durchweg schon aufgrund 
des Ortswechsels erhebliche private Investitionen getätigt, 
um in Nordrhein-Westfalen zu studieren. Zudem zeichnet 
die Regelung das öffentliche Interesse nach, die bislang den 
bedürftigen ausländischen Studierenden geleistete Ausbil-
dung nicht zu entwerten. Diesen Umständen trägt Absatz 1 
Satz 2 in der Weise Rechnung, dass den Hochschulen er-
möglicht wird, für einen weitergehenden Vertrauensschutz 
Sorge zu tragen. 

Absatz 3: 

Die Privilegierung des § 2 Abs. 4 StBAG NRW ist dann nicht 
gerechtfertigt, wenn die in dieser Vorschrift genannten Teil-
zeitstudierenden zwei Studiengänge in Teilzeit studieren. 
Die Regelung zieht hieraus die sachgerechten Folgen, in-
dem dann der Beitrag des Vollzeitstudiums entrichtet wird. 
Die Vorschrift greift auch dann, wenn mehr als zwei Stu-
diengänge in Teilzeit studiert werden. Die Beitragssatzung 
legt bei verschieden hohen Studienbeiträgen fest, welcher 
Studienbeitrag des Vollzeitstudiums anfällt. 

Absatz 4: 

Die Regelung eröffnet den Hochschulen die Möglichkeit, für 
Hochschulangebote, welche weder zum grundständigen 
Studium noch zur Weiterbildung rechnen, Abgabentatbe-
stände einzuführen und die Höhe der jeweiligen Abgaben 
bis zu einer Höhe von 500 € pro Semester und pro Studien-
angebot zu bestimmen. Damit werden beispielsweise 
Sprachkurse, besondere Studiengänge an Hochschulen, die 
nicht mit einem berufsqualifizierenden Abschluss, sondern 
mit einem Zertifikat abschließen, und besondere Angebote 
der Kunsthochschulen (etwa das Studium Kammermusik 
oder Konzertexamen) erfasst. Bei einer Einführung von Stu-
dienbeiträgen kann es schon aus Qualitätsgründen nicht ge-
rechtfertigt sein, diese Lehr- und Studienangebote beitrags- 
oder gebührenfrei zu belassen. Da es sich hierbei nicht um 
Studienbeiträge im engeren Sinne handelt, haben die Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer an dem jeweiligen Angebot 
keinen Anspruch auf Abschluss eines Studienbeitragsdarle-
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hens. Desgleichen entfällt für diese Abgaben die Verpflich-
tung der Hochschule zur Abführung eines Teils des Abga-
benaufkommens in den Ausfallfonds. 

Absatz 5: 

Die Vorschrift nimmt sich der Fallkonstellation an, dass Per-
sonen an einer nordrhein-westfälischen Hochschule als 
Studierende eingeschrieben sind und zugleich an einer an-
deren nordrhein-westfälischen Hochschule als sog. „große 
Zweithörer“ zugelassen sind. „Große Zweithörer“ studieren 
an der Hochschule ihrer Zulassung einen Studiengang und 
sind berechtigt, auf der Grundlage dieses Studiums einen 
berufsqualifizierenden Abschluss zu erwerben. Nach der 
Grundregel des § 2 Abs. 1 StBAG NRW sind derartige „gro-
ße Zweithörerinnen und Zweithörer“ beitragspflichtig, wenn 
die Hochschule das Studium des jeweiligen Studienganges 
beitragspflichtig ausgestaltet hat. Nach der Amtlichen  
Begründung der Norm basiert diese Grundregel auf der  
Überlegung, dass die Beitragspflicht der „großen Zweithöre-
rinnen und Zweithörer“ aus Gründen der Missbrauchsunter-
bindung erforderlich sei. Bestünde die Beitragspflichtigkeit 
der „großen Zweithörerinnen und Zweithörer“ nicht, bestün-
de die Gefahr, dass sich Studienwillige an einer Hochschule 
außerhalb Nordrhein-Westfalens einschreiben und sich 
dann als „große Zweithörerin“ oder als „großer Zweithörer“ 
im Sinne § 71 Abs. 2 HG mit der Folge zulassen lassen, 
dass sie keinen Studienbeitrag entrichten müssten. Damit 
würde ihnen ein beitragsfreies Studium ermöglicht, ohne 
dass dies durch die Interessenlage gerechtfertigt wäre. 

Diese Missbrauchsgefahr besteht bei einem Studium (Ein-
schreibung und „große Zweithörerschaft“) an Hochschulen 
innerhalb Nordrhein-Westfalens indes zumindest dann nicht, 
wenn die Studierenden sowohl in ihrer Eigenschaft als ein-
geschriebene Person als auch in ihrer Eigenschaft als zuge-
lassene Zweithörerin oder Zweithörer beitragspflichtig sind. 
Mit Blick auf diesen Umstand sieht Absatz 5 vor, dass der 
Studienbeitrag nur einmal anfällt. 

Die Frage, an welcher Hochschule dieser Studienbeitrag an-
fällt, beantwortet Absatz 5 damit, dass die Beitragspflicht 
nur bei der Hochschule der Einschreibung besteht. Dies 
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gründet auf folgender Überlegung: Für die Hochschulen 
hängt es zumeist von eher zufälligen Ereignissen ab, ob zu 
ihr das Rechtsverhältnis der Zulassung („große Zweithörer-
schaft“) oder dasjenige der Mitgliedschaft (Studierende) be-
gründet wird. Landesweit dürfte sich aufgrund der großen 
Zahl der Studierenden ein Ausgleich hinsichtlich der Zahl 
der „großen Zweithörerinnen und Zweithörer“ ergeben. Vor 
diesem Hintergrund reichen eher technische Zurechnungs-
gründe für die Entscheidung hin, wie die Zuordnung des 
Beitrags auf die eine oder die andere Hochschule erfolgen 
soll. Für die Zuordnung zur Hochschule des Studierenden 
spricht, dass zu dieser Hochschule aufgrund des nur zu ihr 
vorhandenen korporationsrechtlichen Mitgliedschaftsver-
hältnisses eine Nähebeziehung besteht, die sich auch in 
den Mitsprachemöglichkeiten des § 11 StBAG NRW nieder-
schlägt. Zudem ist es verwaltungsorganisatorisch am ein-
fachsten, wenn der Beitrag bei der Hochschule der Ein-
schreibung anfällt. 

Es ist auch nicht sachgerecht, in der Rechtsverordnung eine 
hälftige Teilung der Beiträge zwischen der Hochschule der 
Einschreibung und der Hochschule der Zulassung vorzuse-
hen. Zum einen kann der Fall auftreten, dass ein Studieren-
der an mehreren nordrhein-westfälischen Hochschulen nach 
§ 71 Abs. 2 HG zugelassen ist. Eine bloß hälftige Teilung 
bildet dies nicht ab und Teilungsregeln nach dem Verhältnis 
der beteiligten Hochschulen zueinander sind in ihrer hohen 
Regulierungsdichte nicht verwaltungseinfach. Zum anderen 
müssten die Hochschulen durch aufwendige Datenaustau-
sche gewährleisten, dass die Aufteilung in der Praxis funkti-
oniert. Das ist verwaltungsorganisatorisch nicht darstellbar 
und mit Blick auf den Grundsatz der informationellen 
Selbstbestimmung nicht sachgerecht. 

Auch eine Regelung, nach der jeweils der höhere Beitrag 
geschuldet ist, ist nicht sinnvoll. Denn dann müssten sämtli-
che Landeshochschulen jeweils nachhalten, welcher Beitrag 
jeweils der höhere ist. 

Darüber hinaus überzeugt auch eine Regelung nicht, die ei-
ne Beitragspflicht der „großen Zweithörerinnen und Zweithö-
rer“ nur für den Fall ausschließt, in dem die Wahl des zwei-
ten Studiums durch berufsbezogene Gründe mit Blick auf 
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den angestrebten Beruf nachvollziehbar wird. Eine derartige 
Regelung setzt objektive Berufsbilder voraus, an denen sich 
die Entscheidung über die Beitragspflicht orientieren kann. 
Das Berufsbild wird indes von dem einzelnen Studierenden 
jeweils für sich gewählt. Die Nachvollziehbarkeit der gewähl-
ten Studiengangkombination ist vor diesem Hintergrund 
deshalb gewährleistet, weil der einzelne Studierende in die-
ser Weise sein Grundrecht der Berufswahlfreiheit ausübt. 
Aus dem gleichen Grunde kann auch nicht entscheidend 
sein, ob die Studierenden den Studiengang, zu dem sie als 
„große Zweithörerinnen oder Zweithörer“ zugelassen sind, 
an der Hochschule ihrer Einschreibung studieren können. 
Auch die Wahl der Ausbildungsstätte fällt unter den Schutz-
bereich des Berufsgrundrechts. Die einzelnen Studierenden 
werden durchweg Gründe haben, die sie zur Wahl ihrer 
Ausbildungsstätte motivieren. Vor diesem Hintergrund ist 
diese Wahl deshalb nachvollziehbar, weil sie der Entschei-
dung der Studierenden entspringt. 

Schließlich würden die hier im Land dem Grunde nach stu-
dienbeitragspflichtigen Zweithörerinnen und Zweithörer, die 
gleichzeitig an einer nordrhein-westfälischen Hochschule 
studieren, ein weiteres Studienbeitragsdarlehen beanspru-
chen können, wenn sich tatsächlich ihre Beitragspflicht für 
die Hochschule der Zulassung realisieren würde. Dies ist 
sowohl mit Blick auf die doppelte Belastung der Studieren-
den als auch hinsichtlich der etwaig eintretenden doppelten 
Belastung des Ausfallfonds und darüber hinaus hinsichtlich 
des Aufwands für die NRW.Bank nicht sachgerecht. 

Nach Absatz 5 können die Hochschulen keine Vereinbarung 
treffen, nach der die Zweithörerschaft der jeweils anderen 
Hochschule beitragspflichtig ist. Insofern liegt eine abwei-
chende Regelung der Beitragspflicht im Sinne von § 2 
Abs. 5 Satz 2 StBAG NRW vor. Der Grund hierfür liegt in 
der folgenden Überlegung: Bei einer Hochschule fällt nur ein 
einziger Beitrag an, wenn eine Person an ihr zeitgleich meh-
rere Studiengänge studiert. Wenn nun eine Person an der 
einen Hochschule eingeschrieben und an der anderen im 
Wege der Zweithörerschaft zugelassen ist, bedarf es Grün-
de, warum trotz zeitgleichen Doppelstudiums der Studien-
beitrag doppelt anfallen soll, obwohl er bei einem zeitglei-
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chen Doppelstudium an einer einzigen Hochschule nur ein-
mal anfällt. Der Gesetzgeber sieht diese Gründe ausweis-
lich der Amtlichen Begründung in der o. g. Missbrauchsge-
fahr. Ist diese Gefahr gebannt – und das ist sie für die Fälle, 
die der Absatz 5 regelt –, bedarf es daher weiterer Gründe, 
warum gleichwohl die Zweithörerschaft beitragspflichtig 
werden soll, obwohl individuell keine Missbrauchsgefahr 
mehr vorliegt. Außerhalb des Beitragserhebungsinteresses 
der Hochschule der Zulassung sind derartige Gründe indes 
nicht ersichtlich. Dieses Interesse allein trägt aber – auch 
vor dem Hintergrund des Gleichheitssatzes – die Beitrags-
erhebung hier nicht, da ein Doppelstudium, welches an ei-
ner Hochschule stattfindet, nur zur Entrichtung eines einzi-
gen Studienbeitrags führt und der Unterschied bei einem 
Studium an mehreren Hochschule nur in der Organisation 
dieses Studiums gefunden werden kann; diese Organisation 
gründet für die Hochschule der Zulassung indes auf Zufäl-
ligkeit (siehe oben). Angesichts dieser Umstände sieht Ab-
satz 5 vor, dass die Hochschulen nur das Beitragsaufkom-
men anders verteilen können. Es kann hingegen für die von 
Absatz 5 erfassten „großen Zweithörerinnen oder Zweithö-
rer“ keine eigenständige Beitragspflicht eröffnet werden. 

Von Absatz 5 sind folgende Fallgestaltungen nicht erfasst: 
Liegt eine Beitragspflicht nur an der Hochschule der Ein-
schreibung oder an der Hochschule der Zulassung vor, 
greift diese Pflichtigkeit voll ein. Dies gilt auch für ein Studi-
um über die Landesgrenzen hinweg. So werden „große 
Zweithörerinnen und Zweithörer“, die an einer Hochschule 
außerhalb Nordrhein-Westfalens als Studierende einge-
schrieben sind, beitragspflichtig, wenn für die Hochschule 
ihrer Zulassung eine derartige Beitragspflicht besteht. Dies 
gilt auch für den Fall, dass an der Hochschule der Ein-
schreibung Studiengebühren erhoben werden. Diese Pflicht 
zur Entrichtung von Studiengebühren besteht auf der 
Grundlage des Gesetzesrechts der anderen Bundesländer 
und damit nicht auf der Grundlage des § 2 Abs. 1 StBAG 
NRW. Damit greift die Sonderregelung des Absatzes 5 nicht 
ein. Gleiches gilt für den umgekehrten Fall einer Einschrei-
bung bei einer nordrhein-westfälischen Hochschule und ei-
ner Zulassung außerhalb Nordrhein-Westfalens. Es ist 
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sachgerecht, dass diese beiden Fallgestaltungen von der 
Sonderregelung des Absatzes 5 nicht erfasst sind. Ansons-
ten wären die Hochschulen gezwungen, deutschlandweit 
die Entwicklung von Studiengebühren zu beobachten, was 
verwaltungsorganisatorisch nicht darstellbar ist. 

Absatz 6: 

Die Vorschrift erfasst das Studium zweier Studiengänge, 
welches berufsrechtlich erforderlich ist. Hierunter fällt derzeit 
beispielsweise das Studium der Humanmedizin und der 
Zahnmedizin für das Berufsfeld der Kieferchirurgie oder das 
Theologiestudium und das Studium eines weiteren Studien-
ganges für den Dienst als Pastoralreferentin oder als Pasto-
ralreferent. 

Derartige Studiengänge können zeitlich nacheinander (se-
rielles Doppelstudium) oder zeitlich parallel (kumulatives 
Doppelstudium) studiert werden. Während beim kumulati-
ven Doppelstudium die beitragsmäßige Doppelbelastung 
der Studierenden augenfällig ist, liegt eine derartige Belas-
tung indes auch beim seriellen Doppelstudium vor, da die-
ses Studium durchweg länger andauern wird als das Studi-
um eines einzelnen Studienganges. Vor diesem Hintergrund 
sieht Absatz 6 vor, dass die Hochschulen in ihre Beitrags-
satzungen einen Nachteilsausgleich aufnehmen. Dieser 
Nachteilsausgleich kann sehr unterschiedlich ausgestaltet 
sein. Die eine Hochschule wird beispielsweise beim seriel-
len Doppelstudium das Studium des zweiten Studienganges 
bis zur Höhe der Regelstudienzeit gänzlich beitragsbefreit 
ausgestalten oder die Beitragshöhe beim kumulativen Dop-
pelstudium ab einem gewissen Zeitraum ermäßigen, wäh-
rend die andere Hochschule beim seriellen Doppelstudium 
in ihren Beitragssatzungen den Studierenden für das zweite 
Studium für die Dauer seiner Regelstudienzeit einen An-
spruch gegen die NRW.Bank auf Vergabe eines Studienbei-
tragsdarlehens gibt. 

Die Vielfalt zulässiger Nachteilsausgleiche eröffnet damit die 
verschiedensten Möglichkeiten der hochschulischen Profil-
bildung. Dabei müssen nicht sämtliche Nachteile ausgegli-
chen werden. Es reicht vielmehr hin, dass typischerweise 
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auftretende Nachteile in einem hinreichenden Umfang aus-
geglichen werden. 

Absatz 7: 

Die Regelung konkretisiert und erweitert aus Gründen der 
Rechtsklarheit und der sachgerechten Durchführung des 
Beitragserhebungsverfahrens die Pflichtenstellungen, die 
aufgrund der allgemeinen Regelung des § 9 Abs. 1 StBAG 
NRW gegeben sind. 

Zu § 3 – Sonderregelungen hinsichtlich der Gewährung von 
Befreiungen oder Ermäßigungen im Sinne des § 8 Abs. 3 
StBAG NRW 

Absatz 1: 

Der soziale Schutzzweck, welcher mit der Gewährung von 
Ausnahmen und Befreiungen im Sinne des § 8 Abs. 3 
Satz 1 StBAG NRW verbunden ist, focussiert die akademi-
sche Ausbildung, die auf das Erreichen eines ersten berufs-
qualifizierenden Abschlusses oder des ersten konsekutiven 
Masterabschlusses gerichtet ist. Dem trägt die Vorschrift 
Rechnung. Die Hochschulen können nach Satz 2 in ihren 
Beitragssatzungen die Gewährung von Ausnahmen und Be-
freiungen im Sinne des § 8 Abs. 3 StBAG NRW auf Fälle 
des Studiums weiterer Studiengänge erstrecken. 

Absatz 2: 

Die Vorschrift sichert – auch vor dem Hintergrund der Zu-
sammenarbeit mit der NRW.Bank – die Ordnungsgemäßheit 
des Beitragserhebungsverfahrens. Darüber hinaus werden 
in Satz 4 die Mitwirkungspflichten der Antragstellerinnen 
und Antragsteller konkretisiert. 

Über das Vorliegen einer sachlichen Begründung im Sinne 
des Satzes 1 Halbsatz 2 entscheidet die Hochschule. Der 
Eintritt einer studienzeitverlängernden Behinderung oder 
Erkrankung begründet immer die Zulässigkeit einer Antrag-
stellung bis zum Ende des Semesters, da weder der Eintritt, 
noch der Verlauf der Erkrankung oder Behinderung hinrei-
chend vorhersehbar sein wird. Sachlich begründet sind 
auch spätere Antragstellungen, die auf Entscheidungen stu-
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dierender Eltern beruhen, die die Organisation ihrer Kinder-
betreuung während des Semesters verändern. 

Absatz 3: 

Nach § 2 Abs. 4 StBAG NRW kann die Beitragssatzung 
vorsehen, dass Studienbeiträge für Studierende, die aus-
schließlich als Teilzeitstudierende zu ein Halb eines Voll-
zeitstudiums in Studiengängen des Fern- und Verbundstu-
diums eingeschrieben sind, hälftig geteilt werden. Absatz 3 
zieht hieraus die sachgerechten Folgen für die Ermäßigun-
gen oder Befreiungen im Sinne des § 8 Abs. 3 StBAG NRW. 

Zu § 4 – Allgemeiner und besonderer Gasthörerbeitrag; 
Zweithörerbeitrag 

Die Vorschrift greift den Regelungsgehalt der § 12 Abs. 2 
und 3 RVO-StKFG und § 14 Abs. 2 RVO-StKFG auf. 

Zu § 5 – Betreuungsbeitrag, Auswahlgebühr 

Die Vorschrift übernimmt hinsichtlich der Gebühren für die 
Auswahl ausländischer Studienbewerberinnen und -bewer-
ber den wesentlichen Regelungsgehalt der Verordnung über 
die Erhebung von Gebühren für das Verfahren zur Auswahl 
ausländischer Studienbewerberinnen und -bewerber, die 
nicht einem Mitgliedstaat der Europäischen Union angehö-
ren (Auswahlgebühren-RVO NRW vom 16. Januar 2006, 
GVBl. NRW. S. 48) und erstreckt diesen Gehalt darüber 
hinaus auf die Betreuungsbeiträge und die Gebühren für die 
Auswahl der Studierenden von künstlerischen Studiengän-
gen und der sportpraktischen Eignungsprüfung. 

Zu § 6 – Allgemeine Regelungen betreffend den Anspruch auf 
ein Studienbeitragsdarlehen 

Absatz 1: 

Die Vorschrift sichert, dass sich die Bereitstellung der Stu-
dienbeitragsdarlehen verwaltungsorganisatorisch effizient in 
den Prozess der Einschreibung und Rückmeldung einbetten 
lässt. Es muss gesichert sein, dass Darlehensanträge bei 
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der Einschreibung oder Rückmeldung gestellt werden, damit 
die Vermutung des § 12 Abs. 1 Satz 4 Halbsatz 2 StBAG 
NRW greifen kann. 

Aufgrund der zeitlichen Grenzen, innerhalb derer ausweis-
lich § 1 dieser Verordnung die Beitragssatzungen erlassen 
oder geändert werden können, bleibt auch für das Semes-
ter, in dem Studienbeiträge erstmals eingeführt oder die 
Höhe bereits eingeführter Beiträge verändert wird, gewähr-
leistet, dass Darlehensanträge rechtzeitig bei der Einschrei-
bung oder Rückmeldung gestellt werden können. Eine Son-
derregelung ist für diese Semester daher nicht erforderlich. 

Absatz 2: 

Die NRW.Bank wird aus Gründen eines einfachen und effi-
zienten Verwaltungsablaufs der jeweiligen Hochschule die 
auf sie entfallene Summe aus den Studienbeitragsdarlehen 
zum 15. Juni für das Sommersemester und zum 15. De-
zember für das Wintersemester überweisen. Die Vorschrift 
sichert vor diesem Hintergrund, dass die Hochschulen für 
die Zahlungen der NRW.Bank keine Säumniszuschläge und 
keine Verzugszinsen erheben können. Zudem liegt der auch 
der Gedanke zugrunde, dass auch die Studierenden keine 
Säumnisszuschläge oder Zinszahlungen für den Fall ent-
richten müssen, dass die NRW.Bank nicht zum 15. Juni  
oder zum 15. Dezember an die Hochschule zahlt; eine der-
artig verspätete Zahlung kann nicht als verspätete Entrich-
tung des Studienbeitrags durch die Studierenden gelten. 

Absatz 3: 

Für Semester, für die eine Ausnahme oder eine Befreiung 
von der Beitragspflicht oder ein vollständiger oder teilweiser 
Erlass des Studienbeitrags gewährt worden ist, muss die 
Zeitdauer, für die ein Studienbeitragsdarlehen beansprucht 
werden kann, entsprechend dem Ausmaß der Gewährung 
verlängert werden. Aus Gründen der Rechtssicherheit und 
der Verwaltungsvereinfachung verlängert dabei auch ein 
Semester, für das der Studienbeitrag nur teilweise erlassen 
worden ist, die Zeitdauer der Darlehensvergabe um ein vol-
les Semester. 
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Absatz 4: 

Die Regelung stellt klar, dass beitragspflichtige Absolventin-
nen und Absolventen kein Studienbeitragsdarlehen bean-
spruchen können. Dies gilt indes dann nicht, wenn dieser 
Personenkreis ausnahmsweise auch für das zweite Studium 
eine Förderung nach dem BAföG erhält. In diesem Falle 
sind die Zweitstudierenden sozial ebenso schutzwürdig wie 
die Erststudierenden. Dem trägt der zweite Teil des Satzes 1 
Rechnung, der durch die Art der Formulierung zugleich ver-
deutlicht, dass die Darlegungs- und Nachweispflicht hin-
sichtlich der BAföG-Berechtigung die Studierenden tragen, 
die einen Anspruch auf ein Beitragsdarlehen für sich rekla-
mieren. Satz 2 stellt klar, dass für das Studium des in § 12 
Abs. 2 Satz 4 StBAG NRW legal definierten konsekutiven 
Masterstudienganges der Anspruch auf ein Studienbei-
tragsdarlehen nach Maßgabe des § 12 Abs. 2 Satz 4 StBAG 
NRW besteht. 

Absatz 5: 

Mit der Regelung soll das Problem gelöst werden, dass dem 
Vertrauensschutz derjenigen Rechnung getragen werden 
muss, die sich im Zeitpunkt der Einführung von Studienbei-
trägen kurz vor dem Abschluss ihres Studiums befinden und 
gleichwohl wegen Fristüberschreitung keinen Anspruch auf 
ein Studienabschlussdarlehen besitzen. Unter der Geltung 
des StKFG hätte sich dieser Personenkreis auf eine wirt-
schaftliche Notlage nach Maßgabe des § 14 RVO-StKFG 
berufen können. Gleiches gilt für besondere familiäre Belas-
tungen. Dem Sinn und Zweck der neuen Härteklausel ent-
spricht eine eher enge Auslegung. 

In der Mitteilung nach Satz 3 darf der Grund, warum der oder 
dem Betreffenden ein Studienbeitragsdarlehen gewährt 
wird, nicht erwähnt werden. Es genügt die Mitteilung, dass 
die Hochschule das Vorliegen der Voraussetzungen der 
Vorschrift in eigener Verantwortung geprüft und festgestellt 
hat. Weitergehende personenbezogene Angaben sind zum 
Vollzug der Rechtsverordnung nicht erforderlich und dürfen 
daher aus Gründen des Datenschutzes nicht übermittelt 
werden. 
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Absatz 6: 

Die Regelung zieht die sachgerechten Folgerungen aus 
§ 12 Abs. 1 Satz 6 StBAG NRW. 

Absatz 7: 

Der Anspruch auf das Studienbeitragsdarlehen besteht von 
Gesetzes wegen nach den gesetzlich vorgesehenen Kondi-
tionen. Satz 1 des Absatzes 7 stellt vor diesem Hintergrund 
sicher, dass die NRW.Bank Allgemeine Geschäftsbedin-
gungen zum Gegenstand des Darlehensvertrages machen 
kann. 

Zu § 7 – Regelungen betreffend den Anspruch auf ein 
Studienbeitragsdarlehen im Falle des Studiengangwechsels 

Absatz 1: 

Satz 1 regelt, dass bei einem Studiengangwechsel aus 
Gründen der Verwaltungseffizienz hinsichtlich der Berech-
nung der Dauer der Anspruchsberechtigung des Studienbei-
tragsdarlehens die Regelstudienzeit des neuen Studiengan-
ges zugrunde zu legen ist. Satz 2 regelt zudem in Ausfüllung 
des § 12 Abs. 2 Satz 3 Halbsatz 2 StBAG NRW, dass bei 
einem Studiengangwechsel nach dem Beginn des dritten 
Hochschulsemesters auf diese Regelstudienzeit die studier-
ten Vorsemester anzurechnen sind. Für die bis zum Beginn 
des dritten Hochschulsemesters studierten Semester entfällt 
eine derartige Anrechnung nach § 12 Abs. 2 Satz 3 Halb-
satz 1 StBAG NRW. 

Absatz 2: 

Es ist häufig der Fall, dass sich Studiengänge gerade in ih-
rer Anfangsphase sehr ähneln. Wird dann von dem einen 
Studiengang in den anderen Studiengang gewechselt, ist es 
häufig zulässig, sich die in dem ersten Studiengang erwor-
benen Studien- und Prüfungsleistungen in dem neuen Stu-
diengang so anrechnen zu lassen, dass in diesem neuen 
Studiengang Fachsemester erspart werden. In dem Umfang 
dieser Ersparung liegt dann materiell kein Studiengang-
wechsel vor, der die Privilegierung des § 12 Abs. 2 Satz 3 
StBAG NRW trägt. Mit Blick auf die Gleichbehandlung der 
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Beitragsschuldnerinnen und -schuldner zieht Absatz 2 hier-
aus die sachgerechten Folgen. 

Zu § 8 – Sonstige Sonderregelungen betreffend den 
Anspruch auf ein Studienbeitragsdarlehen 

Absatz 1: 

Die Vorschrift trifft Vorsorge für den Fall der gleichzeitigen 
Mehrfacheinschreibung in mehrere Studiengänge an einer 
Hochschule. Hier besteht ein Konkurrenzverhältnis zwi-
schen den verschiedenen Studiengängen. Dieses Konkur-
renzverhältnis kann zum einen darin bestehen, dass die 
Studiengänge eine verschiedene Regelstudienzeit aufwei-
sen können. Dies wiederum wirkt sich auf die Berechnung 
der Zeitdauer aus, in der das Studienbeitragsdarlehen be-
ansprucht werden kann. Zum anderen kann das Konkur-
renzverhältnis auch darin bestehen, dass die Hochschule 
für die jeweiligen Studiengänge unterschiedlich hohe Stu-
dienbeiträge festgesetzt hat. Die Vorschrift sieht vor, dass 
die Hochschulen in ihren Beitragssatzungen für die Auflö-
sung dieser Konkurrenz Regelungen treffen. 

Absatz 2: 

Die Vorschrift trägt dem hohen öffentlichen Interesse an ei-
ner Förderung der Lehrerbildung Rechnung. Dies gilt insbe-
sondere für den ermessensfreien Anspruch auf ein weiteres 
Studienbeitragsdarlehen. Im Rahmen des Modellversuchs 
zur konsekutiven Lehrerausbildung kann nach dem Ab-
schluss des Bachelors ein Wechsel angestrebt werden, et-
wa aus persönlichen Gründen oder weil das für das Lehramt 
gewünschte Zweitfach an der ersten Hochschule nicht an-
geboten wird. Die Mobilität für einen Wechsel an andere 
Hochschulen muss in jedem Fall gewährleistet bleiben; dem 
dient Satz 1 der Vorschrift. 

Zu § 9 – Rückzahlung der Studienbeitragsdarlehen 

Absatz 1: 

Die Vorschrift bestimmt aus Gründen der Rechtssicherheit 
und der einfachen Verwaltungshandhabe, zu welchem Zeit-
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punkt der Zeitraum der Darlehensrückzahlung beginnt. Falls 
Studierende ohne Abschluss ihre Hochschule in Nordrhein-
Westfalen verlassen und sich nicht sofort danach an einer 
anderen nordrhein-westfälischen Hochschule einschreiben, 
ist es für die NRW.Bank nicht ersichtlich, aus welchen 
Gründen (endgültiger Studienabbruch, Wechsel ins Ausland 
oder auf eine andere Hochschule innerhalb der Bundesre-
publik, vorübergehende Unterbrechung des Studiums) sie 
das Studium an ihrer nordrhein-westfälischen Hochschule 
beendet haben. § 13 Satz 1 StBAG NRW nimmt auf diesen 
Umstand insofern Rücksicht, als dort geregelt ist, dass im 
Falle des nicht erfolgreich abgeschlossenen Studiums spä-
testens elf Jahre nach der Aufnahme des Studiums das 
Studienbeitragsdarlehen ratenweise zurückzuzahlen ist. Auf 
das Darlehen laufen während dieser elf Jahre Zinsen auf. 
Zudem entstehen für die NRW.Bank und ggfls. für den Aus-
fallfonds Risiken, ob das Darlehen hinreichend zurückge-
zahlt wird. Absatz 1 nimmt auf diesen Befund Rücksicht. Die 
Darlehensnehmerinnen und -nehmer sind verpflichtet, mit 
der Rückzahlung des Darlehens zu beginnen, wenn sie auf 
Rückfrage der NRW.Bank nicht erklären, ob sie noch studie-
ren oder ob sie das Studium nur unterbrochen, nicht aber 
abgebrochen haben. § 9 Abs.1 Satz 2 stellt insoweit eine 
Rechtsfolgenverweisung auf Satz 1 dar. Erklären sie ihr 
Studium für abgebrochen, sind sie ohne Rücksicht auf den 
11-Jahres-Zeitraum des § 13 Satz 1 StBAG NRW mithin zur 
Rückzahlung verpflichtet soweit es ihre Einkommensver-
hältnisse erlauben. Satz 3 nimmt die Fallgestaltungen in den 
Blick, in denen die Darlehensnehmerin oder der Darlehens-
nehmer das Ausbleiben der Statusmeldung nicht zu vertre-
ten hat (z. B. bei Krankenhausaufenthalt aufgrund eines  
Unfalls oder anderen nicht vorhersehbaren Komplikationen). 
Die Darlehensnehmerin oder der Darlehensnehmer trägt die 
Beweislast für die vorgetragenen Tatsachen. 

Absätze 2 und 3: 

Die Regelungen dienen der Vereinfachung der Verwal-
tungshandhabe bei der Rückzahlung des Darlehens, um 
den Zinssatz (resp. die hier einfließenden Verwaltungskos-
ten) möglichst gering zu halten. 
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Zu § 10 – Rückzahlung der Studienbeitragsdarlehen beim 
Studium eines konsekutiven Studienganges 

Absatz 1: 

Die Regelung bestimmt, dass im Falle eines konsekutiven 
Masterstudiums (Legaldefinition in § 12 Abs. 2 Satz 4 
StBAG NRW) ebenfalls ein Anspruch auf ein Studienbei-
tragsdarlehen besteht und zwar unabhängig davon, wie viel 
Zeit zwischen dem Abschluss des Bachelorstudiums und 
dem Beginn des Masterstudiums liegt. Auf Antrag sind die 
Darlehensnehmerin oder der Darlehensnehmer von der 
Rückzahlung des für das Bachelorstudium erhaltenen Dar-
lehens und der bereits aufgelaufenen und bis zur endgülti-
gen Rückzahlung weiter auflaufenden Zinsen für die Dauer 
des Masterstudiums zuzüglich weiterer zwei Jahre freizu-
stellen. Dieses Darlehen wird samt den bis zur Antragsbe-
willigung aufgelaufenen Zinsen mithin für diesen Zeitraum 
gestundet. Die Rückzahlung erfolgt dann zunächst auf das 
Bachelordarlehen, bis dieses vollständig getilgt ist, um die 
Zinslasten möglichst gering zu halten. Im Anschluss daran 
wird das Masterdarlehen getilgt. 

Absätze 2 und 3: 

Die Regelungen dienen beide der Klarstellung bei der 
Rechtsanwendung. 

Zu § 11 – Freistellung von der Verpflichtung zur Rückzahlung 
des Studienbeitragsdarlehens bei geringem Einkommen 

Absatz 1: 

Die Regelung ist wortgleich mit § 18 a Abs. 1 BAföG. 

Absatz 2: 

Die Regelung entspricht weitestgehend § 18 a Abs. 2  
BAföG. Die Freistellung und mit ihr als Rechtsfolge die 
Stundung wird nach Prüfung der Antragsvoraussetzungen 
immer für ein Jahr gewährt. Die Antragswirkung beginnt 
immer vom Beginn des Monats, in dem der Antrag gestellt 
wurde ohne Rückwirkung. 
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Absatz 3: 

Die Vorschrift regelt die Folgen, die bei einer Veränderung 
der für die Entscheidung über die Freistellung maßgeblichen 
Umstände eintreten können.  

Absatz 4: 

Definition des Einkommensbegriffs zur Klarstellung. 

Absatz 5: 

Klarstellung, die der Verwaltungsvereinfachung dient. 

Zu § 12 – Mitwirkungspflichten 

Die Vorschrift konkretisiert den Umfang und die Art und 
Weise der Mitwirkung, die den Darlehensnehmerinnen und 
Darlehensnehmern in § 16 StBAG NRW aufgegeben sind. 
Nach dem Prinzip der Normbegünstigung, der größeren 
Beweisnähe der Darlehensnehmerin oder des Darlehens-
nehmers zu den Tatsachen sowie angesichts der Verfü-
gungs- und Verantwortungssphären über die Tatsachen 
trägt die Darlehensnehmerin oder der Darlehensnehmer die 
materielle Beweislast für die Entscheidung der Frage, ob die 
Voraussetzungen für eine Freistellung oder eine Minderung 
im Sinne des Absatzes 1 Nr. 1 gegeben sind. Der Darle-
hensnehmerin oder dem Darlehensnehmer ist das Risiko 
einer für sie nachteiligen Entscheidung bei einem non liquet 
am ehesten zuzumuten. Absatz 3 Satz 1 stellt dies klar. 

Zu § 13 – Berechnung des Zinssatzes 

Die Regelung berechtigt die NRW.Bank zur Pauschalierung 
der Verwaltungs- und der Stundungskosten. Letztere gehö-
ren systematisch zu den Geldbeschaffungskosten, die ge-
mäß § 12 Abs. 1 Satz 2 StBAG NRW in den Zinssatz einge-
rechnet werden dürfen. Um die Refinanzierungskosten, 
deren Höhe sich nach dem 6-Monats-Euribor richtet, für die 
Kunden der NRW.Bank als transparenten Bestandteil der 
Zinsberechnung bestehen zu lassen, darf die Bank die pau-
schalierten Stundungskosten der Verwaltungskostenpau-
schale zuschlagen. 
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Zu 3) und 4): Folgeänderungen 

Zu § 14 – Ausfallfonds für Studienbeitragsdarlehen 

Die Vorschrift betrifft den Ausfallfonds. 

Zu § 15 – Notleidende Forderungen 

Die Regelung konkretisiert den unbestimmten Rechtsbegriff 
der notleidenden Forderung im Sinne des § 18 Abs. 2 
Satz 1 StBAG NRW. 

Das in Nummer 6 genannte außerordentliche Kündigungs-
recht der NRW.Bank focussiert dasjenige, welches ihr auf-
grund des § 314 BGB zusteht. Nach § 314 BGB kann bei 
Dauerschuldverhältnissen – zu denen auch ein Darlehens-
vertrag rechnet – jeder Vertragsteil den Vertrag aus wichti-
gem Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündi-
gen. Ein wichtiger Grund liegt vor, wenn dem kündigenden 
Teil unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls 
und unter Abwägung der beiderseitigen Interessen die Fort-
setzung des Vertragsverhältnisses bis zur vereinbarten Be-
endigung oder bis zum Ablauf einer Kündigungsfrist nicht 
zugemutet werden kann. 

Zu § 16 – Datenverarbeitung 

Die Vorschrift betrifft die Verarbeitung der personenbezoge-
nen Daten, die zu Zwecken des Vollzugs des StKFG erho-
ben worden sind. 

Ihre Weiterverarbeitung zum Vollzug des HFGG (und damit 
des StBAG und des StKFG-AufhG) und der StBAG-VO soll 
zulässig sein. Damit wird eine Ausnahme von dem daten-
schutzrechtlichen Zweckbindungsgebot vorgesehen. Dies 
erscheint auch mit Blick auf die Interessen der Studierenden 
gerechtfertigt, die sonst diese Angaben erneut machen 
müssten. Eine „geeignete Weise“ im Sinne des Satzes 2 ist 
auch dann gegeben, wenn die Hochschule in ihrem amtli-
chen Verkündungsblatt ihre Absicht veröffentlicht, die Daten 
im Sinne des Satzes 1 weiterzuverarbeiten. 
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Zu § 17 – Verbindlicherklärung der Rahmenvereinbarung 
zwischen der NRW.Bank und den Hochschulen 

Verwaltungsorganisatorisch ist es wenig sinnvoll, dass sämt-
liche Landeshochschulen mit der NRW.Bank verschiedene 
Rahmenvereinbarungen treffen, in denen das Arbeitsver-
hältnis zwischen der Bank und der jeweiligen Hochschule 
geregelt wird. Sinnvollerweise wird dieses Arbeitsverhältnis 
Gegenstand einer einzigen Rahmenvereinbarung sein, die 
durch das Ministerium für beide Seiten – als Bank und 
Hochschulen – verbindlich erklärt werden kann. Dem dient 
die Regelung. 

Zu § 18 – In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten 

Absatz 1: 

Die Vorschrift regelt das In-Kraft-Treten und das Außer-
Kraft-Treten dieser Verordnung. 

Absatz 2: 

Das Außer-Kraft-Treten der RVO-StKFG zum 1. April 2007 
ist mit Blick auf den Umstand sachgerecht, dass das StKFG 
zum gleichen Zeitpunkt außer Kraft tritt. Die Auswahlgebüh-
ren-RVO NRW kann deshalb außer Kraft treten, weil ihr Re-
gelungsgehalt vollständig in § 5 dieser Verordnung einge-
flossen ist. Sachlich ändert sich daher mit dem Außer-Kraft-
Treten der Auswahlgebühren-RVO NRW für Abgabensat-
zungen nichts, die auf der Grundlage der Auswahlgebühren-
RVO NRW bereits erlassen worden sind. Die Geltung derar-
tiger Abgabensatzungen bleibt unberührt; sie müssen daher 
nicht eigens neu erlassen werden. Ihre Änderungen erfol-
gen nunmehr allerdings auf der Grundlage des § 5 dieser 
Verordnung. 
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